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Geleitwort 

Die Branche der Energiewirtschaft zeichnet sich durch zahlreiche energiespezifische 

Bilanzierungsfragen aus, die noch nicht hinreichend wissenschaftlich untersucht 

wurden. Außerdem müssen aufgrund der hohen Vermögensintensität in dieser Bran-

che Investoren zur Deckung des Kapitalbedarfs gewonnen werden, die entschei-

dungsnützliche Informationen fordern. Vor diesem Hintergrund befasst sich die vor-

liegende Arbeit dezidiert mit der Entscheidungsnützlichkeit energiespezifischer Bi-

lanzierungssachverhalte im IFRS-Abschluss. 

Herr Lange untersucht im Detail die relevanten Vorschriften der IFRS zur Bilanzie-

rung von Sachverhalten auf der Wertschöpfungsstufe Erzeugung der leitungsgebun-

denen Energien Strom und Gas. Konkret stehen die Bilanzierungssachverhalte in der 

Rohstoffförderung und die Bilanzierung von Emissionsrechten und Rückstellungen 

mit Blick auf Entscheidungsnützlichkeit im Mittelpunkt der Betrachtung. Zur Beur-

teilung der Entscheidungsnützlichkeit leitet der Verfasser Kriterien ab, die sich an 

den qualitativen Anforderungen der IFRS orientieren. Anhand dieser Kriterien ana-

lysiert Herr Lange systematisch das Spektrum an bilanzpolitischen Gestaltungsmög-

lichkeiten energieerzeugungsspezifischer Sachverhalte nach IFRS. Zudem zeigt er 

auf, dass im Rahmen der Abbildung dieser Sachverhalte in den Konzernabschlüssen 

fünf großer Energieversorgungsunternehmen in Deutschland bilanzpolitische In-

strumente genutzt werden und nicht immer ein einheitliches Bilanzierungsvorgehen 

erfolgt. Aus den Erkenntnissen und unter Berücksichtigung der aktuellen Entwick-

lungen des IFRS-Rahmenkonzepts erarbeitet Herr Lange konkrete Handlungsemp-

fehlungen mit hoher Praxisrelevanz für die betrachteten energieerzeugungsspezifi-

schen Bilanzierungsfragen, die den Kriterien der Entscheidungsnützlichkeit besser 

entsprechen.  

Herr Lange leistet mit seiner Arbeit einen wichtigen Beitrag zur Weiterentwicklung 

der internationalen Rechnungslegung. Die Arbeit zeichnet sich durch eine äußerst 

systematische, detaillierte und umfassende Behandlung ausgewählter energiespezifi-

scher Bilanzierungssachverhalte aus und überzeugt mit konkreten Handlungsemp-

Clausthal-Zellerfeld, im März 2014 
Prof. Dr. Inge Wulf 

fehlungen. Die Arbeit ist sowohl für Wissenschaftler als auch für Unternehmens-

praktiker aufschlussreich. Dem vorliegenden Werk ist daher eine weite Leserschaft 

zu wünschen.  
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A. Einleitung 

Mit voranschreitender Industrialisierung gewann seit Mitte des 19. Jahrhunderts die 

Unternehmensform der Kapitalgesellschaft sprunghaft an Bedeutung. Grund hierfür 

waren vor allem umfangreiche Investitionen in neue Technologieformen, die es nö-

tig machten, eine Vielzahl von Kapitalgebern zur Realisierung derartiger Großpro-

jekte zu vereinen. Diese Kapitalgeber zeichneten sich aber nicht mehr als reine ex-

terne Fremdkapitalgeber aus. Vielmehr wurden unter dem Dach einer Gesellschaft 

direkt Eigenkapitalgeber zusammengeführt, die Verwaltung an zur Durchführung 

der Projekte geeignete Verweser (im heutigen Sprachgebrauch Manger) übertrugen. 

Schon bald wurde allerdings erkannt, dass aus der Trennung zwischen Eignern 

und Managern Konflikte heranwuchsen, weil die Manager nicht im Sinne der Eig-

ner handelten, sondern sich wie unkontrollierte Eigentümer verhielten und eigene 

Interessen verfolgten.1 Zusätzlich verschärfte sich dieses Problem bei steigender 

Zahl an Eigentümern, da dann ein einzelner Eigner nur noch wenig Möglichkeit zur 

Einflussnahme besaß.2 Zur Lösung dieses bis heute immer noch aktuellen Konflikts 

wurden zahlreiche Instrumente entwickelt. Eines davon stellt die Überwachung der 

Manager und die Information der Eigner über die Tätigkeiten der Manager durch ein 

normiertes System zur Abbildung der Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragswerte dar.3 Gewährleistet wird dies über die externe Rechnungslegung. 

Während sich die Geschäftstätigkeiten zum Zeitpunkt der Industrialisierung vor-

nehmlich auf die nationale Ebene beschränkten, ist seit Ende des zweiten Weltkrie-

ges eine immer stärkere internationale Vernetzung und Ausbreitung von Unterneh-

men zu beobachten. Die zunehmende Globalisierung fordert deshalb ein Rechnungs-

legungssystem von länderübergreifender Gültigkeit, weshalb seit den 1990er Jahren 

die International Financial Reporting Standards (IFRS) immer mehr an Bedeu-

tung gewinnen.4 Schon seit 2005 bzw. 2007 sind kapitalmarktorientierte Unterneh-

                                                 
1  Bereits in seinem 1917 erschienenem Werk „Vom Aktienwesen“ wird dieser Umstand trefflich 

von RATHENAU beschrieben. Vgl. Rathenau (1917), S. 13–23. 
2  Vgl. auch Kapitel B.1.2.3.2. 
3  Für weitere Informationen vgl. auch Kapitel B.1.3.2. 
4  Ein wichtiger Grund für die Einführung der IFRS war die Schaffung eines einheitlichen Rech-

nungslegungssystems, das die länderübergreifende Vergleichbarkeit von Abschlüssen gewähr-
leisten soll. Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1606/2002, Marten/Schlereth/Crampton/Köhler (2002), 
S. 2008; S. 1; Böcking (2001), S. 1433 ff. 
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men der Europäischen Union zur Anwendung der IFRS und zur Veröffentlichung 

eines IFRS Konzernabschlusses verpflichtet.5 Aber auch Konzernabschlüsse nicht 

kapitalmarktorientierter Unternehmen oder Einzelabschlüsse können nach den Re-

gelungen der IFRS aufgestellt und veröffentlicht werden.6 Den IFRS wird eine im 

Vergleich zur nationalen Rechnungslegung bessere Orientierung am tatsächlichen 

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage eines Unternehmens zugesprochen, 

da es deren Ziel ist, Kapitalgebern für ihre Investitionen entscheidungsnützliche 

Informationen bereitzustellen.7 Die Eignung des IFRS-Abschlusses als entschei-

dungsnützliches Informationsinstrument sowie als Instrument zur Minderung des 

Eigner-Manager-Konflikts ist jedoch nicht unumstritten. In ihnen werden umfang-

reiche Möglichkeiten zur Abschlusspolitik gesehen, welche die enthaltenen Infor-

mationen verzerren, weil sie vom Management bewusst zur Beeinflussung der tat-

sächlichen Unternehmensdaten genutzt werden können.8  

Vor dem Hintergrund des Eigner-Manger-Konflikts ist die Energiewirtschaft be-

sonders interessant. Während in vielen anderen Branchen bereits immer klassische, 

durch privates Eigenkapital finanzierte Unternehmen existierten, war die Energie-

wirtschaft in Europa bis in die jüngste Vergangenheit nahezu ausschließlich in öf-

fentlicher Hand. Erst mit den Privatisierungs- und Liberalisierungswellen entstand 

ein tatsächlicher Markt, an dem nun auch privates Eigenkapital investiert werden 

konnte. Die Notwendigkeit einer für Privatinvestoren entscheidungsnützlichen 

Rechnungslegung in der Energiewirtschaft ist somit noch relativ neu. Darüber hin-

aus zeichnet sich die Energiewirtschaft aufgrund ihrer Komplexität durch bran-

chenspezifische Besonderheiten aus, für die ein Weg zur sachgerechten Abbildung 

                                                 
5  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1606/2002. Für europäische Unternehmen, die aufgrund einer US-

amerikanischen Börsennotierung US-GAAP anwendeten, sowie Unternehmen, die ausschließ-
lich durch die Ausgabe von Fremdkapitaltiteln unter den Anwendungsbereich der genannten 
EU-Verordnung fielen, galt eine Übergangsfrist bis 2007 bezüglich der Erstanwendung der 
IFRS. Vgl. Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn (2011), S. 51. 

6  Vgl. Lachnit/Wulf (2009), S. 6. 
7  Vgl. Marten/Schlereth/Crampton/Köhler (2002), S. 2008. Das Ziel, entscheidungsnützliche 

finanzielle Informationen für bestehende und potentielle Eigenkapitalgeber zur Verfügung zu 
stellen, wird auch im konzeptionellen Rahmen der IFRS aufgeführt. Vgl. Kapitel B.1.4.5. 

8  Kritiker der IFRS sprechen in diesem Zusammenhang von einer „Entobjektivierung“ der Rech-
nungslegung und sprechen den IFRS ihre Entscheidungsnützlichkeit ab. Vgl. zur Kritik an den 
IFRS z.B. Schildbach/Ballwieser/Küting (2009), S. 1; Moxter (2006), S. I; Küting (2005), S. 22; 
Streim/Esser (2003), S. 837; Hoffmann/Lüdenbach (2002), S. 873; Schildbach (2001), S. 857; 
Schildbach (1999), S. 421 ff. 
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in der Rechnungslegung gefunden werden muss. Die bilanziellen Besonderheiten 

lassen sich dabei gut entlang der energiewirtschaftlichen Wertschöpfungskette glie-

dern.9 Den Ausgangspunkt stellt hier die Wertschöpfungsstufe Erzeugung dar, auf 

die im Rahmen dieser Arbeit näher eingegangen werden soll. Wesentliche energie-

erzeugungsspezifische Sondersachverhalte ergeben sich aus der Bilanzierung von 

Emissionsrechten, der Bilanzierung in der Rohstoffförderung (Extractive Activi-

ties) und der Bilanzierung von energieerzeugungsspezifischen Rückstellungen.  

Im Schrifttum liegen zum einen bereits Arbeiten zur Analyse abschlusspolitischer 

Gestaltungsräume in den IFRS oder zu bestimmten Sachthemen, wie Rückstellun-

gen usw. vor und zum anderen gibt es bereits Untersuchungen, die sich die genann-

ten energieerzeugungsspezifischen Sachverhalte zum Gegenstand machen. Diese 

beschäftigen sich aber, sofern sie Abschlusspolitik in den IFRS zum Thema haben, 

nicht mit den dieser Arbeit zu Grunde liegenden Bilanzierungssachverhalten10 bzw. 

legen, sofern sie sich speziell mit den aufgezeigten Sondersachverhalten der Ener-

gieerzeugung beschäftigen, den Schwerpunkt nicht auf die Abschlusspolitik.11 Diese 

Lücke soll mit der vorliegenden Arbeit geschlossen werden. Als Forschungsfrage 

ergibt sich somit, inwiefern abschlusspolitische Einflussmöglichkeiten innerhalb des 

IFRS-Regelwerkes die Vermittlung entscheidungsnützlicher Informationen bei den 

branchenspezifischen Besonderheiten der Energiewirtschaft auf der Wertschöp-

fungsstufe Erzeugung einschränken. Darüber hinaus soll auch anhand ausgewählter 

Konzernabschlüsse die diesbezügliche Bilanzpraxis untersucht werden. Aus den 

daraus erzielten Erkenntnissen wird abschließend ein Empfehlungskatalog für eine 

den Branchenspezifika gerecht werdende und entscheidungsnützliche Bilanzierung 

abgeleitet. Zur Erreichung dieser Ziele wird ein wie folgt skizzierter Aufbau und 

Gang der Untersuchung angewendet: 

                                                 
9  Zur Wertschöpfungskette in der Energiewirtschaft vgl. Kapitel C.1.2. 
10  U.a. WOHLGEMUTH durchleuchtet die IFRS in ihrer Gesamtheit mit dem Blick auf Bilanzpo-

litik und Bilanzanalyse, ZIESEMER untersucht ausgewählte Standards und KLÖPFER sowie 
MÜLLER/WULF machen sich das bilanzpolitische Potential bei der Umstellung von HGB auf 
IFRS bzw. einen Vergleich unterschiedlicher Rechnungslegungsnormen zum Thema. Vgl. 
Wohlgemuth (2006); Klöpfer (2005); Müller/Wulf (2005), S. 1267-1273; Müller/Wulf (2001), 
S. 2206-2213.  

11  Zur Bilanzierung von Emissionsrechten vgl. z.B. Völker-Lehmkuhl (2005), zur Bilanzierung 
von Extractive Activities vgl. z.B. Richter (2012); Willms (2006) und zur Bilanzierung energie-
erzeugungsspezifischer Rückstellungen vgl. z.B. Köhlmann (2008); Schrimpf-Dörges (2007). 
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Abbildung 1:  Aufbau und Gang der Untersuchung12

Nach der Einleitung beschäftigt sich Kapitel B mit der Entscheidungsnützlichkeit 

der externen Rechnungslegung sowie den durch abschlusspolitische Maßnah-

men verursachten Einschränkungen. Dazu wird anfangs die Entscheidungsnützlich-

keit der externen Rechnungslegung auf dem Kapitalmarkt erörtert. Nach Festsetzung 

des Adressatenkreises für diese Arbeit wird mittels der Prinzipal-Agenten-Theorie

gezeigt, dass die externe Rechnungslegung als eine Quelle entscheidungsnützli-

cher Informationen in Frage kommt, wenn sie zum einen adressatenorientierte und 

zum anderen relevante und glaubwürdige Informationen bereitstellt. Da sich diese 

Arbeit ausschließlich mit der internationalen Rechnungslegung nach IFRS beschäf-

tigen soll, wird auch die grundsätzliche Eignung der IFRS als entscheidungsnützli-

che Rechnungslegung diskutiert.  

Darüber hinaus wird erläutert, wie abschlusspolitische Maßnahmen in den IFRS 

die Entscheidungsnützlichkeit einschränken. Unter Rückgrifft auf die Definition von 

Abschlusspolitik und damit zusammenhängender Ziele der Abschlussersteller wer-

den die bilanzpolitischen Instrumente vorgestellt und der Untersuchungsgegenstand 

auf die Sachverhaltsabbildung eingegrenzt. Zur Sachverhaltsabbildung zählen die-

jenigen Instrumente, die die bilanzielle Abbildung von Sachverhalten in Ausweis, 

                                                 
12  Eigene Darstellung. 
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Ansatz und Bewertung beeinflussen.13 Nach Darstellung der Grenzen der Ab-

schlusspolitik schließen die Ausführungen mit einer Systematisierung der Ent-

scheidungsnützlichkeitseinschränkungen durch die sachverhaltsabbildende 

Abschlusspolitik. 

Als letzter Punkt wird das in der nachfolgenden Untersuchung angewendete Beur-

teilungsvorgehen abschlusspolitischer Instrumente erörtert. Diese erfolgt anhand 

der Beurteilungskriterien Wirkung, Erkennbarkeit, Bindung, Aufschiebbarkeit und 

Teilbarkeit in einer eigens entwickelten Untersuchungssystematik. Diese ermittelt 

als Ergebnis die potentielle Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit durch 

ein abschlusspolitisches Instrument. 

Kapitel C beschäftigt sich mit der Identifizierung der energiespezifischen Bilan-

zierungssachverhalte der Wertschöpfungsstufe Erzeugung, bevor die Würdigung

dieser Sachverhalte hinsichtlich der enthaltenen abschlusspolitischen Möglichkei-

ten und der dadurch verursachten Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit 

vorgenommen wird. Dazu werden die betreffenden Regelungsbereiche in den IFRS 

hinsichtlich Ausweis und Ansatz, Erst- und Folgebewertung sowie hinsichtlich der 

Abgangsbewertung mit Blick auf abschlusspolitische Instrumente beleuchtet. Da-

nach schließt sich eine Untersuchung der identifizierten Abschlusspolitik unter Zu-

grundelegung der Beurteilungskriterien und der Untersuchungssystematik an. Als 

Ergebnis wird jeweils getrennt nach den energieerzeugungsspezifischen Bilanzie-

rungssachverhalten für jedes abschlusspolitische Instrument ein potentielles Maß 

über den Umfang der Entscheidungsnützlichkeitseinschränkung bestimmt. 

Nachdem die sich aus den IFRS grundsätzlich ergebenden abschlusspolitischen In-

strumente identifiziert und untersucht wurden, erfolgt in Kapitel D eine Auswer-

tung, wie mit den energieerzeugungsspezifischen Sachverhalten in der Bilanzpra-

xis umgegangen wird. Dazu werden exemplarisch die Konzernabschlüsse der Ge-

schäftsjahre 2009 bis 2011 der fünf größten in Deutschland vertretenen Energiever-

sorgungsunternehmen ausgewertet. Die hier angewendete Untersuchung stellt dabei 

bewusst keine mathematisch analytische Auswertung dar. Vielmehr soll eine Ver-

bindung der literaturgestützt erarbeiteten Ergebnisse aus dem vorangegangenen Ka-

                                                 
13  Vgl. Wulf (2010a), S. 564; Klöpfer (2006), S. 82; Wohlgemuth 2006, S. 67. 
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pitel mit der Bilanzpraxis hergestellt werden. Dazu wird nicht nur untersucht, inwie-

fern die abschlusspolitischen Instrumente ausgeübt werden, sondern auch, ob die 

enthaltenen Informationen entscheidungsnützlich sind. 

Die zuvor erarbeiteten Erkenntnisse und Untersuchungsergebnisse werden in Kapi-

tel E mit dem Ziel aufgegriffen, einen Empfehlungskatkog für eine entschei-

dungsnützlichere Bilanzierung der thematisierten Sachverhalte zu entwickeln. Ziel 

ist es dabei grundsätzlich, abschlusspolitische Instrumente zu beseitigen oder diese 

nachvollziehbar und transparent darzustellen, wenn sachverhaltsabbildender Frei-

raum in der Abschlusserstellung aufgrund komplexer und nicht eindeutig zu grei-

fender Sachverhalte notwendig ist. Weiterhin wird auch diskutiert, ob die aktuellen, 

teilweise branchenspezifischen Bilanzierungsvorschriften mit den Grundsätzen der 

IFRS-Rechnungslegung in Einklang stehen oder diesen widersprechen. Der leitende 

Gedanke bei der Ausarbeitung des Empfehlungskataloges ist, die Entscheidungs-

nützlichkeit zu erhöhen. Die sie konstituierenden Kriterien Relevanz und Glaubwür-

digkeit werden deshalb an dieser Stelle nochmals aufgegriffen. Als Ergebnis dieses 

Kapitels werden die jeweiligen Empfehlungen zu den energieerzeugungsspezifi-

schen Bilanzierungssachverhalten tabellarisch zu einem Katalog zusammengefasst.  

Die Arbeit schließt mit Kapitel F, welches die Ergebnisse nochmals zusammenfasst 

und einen Ausblick auf mögliche zukünftige Forschungstätigkeiten gibt. 
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B. Die externe Rechnungslegung im Lichte der Entscheidungs-
nützlichkeit 

1. Entscheidungsnützlichkeit der externen Rechnungslegung 
auf dem Kapitalmarkt 

1.1. Vorbemerkungen

Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit ist die Ausgestaltung der kapitalmarktorien-

tierten Rechnungslegung ausgewählter Bilanzierungsprobleme. Mit Hinblick darauf 

wird in diesem Kapitel erörtert, welchen Anforderungen die Rechnungslegung im 

Zusammenhang mit den Informationsbedürfnissen der Kapitalmarktteilnehmer ent-

sprechen muss. 

Dazu wird in diesem Kapitel zunächst der Kapitalmarkt definiert sowie seine Auf-

gaben und Funktionen dargestellt. Im Anschluss daran folgt eine Charakterisierung 

und Typisierung der Teilnehmer auf dem Kapitalmarkt mit Hinblick auf Ihre Inte-

ressen und Ziele, um eine Grundlage für die im weiteren Verlauf ins Zentrum rü-

ckenden Informationsbedürfnisse der typisierten Kapitalmarktteilnehmer zu schaf-

fen. In der neuen Institutionenökonomik wird dabei die externe Rechnungslegung 

als eine mögliche entscheidungsnützliche Informationsquelle gesehen. Aus diesem 

folgernd werden die Anforderungen an eine derartige Rechnungslegung diskutiert 

sowie die konzeptionellen Grundlagen der internationalen Rechnungslegung IFRS 

vorgestellt.  

Die Ergebnisse dieses Kapitels dienen als Grundlage für die Untersuchung, wie die 

Entscheidungsnützlichkeit von Informationen in der externen Rechnungslegung 

durch abschlusspolitische Maßnahmen eingeschränkt wird. 

1.2. Adressatenkreis für die Informationsvermittlung auf dem Kapital-
markt 

1.2.1. Definition des Kapitalmarkts 

Ein Markt im ökonomischen Sinne wird als ein Ort definiert, auf dem Angebot und 

Nachfrage zum Zwecke einer Tauschbeziehung von Gütern zusammentreffen.14

                                                 
14  Vgl. Piekenbrock (2009), S. 271; Ott (1980), S. 105. 
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Der Kapitalmarkt stellt dabei einen Teilmarkt dar und ist von anderen Märkten sach-

lich, räumlich und zeitlich abzugrenzen.15

Die sachliche Abgrenzung eines Marktes wird mit Hilfe der gehandelten Güter

vorgenommen. Der Kapitalmarkt ist ein Markt, auf dem mittel- und langfristig Ka-

pital angeboten und nachgefragt wird und teilt sich auf in einen organisierten und 

nicht organisierten Bereich.16 Der nichtorganisierte Kapitalmarkt beschreibt Bezie-

hungen zwischen Unternehmen, zwischen Haushalten oder zwischen Unternehmen 

und Haushalten.17 Auf dem organisierten Markt ist der Handel von Kapital dadurch 

gekennzeichnet, dass er institutionalisiert und organisiert wird.18 Für den weiteren 

Verlauf der Arbeit soll der Kapitalmarkt auf den organisierten Markt beschränkt und 

insbesondere als Markt für Wertpapiere festgelegt werden,19 wobei die am häufigs-

ten ausgeprägte Form eines solchen Kapitalmarktes die regulierte Börse darstellt.20

Einer räumlichen Einschränkung des Kapitalmarkts auf nationaler Ebene bedarf 

es in dieser Arbeit grundsätzlich nicht, da innerhalb der Europäischen Union das 

Kapitalmarktrecht wie in keinem anderen Rechtsgebiet stark vereinheitlicht wurde.21

Mit Hinblick auf die sich im späteren Verlauf der Arbeit anschließende Analyse 

wird der Kapitalmarkt zeitlich auf die Gegenwart und die nahe Vergangenheit be-

grenzt.22

                                                 
15  Vgl. Piekenbrock (2009), S. 271.  
16  Vgl. Gabler Verlag (2010), S. 237. 
17  Vgl. Piekenbrock (2009), S. 215; Hilke (1993), S. 2775; Häuser (1976), S. 1059. 
18  Vgl. Piekenbrock (2009), S. 215; Hilke (1993), S. 2775; Häuser (1976), S. 1059. 
19  Vgl. Zur Eingrenzung des Kapitalmarkts als Markt für Wertpapiere vgl. Franz (1990), S. 248; 

Büschgen (1972), S. 508. Der Wertpapiermarkt wird auch als Kapitalmarkt im engeren Sinne 
bezeichnet. Vgl. Häuser (1976), S. 1059. 

20  Die Börse ist insbesondere durch staatliche Regulierung und einen hohen Organisationsgrad 
gekennzeichnet. Vgl. Wierichs/Smets (2010), S. 37. 

21  Vgl. Elster (2002), S. 6, S. 9-11; Heinze (1999), S. 395-405. 
22  Eine zeitliche Einschränkung gewährt vergleichbarere Analyseergebnisse, weil mit Ausdehnung 

des Betrachtungszeitraums Marktveränderungen wahrscheinlicher werden. Vgl. Hilke (1993), S. 
2772. 
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1.2.2. Aufgaben und Funktionen des Kapitalmarkts 

In der Literatur werden die Aufgaben des Kapitalmarkts nicht einheitlich charakteri-

siert.23 Wie bereits im Vorangegangenen erläutert ist jedoch die übergeordnete Auf-

gabe die Marktfunktion, d.h. das Zusammenbringen von Angebot und Nachfrage.24  

Da Kapital ein knappes Gut darstellt, ist eine weitere zentrale Aufgabe, das Kapital 

in die jeweils effizienteste Verwendung, d.h. in die Investition mit der höchsten er-

warteten Rendite unter Berücksichtigung des Investitionsrisikos,25 zu lenken (Allo-

kationsfunktion).26 Zur Erfüllung dieser Aufgabe müssen den Kapitalmarktteil-

nehmern aussagekräftige Informationen zur Verfügung stehen.27 Zusätzlich hat der 

Kapitalmarkt die Aufgabe, das Kapitaleinkommen aus den Investitionen entspre-

chend der Zinssätze zu verteilen (Distributionsfunktion).28  

Im weiteren Verlauf steht die Allokationsfunktion im Vordergrund. Damit diese 

Funktion vollständig und ungehindert wirken kann, bedarf es eines besonderen 

Funktionsschutzes.29 Darunter wird u. a. die Bereitstellung von gleichmäßig verteil-

ten Informationen an die Kapitalmarktteilnehmer für ihre Investitionsentscheidun-

gen verstanden.30 Im Rahmen des Individualschutzes, der ebenso Bestandteil des 

Funktionsschutzes ist,31 muss der einzelne Kapitalmarktteilnehmer davor geschützt 

werden, dass andere Marktteilnehmer aus Macht- und Informationsvorteilen profi-

                                                 
23  In der Literatur finden sich unterschiedliche Beschreibungen der Aufgaben des Kapitalmarkts. 

Die Unterschiede beziehen sich jedoch überwiegend auf die Begrifflichkeiten und weniger auf 
den Aussagegehalt. KOCH/SCHMIDT sowie KAHLE unterscheiden zwischen Kapitallenkung 
und Kapitalaufbringung, WEICHERT zwischen Finanzierungs- Liquidierungs- und Selektions-
funktion und KÜBLER zwischen allokativer, operationeller und institutioneller Effizienz. Vgl. 
Kahle (2002), S. 96; Weichert (1985), S. 2; Koch/Schmidt (1981), S. 236; Kübler (1977), S. 89. 
Der weitere Verlauf dieser Arbeit richtet sich nach der von TUCHFELDT geprägten Unter-
scheidung in Markt-, Allokations- und Distributionsfunktion. Vgl. Tuchfeldt (1978), S. 434f.  

24  Vgl. Schmidt (1985), S. 339; Tuchfeldt (1978), S. 434; Lüthje (1970), S. 58f. 
25  Vgl. Franke/Hax (1994), S. 358. 
26  Vgl. Streim (1989), S. 326; Schalek (1988), S. 25. 
27  Vgl. Koch/Schmidt (1981), S. 236; Kübler (1977), S. 89. 
28  Vgl. Tuchfeldt (1978), S. 435. Die Zinssätze und Renditen stehen hierbei in Abhängigkeit zum 

Investitionsrisiko und haben Einfluss auf die gesamtwirtschaftliche Einkommensverteilung. 
Vgl. Schalek (1988), S. 25. 

29  Vgl. Koch/Schmidt (1981), S. 235. 
30  Auf dem Kapitalmarkt finden weitere Regelungen zum Funktionsschutz Anwendung, die in 

dieser Arbeit unberücksichtigt bleiben sollen. Es handelt sich z.B. um die Organisation von 
Marktsegmenten oder das Aufstellen eines rechtlichen Rahmens für den Wertpapierhandel. Vgl. 
Assmann (1989), S. 61; Kübler (1977), S. 89. 

31  Vgl. Merkt (2001), S. 301-306. 
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tieren.32 Durch asymmetrisch verteilte Informationen können die Marktfunktio-

nen beeinträchtigt werden33 und geringer informierte Marktteilnehmer werden ver-

suchen, zu ihren Renditeerwartungen Misstrauenszuschläge zu verlangen.34 Sofern 

diese nicht durchgesetzt werden können, ziehen sich die geringer informierten 

Marktteilnehmer zurück, was bis zum Zusammenbruch des Marktes führen kann.35

Ein intakter Individualschutz ist deshalb Voraussetzung für die Funktionsfähigkeit 

des Marktes.36 Geeignete Instrumente zum Ausgleich der Macht- und Informations-

asymmetrien stellen dabei die Informations- und Publizitätspflichten im Rahmen der 

externen Rechnungslegung dar.37

1.2.3. Kapitalnachfrager und Kapitalanbieter als Teilnehmer auf dem Kapi-
talmarkt 

Bezüglich der Informationen aus der externen Rechnungslegung, die auf dem Kapi-

talmarkt zur Verfügung gestellt werden, wird innerhalb der Informationsempfän-

ger zwischen Informationsinteressenten und Informationsadressaten unterteilt. Im 

Gegensatz zu den Interessenten,38 die nicht direkt am Kapitalmarkt auftreten, haben 

die Adressaten ein besonderes Informationsbedürfnis, weil sie als direkte Teilneh-

mer auf dem Kapitalmarkt agieren.39 Die Informationsadressaten umfassen dabei die 

Gruppe an Anbietern von Kapital, welche von den Nachfragern nach Kapital die 

Informationen zur Verfügung gestellt bekommt.40 Da diese Informationen Untersu-

                                                 
32  Vgl. Kahle (2002), S. 97; Koch/Schmidt (1981), S. 235. 
33  Ausschlaggebend ist hier jedoch nicht, dass alle Marktteilnehmer den gleichen Informations-

stand haben. Vielmehr muss Chancengleichheit beim Informationszugang herrschen. Vgl. Pel-
lens/Füllbier (2000), S. 580f.; Hopt (1991), S. 290. 

34  Vgl. Fülbier (1998), S. 146-149. 
35  Vgl. Fülbier (1998), S. 146-149. Zur Theorie des Marktversagens vgl. grundlegend Akerlof 

(1970), S. 488-500. 
36  Vgl. Kahle (2002), S. 97. 
37  Deshalb kommt der externen Rechnungslegung auch eine Wohlfahrtsfunktion zu. Vgl. Schnei-

der (2000), S. 38; Ballwieser (1985), S. 38.  
38  Als Beispiele können hier Arbeitnehmer, Lieferanten und sonstige nicht direkt auf dem Kapi-

talmarkt agierende Gruppen genannt werden. Zur Systematisierung von über Kapitalmarktad-
ressaten hinausgehende Gruppen vgl. z.B. Eierle (2004), S. 18-21; Cyert/March (1992), S. 31. 

39  Vgl. Moxter (2002), S. 1049f.; Moxter (1976), S. 418f.  
40  Die Kapitalmarktteilnehmer lassen sich vor diesem Hintergrund in Anbieter von und Nachfra-

ger nach Wertpapieren beschreiben sowie anhand ökonomischer Gruppen weiter unterteilen. 
Als Anbieter von Wertpapieren treten sowohl der Finanzsektor, der Unternehmenssektor und 
auch der Staat auf. Diese Gruppen werden auf Nachfragerseite um die privaten Haushalte er-
gänzt, wobei die Interessen und Informationsanforderungen aller Kapitalmarktteilnehmer hete-
rogen sind. Vgl. Ballwieser (2002), S. 115; Tuchfeldt (1978), S. 434; Moxter (1976a), S. 94f.; 
Büschgen (1972), S. 508. 
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chungsgegenstand dieser Arbeit sind, wird die Gruppe der Kapitalmarktteilnehmer 

im Weiteren auf die Kapitalanbieter beschränkt. 

1.2.3.1.  Kapitalanbieter

Um den Kreis der Kapitalanbieter weiter eingrenzen zu können, müssen deren Ziele

untersucht werden. Grundsätzlich haben Kapitalanbieter nicht finanzielle und finan-

zielle Ziele. Unter nicht finanziellen Zielen können z.B. unternehmerische Macht 

oder Prestige sowie die Verfolgung ökologischer oder sozialer Ziele subsumiert 

werden.41 Die nicht finanziellen Ziele sind in der Regel schwer zu bewerten bzw. zu 

quantifizieren, sodass sie bei Investitionsentscheidungen häufig keine oder nur eine 

untergeordnete Rolle spielen.42 Finanzielle Ziele spiegeln dagegen die Bedürfnisbe-

friedigung des Individuums durch Konsum dar, wobei der Konsum aus liquiden 

Mitteln finanziert wird.43 Dabei steht dem unbegrenzten Bedürfnis nach Konsum 

nur eine begrenzte Menge an liquiden Mitteln gegenüber.44 Kapital wird dann für 

Investitionen angeboten, wenn durch Verzicht auf sicheren Gegenwartskonsum ein 

Mehrkonsum in der Zukunft generiert werden kann.45 Um individuelle Konsumvor-

stellungen optimal befriedigen zu können,46 wird in Fremd- und Eigenkapital inves-

tiert.47

Fremdkapitalgeber überlassen für einen festen Zeitraum Kapital und erlangen 

dadurch einen vertraglich fixierten und vom Unternehmenserfolg unabhängigen 

Zahlungsanspruch, wobei sich die zukünftigen Zahlungsströme aus Zins und Til-

gung zusammensetzen.48 Fremdkapitalgebern werden in der Regel Sicherheiten zur 

Minimierung des Ausfallrisikos ihrer Zahlungsansprüche gewährt49 und sie werden 

im Insolvenzfall vorrangig befriedigt.50 Eigenkapitalgeber dagegen beteiligen sich 

direkt am Unternehmen und unterliegen somit einem größeren Investitionsrisiko.51

                                                 
41  Vgl. Schultze (2003), S. 22. 
42  Vgl. Schultze (2003), S. 22; Moxter (1983), S. 75f. 
43  Vgl. Moxter (1964), S. 10.  
44  Vgl. Schildbach (1975), S. 15. 
45  Vgl. Wagner (1982), S. 750. 
46  Vgl. Kahle (2002), S. 96. 
47  Vgl. Gräfer/Beike/Scheld (2008), S. 66f. 
48  Vgl. Rittershofer (2009), S. 353. 
49  Vgl. Franken (2001), S. 66-71; Ballwieser (1987), S. 351. 
50  Vgl. Kahle (2002a), S. 143-147; Krönert (2001), S. 17; Wentland (1979), S. 39f. 
51  Vgl. Coenenberg/Haller/Schultze (2012), S. 1258f.  
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Ihre zukünftigen Zahlungsströme resultieren aus den durch die Beteiligung am Un-

ternehmenserfolg resultierenden Dividendenzahlungen und den realisierten Wertän-

derungen der Unternehmensbeteiligungen.52 Neben dem Ausfallrisiko ihrer Investi-

tion bestehen auch weitere Unsicherheiten bezüglich Zeitpunkt und Umfang der 

Zahlungsströme.53 Somit benötigen Eigenkapitalgeber im Gegensatz zu Fremdkapi-

talgebern umfassendere Informationen über die wirtschaftliche Lage der Unterneh-

men.54 Der weitere Verlauf der Arbeit konzentriert sich deshalb auf die Informati-

onsbedürfnisse der Eigenkapitalgeber. 

1.2.3.2. Charakterisierung der Eigenkapitalgeber als Adressaten

Eigenkapitalgeber werden anhand ihres Zugangs zu Informationsquellen in zwei 

Gruppen unterschieden.55  

In die erste Gruppe fallen zum einen institutionelle Anleger, die große Mengen 

fremdem Kapitals verwalten und deren Interessen sich an den Renditeerwartungen 

ihrer Investitionen ausrichten, und zum anderen nicht institutionelle Anleger wie 

Industrieunternehmen oder die öffentliche Hand, welche durch ihre Beteiligungen 

neben Renditeerwartungen auch strategische Interessen verfolgen.56 Diese Eigenka-

pitalgeber zeichnen sich dadurch aus, dass sie in der Regel über hohe finanzielle 

Mittel verfügen und Informationen professionell beschaffen und verarbeiten kön-

nen.57 Aufgrund ihrer hohen Anlagebeträge üben sie zusätzlich - durch ihren großen 

Stimmrechtsanteil auf der Hauptversammlung und durch häufig direkten Kontakt 

zur Unternehmensleitung - bedeutenden Einfluss auf die Unternehmen aus.58 Wei-

                                                 
52  Vgl. Krönert (2001), S. 35. 
53  Ein zukünftiger Zahlungsstrom unterliegt drei Dimensionen: Zeit-, Höhen- und Risikopräferenz. 

Während für den Eigenkapitalgeber alle Dimensionen unsicher sind, werden Zeit- und Höhen-
präferenz beim Fremdkapitalgeber vertraglich geregelt. Vgl. u.a. Kahle (2002), S. 96; Streim 
(2000), S. 120. 

54  Eigenkapitalgeber benötigen im Gegensatz zu Fremdkapitalgebern Informationen über alle drei 
Dimensionen. Vgl. Coenenberg/Haller/Schultze (2012), S. 1259f. Durch eine Konzentration auf 
die Informationsinteressen der Eigenkapitalgeber können auch die Informationsziele der übri-
gen Kapitalmarktteilnehmer (zumindest teilweise) erreicht werden. Vgl. z.B. Böcking/Wesner 
(2004), S. 99. 

55  Vgl. Peters (2009), S. 17. Für eine Zusammenstellung weiterer Klassifizierungsmöglichkeiten 
vgl. Wassermann (2010), S. 46-52.  

56  Vgl. Ruhwedel (2003), S. 39-43. 
57  Vgl. Wassermann (2010), S. 53. WASSERMANN spricht hier nur von institutionellen Anle-

gern. Die Erkenntnisse treffen aber auch hier zu. 
58  Vgl. Wassermann (2010), S. 53; Lindemann (2004), S. 48; Strenger (2003), S. 709; Gode 

(1996), S. 316.  
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terhin besetzen sie oft einen Sitz im Aufsichtsrat.59 Sie sind somit nicht nur auf die 

öffentlichen Informationen des Kapitalmarkts angewiesen, da sie auch Zugriff auf 

interne Unternehmensinformationen haben.60  

Die zweite Gruppe der Eigenkapitalgeber zeichnet sich durch deutlich geringeres 

Anlagevolumen aus. Ihnen kommt deshalb nur ein unbedeutender Einfluss auf die 

Unternehmen zu und interne Informationsquellen der Unternehmen stehen ihnen 

nicht zur Verfügung.61 Sie sind daher im besonderen Maße schutzbedürftig und auf 

öffentlich zugängliche Informationen angewiesen.62 Die Menge dieser Eigenkapital-

geber besteht aus einer großen Anzahl individueller Anleger, die unterschiedliche 

ökonomische Kenntnisse, finanzielle Ziele oder Risikoausprägungen haben. Ins 

Zentrum dieser Arbeit rückt derjenige Eigenkapitalgeber, welcher die größtmögliche 

Übereinstimmung mit der gesamten Menge hat. Dabei handelt es sich um einen 

durchschnittlichen, einschlägig fachkundigen und rationalen Eigenkapitalge-

ber,63 der ohne besondere Bevorzugung oder Risikopräferenz öffentlich zugängliche 

Informationen auswertet.64

1.3. Entscheidungsnützliche Informationen und externe Rechnungslegung 

1.3.1. Entscheidungsnützlichkeit von Informationen 

In diesem Kapitel soll zunächst die Entscheidungssituation des typisierten Eigenka-

pitalgebers über seine Investitionen analysiert werden. Im Anschluss daran wird 

erörtert, wie Informationen beschaffen sein müssen, damit sie den Eigenkapitalge-

bern in ihren Investitionsentscheidungen nützlich sind. 

                                                 
59  Vgl. Steinhauer (2007), S. 18. 
60  Vgl. Siegel/Bareis/Rückle/Schneider/Sigloch/Streim/Wagner (1999), S. 2083; Achleitner 

(1995), S. 39; Beermann/Fülling/Sperl (1976), S. 195.  
61  Vgl. Wassermann (2010), S. 53f.; Peters (2009), S. 17f.; Steinhauer (2007), S. 18. 
62  Vgl. Siegel/Bareis/Rückle/Schneider/Sigloch/Streim/Wagner (1999), S. 2083; Achleitner 

(1995), S. 39; Beermann/Fülling/Sperl (1976), S. 195. In diesem Zusammenhang argumentiert 
JANSCH, dass sich die Informationsanforderungen dieser Eigenkapitalgeber mit denen der 
Fremdkapitalgeber überschneiden. Vgl. Jansch (1999), S. 67. Dieser Argumentation soll auf-
grund des höheren Risikos nicht gefolgt werden. Vgl. Kapitel B.1.2.3.1. 

63  In der Literatur wird hier auch vom "average prudent investor" gesprochen. Vgl. z.B. Jung 
(1998), S. 68.  

64  Im Folgenden werden die Begriffe Investor, Eigenkapitalgeber, Anleger oder Adressat als Sy-
nonyme gebraucht. Inhaltlich beziehen sich diese Begriffe auf die vorgenommene Eingrenzung. 
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Bis heute besteht keine klare Definition im Schrifttum, wie Informationsinhalte aus-

gestaltet sein müssen, damit sie für Investitionsentscheidungen nützlich sind.65

Grund hierfür ist ein Mangel an wissenschaftlichen Erkenntnissen, welche Faktoren 

den Preisbildungsmechanismus auf dem Kapitalmarkt tatsächlich beeinflussen.66

Deshalb müssen die Anforderungen an entscheidungsnützliche Informationen de-

duktiv abgeleitet werden. 

Wie dargestellt werden Investitionen dann durchgeführt, wenn durch Verzicht auf 

Gegenwartskonsum Mehrkonsum in der Zukunft generiert und somit der Nutzen des 

Investors erhöht werden kann.67 Die Entwicklung und Ausprägung zukünftigen 

Konsums unterliegen Unsicherheiten, die durch unvollkommene Informationen zum 

Zeitpunkt der Investitionsentscheidung hervorgerufen werden.68 Ökonomische Ent-

scheidungen allgemein lassen sich als einen unter Unsicherheit stattfindenden 

Wahlakt zwischen verschiedenen Handlungsalternativen zur Nutzenoptimierung des 

Entscheidungsträgers darstellen.69 Dabei sehen sich speziell Investoren drei Hand-

lungsalternativen gegenübergestellt: Kaufen, Halten oder Verkaufen von Wertpapie-

ren.70 Die Entscheidung über diese Handlungsalternativen bestimmt das zukünftige 

Konsum- und Nutzenniveau für den Investor.71 Der Investor muss aus der Vielzahl 

von Wertpapieren auf dem Kapitalmarkt mit nahezu unbegrenzten Kombinationsva-

rianten eine nutzenmaximierende Kombination zusammenstellen.72 Dies wird durch 

eine Bewertung des potentiellen Konsumniveaus aus den Alternativen anhand der 

erwarteten zukünftigen Zahlungsströme erreicht.73 Ein Zahlungsstrom stellt eine 

dreidimensionale Größe, die sich aus Ausfallrisiko, Umfang und Zeitpunkt zusam-

mensetzt, dar.74 Mittels Barwertberechnung werden diese drei Dimensionen in eine 

eindimensionale Größe transformiert.75 Die Ergebnisse aus der Diskontierung von 

künftig erwarteten Dividenden und Kursentwicklungen können durch den Investor 

                                                 
65  Vgl. z.B. Ballwieser (2001), S. 164; Böcking (1998), S. 27. 
66  Vgl. Behr/Caliz (2001), S. 1140. 
67  Vgl. Kapitel B. 1.2.3.1. 
68  Vgl. Wagner (1982), S. 750. 
69  Eigene Definition in Anlehnung an Kahle (2001), S. 9 f. 
70  Vgl. Brinkmann (2007), S. 230. 
71  Vgl. Schmidt (2000), S. 18f. 
72  Vgl. Wagenhofer/Ewert (2007), S. 46. 
73  Zur Unternehmensbewertung vgl. allgemein Ballwieser (2011); Drukarczyk/Schüler (2009). 
74  Vgl. Ballwieser (1988), S. 798. 
75  Vgl. Ballwieser (1988), S. 798. 
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verglichen und ihrer Rangordnung nach gewichtet werden.76 Somit bestimmt sich 

der Barwert der zukünftigen Zahlungsströme als Fundamentalgrundlage für Investi-

tionsentscheidungen (Barwertkalkül).77 Die Bestimmung des Barwerts gelingt da-

bei umso besser, je exakter zukünftige Entwicklungen vom Entscheidungsträger 

eingeschätzt werden und Unsicherheiten reduziert werden können.78 Entschei-

dungsnützliche Informationen sind in diesem Rahmen zweckorientiertes Wissen,79

welches die Entscheidungsfindung, d.h. die Reduzierung der Unsicherheit, unter-

stützt.80 Ob Informationen entscheidungsnützlich sind, wird anhand zweier zentraler 

Kriterien gemessen.81 Zum einen nimmt die Qualität der Entscheidung mit steigen-

dem Informationsgrad zu.82 Aus der Menge aller Informationen erhöhen aber den 

Entscheidungsnutzen nur solche Informationen, die für die Entscheidung relevant

sind.83 Zum anderen müssen Informationen glaubwürdig sein, denn relevante aber 

nicht glaubwürdige Informationen sind für die Entscheidungsfindung nutzlos.84

Bevor die Kriterien Relevanz und Glaubwürdigkeit sowie das daraus resultierende 

Spannungsfeld näher beleuchtet werden, wird im Folgenden mit Hilfe der neuen 

Institutionenökonomik die externe Rechnungslegung als eine geeignete Quelle für 

entscheidungsnützliche Informationen dargestellt. 

1.3.2. Externe Rechnungslegung als eine Quelle entscheidungsnützlicher In-
formationen in der Prinzipal-Agenten-Theorie 

Die Konkretisierung der externen Rechnungslegung als eine Quelle entscheidungs-

nützlicher Informationen kann mit Hilfe der neuen Institutionenökonomik begründet 

                                                 
76  Vgl. Ordelheide (1998), S.23; Schulte (1996), S.79; Wagner (1994), S.1180; Myers (1974), S.7.  
77  Vgl. Bracklo/Bilstein (2002), S. 220; Krönert (2001), S. 51; Schmidt (2001), S. 915-916; Hüf-

ner (2000), S. 18-19; Abarbanell,/Bushee (1997), S. 22. 
78  Vgl. Brinkmann (2007), S. 230. 
79  Vgl. Wittmann (1959), S. 14. 
80  Vgl. Brinkmann (2007), S. 230; Ballwieser (1988), S. 780. 
81  Vgl. Wulf (2010), S. 337. 
82  Vgl. Wittmann (1959), S. 23f. 
83  Darüber hinaus ist das Bereitstellen und Auswerten von Informationen mit Kosten verbunden, 

die dem Informationsnutzen mindernd gegenüber stehen. Auch deswegen ist eine Bereitstellung 
aller Informationen nicht zweckdienlich. Durch die Beschränkung auf relevante Informationen 
werden die Kosten der Informationsbeschaffung gesenkt. Vgl. Wagenhofer/Ewert (2007), S. 
65f. 

84  Vgl. Wagenhofer/Ewert (2007), S. 6. 
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werden.85 Ihr Untersuchungsgegenstand ist die Wirkung von Institutionen auf Wirt-

schaftseinheiten, wobei im Mittelpunkt das nach Maximierung des persönlichen 

Nutzens strebende Individuum steht.86 Eine zentrale Theorie der neuen Institutio-

nenökonomik ist die Prinzipal-Agenten-Theorie. 

Sie beschreibt vertragliche Beziehungen zwischen einem Auftraggeber (Prinzipal) 

und einem Auftragnehmer (Agent).87 Dabei ermächtigt der Prinzipal den Agenten zu 

Entscheidungen zwischen verschiedenen Handlungsalternativen im Sinne des Prin-

zipals.88 Annahmegemäß ist jedoch davon auszugehen, dass der Agent eigene Inte-

ressen verfolgt, die den Interessen des Prinzipals widersprechen können.89 Der 

Agent verfügt über einen Informationsvorteil gegenüber dem Prinzipal, da er als 

interner Akteur über die verschiedenen Handlungsalternativen, die Umweltzustände 

sowie deren Eintrittswahrscheinlichkeiten besser informiert ist.90 Durch die asym-

metrische Verteilung der Informationen besteht für den Prinzipal das Risiko von 

Moral Hazard seitens des Agenten.91 Moral Hazard kann sowohl durch Hidden 

Information als auch durch Hidden Action hervorgerufen werden.92 Hidden Infor-

mation liegt vor, wenn der Agent den Prinzipal nicht oder nicht ausreichend infor-

miert und somit die Entscheidungen des Prinzipals vom Agenten nicht angemessen 

beurteilt werden können.93 Von Hidden Action spricht man, wenn der Agent auf-

grund des Informationsvorsprungs Entscheidungen trifft, die zur Zielerreichung des 

Agenten und nicht des Prinzipals führen.94  

                                                 
85  Zur neuen Institutionenökonomik vgl. z.B. Richter/Furubotn (2010); Erlei/Leschke/Sauerland 

(2007). 
86  Vgl. Richter/Furubotn (2010), S. 50f. 
87  Vgl. grundlegend u.a. Hofmann (2004), S. 137f.; Spremann (1989), S. 742f.; Ewert (1986); 

Fama (1980), S. 288-307; Jensen/Meckling (1976), S. 305-360.  
88  Vgl. Jensen/Meckling (1976), S. 308. 
89  Vgl. Fama (1980), S. 288f.; Jensen/Meckling (1976), S. 308. 
90  Vgl. Hartmann-Wendels (1991), S. 147. 
91  Mit Hilfe der Prinzipal-Agenten-Theorie kann ebenso Adverse Selection vor Vertragsabschluss 

des Prinzipals mit dem Agenten beschrieben werden. Sie besteht dann, wenn der Prinzipal bei 
der Wahl des Agenten dessen Fähigkeiten nicht hinreichend beurteilen kann. Vgl. Rich-
ter/Furubotn (2010), S. 221. Die vorvertraglichen Schritte sollen in dieser Arbeit nicht weiter 
beleuchtet werden.  

92  Vgl. Richter/Furubotn (2010), S. 238. 
93  Vgl. Richter/Furubotn (2010), S. 174. 
94  Vgl. Breid (1995), S. 824. 
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Management beschreiben.95 Die Investoren als Kapitalgeber nehmen hierbei die 

Rolle des Prinzipals ein, während das Management mit dem von den Investoren zur 

Verfügung gestellten Kapital wirtschaftet und die Rolle des Agenten wahrnimmt.96

Die asymmetrische Informationsverteilung kann das Management dazu verleiten, 

vom Eigenkapitalgeber unbemerkt eigene Ziele zu verfolgen und sich nicht zur Er-

reichung der sich aus den Interessen der Investoren ergebenden Unternehmensziele 

einzusetzen. Dadurch stellt sich für den Prinzipal ein unzureichendes Ergebnis ein. 

Zur Reduzierung der Unzulänglichkeiten kommen für den Prinzipal mehrere Mög-

lichkeiten in Betracht.97 Durch den Prinzipal können u.a. Anreizsysteme, wie spezi-

elle Vergütungssysteme, zur Minimierung des Interessenskonflikts errichtet oder die 

Handlungsmöglichkeiten des Agenten beschränkt werden.98 Darüber hinaus kann 

ein Überwachungs- und Informationsinstrumentarium über den Agenten eingerichtet 

werden.99  

Hidden Information Hidden Action

Ursache 
Unzureichende Information über 

den Kenntnisstand des Agenten 

Unzureichende Information 

über die Handlungen des Agen-

ten 

Problem 
Beurteilung der Leistung des Agen-

ten 

Beurteilung der Handlungen 

des Agenten 

Gefahr Moral Hazard 

Lösungsmöglichkeiten 
 Anreizsysteme, Beschränkungen, Überwachung und Information

                                                        > externe Rechnungslegung

Abbildung 2:  Arten asymmetrischer Informationen100

Zur Lösung des Prinzipal-Agenten-Konfliktes und zum Abbau von asymmetri-

schen Informationen stellt eine normierte externe Rechnungslegung ein geeigne-

tes Überwachungs- und Informationsinstrumentarium für Investitionsentscheidun-

gen dar.101 Dies ist aber nur dann der Fall, wenn die durch die externe Rechnungsle-

                                                 
95  Das Modell lässt sich auch auf andere Interessensgruppen, wie Gläubiger etc., anwenden, soll 

aber in dieser Arbeit aufgrund der Bestimmung des Adressatenkreises nicht weiter erörtert wer-
den. Zum Interessenskonflikt zwischen Gläubigern und Unternehmen vgl. u.a. Ewert (1986). 

96  Vgl. Hax (1991), S. 60. 
97  Vgl. Jensen/Meckling (1976), S. 308 i.V.m. Breid (1995), S. 824. 
98  Vgl. Farhood (2010), S. 43; Breid (1995), S. 824.
99  Vgl. Farhood (2010), S. 43; Breid (1995), S. 824.
100  In Anlehnung an Farhood (2010), S. 43; Breid (1995), S. 824. 
101  Vgl. Adamek (2006), S. 9-11; Haller (1994), S. 599; Kiener (1990), S. 25-30; Ballwieser 

(1985), S. 24-28. Im Rahmen der Informationsökonomie kommt der externen Rechnungslegung 

Im Rahmen dieses Modells lassen sich die Beziehungen von Eigenkapitalgebern und  
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gung bereitgestellten Informationen den individuellen Entscheidungsnutzen des In-

vestors tatsächlich erhöhen.102 Es ist zu beachten, dass der Jahresabschluss durch 

das Management, d.h. vom Agenten, aufgestellt wird.103 Da das Informationsmono-

pol beim Management liegt, besteht das Risiko, dass bewusst Verzerrungen inner-

halb der zur Verfügung gestellten Informationen in Kauf genommen oder bewusst 

hervorgerufen werden.104 Das Management hat ein Interesse daran, die bestehenden 

Informationsasymmetrien zu seinen Gunsten auszunutzen, weil die Leistung des 

Managements in der Regel am Unternehmenserfolg bemessen wird.105 Die Mög-

lichkeit zur Beeinflussung der externen Rechnungslegung ergibt sich für das Ma-

nagement aus abschlusspolitischen Maßnahmen,106 die den Informationsnutzen 

der externen Rechnungslegung mindern.107 Aus diesem Grund stellt die externe 

Rechnungslegung den Investoren erst dann entscheidungsnützliche Informationen 

zur Verfügung, wenn durch geeignete Vorschriften vermieden werden kann, dass 

das Management die Informationen entsprechend seiner eigenen Zielvorstellungen 

beeinflusst.108

1.4. Anforderungen an eine entscheidungsnützliche Rechnungslegung 

1.4.1. Adressatenorientierung 

Bei der externen Rechnungslegung handelt es sich um eine für alle Kapitalmarkt-

teilnehmer im gleichen Umfang und Qualität zur Verfügung gestellte Informations-

quelle, wobei jedoch die Informationsansprüche aus der externen Rechnungslegung 

von einzelnen Interessensgruppen unterschiedlich sind.109 Nach dem Black-

                                                                                                                                         

weiterhin eine Wohlfahrtsfunktion zu. Sie ist Grundlage für eine effiziente Allokation auf dem 
Kapitalmarkt, weil bei unterschiedlicher Informationsverteilung Marktversagen hervorgerufen 
werden kann. Vgl. Schneider (2000), S. 38; Ballwieser (1985), S. 38. Vgl. zur Theorie des 
Marktversagens Akerlof (1970), S. 488-500. 

102  Vgl. Mölls/Strauß (2007), S. 80. 
103  Vgl. Baetge/Thiele/Matena (2004), S. 202f. 
104  Durch die bewusste Verzerrung oder das Weglassen von Informationen kann sogar die externe 

Rechnungslegung als Informations- und Überwachungsinstrument nutzlos werden, da sich das 
Bereitstellen oder die Auswertung der Informationen nicht mehr lohnen. Vgl. Tietz-Weber 
(2006), S. 44.  

105  Vgl. Ballwieser (1982), S. 784. 
106  Vgl. Coenenberg/Haller/Schultze (2012), S. 997. 
107  Für detaillierte Ausführungen zur Abschlusspolitik und zur Einschränkung des Informations-

nutzens vgl. Kapitel B.2. 
108  Vgl. Vgl. Baetge/Thiele/Matena (2004), S. 204. 
109  Zu einer kurzen Darstellung der unterschiedlichen Interessensgruppen vgl. z.B. Coenen-

berg/Haller/Schultze (2012), S. 1251ff. 
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well’schen Theorem kann der Befriedigung der heterogenen Informationsbedürfnis-

se durch das Bereitstellen sämtlicher Informationen nachgekommen werden.110 Re-

aliter liegen jedoch sowohl bei der Abschlusserstellung als auch bei der Abschluss-

auswertung wesentliche Restriktionen vor.111 Deshalb ist es nicht möglich, ein allen 

Interessensgruppen gerecht werdendes Rechenwerk zu erstellen.112 Eine für Investi-

tionsentscheidungen nützliche Rechnungslegung hat sich deshalb an den Informati-

onsbedürfnissen der Investoren zu orientieren.113 Gleichwohl lassen sich auch 

innerhalb dieser Gruppe unterschiedliche Interessen und somit unterschiedliche In-

formationsbedürfnisse feststellen.114 Es kann zwischen zwei Investorentypen grund-

legend unterschieden werden. Ein auf schnelle Gewinne ausgerichteter Investor 

braucht für seine Entscheidungen insbesondere Informationen über kurzfristige Er-

folgschancen, während ein auf nachhaltige Vermögensmehrung bedachter Investor 

Informationen über das langfristige Dividenden- und Kurssteigerungspotential benö-

tigt.115 Eine Rechnungslegung muss deshalb seinen Adressaten als homogene, wohl 

definierte Gruppe festlegen und sich speziell an deren Informationsanforderungen 

ausrichten116  

1.4.2. Relevanz 

Entscheidungsrelevante Informationen verbessern die Entscheidungen der Investo-

ren.117 Unter Berücksichtigung der Ziele der Investoren äußert sich diese Verbesse-

                                                 
110  Das Blackwell`sche Theorem ist auch als Feinheitstheorem bekannt. Es besagt, dass unter 

Nichtberücksichtigung von Informationskosten auch alle zusätzlichen Informationen nützlich 
sind, sofern alle bisherigen Informationen erhalten bleiben. Da in der Realität Informationskos-
ten anfallen, ist eine zusätzliche Information nur dann wertvoll, wenn der Nutzen durch die zu-
sätzliche Information die Informationskosten übersteigen. Weiterhin ist mit Hilfe des Feinheits-
theorems keine Präferenzordnung der Informationen möglich. Vgl. Wagenhofer/Ewert (2007), 
S. 63; Ballwieser (1982), S. 781 f.; Demski (1980), S. 37; Blackwell/Girshick (1954), S. 330 f. 
Die Informationsökonomie beschreibt weitere Grenzen des Feinheitstheorems. Unter bestimm-
ten Rahmenbedingungen wird eine öffentliche und kostenlose Information abgelehnt, da nicht 
eindeutig wird, ob die Information für den einzelnen Marktteilnehmer Nutzen oder Schaden 
stiftet. Vgl. Schredelseker (1985), S. 135; Schmidt (1982), S. 735-738; Marshall (1974), S. 373-
390. 

111  Vgl. Wagenhofer/Ewert (2007), S. 66; Krönert (2001), S. 25. 
112  Vgl. Brinkmann (2007), S. 231; Ballwieser (1982), S. 774f. 
113  Vgl. Moxter (2003), S. 223f.; Ballwieser (2002), S. 115. 
114  Vgl. Brinkmann (2007), S. 231. 
115  Vgl. Brinkmann (2007), S. 231; Ballwieser (1982), S. 778. 
116  Vgl. Moxter (1976), S. 94. 
117  Zur ökonomischen Brauchbarkeit von Informationen vgl. Moxter (1976b), S. 97; Baetge (1970), 

S. 168. 
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rung durch einen höheren Zielerreichungsgrad.118 Er fällt dabei umso höher aus, je 

besser die Investoren mit Hilfe der Informationen zukünftige Entwicklungen ein-

schätzen können.119 Dadurch gelingt es, die zukünftigen Zahlungsströme der Inves-

titionsobjekte und die mit ihnen verbundenen Wahrscheinlichkeitsverteilungen bes-

ser einzuschätzen sowie die Reihenfolge der Investitionsalternativen zu konkretisie-

ren.120 Im Folgenden werden die die Entscheidungsrelevanz determinierenden Krite-

rien einzeln näher beleuchtet. 

Zunächst muss vollständig über alle Erfolgspotentialträger eines Investitionsobjek-

tes berichtet werden.121 Die externe Rechnungslegung muss zum einen über alle für 

die Investitionsentscheidung relevanten Sachverhalte berichten und zum anderen die 

für die Beurteilung dieser Sachverhalte relevanten Daten beinhalten.122 Entbehrlich 

sind Sachverhalte oder Daten, wenn sie keinerlei Auswirkung auf die Beurteilung 

und Entscheidungsfindung des Investors haben.123 Deshalb ist das Kriterium der 

Vollständigkeit eng mit der Bedingung der Wesentlichkeit verbunden.124 Eine ent-

scheidungsrelevante Rechnungslegung erfordert eine Begrenzung auf wesentliche, 

für die Entscheidungsfindung nützliche Informationen, da sonst die Gefahr einer 

Informationsüberflutung125 für den Kapitalgeber besteht.126 Aufgrund der begrenz-

ten Verarbeitungskapazitäten des Investors bergen Informationsüberflutungen die 

Gefahr, dass entscheidungsrelevante Informationen aus der Gesamtmenge aller In-

formationen nicht erkannt werden.127 Dadurch misslingt die Investitionsentschei-

dung. Dies darf aber nicht das Weglassen komplexer Sachverhalte rechtfertigen.128

Vielmehr müssen die reinen Rechenwerke der externen Rechnungslegung durch 

begleitende Informationen im Anhang unterstützt werden.129

                                                 
118  Vgl. Brinkmann (2007), S. 230. 
119  Vgl. Brinkmann (2007), S. 230; Ballwieser (1982), S. 780. 
120  Vgl. Busse von Colbe (1993), S. 13; Schildbach (1986), S. 6f.; Ballwieser (1985), S. 26. 
121  Vgl. Dohrn (2004), S. 77. 
122  Vgl. Kubin (1998), S. 534. 
123  Vgl. Moxter (1976b), S. 93. 
124  Vgl. Ballwieser (2002), S. 117; Moxter, (1976b), S. 92-93. 
125  Auch als information overload bezeichnet. Zu Informationsüberflutungen und deren Einfluss 

auf Entscheidungen vgl. z.B. Jacoby (1984), S. 434-435. 
126  Vgl. Krönert (2001), S. 56f. 
127  Vgl. Hepers, (2005), S. 108; Küting/Reuter (2004), S.232. 
128  Vgl. Peters (2009), S. 32. 
129  Vgl. Hepers (2005), S. 105f. 
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Ein weiteres Kriterium entscheidungsrelevanter Informationen ist die Vergleich-

barkeit. Die Bestimmung einer Alternativenreihenfolge von Investitionsobjekten 

gelingt nur dann, wenn sich die einzelnen Alternativen untereinander vergleichen 

lassen.130 Vergleiche von Rechnungslegungsdaten erfolgen sowohl zwischen ver-

schiedenen Anlageobjekten (zwischenbetrieblicher Vergleich) als auch innerhalb 

eines Anlageobjektes von Periode zu Periode (innerbetrieblicher Zeitvergleich) oder 

als Vergleich von Zielsetzung und Zielerreichung (innerbetrieblicher Soll-Ist-

Vergleich).131

Vergleichbarkeit von Rechnungslegungsdaten setzt voraus, dass die externe Rech-

nungslegung eindeutige Regeln enthält, die für alle Unternehmen einheitlich sind 

und einheitlich angewendet werden.132 Dies bedeutet, dass Rechnungslegungsvor-

schriften möglichst frei von Abbildungs- oder Bewertungsspielräumen sowie von 

Wahlrechten sein müssen.133 Derartige Gestaltungsmöglichkeiten schränken den 

Informationswert der Rechnungslegung ein, weil sie die Vergleichbarkeit entweder 

erschweren oder gänzlich unmöglich machen.134  

Weiterhin müssen die Rechnungslegungsregeln in Ansatz, Bewertung und Ausweis 

über die Perioden stetig angewendet werden,135 da Stetigkeit ein „zutreffendes Bild 

von der zeitlichen Unternehmensentwicklung“136 widerspiegelt und deshalb als An-

knüpfungspunkt für die Schätzung zukünftiger Entwicklungen herangezogen wer-

den kann. Das Prinzip Vergleichbarkeit gilt auch für alle neuen Sachverhalte und 

bedingt, dass ähnliche Sachverhalte auch einheitlich in der Rechnungslegung abzu-

bilden sind.137 Ein Abweichen vom Prinzip der Vergleichbarkeit ist nur in Ausnah-

mefällen möglich, wenn nachvollziehbare Gründe für einen Wechsel der bisher an-

gewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden vorliegen. Die Gründe für den 

                                                 
130  Vgl. Steinhauer (2007), S. 28; Witte (1993), S. 910. 
131  Vgl. Baetge/Kirsch/Thiele, (2009), S. 116f. 
132  Dies wird auch als Grundsatz der Einheitlichkeit der Berichterstattung bezeichnet. Vgl. Peters 

(2009), S. 28; Baetge/ Kirsch/Thiele (2009), S. 116f. 
133  Vgl. Ballwieser (1997), S. 30. 
134  Wird die Vergleichbarkeit durch Gestaltungsspielräume eingeschränkt, kann der Investor die 

unterschiedlichen Informationen im Sinne der Vergleichbarkeit aufbereiten. Dabei entstehen 
Kosten, die den Informationsnutzen negativ beeinflussen. Vgl. Krönert (2001), S. 114. Über-
steigen diese Kosten den Wert der Information, so wird die Information nutzlos. Vgl. Wagen-
hofer/Ewert (2007), S. 65f. 

135  Vgl. Leffson, (1987), S. 427. 
136  Hepers (2005), S. 101. 
137  Vgl. Baetge/Kirsch/Thiele, (2009), S. 117. 
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Wechsel der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie angepasste Vorjahres-

werte sollten dann angegeben werden.138

Ein Investor kann entscheidungsnützliche Informationen in seinen Entscheidungs-

prozess nur einfließen lassen, wenn er die relevanten Informationen auch erkennt 

und versteht.139 Deshalb müssen die Kriterien der Vollständigkeit und Vergleichbar-

keit um das Kriterium der Verständlichkeit erweitert werden. Kapitalmarktinfor-

mationen sind verständlich, wenn ihre Darstellung klar und präzise ohne Zweideu-

tigkeiten erfolgt.140 Nur wenn das Maß an Interpretationsmöglichkeiten auf ein Mi-

nimum reduziert wird, werden die Kosten für die Aufbereitung der Informationen 

während der Entscheidungsfindung für den typisierten Kapitalmarktteilnehmer ge-

ring gehalten.141  

Relevante Informationen sind insbesondere zukunftsbezogen, da auch die Ent-

scheidungsfindung des Investors durch die Einschätzung zukünftiger Zahlungsströ-

me erfolgt. Da jedoch zukunftsbezogene Informationen immer unsicher sind, ist das 

Kriterium der Relevanz ohne weitere Anforderungen an die Informationsqualität 

nicht ausreichend. Informationen müssen zusätzlich für den typisierten Kapital-

marktteilnehmer glaubwürdig sein. Das folgende Kapitel beschäftigt sich deshalb 

mit der Glaubwürdigkeit; dem abschließenden Kriterium entscheidungsnützlicher 

Informationen. 

1.4.3. Glaubwürdigkeit 

Relevante Informationen müssen auch hinreichend glaubwürdig sein. Nicht glaub-

würdige Informationen rufen bei Entscheidungsträgern verzerrte Zukunftserwartun-

gen hervor, was zu einer suboptimalen Alternativenreihung der einzelnen Investiti-

onsobjekte führt.142 Erkennen Adressaten nicht glaubwürdige Informationen, führt 

                                                 
138  Vgl. Hepers (2005), S. 101. 
139  Der Schwierigkeitsgrad der Abbildung von Informationen in der externen Rechnungslegung 

bestimmt sich nach den Adressaten. Vgl. Krönert (2001), S. 56; Moxter (1976b), S.93; Snavely 
(1967), S. 229. 

140  Vgl. Ballwieser (2002), S. 118; Demski (1980), S. 37; Moxter (1976b), S. 93. 
141  Vgl. Dohrn (2004), S. 82f. 
142  Vgl. Dohrn (2004), S. 79; Kahle (2002), S. 104. 
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dies zum Vertrauensverlust in die Rechnungslegung.143 Nicht glaubwürdige Infor-

mationen werden zudem von den Investoren nicht genutzt und sind deshalb über-

flüssig.144 Das Kriterium der Glaubwürdigkeit erfordert bestimmte Qualitätsansprü-

che an die Rechnungslegung sowie an die damit verbundenen Bewertungs- und Ab-

bildungsverfahren.145 Sie werden erfüllt, wenn die durch die Rechnungslegung be-

reitgestellten Informationen keine wesentlichen Fehler oder subjektive Verfälschun-

gen beinhalten.146 Dennoch können subjektive Einschätzungen in der Rechnungsle-

gung nicht gänzlich unterlassen werden, weil die durch die Rechnungslegung abzu-

bildenden Sachverhalte aufgrund der zukünftigen Unternehmensentwicklung oft 

Annahmen und Prognosen erforderlich machen.147 Über subjektive Annahmen und 

Prognosen sollte berichtet werden, damit diese für die Adressaten nachvollziehbar 

sind.148 Die sich daraus ableitenden Kriterien der Glaubwürdigkeit werden im Fol-

genden dargestellt. 

Zunächst wird das Kriterium der Richtigkeit erörtert. Rechnungslegung darf aus-

schließlich richtige, d.h. zutreffende Informationen beinhalten, die regelgerecht nach 

den entsprechenden Abbildungsnormen dargestellt werden.149 Richtigkeit darf nicht 

ausschließlich nach dem reinen Wortlaut verstanden werden und fordert keine kom-

plette Übereinstimmung von Schätzungen über zukünftige Zahlungsströme und 

Entwicklungen mit den später eintretenden Tatsachen.150 Vielmehr müssen bei vor-

zunehmenden subjektiven Prognosen die weiteren Kriterien Neutralität und Nach-

prüfbarkeit beachtet werden. 

Als ein solches Kriterium ist die Neutralität in der Abschlusserstellung zu nennen. 

Sie stellt im Gegensatz zur Richtigkeit, welche sich auf die Rechnungslegungsdaten 

                                                 
143  Vgl. Hepers (2004), S. 108. Vertrauensverlust in Marktdaten kann bei Investoren die Forderung 

zusätzlicher Risikozuschläge hervorrufen und sogar bis zum Marktversagen führen. Vgl. 
Schildbach (2004), S. 161. Zur Theorie des Marktversagens Akerlof (1970), S. 488-500. 

144  Vgl. Kahle (2002), S. 104. 
145  Vgl. Peters (2009), S. 33f.; Hepers (2005), S. 107f. 
146  Vgl. Zülch (2003), S. 219; Leffson (1987), S. 200. 
147  Vgl. Peters (2009), S. 34. 
148  Vgl. Peters (2009), S. 34; Krönert (2001), S. 53.
149  Vgl. Leffson (1987), S. 200. 
150  Vgl. Peters (2009), S. 34f.; Hepers (2005), S. 116. Eine hundertprozentige Richtigkeit der 

Rechnungslegung lässt sich nur erreichen, wenn sie rein vergangenheitsbezogene Daten enthält. 
Eine solche Rechnungslegung wäre um ihrer Aussagekraft und Entscheidungsnützlichkeit be-
raubt. Vgl. Kapitel B.1.4.4. 
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bezieht, auf das Verhalten des Bilanzierenden ab.151 Sich aus subjektiven Schätzun-

gen ergebende Einschätzungsspielräume sind willkürfrei und objektiv zu beurtei-

len.152 Die zu berücksichtigenden Annahmen müssen systematisch und unverzerrt 

ausgewählt werden sowie sich auf die tatsächlichen Annahmen der Rechnungsle-

genden stützen.153 Sofern die Rechnungslegung zur Erreichung einer bestimmten 

Abbildung eines Sachverhaltes vom Bilanzierenden bewusst beeinflusst wird, sind 

die Neutralität und somit auch die Entscheidungsnützlichkeit verletzt.154

Darüber hinaus müssen im Rahmen einer neutralen Berichterstattung sämtliche 

Sachverhalte ausgewogen dargestellt werden.155 Dies bedeutet, dass über Negatives 

in gleicher Weise und tendenzfrei berichtet werden soll wie über Positives. Rech-

nungslegung hat über sämtliche wesentlichen vorgefallenen Ereignisse nach vorge-

gebenen Regeln zu berichten.156  

Zur weiteren Steigerung der Glaubwürdigkeit einer Rechnungslegung muss es dem 

Adressaten möglich sein, die Abschlussinformationen nachprüfen zu können.157

Dies umschließt das Nachvollziehen der Kongruenz von gegebenen Informationen 

mit den zugrunde gelegten Sachverhalten unter Einbeziehung der entsprechenden 

Rechnungslegungsvorschriften durch den typisierten Kapitalgeber als unabhängigen 

Dritten.158 Der Nachprüfbarkeit kommt eine umso größere Bedeutung zu, je größer 

der subjektive Ermessenspielraum bei der Ermittlung der Rechnungslegungsdaten 

ist.159 Deshalb müssen die bei der Wertermittlung verwendeten Annahmen und 

Schätzungen offengelegt werden.160 Erst diese Offenlegung erlaubt dem Bilanzleser 

die gegebenen Informationen nachprüfen zu können und in sein Bewertungsmodell 

einfließen zu lassen.  

                                                 
151  Vgl. Leffson (1987), S. 200. 
152  HEPERS führt die Willkürfreiheit als eigenständiges Kriterium neben der Neutralität auf. Auf-

grund der engen Verbindung soll dieser Ansicht nicht gefolgt werden, da Willkürfreiheit eine 
Nebenbedingung der Neutralität ist. Vgl. Hepers (2005), S. 116f. und 121f. 

153  Vgl. Hitz (2005), S. 161f.; Leffson (1987), S. 203. 
154  Vgl. Zülch (2003), S. 221; Ballwieser (2002), S. 117; Conenberg, (2000), S. 58. 
155  Vgl. Hepers (2005), S. 122. 
156  Vgl. Ballwieser (2002), S. 117. 
157  Vgl. z.B. Leffson (1987), S. 81; Schneider (1983), S. 1057. 
158  Vgl. Peters (2009), S. 36. 
159  Zum Verhältnis zwischen Nachprüfbarkeit, Schätzungen und Unsicherheiten vgl. Hepers 

(2005), S. 117-121. 
160  Vgl. Kahle (2002), S. 104. 
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Das Vertrauen der Investoren in die Rechnungslegungsdaten wird durch das Kriteri-

um der Glaubwürdigkeit bestimmt. Sie präzisiert sich in die drei grundlegenden Ne-

benbedingungen Richtigkeit, Neutralität und Nachprüfbarkeit. Glaubwürdigkeit in 

Informationen ist umso wichtiger, je größer die Unsicherheit über künftige Entwick-

lungen und somit der Ermessenspielraum subjektiver Einschätzungen ist. Besonders 

glaubwürdig sind vergangenheitsbezogene Informationen. Erst das Zusammen-

spiel relevanter und glaubwürdiger Informationen erhöht den Entscheidungsnutzen 

des Eigenkapitalgebers. Dieses Zusammenspiel und das daraus resultierende Span-

nungsfeld werden nun im folgenden Kapitel näher beleuchtet. 

1.4.4. Das Spannungsfeld zwischen Relevanz und Glaubwürdigkeit 

Zur Verbesserung ihrer Investitionsentscheidungen benötigen Investoren Informati-

onen, die die Unsicherheit über zukünftige Entwicklungen reduzieren und die Prog-

nosegenauigkeit über zu erwartende Zahlungsströme erhöhen. Zukunftsorientier-

ten Daten kommt eine besondere Bedeutung zu, da sie über zukünftige Ereignisse 

und die daraus resultierenden zukünftigen Zahlungsströme berichten. Je zukunftsbe-

zogener eine Rechnungslegung ausgestaltet ist, umso relevanter ist sie auch für In-

vestitionsentscheidungen.161 Aufgrund ihrer Zukunftsbezogenheit ist es unvermeid-

lich, diese Daten mittels subjektiver Schätzungen zu ermitteln. Je subjektiver eine 

Schätzung und je unsicherer die erwarteten zukünftigen Zahlungsströme sind, umso 

mehr ist allerdings das Kriterium der Glaubwürdigkeit eingeschränkt.162 Im Gegen-

satz dazu sind vergangenheitsorientierte Daten leicht nachprüfbar und besonders 

glaubwürdig. Die höchste Stufe der Glaubwürdigkeit lässt sich mit reinen Daten der 

Vergangenheit erreichen. Jedoch sind sie für Investitionsentscheidungen über zu-

künftige Zahlungsströme nur eingeschränkt relevant.163    

Aus der beschriebenen Problematik erwächst ein Zielkonflikt zwischen relevanten 

und glaubwürdigen Informationen, wie die nachfolgende Abbildung zusammenfasst. 

                                                 
161  Zum Kriterium der Relevanz vgl. Kapitel B.1.4.2. 
162  Zum Kriterium der Glaubwürdigkeit vgl. Kapitel B.1.4.3. 
163  Vgl. sinngemäß Brinkmann (2007), S. 229f. 
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Abbildung 3:  Das Spannungsverhältnis zwischen Relevanz und Glaubwür-
digkeit164

Nachdem die Anforderungen an eine entscheidungsnützliche Rechnungslegung dis-

kutiert wurden, soll im nächsten Abschnitt eigenständig überprüft werden, ob die in 

der Literatur überwiegend als entscheidungsnützlich geltenden IFRS165 von ihren 

Grundsätzen her geeignet sind, um für den typisierten Eigenkapitalgeber entschei-

dungsnützliche Informationen zu liefern.  

1.4.5. Entscheidungsnützliche Informationen in den IFRS 

Für die Beurteilung, ob die externe Rechnungslegung nach IFRS als Grundlage für 

die Entscheidungsfindung der Investoren geeignet ist, wird im Folgenden das 

Framework näher beleuchtet. Das Framework selbst stellt keinen eigenen Standard 

dar.166 Vielmehr enthält es die grundlegenden Aufgaben der IFRS und dient als kon-

zeptioneller und prinzipienbasierter Rahmen für die einzelnen Standards und Inter-

pretationen und muss auf alle Abschlüsse angewendet werden, die nach IFRS aufge-

stellt werden.167 Die Aufgaben lassen sich wie folgt skizzieren:168

                                                 
164  Zu ähnlichen Abbildungen vgl. Peters (2009), S. 38; Baetge (1970), S. 169. 
165  Vgl. Kapitel A. 
166  Vgl. IASB (2010), Conceptual Framework for Financial Reporting 2010, Purpose and Status, S. 

6. 
167  Vgl. Aschfalk-Evertz (2011), S. 30. 
168  Vgl. IASB, Conceptual Framework for Financial Reporting 2010, Scope, S. 7. 
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• Zielsetzung von Abschlüssen 

• Qualitative Anforderungen zum Nutzen der im Abschluss enthaltenen In-

formationen 

• Definition, Ansatz und Bewertung von Jahresabschlusspositionen 

• Kapitalerhaltungskonzepte 

Das Framework befindet sich in einem umfangreichen Überarbeitungsprozess. 

Durch die beiden Standardsetter FASB und IASB wird im Rahmen eines Konver-

genzprojektes angestrebt, die beiden Rahmenkonzepte der US-amerikanischen und 

internationalen Rechnungslegung zu vereinheitlichen.169 Dieses Projekt erstreckt 

sich über das gesamte Framework und ist in mehrere Phasen eingeteilt. Die Phase 

A, welche sich mit der Zielsetzung von Abschlüssen und den qualitativen Anforde-

rungen von Abschlüssen beschäftigt, wurde im September 2010 abgeschlossen und 

hat den entsprechenden Teil des ursprünglichen Frameworks von 1989 abgelöst. 

Am 18. Juli 2013 hat das IASB ein Diskussionspapier veröffentlicht, welches ange-

dachte Änderungen im Bereich des restlichen Frameworks enthält (Phase B).170

Als erste Anforderung an eine für den typisierten Eigenkapitalgeber entscheidungs-

nützliche Rechnungslegung wurde die Adressatenorientierung herausgearbeitet. 

Die IFRS sind insbesondere für die in dieser Arbeit typisierten durchschnittli-

chen Eigenkapitalgeber geeignet. Ziel der IFRS ist es, entscheidungsnützliche 

finanzielle Informationen für bestehende und potentielle Eigenkapitalgeber zur Ver-

fügung zu stellen.171 Der Barwert der zukünftigen Zahlungsströme stellt die Funda-

mentalgrundlage für die Bestimmung der Alternativenreihenfolge und der daraus 

resultierenden Investitionsentscheidung dar.172 Die von den IFRS generierten Infor-

mationen sollen gerade diese Entscheidung unterstützen.173 Darüber hinaus konkre-

tisieren die IFRS solche Eigenkapitalgeber als primäre Adressaten, die keinen direk-

ten Zugang zu internen Unternehmensdaten haben und deshalb besonders auf die 
                                                 
169  Zum Konvergenzprojekt vgl. IASB (2011), Work Plan for IFRSs - Conceptual Framework. 
170  Vgl. IASB (2013), DP/2013/1. 
171  Vgl. OB 2. Darüber hinaus werden in OB 2 auch noch Fremdkapitalgeber einbezogen. Da diese 

nicht im Mittelpunkt dieser Arbeit stehen, werden im Folgenden nicht weiter darauf eingegan-
gen. 

172  Vgl. Kapitel B. 1.3.1. 
173  Vgl. OB 3. Daneben wird in OB 4 ein zweites Ziel der Rechnungslegung nach IFRS definiert. 

Neben der Vermittlung von entscheidungsnützlichen Informationen soll zusätzlich die vom Ma-
nagement geleistete Arbeit beurteilt werden können (Stewardship). Diesem Ziel kommt aber nur 
nachrangige Bedeutung zu. Vgl. Pellens/Fülbier/Gassen/Selhorn (2011), S. 121. 
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externe Rechnungslegung angewiesen sind.174 Weiterhin wird im Framework auf die 

individuellen und somit unterschiedlichen Informationsbedürfnisse der hauptsäch-

lich angesprochenen Investoren eingegangen.175 Da die externe Rechnungslegung 

nicht sämtliche Informationsbedürfnisse der Investoren erfüllen kann, setzen sich 

die IFRS zum Ziel, die für die Mehrzahl der angesprochenen primären Adressaten 

benötigten Informationen bereitzustellen.176  

Im nächsten Schritt werden die qualitativen Anforderungen der IFRS beleuchtet. 

Nach QC 4 i.V.m. QC 5 sind die fundamentalen Eigenschaften für entscheidungs-

nützliche Informationen Relevanz und Glaubwürdigkeit. Unterstützt werden sie 

durch die Eigenschaften der Vergleichbarkeit, Nachprüfbarkeit, Zeitnähe und Ver-

ständlichkeit.177 Die qualitativen Eigenschaften der IFRS stehen somit grund-

sätzlich mit den Anforderungen für eine entscheidungsnützliche Rechnungsle-

gung im Einklang. 

Die Relevanz einer Information im Sinne des Frameworks wird erfüllt, wenn sie die 

Entscheidung eines Investors beeinflusst und in sein Entscheidungsmodell Eingang 

findet.178 Dies kann entweder durch eine Bestätigung mittels Verminderung der Un-

sicherheit oder durch Veränderung der Investitionsentscheidung erfolgen.179 Da ein 

Bereitstellen sämtlicher Informationen sowohl für den Abschlussersteller als auch 

für den Abschlussadressaten aus Kosten- und Wettbewerbsgründen suboptimal ist, 

wird die Eigenschaft der Relevanz durch die Nebenbedingung der Wesentlichkeit 

relativiert.180  

Darüber hinaus müssen relevante Informationen die Eigenschaft der Glaubwürdig-

keit, welche das Framework mit den Nebenbedingungen Vollständigkeit, Neutralität 

und Fehlerfreiheit determiniert, erfüllen.181 Glaubwürdigkeit ist erst dann erreicht, 

                                                 
174  Vgl. OB 5. 
175  Vgl. OB 8. 
176  Vgl. OB 8. 
177  Vgl. QC 4. 
178  Vgl. QC 6. 
179  Vgl. QC 7-10. 
180  Vgl. QC 11. Die Wesentlichkeit einer Information hängt demnach von ihrer Art oder ihrem 

Einfluss auf finanzielle Größen ab. Auf eine Quantifizierung der Wesentlichkeit wird verzichtet. 
181  Die genannten Nebenbedingungen werden in QC 13-15 weiter definiert. Für ausführliche In-

formationen vgl. Pelger (2011), S. 914. 
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wenn diese drei Nebenbedingungen soweit wie möglich maximiert wurden.182 Eine 

vollständig glaubwürdige Information allein lässt aber nicht grundsätzlich auf Ent-

scheidungsnützlichkeit schließen, da sie als alleinige Information für Investitions-

entscheidungen nur bedingt relevant ist.183 Nach Ansicht des IASB führt deshalb nur 

das Zusammenspiel von Glaubwürdigkeit und Relevanz zu entscheidungsnützlichen 

Informationen.184 Zunächst ist beim Erstellen der externen Rechnungslegung nach 

IFRS zu prüfen, welche Informationen relevant sind.185 Im Anschluss daran wird 

mit Hilfe der Glaubwürdigkeit nach der besten Abbildung der Informationen im 

Abschluss gesucht.186

Die beiden fundamentalen Eigenschaften werden durch eine Reihe weiterer Eigen-

schaften unterstützt. Aufgeführt werden Vergleichbarkeit, Nachprüfbarkeit, Zeitnä-

he und Verständlichkeit.187 Es soll jede dieser Eigenschaften möglichst weitgehend 

erfüllt werden.188 Auf eine hierarchische Anordnung wird bewusst verzichtet, um 

ein Abwägen der einzelnen Eigenschaften untereinander zur Steigerung der Ent-

scheidungsnützlichkeit möglich zu machen.189  

Abschließend geht das IASB noch auf das Verhältnis von Entscheidungsnützlichkeit 

und die aus der Bereitstellung von Informationen resultierenden Kosten ein.190

Demnach sind solche Informationen nicht in den Abschluss mit aufzunehmen, wenn 

die aus ihnen resultierenden Kosten ihren Nutzen übersteigen.191  

1.5. Ergebniszusammenfassung zur Entscheidungsnützlichkeit der exter-
nen Rechnungslegung auf dem Kapitalmarkt 

Ziel dieses Kapitels war es zu untersuchen, wie eine externe Rechnungslegung all-

gemein beschaffen sein muss, um entscheidungsnützliche Informationen bereitzu-

stellen und speziell die diesbezügliche Eignung der internationalen Rechnungsle-

gung IFRS darzustellen.  

                                                 
182  Vgl. QC 12. 
183  Vgl. QC 16. 
184  Vgl. QC 17. 
185  Vgl. QC 18. 
186  Vgl. QC 18. 
187  Vgl. QC 20-32. Für ausführliche Informationen vgl. Pelger (2011), S. 914 f. 
188  Vgl. QC 33. 
189  Vgl. QC 34. 
190  Vgl. QC 35-39. 
191  Dabei sind nicht nur die Erstellungskosten, sondern auch Kosten der Informationsverarbeitung 

und Kosten für die Beschaffung alternativer Informationen zu berücksichtigen. Vgl. QC 36. 
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Dazu wurden zunächst unter Berücksichtigung der Funktionen und Aufgaben des 

Kapitalmarkts als Hauptadressat der Rechnungslegung ein durchschnittlicher, ein-

schlägig fachkundiger und rationaler Eigenkapitalgeber herausgearbeitet (average 

prudent investor). Dieser versucht, seinen Nutzen durch optimale Kombination von 

Investitionsmöglichkeiten zu maximieren. Es wird das jeweilige Nutzenniveau mit-

tels der aus den Kapitalanlagen resultierenden Zahlungsströme gemessen. Informa-

tionen aus der externen Rechnungslegung sind dann für die Investitionsentscheidung 

nützlich, wenn sie die Einschätzung über die zukünftige Entwicklung der Zahlungs-

ströme verbessern. Darüber hinaus wurde gezeigt, dass die externe Rechnungsle-

gung ein Instrument zur Verminderung asymmetrischer Informationen sein kann. 

Um diesen Zielen gerecht zu werden, hat eine entscheidungsnützliche externe Rech-

nungslegung spezielle Anforderungen zu erfüllen. Sie konkretisieren sich neben 

Adressatenorientierung insbesondere in Relevanz und Glaubwürdigkeit. Aus diesen 

beiden Kriterien erwächst ein Zielkonflikt zwischen zukunftsbezogenen Informatio-

nen, die besonders relevant sind, und vergangenheitsbezogenen Informationen, die 

besonders glaubwürdig sind. Dieser Zielkonflikt wurde als Spannungsverhältnis 

dargestellt. Im Anschluss wurde die konzeptionelle Basis der IFRS, die sich im ak-

tuellen Framework widerspiegelt, im Hinblick auf eine entscheidungsnützliche 

Rechnungslegung gewürdigt. Es wurde gezeigt, dass der Leitgedanke der IFRS mit 

den Anforderungen an eine entscheidungsnützliche Rechnungslegung überein-

stimmt. 
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2. Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit durch ab-
schlusspolitische Maßnahmen im Hinblick auf die IFRS 

2.1. Vorbemerkungen 

In den folgenden Kapiteln werden abschlusspolitische Maßnahmen literaturge-

stützt untersucht. Dazu wird zunächst Abschlusspolitik definiert sowie deren Objek-

te aufgezeigt. Nach einer Strukturierung der damit verbundenen Ziele erfolgt im 

Anschluss eine Übersicht über die in den IFRS zur Verfügung stehenden Instrumen-

te der Abschlusspolitik sowie eine Systematisierung, inwiefern sie die Kriterien ei-

ner entscheidungsnützlichen Rechnungslegung beeinflussen. Die Ausführungen 

schließen mit den durch die IFRS gesetzten Grenzen der Abschlusspolitik. 

Ziel des Kapitels ist es, die Motivation für den Bilanzierenden zur Abschlusspolitik 

aufzuzeigen sowie den dafür zur Verfügung stehenden Katalog an Instrumenten 

hinsichtlich seines Einflusses auf die Entscheidungsnützlichkeit zu untersuchen, um 

daraus ableitend Kriterien zur Beurteilung der Abschlusspolitik entwickeln zu kön-

nen. 

2.2. Definition der Abschlusspolitik 

In der deutschsprachigen Literatur werden für die Nutzung von abschlusspolitischen 

Gestaltungsmöglichkeiten in der Rechnungslegung mehrere Begriffe synonym ver-

wendet.192 Verwendet werden unter anderem die Begriffe „(Jahres-) Abschlusspoli-

tik“193, „Rechnungslegungspolitik“194, „Bilanzmanagement“195 oder „Bilanzpoli-

tik“.196 Auch wenn die letzten beiden Begriffe dem Wortlaut nach nur einen Teilbe-

reich der Rechnungslegung bezeichnen, beziehen sich doch alle Begriffe auf sämtli-

che Rechen- und Erläuterungswerke von Einzel- und Konzernabschlüssen.197 Für 

die vorliegende Arbeit findet vor allem der Begriff „Abschlusspolitik“ Anwendung. 

Das Suffix „Politik“ wird als auf die Durchsetzung bestimmter Ziele gerichtetes 

                                                 
192  Vgl. z.B. Nobach (2006), S. 150; Klöpfer (2006), S. 51. 
193  Z.B. Müller/Wulf (2005); Müller/Wulf (2001). 
194  Z.B. Ziesemer (2002). 
195  Z.B. Engel-Ciric (2000). 
196  Der Begriff Bilanzpolitik ist dabei am weitesten verbreitet; so auch Fischer (2006), S. 51f.; 

Nobach (2006), S. 150; Coenenberg/Meyer (2003), S. 351; Pfleger (1991), S. 22. 
197  Vgl. Nobach (2006), S. 150. Hier ist grundsätzlich auch der Lagebericht mit eingeschlossen. 

Dieser wird im Weiteren ausgegrenzt. 
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Verhalten oder Vorgehen verstanden.198 In der Betriebswirtschaftslehre stellt Politik 

ein „wissentliches Agieren und Gestalten im Hinblick auf die Unternehmenszie-

le“199 dar.  

Somit lässt sich Abschlusspolitik als „die bewusste und im Hinblick auf die Ziele 

des Unternehmens zweckorientierte (…) Beeinflussung der (…) publizierten Unter-

nehmensdaten“200 definieren. Die in dieser Arbeit zu untersuchenden Unterneh-

mensdaten beziehen sich auf Konzernabschlüsse von Energieversorgungsunterneh-

men. Deshalb ist unter Abschlusspolitik insbesondere die Konzernabschlusspolitik 

zu subsumieren.201 Durch Abschlusspolitik bezweckt die Unternehmensleitung, die 

Abschlussadressaten in ihrem Sinne zu beeinflussen und zu einem bestimmten Ver-

halten zu veranlassen.202 Nach herrschender Meinung darf Abschlusspolitik jedoch 

nur im Rahmen des durch das IASB festgesetzten Regelwerks ausgeübt werden.203

Sämtliche nicht legalen Maßnahmen zur Beeinflussung des Abschlusses gelten als 

Abschlussmanipulation, sind von der Abschlusspolitik abzugrenzen204 und nicht 

Gegenstand dieser Arbeit. 

Ein nach den internationalen Rechnungslegungsstandrads IFRS aufgestellter Ab-

schluss enthält eine Bilanz, eine Gesamtergebnisrechnung, einen Anhang, eine Ei-

genkapitalveränderungsrechnung und eine Kapitalflussrechnung sowie bei börsen-

orientierten Unternehmen zwingend eine Segmentberichterstattung.205 Darüber hin-

aus besteht in Deutschland auch für IFRS-Anwender die Pflicht, nach § 315a HGB 

zusätzlich einen Lagebericht zu verfassen. Diese Pflichtbestandteile eines Einzel- 

oder Konzernabschlusses werden in der Literatur auch als primäre Objekte der Ab-

schlusspolitik bezeichnet.206 Als sekundäre Objekte werden alle darüber hinausge-

henden durch das Unternehmen freiwillig oder verpflichtend zur Verfügung gestell-

ten Informationen aufgeführt, wie z.B. ergänzende Nebenrechnungen, Aktionärsmit-

                                                 
198  Vgl. Duden (2011), Politik. 
199  Nobach (2006), S. 151. 
200  Küting/Weber (2012), S. 33. 
201  So auch Klöpfer (2006), S. 52. 
202  Vgl. Nobach (2006), S. 151. 
203  Vgl. Coenenberg/Haller/Schultze (2012), S. 997; Nobach (2006), S. 151; Fischer (2006), S. 52 

oder Ziesemer (2002), S. 11.  
204  Vgl. Coenenberg/Haller/Schultze (2012), S. 997. 
205  Vgl. IAS 1.10 i. V. m. IFRS 8.2. 
206  Vgl. Küting (2004), S. 594 f. Die Unterteilung in Primär- und Sekundärobjekte geht zurück auf 

KÜTING/KAISER. Vgl. Küting/Kaiser (1994), S. 2. 
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teilungen oder Nachhaltigkeitsberichte.207 Mangels gesetzlicher Regelungen lassen 

sich darin enthaltene abschlusspolitische Spielräume nicht oder nur schwer erfas-

sen.208 Im Fokus dieser Arbeit sind ausschließlich die primären Objekte der Ab-

schlusspolitik und davon insbesondere die Hauptrechenwerke Bilanz und Gesamter-

gebnisrechnung sowie die im Anhang enthaltenen Begleitinformationen. 

2.3. Strukturierung abschlusspolitischer Ziele  

Abschlusspolitik ist nicht Selbstzweck, sondern wird als ein Instrument zur Er-

reichung übergeordneter Ziele eingesetzt.209 Deshalb müssen die abschlusspoliti-

schen Ziele aus ihren übergeordneten Zielen abgeleitet werden.210 Die Entscheidun-

gen über die Ausübung abschlusspolitischer Maßnahmen obliegen dabei denjenigen 

Personen, die an der Aufstellung des Jahresabschlusses maßgeblich beteiligt sind.211

Dies betrifft insbesondere die für den Jahresabschluss verantwortliche Unterneh-

mensleitung.212  

Um abschlusspolitische Ziele ableiten zu können, ist der Zweck der betrachteten 

Rechnungslegung und somit der primär angesprochene Adressatenkreis von großer 

Bedeutung.213 Es gibt für die externe Rechnungslegung mannigfaltige Ziele, es wer-

den an dieser Stelle jedoch nur speziell die für IFRS relevanten Ziele betrachtet. 

Hier haben publizitätspolitische Ziele und die Beeinflussung der Abschlussadressa-

ten durch Abschlusspolitik eine große Bedeutung.214 Weiterhin müssen auch fi-

nanzpolitisch motivierte Ziele berücksichtigt werden, weil etwa die Höhe des Jah-

resergebnisses, die Vermögens- und Kapitalstruktur sowie die Liquiditätslage unab-

dingbare Komponenten zur Beurteilung eines Unternehmens darstellen.215 Publizi-

täts- und finanzpolitische Ziele werden darüber hinaus durch Individualziele der 

Unternehmensleitung ergänzt.216 Die Berücksichtigung persönlicher Ziele der für 

                                                 
207  Vgl. Küting (2004), S. 594 f. 
208  Vgl. Klöpfer (2006), S. 78. 
209  Vgl. Tanski (2006), S. 8; Veit (2002), S. 8. Die übergeordneten Ziele münden dabei in der ins-

gesamt übergeordneten Unternehmenspolitik. Vgl. Eiselt/Müller (2011), S. 15. 
210  Vgl. Klöpfer (2006), S. 56. 
211  Vgl. Nobach (2006), S. 160f.; Heinhold (1984), S. 392. 
212  Vgl. Nobach (2006), S. 160f.; Heinhold (1984), S. 392. 
213  Vgl. Nobach (2006), S. 161 f. 
214  Vgl. Nobach (2006), S. 163; Wohlgemuth (2006), S. 63. 
215  Vgl. Nobach (2006), S. 164 f.; Wohlgemuth (2006), S. 63. 
216  Vgl. Klöpfer (2006), S. 56. 
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den Abschluss Verantwortlichen ist nicht zuletzt auf die Funktion der Rechen-

schaftslegung über die Leistung des Managements zurückzuführen.217

2.3.1. Finanzpolitische Ziele 

Die betriebliche Finanzpolitik beschäftigt sich mit der Bewahrung der Zahlungsfä-

higkeit sowie der Sicherstellung des finanziellen Bedarfs für andere Teilpolitiken 

eines Unternehmens.218 In diesem Rahmen wirkt Abschlusspolitik auf die Steuerung 

der Höhe des Jahresergebnisses, der Liquidität und der Vermögens- und Kapital-

struktur zur Beeinflussung von Rendite-, Risiko- oder ähnlichen Kennzahlen.219

Finanzpolitische Ziele lassen sich zum einen in abschlusspolitische Maßnahmen zur 

Gestaltung der Innenfinanzierung und zum anderen zur Gestaltung der Außen-

finanzierung unterscheiden.220

2.3.1.1. Gestaltung der Innenfinanzierung 

Abschlusspolitische Maßnahmen zur Gestaltung der Innenfinanzierung spielen im-

mer dann eine große Rolle, wenn in der Rechnungslegung das ausschüttungsfähige 

und steuerpflichtige Einkommen ermittelt wird.221 Da die Rechnungslegung nach 

IFRS nur das alleinige Ziel der Vermittlung von Informationen verfolgt und eine 

Ausschüttungs- oder Steuerbemessungsfunktion nicht in ihren Aufgabenbereich 

fällt, kommt der Innenfinanzierungsgestaltung nur nachrangige Relevanz zu.222 Tei-

le der Literatur gehen sogar soweit, innerhalb der IFRS abschlusspolitische Ziele im 

Bereich der Innenfinanzierung gänzlich abzusprechen.223 Dagegen muss jedoch ein-

gewendet werden, dass dem IFRS-Ergebnis zumindest eine indirekte Zahlungsbe-

messungsfunktion zukommt.224 Gründe hierfür liegen vor allem in den Erwartungen 

der Anteilseigner, denn diese orientieren ihre Ausschüttungsvorstellungen auch an 

den im IFRS Konzernabschluss ausgewiesenen Ergebnissen.225 Eine viel größere 

                                                 
217  Auch wenn nur von nachrangiger Bedeutung kann ein IFRS-Abschluss auch dazu dienen, die 

vom Management geleistete Arbeit zu beurteilen (Stewardship). Vgl. Pel-
lens/Fülbier/Gassen/Selhorn (2011), S. 121. 

218  Vgl. Freidank (1998), S. 92; Busse von Colbe/Perlitz (1980), S. 151. 
219  Vgl. Freidank (1990), S. 9. 
220  Vgl. Nobach (2006), S. 165. 
221  Vgl. Pellens/Sürken (1998), S. 198. 
222  Vgl. z.B. Winkeljohann (2004), S. 31. 
223  Vgl. Ziesemer (2002), S. 14; Pellens/Sürken (1998), S. 199; Krog (1998), S. 55. 
224  So auch Nobach (2006), S. 167. 
225  Vgl. Fuchs (1997), S. 55. 
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Bedeutung finanzpolitischer Ziele innerhalb der IFRS-Abschlusspolitik lässt sich 

jedoch aus der Außenfinanzierung ableiten. 

2.3.1.2. Gestaltung der Außenfinanzierung 

Abschlusspolitik aus finanzpolitischen Zielen innerhalb eines IFRS Abschlusses 

zielt häufig auf die Gewährleistung ausreichender Außenfinanzierungsmöglichkei-

ten ab. Dies geht regelmäßig mit einer Reduzierung der Eigenkapital- und Fremdka-

pitalkosten einher, da sowohl Eigenkapital- als auch Fremdkapitalgeber die Rech-

nungslegung als unterstützendes Informationsinstrument für ihre Investitionsent-

scheidungen nutzen.226 In dieser Beziehung zielt Abschlusspolitik darauf ab, die 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens möglichst vorteilhaft dar-

zustellen.227 Dies erfolgt regelmäßig durch die Optimierung von Jahresergebnissen 

und der Vermögens- und Kapitalstruktur zum einen und durch die Optimierung des 

Cashflows zum anderen.228

Die Optimierung von Jahresergebnissen erfolgt insbesondere aus der Bestrebung 

von Unternehmen nach einer stabilen Profitabilität und konstantem sowie kontinu-

ierlichem Wachstum.229 Eine unter diesem Bezug stattfindende Abschlusspolitik hat 

zum Ziel, Jahresergebnisse im Zeitablauf unter Berücksichtigung gewisser Wachs-

tumsraten zu glätten.230 Dadurch wird vor allem Eigenkapitalgebern ein konstantes 

Ergebnis- und Ausschüttungsniveau sowie ein geringes Ausfallrisiko ihrer Investiti-

on signalisiert.231 Dies führt zu geringeren Risikozuschlägen bei den Eigenkapital-

gebern und kann zu geringeren Finanzierungskosten beitragen.232 Zusätzlich zur 

Glättung im Zeitablauf besteht auch die Möglichkeit zur Ergebnisglättung mittels 

Quersubventionierung innerhalb einzelner Unternehmenssparten zur Kaschierung 

nicht profitabler Bereiche.233  

                                                 
226  Vgl. Pellens/Sürken (1998), S. 200. 
227  In diesem Zusammenhang wird der Abschlusspolitik auch eine Akquisitionsfunktion von Kapi-

tal zugesprochen. Vgl. Waschbusch (1993), S. 236. 
228  Eine derartige Aufteilung nimmt auch NOBACH vor. Vgl. Nobach (2006), S. 174. 
229  Vgl. Nobach (2006), S. 174f. 
230  Vgl. Peemöller (2003), S. 175. 
231  Vgl. Fischer/Haller (1993), S. 51; Pfleger (1991), S. 29. 
232  Vgl. Nobach (2006), S. 175. 
233  Dieses Ziel hat besondere Bedeutung bei allen Unternehmen, die eine Segmentberichterstattung 

nach IAS 14 aufstellen. Vgl. Dangel/Hofstetter/Otto (2001), S. 163. 
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Neben der Gestaltung von Jahresergebnissen kann eine Optimierung der Vermö-

gens- und Kapitalstruktur ein weiteres Ziel der Abschlusspolitik darstellen. Ange-

sprochen wird hier besonders die Beeinflussung von Fremdkapitalgebern zur Siche-

rung der Fremdfinanzierungsmöglichkeiten,234 denn zur Beurteilung der Kreditwür-

digkeit und der Festlegung von Kreditzinsen bedienen sich Kreditinstitute oder Ra-

ting Agenturen auch aus der Bilanzstruktur abgeleiteter Kennzahlen.235 Die Unter-

nehmensleitung versucht deshalb, die Erwartungen der Fremdkapitalgeber zu antizi-

pieren und mittels Abschlusspolitik die Vermögens- und Kapitalstruktur dement-

sprechend zu beeinflussen.236 Ebenso kommt die Beeinflussung rentabilitätsorien-

tierter Eigenkapitalgeber in Betracht. So hat z.B. eine Erhöhung des Verschuldungs-

grades aufgrund des Leverage Effektes positive Einflüsse auf die Eigenkapitalrenta-

bilität.237 Zusätzlich richten sich auch Eigenkapitalgeber bei der Jahresabschlussana-

lyse nach Vermögens- und Kapitalstrukturkennzahlen (z.B. Intensitäts- oder Liqui-

ditätszahlen).238

Kapitalgeber orientieren sich zusätzlich an der Kapitalflussrechnung, welche die 

Entwicklung des Zahlungsmittelbestandes in den drei Bereichen operativer Kapital-

fluss, Kapitalfluss aus der Investitions- sowie Finanzierungstätigkeit erläutert. Sie ist 

ein bedeutendes Kennzahlensystem, da Eigenkapitalgeber im Zuge ihrer Investiti-

onsentscheidungen die Fähigkeiten eines Unternehmens bewerten, zukünftige Zah-

lungsströme zu erzeugen.239 Ihre Beeinflussung stellt dabei eine weitere Grundlage 

für abschlusspolitische Maßnahmen dar.240 Um Eigenkapitalgeber zu einer günsti-

gen Prognose künftiger Zahlungsströme zu bewegen, hat eine kapitalflussrech-

                                                 
234  Vgl. Freidank (1998), S. 95. 
235  Zu nennen sind hier z.B. der Verschuldungsgrad, Liquiditätskennzahlen oder die goldene Bi-

lanzregel. Da dem Gläubigerschutz innerhalb der IFRS keine zentrale Bedeutung zukommt, ist 
zu beobachten, dass v.a. Kreditgeber zusätzliche an einen Kredit gebundene vertragliche Regeln 
vereinbaren, die auf die Einhaltung bestimmter Bilanzrelationen oder eines bestimmten Ver-
schuldungsgrades abzielen. Vgl. Bosse (2011), S. 57; Schildbach (2002a), S. 15. 

236  Vgl. Sieben (1998), S. 15. 
237  Vgl. Coenenberg/Haller/Schultze (2012), S. 1068f. Vom Leverage Effekt spricht man, wenn die 

Gesamtkapitalrentabilität über dem Fremdkapitalzins liegt und dadurch bei zunehmender Ver-
schuldung die Eigenkapitalrendite steigt. 

238  Vgl. Nobach (2006), S. 180. 
239  Der cash flow ist auch deshalb eine wichtige Kennzahl, weil er im Vergleich zu anderen Rech-

nungslegungsgrößen als willkürfreier angesehen wird. „Profits are someone’s opinion (…) 
whereas cash is a fact“. Smith (1992), S. 200. 

240  Vgl. Nobach (2006), S. 181; Fuchs (1997), S. 52. 



37 

nungsbezogene Abschlusspolitik vorrangig das Ziel, analog zur Glättung der Jahres-

ergebnisse, konstante und stetig wachsende Kapitalflüsse zu zeigen.241

2.3.2. Publizitätspolitische Ziele 

Eine von publizitätspolitischen Zielen motivierte Abschlusspolitik zielt darauf ab, 

die Abschlussadressaten sowohl über die gegenwärtige Lage als auch die zukünftige 

Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage einerseits und weiterer Fak-

toren, wie Wirtschaftskraft, Auftragslage oder soziales bzw. ökologisches Engage-

ment andererseits, im Sinne der Unternehmensleitung zu informieren.242 Dabei anti-

zipiert die Unternehmensleitung die Erwartungen der Adressaten und versucht mit-

tels Abschlusspolitik diese Erwartungen zu befriedigen bzw. das an die Erwar-

tungen geknüpfte Verhalten der Adressaten bewusst zu beeinflussen und ein positi-

ves Bild auf dem Kapitalmarkt abzugeben.243 Wesentliche Zielgrößen einer derarti-

gen Abschlusspolitik sind Kennzahlen der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 

wie sie auch bei einer durch finanzpolitische Ziele getriebenen Abschlusspolitik 

zum Tragen kommen.244 Insbesondere bei einem IFRS-Abschluss sind in diesem 

Bereich publizitätspolitische und finanzpolitische Ziele eng miteinander verzahnt. 

Aus der Publizitätspolitik abgeleitete Bestrebungen zur Abschlusspolitik ergeben 

sich unter anderem aus dem bewussten Ausnutzen von Ausweiswahlrechten und 

Gliederungsspielräumen oder dem Umfang und der Darstellung des Anhangs.245

Diesbezüglich kann zwischen einer restriktiven Informationspolitik und einer offe-

nen Informationspolitik unterschieden werden.246

Eine restriktive Informationspolitik zeichnet sich durch eine weitestgehende 

Vermeidung der Offenlegung von Rechnungslegungsdaten aus.247 Es werden nur 

diejenigen Daten publiziert, die sich beim Ausnutzen sämtlicher legaler Vermei-

                                                 
241  Vgl. Coenenberg/Meyer (2003), S. 364. 
242  Vgl. Klöpfer (2006), S. 62; Nobach (2006), S. 184; Freidank (1998), S. 97. 
243  Vgl. Baus (1999), S. 29; Sieben (1998), S. 16. 
244  Vgl. Nobach (2006), S. 184; Veit (2002), S. 9. 
245  Vgl. Nobach (2006), S. 185. Darüber hinaus lässt sich aus publizitätspolitischen Zielen auch 

eine Einflussnahme auf die Sekundärobjekte der Abschlusspolitik ableiten. Hier spielen Ziele, 
wie ein positives Image oder die Vermittlung gesellschaftlicher, sozialer oder ökologischer Un-
ternehmensaktivitäten eine große Rolle. Vgl. z.B. Küting/Weber (1994), S. 3. 

246  Vgl. Klein (1989), S. 34. 
247  Vgl. Klöpfer (2006), S. 63. 
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dungsmöglichkeiten nicht mehr ausschließen lassen.248 Eine derartige Politik in der 

Rechnungslegung ist oft bei negativen Ergebnissen zu beobachten, da die Unter-

nehmensleitung bestrebt ist, negative Rückschlüsse der Adressaten auf das Unter-

nehmen und die Unternehmensleitung zu verhindern.249 Aber auch bei positiven 

Ergebnissen kann es zu einer solchen Politik kommen, wenn Wettbewerbern, staat-

lichen Aufsichtsbehörden oder sonstigen Interessensgruppen die tatsächlichen Er-

gebnisse verschleiert werden sollen.250

Eine offene Informationspolitik berichtet über das nach den Rechnungslegungsre-

geln gehende Mindestmaß hinaus.251 Gründe hierfür lassen sich aus der Bestrebung 

der Unternehmensleitung nach einer verbesserten Selbstdarstellung ableiten.252 Zu-

sätzlich kann eine offene Informationspolitik dazu genutzt werden, durch Erhöhung 

des Informationsumfangs von negativen Ergebnissen abzulenken oder bestimmte 

positive Ergebnisse und Kennzahlen besonders zu betonen.253  

2.3.3. Individuelle Ziele der Abschlussverantwortlichen 

Die Rechnungslegung nach IFRS hat nach der Vermittlung entscheidungsnützlicher 

Informationen auch die Aufgabe der Rechenschaftslegung über die Leistungen der 

Unternehmensleitung.254 Zusätzlich kommt einem IFRS Abschluss oft eine indirekte 

Bemessungsfunktion255 zu, weil die Vergütung der Unternehmensleitung häufig an 

den Gewinn des Unternehmens gekoppelt ist.256 Außerdem hängt das Ansehen der 

Unternehmensleitung in der Regel mit der Außendarstellung eines Unternehmens 

und dessen Entwicklung zusammen. Insofern kann daraus geschlossen werden, dass 

die Unternehmensleitung durch Abschlusspolitik die Erreichung eigener Ziele vo-

rantreibt oder eigene Fehler zu verdecken versucht. Im Mittelpunkt steht dabei das 

                                                 
248  Vgl. Pougin (1969), S. 7. 
249  Vgl. Freidank (1990), S. 15. 
250  Vgl. ähnlich Klöpfer (2006), S. 63. 
251  Vgl. Klöpfer (2006), S. 63. 
252  Vgl. Baus (1999), S. 29 m.W.n. 
253  Vgl. Freidank (1990), S. 14. 
254  Auch wenn nach dem neuen Conceptual Framework die Rechenschaftslegung (Stewardship) an 

Bedeutung verloren hat, so besteht sie trotzdem weiterhin als eine Aufgabe der IFRS. Vgl. Pel-
ger (2011), S. 916. 

255  So auch Nobach (2006), S. 167. 
256  Vgl. Fuchs (1997), S. 55. 
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individuelle Nutzenniveau der Entscheidungsträger.257 Die möglichen abschlusspoli-

tischen Maßnahmen sind situationsbedingt zu betrachten. Empirisch wurde beo-

bachtet, dass bei nicht eigentümergeführten Unternehmen die Unternehmensleitung 

das Ziel der Gewinnglättung verfolgt.258 Es sind aber auch Ergebnismaximierungs- 

oder Ergebnisminimierungskalküle denkbar.259 Zusätzlich zur Einflussnahme auf 

das Jahresergebnis kommen bei den individuellen Zielen der Abschlussverantwortli-

chen auch weitere Zielgrößen, wie Struktur, Gliederung oder Ausweis des Ab-

schlusses und Kennzahlen, in Betracht.260

2.3.4. Zielkonflikte und Interdependenzen 

Die beschriebenen finanzpolitischen, publizitätspolitischen und individuellen Ziele 

der Abschlussverantwortlichen haben bereits teilweise erkennen lassen, dass die 

erläuterten Ziele nicht unabhängig voneinander betrachtet werden dürfen. Vielmehr 

stehen die einzelnen Ziele in einem interdependenten Zusammenhang. Während 

identische, sich gegenseitig ergänzende oder voneinander unabhängige Ziele keine 

Zielkonflikte hervorrufen, treten Probleme dann auf, wenn die Ziele sich gegenseitig 

ausschließen oder untereinander konkurrieren.261 Zur Verdeutlichung der Zielkon-

flikte werden im Folgenden einige Problemkonstellationen exemplarisch und ohne 

Anspruch auf Vollständigkeit aufgeführt. 

In der deutschsprachigen Literatur werden die verschiedenen Erwartungen der 

unterschiedlichen Abschlussadressaten als wichtiger Grund abschlusspolitischer 

Zielkonflikte gesehen.262 Diese Auffassung gilt für den IFRS Abschluss entspre-

chend, da die IFRS zwar verstärkt die Eigenkapitalgeber ansprechen, sich jedoch 

                                                 
257  Vgl. Klöpfer (2006), S. 72. Unter eigene Interessen können z.B. „Wohlstandsmaximierung, 

Arbeitsplatzsicherheit, Macht- und Prestigestreben, Rechtfertigung gegenüber internen Kontrol-
linstanzen sowie Zufriedenheit der Gesellschafter“ aufgezählt werden. Freidank (1990), S. 15. 

258  Vgl. Fischer/Haller (1993), S. 35-59; Coenenberg/Schmidt/Werhand (1983), S. 321-343. 
259  Dies ist insbesondere bei einem Wechsel der Unternehmensleitung beobachtbar. Während das 

alte Management darauf bedacht ist, sich mit einem sehr guten Ergebnis zu verabschieden, be-
steht für das neue Management ein Anreiz in der ersten Zeit die Ergebnisse zu mindern und die-
se Verluste noch dem alten Management zuzurechnen. Weiterhin erscheint dadurch die Leis-
tung des neuen Managements zu einem späteren Zeitpunkt noch besser. Vgl. Nobach (2006), S. 
188; Klöpfer (2006), S. 73. 

260  Vgl. Freidank (1990), S. 16f. 
261  Vgl. Klöpfer (2006), S. 74. 
262  Vgl. z.B. Sieben (1998), S. 17; Küting/Weber (1998), S. 13; Pfleger (1991), S. 26. 
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explizit auch an weitere Adressatengruppen richten.263 Es ist somit zwischen einer 

eher positiven oder eher negativen bzw. einer offenen oder restriktiven Abschluss-

politik zu unterscheiden. Beispielsweise vermitteln hohe Jahresergebnisse zwar 

Fremdkapitalgebern ein positives Bild des Unternehmens und können dadurch zu 

einer erleichterten Aufnahme von Fremdkapital führen, wecken aber unter Umstän-

den erhöhte Ausschüttungsforderungen bei den Anteilseignern.264 Weiterhin können 

Kennzahlen untereinander oder das Verhältnis von Ergebnis sowie Vermögens- und 

Kapitalstruktur interdependent sein.265 Eine verstärkte Aktivierungspolitik etwa 

wirkt sich im Zugangsjahr positiv auf das Ergebnis aus, hat aber in den Folgejahren 

durch erhöhte Abschreibungen größere Belastungen der Jahresergebnisse zur Folge.  

Zielkonflikte können sich auch innerhalb eines Unternehmens oder eines Konzerns 

ergeben, wenn partikulare bilanzpolitische Zielsetzungen der mittleren und unte-

ren Leitungsebene in einem Unternehmen oder der Unternehmensleitungen von 

Konzerntöchtern den übergeordneten Unternehmens- oder Konzernzielen wider-

sprechen.266 Es ist davon auszugehen, dass die genannten Entscheidungsträger ihre 

eigenen Nutzenvorstellungen, wie Sicherung des Arbeitsplatzes, Prestige oder An-

erkennung der Leistung durch Bonuszahlungen usw., verfolgen.267 Negative Aus-

wirkungen kann dies insbesondere auf die Einheitlichkeit der angewendeten Bilan-

zierungs- und Bewertungsmethoden im Konzern haben. 

Um die beschriebenen Zielkonflikte zu lösen, werden in der Literatur verschiedene 

Lösungsstrategien diskutiert.268 Während bei der Dominanzstrategie ein Ziel voll-

ständig alle anderen Ziele unterdrückt,269 erfolgt bei der Kompromissstrategie eine 

an der Zielerreichung angelehnte Gewichtung270 und bei der Präferenzstrategie eine 

Rangordnungsbildung unter den einzelnen Zielen.271 Bei der Objektivierungsstrate-

                                                 
263  Vgl. mit ähnlicher Schlussfolgerung Nobach (2006), S. 191f. Dagegen sieht KROG in den IFRS 

weniger adressatenorientierte Zielkonflikte. Vgl. Krog (1998), S. 71 und 73. 
264  Zur indirekten Einkommensbemessungsfunktion eines IFRS Abschlusses vgl. Kapitel B.2.3.1.1. 
265  Vgl. Fuchs (1997), S. 57. 
266  Vgl. Peemöller (2003), S. 178; Pfleger (1991), S. 26. 
267  Vgl. Pfleger (1991), S. 26. 
268  Vgl. Klöpfer (2006), S. 75f.; Nobach (2006), S. 193f.; Sieben (1998), S. 17; Küting/Weber 

(1994), S. 13f. 
269  Vgl. Schneider (1992), S. 452f. 
270  Vgl. Hilke (2002), S. 12. 
271  Vgl. Baus (1999), S. 19. 
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gie konzentrieren sich die Entscheidungsträger der Abschlusspolitik auf diejenigen 

Ziele, die objektiv betrachtet am besten zu realisieren sind.272  

Die Auswahl der jeweiligen Strategie ist dabei einzelfallabhängig und kann sich von 

Sachverhalt zu Sachverhalt bzw. im Zeitablauf ändern.273 Eine allgemeingültige 

Aussage, wie abschlusspolitische Zielkonflikte gelöst werden können, ist somit 

nicht möglich.274 Der Einsatz abschlusspolitischer Maßnahmen muss deshalb von 

der Unternehmensleitung sehr sorgfältig geplant werden, um das gewünschte Unter-

nehmensziel zu erreichen.275 Da die Lösung von abschlusspolitischen Zielkonflikten 

nicht Gegenstand dieser Arbeit ist, wird im Folgenden nicht mehr weiter darauf ein-

gegangen. 

2.4. Instrumente der Abschlusspolitik  

2.4.1. Klassifizierung  

Nachdem die abschlusspolitischen Ziele systematisiert und dargestellt wurden, wird 

an dieser Stelle gezeigt, welche Instrumente abschlusspolitischer Maßnahmen zur 

Verfügung stehen. Nachfolgende Abbildung gibt dazu eine einleitende Übersicht.276

Die Instrumente der Abschlusspolitik unterteilen sich in Maßnahmen im weiteren 

Sinne (Sachverhaltsgestaltung) und Maßnahmen im engeren Sinne (Sachverhalts-

abbildung), die sich wiederum in materielle und formelle Instrumente unterschei-

den. 

                                                 
272  Vgl. Küting/Weber (1994), S. 14. 
273  Vgl. Fuchs (1997), S. 58. 
274  Vgl. Nobach (2006), S. 193f. 
275  Vgl. Nobach (2006), S. 193f. 
276  Die Literatur hat bereits zahlreiche Übersichten und Klassifizierungen abschlusspolitischer 

Maßnahmen herausgearbeitet, die sich inhaltlich weitgehend nicht unterscheiden. Vgl. stellver-
tretend Küting/Weber (2012), S. 40; Müller/Eiselt (2011), S. 23; Tanski (2006), S. 31; Wohl-
gemuth (2006), S. 63; Veit (2002), S. 6. 
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Im engeren Sinne

Instrumente der Abschlusspolitik nach IFRS

Sachverhaltsabbildung
Sachverhaltsgestaltung

formell materiell

Ansatz Bewertung

Wahlrechte

• echte Wahlrechte

• faktische Wahlrechte

Ermessensspielräume

Im weiteren Sinne

Abbildung 4:  Instrumente der Abschlusspolitik nach IFRS277

2.4.2. Sachverhaltsgestaltung 

Unter Sachverhaltsgestaltung278 werden alle abschlusspolitischen Maßnahmen vor 

dem Bilanzstichtag verstanden, durch die auf bilanziell abzubildende Sachverhalte 

bewusst Einfluss genommen wird.279 Durch unternehmerisches Handeln oder durch 

zielgerichtete vertragliche Ausgestaltung von Rechtsgeschäften verändern Sachver-

haltsgestaltungen die abzubildende Realität mit dem Ziel, bestimmte Rechtsfolgen 

hervorzurufen, die zur gewünschten bilanziellen Abbildung führen.280 Sachverhalts-

gestaltende Maßnahmen können wie folgt gegliedert werden:281

• Maßnahmen zur zeitlichen Verlagerung (z.B. Verschiebungen von Anschaf-

fungen von einer Periode in die nächste), 

• Maßnahmen, die nach dem Bilanzstichtag wieder umgekehrt werden können 

(z.B. Verkauf und späterer Rückkauf von Gegenständen) und 

• Maßnahmen, die nach dem Bilanzstichtag nicht wieder umgekehrt werden 

können (z.B. Aufdeckung stiller Reserven durch Verkauf) 
                                                 
277  Eigene Zusammenstellung abgeleitet aus Wohlgemuth (2006), S. 63; Tanski (2006), S. 38. 
278  Sachverhaltsgestaltung wird auch als Urbildspielräume, Vor-Stichtag-Dispositionen oder 

window dressing bezeichnet. Vgl. Baetge/Kirsch/Thiele (2004), S. 157; Kußmaul/Lutz (1993), 
S. 344, Hamel (1984), S. 910. 

279  Vgl. Klöpfer (2006), S. 81. 
280  Vgl. Wohlgemuth (2006), S. 64. 
281  Vgl. Klöpfer (2006), S. 81f.; Heinhold (1984a), S. 450f. 
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Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen sind nur schwer erkennbar,282 werden in der 

Regel einzelfallbezogen ausgeübt und unterliegen nicht dem Gebot der Stetigkeit.283

Sie können von den Abschlussadressaten, die keinerlei Zugang zu unternehmensin-

ternen Informationsquellen haben, häufig nicht vom normalen Geschäftsverlauf ge-

trennt werden.284 Diese Arbeit untersucht die konkrete Ausgestaltung von Rech-

nungslegungsnormen. Die Sachverhaltsgestaltung wird deshalb vom weiteren Ver-

lauf der Untersuchung ausgenommen. Es erfolgt eine Konzentration auf die sach-

verhaltsabbildenden Instrumente. 

2.4.3. Sachverhaltsabbildung 

Im Gegensatz zur Sachverhaltsgestaltung wird das Instrument der Sachverhaltsab-

bildung (auch Darstellungsgestaltung genannt) nach dem Bilanzstichtag angewen-

det, wenn die Menge an im Abschluss abzubildender Sachverhalte bereits fest-

steht.285 Unter Sachverhaltsabbildung werden all diejenigen abschlusspolitischen 

Instrumente subsumiert, die die Darstellung von Sachverhalten im Abschluss in An-

satz und Bewertung (materielle Sachverhaltsabbildung) sowie im Ausweis (for-

melle Sachverhaltsabbildung) beeinflussen.286 Die einzelnen Instrumente sowie 

deren Auswirkungen werden im Folgenden erläutert. 

2.4.3.1. Formelle Sachverhaltsabbildung 

Im Rahmen formeller Sachverhaltsabbildung verfolgen die Träger von Abschlusspo-

litik in erster Linie publizitätspolitische Ziele.287 Dabei kann durch Gliederungs- und 

Ausweiswahlrechte auf die Struktur sämtlicher Bestandteile des IFRS-Abschlusses 

oder auf die Verlagerung von Informationen zwischen den einzelnen Bestandteilen 

sowie auf die Gestaltung der Bilanzsumme Einfluss zur Veränderung der Aussage 

des Abschlusses genommen werden.288 Darüber hinaus ermöglichen Erläuterungs- 

und Darstellungswahlrechte die Gestaltung des Umfangs der vermittelten Informati-

onen im Abschluss.289

                                                 
282  Vgl. Wolhgemuth (2006), S. 67. 
283  Vgl. Küting (2004), S. 602. 
284  Vgl. Wolhgemuth (2006), S. 67. 
285  Vgl. Wulf (2010a), S. 564; Klöpfer (2006), S. 82.
286  Vgl. Wulf (2010a), S. 564; Wohlgemuth (2006), S. 67. 
287  Vgl. Klöpfer (2006), S. 84. 
288  Vgl. Veit (2002), S. 23f.  
289  Vgl. Küting/Weber (2012), S. 42. 
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2.4.3.2. Materielle Sachverhaltsabbildung 

Materielle Sachverhaltsabbildung nimmt Einfluss auf die Bilanzsumme, die Zu-

sammensetzung der Vermögensstruktur in der Bilanz und das Periodenergebnis.290

Materielle Sachverhaltsabbildung kann zum einen im Ansatz und zum anderen in 

der Bewertung vorgenommen werden. Die zur Verfügung stehenden Maßnahmen 

werden in Wahlrechte und Ermessensspielräume unterschieden.291 Dem Ab-

schlussersteller stehen umso mehr Freiheiten zur Verfügung, je niedriger die gesetz-

liche Konkretisierung ist.292

2.4.3.2.1. Wahlrechte 

Wahlrechte liegen vor, wenn bei der Aufnahme eines Sachverhaltes in den Ab-

schluss mindestens zwei unterschiedliche, frei wählbare Handlungsalternativen be-

stehen, die zu einer unterschiedlichen Darstellung im Abschluss führen.293 Es kann 

zwischen echten und faktischen Wahlrechten unterschieden werden.294 Echte 

Wahlrechte in den IFRS wurden durch konkret vorgegebene Entscheidungsmög-

lichkeiten bei Ausweis- und Bewertungsfragen vom Standardsetter explizit einge-

räumt, wogegen faktische Wahlrechte aufgrund nicht genügend konkretisierter Re-

gelungen aus der Bilanzierungspraxis, Kommentierungen oder ähnlichem abgeleitet 

werden und subjektiven Ermessensspielraum erfordern.295  

Zum Ansatzzeitpunkt können Aktivierungs- wie auch Passivierungswahlrechte be-

stehen.296 Bewertungswahlrechte ergeben sich bei Alternativen zwischen Wertansät-

zen oder zwischen unterschiedlichen Bewertungsmethoden.297

2.4.3.2.2. Ermessensspielräume 

Über die Wahlrechte hinaus stehen dem Bilanzierenden weitere abschlusspolitische 

Möglichkeiten zur Verfügung, die als Ermessensspielräume zusammengefasst wer-

den. Ermessensspielräume erweitern die bilanzpolitischen Gestaltungsmöglichkei-

ten aufgrund nicht vorhandener oder nicht hinreichend konkretisierter Regelun-

                                                 
290  Vgl. Wohlgemuth (2006), S. 67; Küting (2004), S. 603f. 
291  Vgl. Wohlgemuth (2006), S. 68. 
292  Vgl. Wohlgemuth (2006), S. 68. 
293  Vgl. Küting/Kaiser (1994), S. 12; Bauer (1981), S. 66. 
294  Vgl. Küting/Weber (2012), S. 40f. 
295  Vgl. Küting/Weber (2012), S. 40-42; Pfleger (1991), S. 35. 
296  Vgl. Klöpfer (2006), S. 83. 
297  Vgl. Veit (2002), S. 31f. 
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gen.298 Dies lässt sich insbesondere darauf zurückführen, dass es dem Gesetzgeber 

bzw. Standardsetter unmöglich ist, sämtliche in der Realität vorkommende Ge-

schäftsvorfälle und Sachverhalte in die Rechnungslegungsnormen aufzunehmen. 

Ermessensspielräume liegen immer dann vor, wenn sich durch die Zugrunde geleg-

ten Normen große Gestaltungspotentiale eröffnen, weil subjektive Maßstäbe bei der 

bilanziellen Abbildung von Geschäftsvorfällen Eingang finden.299 Gefüllt werden 

diese Gestaltungsspielräume entweder durch in der Rechtssprechung, Schrifttum 

oder Bilanzierungspraxis anerkannte Auslegungsmöglichkeiten oder durch individu-

elle Einschätzungen der Bilanzierenden.300

2.5. Grenzen der Abschlusspolitik 

Die Ausführungen dieses Kapitels konzentrieren sich auf die der Abschlusspolitik 

gesetzten Grenzen, welche sich direkt oder indirekt aus den Vorschriften des IASB 

ergeben. Insbesondere sind die Grenzen aufzuführen, die sich aus dem Grundsatz 

der Stetigkeit und bestimmter Vorschriften zu Bilanzierungs- und Bewertungs-

grundlagen sowie aus den Anforderung zu Anhangangaben ergeben. Darüber 

hinaus unterliegt ein IFRS-Abschluss der Generalnorm, „ein den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechendes Bild“ 301 zu vermitteln. Die Generlanorm ist im Zusam-

menhang mit den qualitativen Kriterien des Frameworks zu verstehen,302 die die 

Grundlage eines für die Investitionsentscheidung der Abschlussadressaten nützli-

chen Abschlusses bilden.303 Art und Umfang der in den Abschluss aufzunehmenden 

Angaben erfolgt dabei nach einer bestimmten Entscheidungshierarchie.304 Zunächst 

müssen alle für die Entscheidung des Abschlussadressaten nützlichen Sachverhalte 

im Rahmen der Bilanzierung identifiziert werden und anschließend die jeweils rele-

vantesten Informationen angegeben werden, die verfügbar und glaubwürdig sind. 

Abschlusspolitik wird dadurch jedoch nur geringfügig eingeschränkt, da hier ledig-

lich ein allgemeiner Grundsatz ohne konkrete Auslegungsvorschriften vorliegt.305

                                                 
298  Vgl. Tanski (2006), S. 38. 
299  Vgl. Klöpfer (2006), S. 83; Pfleger (1991), S. 35. 
300  Vgl. Klöpfer (2006), S. 83; Küting (2004), S. 605; Pfleger (1991), S. 35. 
301  IAS 1.15. 
302  Vgl. Klöpfer (2006), S. 90. 
303  Vgl. Pelger (2011), S. 910. 
304  Vgl. QC 18. 
305  Vgl. ähnlich Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 1 Rz. 68-71; Klöpfer (2006), S. 89f.; Schäfer 

(1998), S. 92. 
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Viel stärker wirken dagegen explizite Regelungen und Grundsätze, wie z.B. ver-

pflichtende Angaben im Anhang oder Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften, 

welche nun dargestellt werden. 

2.5.1. Grundsatz der Stetigkeit 

Der Grundsatz der Stetigkeit wird im Framework als Nebenbedingung aus dem qua-

litativen Kriterium der zwischen- und innerbetrieblichen Vergleichbarkeit von Ab-

schlüssen abgeleitet.306 Er fordert gleichartige Geschäftsvorfälle in Darstellung und 

Bewertung formell und materiell gleich abzubilden.307 Ein Durchbrechen der Stetig-

keit ist nur unter restriktiven Voraussetzungen möglich. Dies erfolgt zum einen, 

wenn ein neuer oder novellierter Standard bzw. Interpretation die Änderungen er-

forderlich macht und zum anderen, wenn durch die Änderungen Glaubwürdigkeit 

und Relevanz der abgebildeten Informationen erhöht werden.308 Liegt eine derartige 

Änderung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden vor, müssen sämtliche be-

troffene Positionen rückwirkend angepasst werden, um den Abschluss inklusive der 

Vergleichsperiode so darzustellen, wie wenn die neue Methode bereits ex ante vor-

gelegen hätte.309 Der dadurch entstehende Korrekturbedarf für frühere Perioden 

wird, sofern ermittelbar310, in der Regel mit den Gewinnrücklagen der frühesten 

Periode verrechnet.311 Jede Methodenänderung unterliegt außerdem umfangreichen 

Angaben im Anhang nach IAS 8.28 und IAS 8.29, damit der Abschlussleser Art und 

Umfang der Änderungen nachvollziehen kann. Ebenso ist anzugeben, wenn bereits 

verabschiedete, aber noch nicht verpflichtend anzuwendende Regelungen innerhalb 

der IFRS nicht berücksichtigt werden sowie eine Einschätzung über die Auswirkun-

gen zum Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung.312

Somit ist der Grundsatz der Stetigkeit durch den eingeschränkten Anwendungsbe-

reich sowie der umfassenden Offenlegung quantitativer und qualitativer Auswirkun-

gen an hohe Anforderungen geknüpft.313 Der Abschlussersteller ist an eine einmal 

                                                 
306  Vgl. QC 20 i.V.m. QC 22. 
307  Vgl. QC 22. 
308  Vgl. IAS 1.45 i.V.m. IAS 8.14. 
309  IAS 8.22. 
310  Können nicht alle Auswirkungen für frühere Perioden ermittelt werden, so muss die geänderte 

Methode zur frühest ermittelbaren Periode angewendet werden. Vgl. IAS 8.27. 
311  Vgl. IAS 8.26. 
312  Vgl. IAS 8.30. 
313  Vgl. Eiselt/Müller (2011), S. 37. 
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gewählte Bilanzierungs- und Bewertungsmethode grundsätzlich langfristig gebun-

den und kann diese nur unter strengen Voraussetzungen ändern.314 Als Grenze für 

die Abschlusspolitik kommt dem Grundsatz der Stetigkeit demnach eine hohe Be-

deutung zu.315

2.5.2. Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden im Anhang 

In IAS 1.112 ff. befinden sich generelle Regelungen, die sich auf den gesamten 

IFRS Abschluss beziehen, wobei davon Angaben zu den wesentlichen Rechnungs-

legungsmethoden (IAS 1.117) sowie zu Ermessensausübungen (IAS 1.122) und 

Schätzunsicherheiten (IAS 1.125) hervorzuheben sind.316

Unter den Rechnungslegungsmethoden werden „die besonderen Prinzipien, grund-

legende Überlegungen, Konventionen, Regeln und Praktiken, die ein Unternehmen 

bei der Aufstellung und Darstellung eines Abschlusses anwendet“,317 verstanden. Es 

handelt sich um allgemeine Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen sowie das 

methodische Vorgehen bei der Aufstellung des Abschlusses, die um die Angaben 

von Ermessensausübungen, die den Abschluss wesentlich beeinflussen, zu erwei-

tern sind.318 Nach Ansicht des IASB sind die Rechnungslegungsmethoden anzuge-

ben, weil sie für das Verständnis des Abschlusses von maßgeblicher Bedeutung 

sind.319 Die Entscheidung, ob eine bestimmte Rechnungslegungsmethode anzugeben 

ist, obliegt dabei dem Abschlussersteller und richtet sich danach, ob eine Angabe 

das Verständnis des Adressaten bezüglich des Abschlusses erhöht.320 Demnach 

kommt dem Bilanzierenden bereits ein erheblicher Ermessenspielraum bei der Aus-

wahl der anzugebenden Rechnungslegungsmethoden zu, was er für abschlusspoliti-

sche Zwecke nutzen kann.321 Darüber hinaus ist in den Regelungen zu Rechnungs-

legungsmethoden und Ermessensausübungen nicht konkret geregelt, wie detailliert 

sie darzustellen sind.322 Es ist in der Praxis zu beobachten, dass sich derartige Anga-

                                                 
314  Vgl. Tanski (2006), S. 149f. 
315  Vgl. Klöpfer (2006), S. 95; Schäfer (1998), S. 107. 
316  Vgl. Kirsch (2004), S. 136. 
317  IAS 8.5. 
318  Vgl. IAS 1.122. 
319  Vgl. IAS 1.118. 
320  Vgl. IAS 1.119. 
321  Vgl. Wohlgemuth (2006), S. 102f. 
322  Vgl. Wohlgemuth (2006), S. 103f. 
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ben oft am direkten Wortlaut der IFRS orientieren und sich somit keine konkreten 

Erkenntnisse zur Unterscheidung zwischen einer zweckmäßigen Bilanzierung und 

abschlusspolitischer Motivation erlangen lassen.323  

Aus den genannten Gründen relativieren sich die Angaben zu Rechnungslegungs-

methoden und Ermessensausübung als Grenze der Abschlusspolitik, da, so LÜ-

DENBACH, „die Offenlegung des Ermessens selbst ermessensbehaftet ist“.324

Als eine weitere Grenze der Abschlusspolitik kommen zukunftsbezogene und An-

gaben zu wesentlichen Schätzungsunsicherheiten (IAS 1.125 ff.) in Betracht, wenn 

diese besonders schwierig, subjektiv oder kompliziert sind,325 weil derartige Anga-

ben nach Ansicht des IASB für den Abschlussadressaten die Beurteilung von Er-

messensausübungen erleichtern.326 Neben ihrer Art und den entsprechenden Buch-

werten am Abschlussstichtag327 werden auch weitere qualitative und quantitative 

Angaben, wie die Sensitivität, eine Bandbreite möglicher zukünftiger Entwicklun-

gen, der erwartete Wegfallzeitpunkt der Unsicherheit und Erläuterungen zu Anpas-

sungen früherer Schätzungen, gefordert.328 Sofern nicht alle quantitativen Angaben 

ermittelt werden können, hat der Bilanzierende zumindest darauf hinzuweisen, dass 

von den derzeitigen Annahmen in den Folgeperioden mit wesentlichen Auswirkun-

gen auf die aktuellen Buchwerte abgewichen werden könnte.329  

Als Grenze der Abschlusspolitik sind die vom IASB geforderten zukunftsbezogenen 

Ausführungen und Angaben zu Schätzungsunsicherheiten zu begrüßen, da insbe-

sondere durch die konkrete Benennung der Stellen, wo Werte im Abschluss ge-

schätzt wurden, sowie die damit verbundenen quantitativen Angaben einen Informa-

tionsgewinn schaffen und wesentliche Einflussgrößen im Abschluss offenlegen.330

                                                 
323  Vgl. Tanski (2006), S. 143. 
324  Lüdenbach (2012), § 5 Rz. 47.  
325  Vgl. IAS 1.127. 
326  Vgl. IAS 1.129. 
327  Vgl. IAS 1.125. 
328  Vgl. IAS 1.129. 
329  Vgl. IAS 1.130. 
330  Ähnlich auch Wohlegemuth (2006), S. 107; Kirsch (2004), S. 70. 
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2.6. Systematisierung der Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit 
durch sachverhaltsabbildende Abschlusspolitik 

Bereits im Vorangegangen wurde eine ökonomisch theoretische Überleitung durch 

die Prinzipal-Agenten-Theorie zum Zusammenspiel zwischen Entscheidungsnütz-

lichkeit und Abschlusspolitik erörtert.331 Die folgenden Erläuterungen nehmen eine 

konkrete Systematisierung vor, wie die genannten abschlusspolitischen Maßnahmen 

Einfluss auf die der Entscheidungsnützlichkeit zu Grunde liegenden Eigenschaften 

Relevanz und Glaubwürdigkeit haben. Nachfolgende Abbildung ordnet dies einlei-

tend. 

echte faktische

Relevanz1)

Vollständigkeit X X X X
Vergleichbarkeit X X X X X
Verständlichkeit X X2) X2)

Glaubwürdigkeit
Richtigkeit X2) X2)

Neutralität X X2) X2)

Nachprüfbarkeit X X2) X2)

2) Mittelbar durch die Güte der verbundenen Anhangangaben

1) Ohne Beachtung des Kriteriums der Wesentlichkeit, da dieses insbesondere von der 
    betragsmäßigen Auswirkung der Abschlusspolitik abhängt

        Abschluss-
               politisches 
                    Instrument

Eigen-
schaften

materiell
Wahlrechte

Ermessens-
spielräume

formell

Gliederungs-, 
Ausweis- und 
Verlagerungs-
möglichkeiten

Erläuterungs- 
und 

Darstellungs-
spielräume

Sachverhaltsabbildung

Abbildung 5:  Systematisierung der Einschränkung der Entscheidungsnütz-
lichkeit durch sachverhaltsabbildende Abschlusspolitik332

2.6.1. Einschränkung durch formelle Abschlusspolitik 

Gliederungs-, Ausweis- und Verlagerungsmöglichkeiten ändern den Informa-

tionsgehalt per se nicht, sondern sie haben lediglich Auswirkung auf Form, Darstel-

lung oder Position der Information innerhalb des Abschlusses. Aus diesem Grund 

mindern sie ausschließlich die zwischenbetriebliche Vergleichbarkeit, da sie von 

Unternehmen zu Unternehmen unterschiedlich angewendet werden können. 

Erläuterungs- und Darstellungsspielräume dagegen haben einen deutlich stärke-

ren Einfluss auf die Kriterien Relevanz und Glaubwürdigkeit. Sie ermöglichen dem 

Bilanzierenden, die Art und Weise sowie die Tiefe der Darstellung zu beeinflussen. 

Somit ist eigenes Ermessen gefordert, um den sich öffnenden Spielraum zu füllen. 

                                                 
331  Zur Prinzipal-Agenten-Theorie vgl. Kapitel B.1.3.2. 
332  Eigene Darstellung. 
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Die Erläuterungs- und Darstellungsspielräume üben einen entscheidungsnützlich-

keitsmindernden Einfluss auf sämtliche Kriterien aus. 

2.6.2. Einschränkung durch materielle Abschlusspolitik 

2.6.2.1. Einschränkung durch Wahlrechte 

Echte und faktische Wahlrechte führen zur Einschränkung des Kriteriums der Voll-

ständigkeit, wenn durch das Ausüben einer durch das Wahlrecht vorgegebenen 

Handlungsalternative nicht vollständig über die für die Entscheidungsfindung des 

Investors relevanten Daten des abzubildenden Sachverhaltes berichtetet wird. Dies 

ist insbesondere dann der Fall, wenn echte oder faktische Ansatzwahlrechte ein 

Weglassen bestimmter Sachverhalte im Abschluss ermöglichen. Ebenso zu betrach-

ten sind bestimmte Arten von Bewertungswahlrechten, wie z.B. das Wahlrecht zwi-

schen dem Anschaffungskostenprinzip oder der Bewertung zum beizulegenden 

Zeitwert. Zeitwerte spiegeln zum Bilanzstichtag die Bewegungen von Vermögens-

werten sowohl positiv als auch negativ wider, während das Anschaffungskosten-

prinzip lediglich Bewegungen „nach unten“ erfasst. 

Darüber hinaus mindern echte und faktische Wahlrechte die Vergleichbarkeit von 

Abschlussinformationen. Zwischenbetriebliche Vergleiche werden dann erschwert, 

wenn die zu vergleichenden Unternehmen von den vorhandenen Ansatz- und Be-

wertungswahlrechten unterschiedlich Gebrauch machen. 

Faktische Wahlrechte ergeben sich nur aus der allgemein anerkannten Bilanzie-

rungspraxis oder Fachkommentierung, wodurch diese zusätzlich das Kriterium der 

Verständlichkeit einschränken. Faktische Wahlrechte muss der Rechnungslegungs-

adressat erkennen und verstehen, um Rechnungslegungsinformationen auswerten zu 

können. Dabei ergeben sich im Vergleich zu direkt aus den Rechnungslegungsnor-

men ableitbaren Wahlrechten höhere Kosten der Informationsauswertung.  

Werden im Anhang die Annahmen, Methoden und Einschätzungen, die bei fakti-

schen Wahlrechten angewendet werden, angegeben, ist es dem Bilanzleser möglich 

die Kongruenz der gegeben Informationen mit den zugrunde gelegten Sachverhalten 

nachzuvollziehen. Insofern werden die Kriterien Richtigkeit, Neutralität und 

Nachprüfbarkeit nur dann eingeschränkt, wenn die mit den faktischen Wahlrechten 

verbundenen Anhangangaben unzureichend sind. 
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2.6.2.2. Einschränkung durch Ermessensspielräume 

Zielorientierte Abschlusspolitik mittels Ermessensspielräumen erfolgt nicht willkür-

frei. Durch das Möglichmachen dieser bewussten Beeinflussung des Jahresabschlus-

ses seitens des Bilanzierenden schränken Ermessensspielräume das Kriterium der 

Neutralität ein.  

Darüber hinaus wird nicht über alle wesentlichen Erfolgspotentialträger eines Un-

ternehmens berichtet, wenn Ermessensspielräume ein Weglassen wesentlicher Fak-

toren ermöglichen, wodurch das Kriterium der Vollständigkeit verletzt wird.  

Da Ermessensspielräume vom Abschlussersteller selbständig gefüllt werden müs-

sen, wird die Vergleichbarkeit von Abschlüssen gemindert. Zwischenbetriebliche 

Vergleiche werden dadurch erschwert, dass keine eindeutigen und einheitlichen Re-

gelungen vorliegen. Ebenso kommt es zu einer Hemmung innerbetrieblicher Ver-

gleiche, wenn gleichartige Sachverhalte unterschiedlich beurteilt und abgebildet 

werden können. 

Weiterhin ist durch Ermessensspielräume die Verständlichkeit von Abschlüssen 

beeinträchtigt, weil die Vorgehensweise des Bilanzierenden beim Schließen von 

Regelungslücken und Spielräumen vom Abschlussleser erst aufgearbeitet und nach-

vollzogen werden muss, was erhöhte Analysekosten hervorruft. Ein hinreichendes 

Nachvollziehen der getroffenen Einschätzung ist nur dann möglich, wenn sämtliche 

Informationen bereitgestellt werden, die für die Aufarbeitung durch den Abschluss-

leser nötig sind. Neben den Angaben in den primären Rechenwerken des Abschlus-

ses kommt somit der Informationsgewinnung durch den Anhang eine besondere 

Bedeutung zu.  

Analog zu den faktischen Wahlrechten werden die Kriterien Richtigkeit, Neutrali-

tät und Nachprüfbarkeit ebenfalls eingeschränkt, wenn die mit den Ermessens-

spielräumen verbundenen Anhangangaben nicht hinreichend informativ sind. 

2.7. Ergebniszusammenfassung zur Einschränkung der Entscheidungs-
nützlichkeit durch abschlusspolitische Maßnahmen 

In diesem Kapitel wurde zum einen gezeigt, welche Ziele bei der Anwendung von 

Abschlusspolitik bestehen und zum anderen eine Systematisierung abschlusspoliti-

scher Instrumente mit ihren Auswirkungen auf die Entscheidungsnützlichkeit vor-

genommen. 
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Mit Hinblick auf die Definition und die Objekte der Abschlusspolitik im IFRS-

Abschluss wurden finanzpolitische, publizitätspolitische und individuelle Ziele der 

Abschlussverantwortlichen erörtert. Zielkonflikte und Interdependenzen wurden 

ebenso dargestellt. Diese Arbeit beschäftigt sich in erster Linie mit sachverhaltsab-

bildenden Instrumenten der Abschlusspolitik, die neben einer Reihe von materiellen 

auch aus formellen Instrumenten bestehen. Begrenzt werden die Instrumente der 

Abschlusspolitik in den IFRS vor allem durch den Grundsatz der Stetigkeit und um-

fangreiche Angaben im Anhang zu den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

sowie zu zukunftsbezogenen Angaben und Schätzungsunsicherheiten. Aufbauend 

auf der Klassifizierung der abschlusspolitischen Instrumente wurde unter Rückgriff 

auf die Anforderungen an eine entscheidungsnützliche Rechnungslegung eine Sys-

tematisierung vorgenommen, an welchen Stellen die einzelnen Instrumente die Ent-

scheidungsnützlichkeit einschränken. Es hat sich gezeigt, dass insbesondere materi-

elles Ermessen und formelle Erläuterungs- und Darstellungsspielräume deutlich 

negativ wirken.  
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3. Beurteilung abschlusspolitischer Instrumente 

3.1. Vorbemerkungen 

Zur Beurteilung der sachverhaltsabbildenden Instrumente der Abschlusspolitik wer-

den zunächst Beurteilungskriterien abschlusspolitischer Instrumente dargestellt. Im 

Einzelnen lauten die verwendeten Beurteilungskriterien wie folgt:  

• Wirkung auf zentrale Abschlussgrößen, 

• Erkennbarkeit, 

• Bindung,  

• Aufschiebbarkeit und  

• Teilbarkeit.  

Im Anschluss daran wird anhand der Beurteilungskriterien die Untersuchungssyste-

matik abschlusspolitischer Instrumente für den weiteren Verlauf der Arbeit entwi-

ckelt. Ziel dieser Systematik ist es, das potentielle Maß der Einschränkung der Ent-

scheidungsnützlichkeit zu ermitteln. Es zeigt an, inwiefern ein spezielles abschluss-

politisches Instrument dem Bilanzierenden erlaubt, das tatsächliche Bild, das sich im 

Abschluss widerspiegeln sollte, zu verzerren. 

3.2. Beurteilungskriterien abschlusspolitischer Instrumente 

Zur Beurteilung abschlusspolitischer Instrumente wird im Schrifttum ein weitestge-

hend einheitlicher Katalog von Kriterien aufgeführt, der auch die Basis für die hier 

stattfindende Beurteilung der abschlusspolitischen Instrumente darstellt.333 Mit ihm 

können die Auswirkungen abschlusspolitischer Maßnahmen und die damit verbun-

denen Verzerrungen des vom Abschluss wiedergegebenen Bildes untersucht wer-

den.334 Die im Folgenden beschriebenen Beurteilungskriterien dienen sowohl als 

Rahmen für die anstehende Untersuchung als auch als Grundlage für den Aufbau 

der Beurteilungssystematik. 

                                                 
333  Vgl. u.a. Brösel (2012), S. 92-94; Eiselt (2010), S. 62-64; Wulf (2010a), S. 564f.; Fi-

scher/Klöpfer (2006), S. 710; Wohlgemuth (2006), S. 72ff.; Küting (2004), S. 612 ff.; Stein 
(1993), S. 983ff.; Pfleger (1991), S. 52ff.; Klein (1989), S. 129ff. 

334  Vgl. Wohlgemuth (2006), S. 72. 
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3.2.1. Wirkung auf zentrale Abschlussgrößen 

Dieses Kriterium analysiert den Einfluss materieller Abschlusspolitik auf zentrale 

Abschlussgrößen, wie Vermögen, Schulden oder Jahresergebnis hinsichtlich Art, 

Dauer, Richtung, Breite und Tiefe.  

Die Wirkungsart unterscheidet primäre und sekundäre Effekte, die sich aus dem 

eingesetzten abschlusspolitischen Instrument ergeben.335 Während primäre Effekte 

eine unmittelbare Wirkung zum Anwendungszeitpunkt der Maßnahme hervorrufen 

und nur den aktuellen Abschluss beeinflussen, entfalten sekundäre Effekte ihre Wir-

kung erst mittelbar in nachfolgenden Perioden und stellen oft die Basis für weitere 

abschlusspolitische Maßnahmen dar.336 Dabei beschreibt die Wirkungsdauer die 

Zeitspanne in der eine abschlusspolitische Maßnahme, angefangen mit primären 

Effekten bis hin zum letztmaligen Auftreten von sekundären Effekten, wirkt,337 wo-

bei primäre und sekundäre Effekte gleichgerichtet oder gegenläufig wirken kön-

nen.338 Bei abschlusspolitischen Instrumenten müssen deren Auswirkungen auf zu-

künftige Perioden berücksichtigt werden.339 Die Wirkungsdauer bestimmt sich vor-

rangig nicht durch das Instrument selbst, sondern wird durch den zugrundeliegenden 

Bilanzierungssachverhalt selbst determiniert.340 Allgemeine Aussagen über die Wir-

kungsdauer beim Einsatz bestimmter Instrumente lassen sich deshalb nicht treffen, 

sondern sind einzelfallbezogen.341 Die Wirkungsrichtung zeigt die Bewegung nach 

oben oder unten der quantitativen Veränderungen der durch eine abschlusspolitische 

Maßnahme betroffenen Größen an.342 Regelmäßig werden mehrere Abschlussgrö-

ßen durch ein abschlusspolitisches Instrument beeinflusst.343 Deshalb untersucht das 

Kriterium der Wirkungsbreite weiterhin, inwiefern eine abschlusspolitische Maß-

nahme Auswirkungen auf mehrere Abschlussgrößen hat,344 wohingegen Wir-

                                                 
335  Vgl. Wohlgemuth (2006), S. 75. 
336  Vgl. Ziesemer (2002), S. 32; Klein (1981), S. 161. 
337  Vgl. Wulf (2010), S. 564; Klein (1989), S. 143. 
338  Vgl. Wohlgemuth (2006), S. 75 und S. 89; Ziesemer (2002), S. 34. Viele materielle Instrumente 

der Abschlusspolitik haben gegenläufige primäre und sekundäre Effekte. Dies bedeutet z.B., 
dass Maßnahmen zur Ergebniserhöhung in der Erstperiode, Ergebnisbelastungen in der Folge-
periode hervorrufen. Dieser Zusammenhang wird auch als Zweischneidigkeit der Bilanz be-
zeichnet. Vgl. Klöpfer (2006), S. 87. 

339  Vgl. Pfleger (1991), S. 55. 
340  Vgl. Klöpfer (2006), S. 88; Bauer (1981), S. 225.
341  Vgl. Klöpfer (2006), S. 88; Bauer (1981), S. 225.
342  Vgl. Wulf (2010a), S. 564. 
343  Vgl. Wohlgemuth (2006), S. 76. 
344  Vgl. Bauer (1981), S. 205. 
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kungstiefe den Umfang der Beeinflussung der Abschlussgrößen ausdrückt.345 Eine 

abschlusspolitische Maßnahme verfälscht das Bild des Abschlusses umso mehr, je 

tiefer ihre Wirkung ist.346 Auch die Wirkungstiefe determiniert sich analog der Wir-

kungsdauer in erster Linie durch den zu Grunde liegenden Sachverhalt und nicht 

durch das abschlusspolitische Instrument. 

3.2.2. Erkennbarkeit 

Erkennbarkeit bringt zum Ausdruck, ob eine abschlusspolitische Maßnahme vom 

Bilanzleser erkannt und nachvollzogen werden kann.347 Abschlusspolitik ist am ef-

fektivsten, wenn sie durch die Abschlussleser nicht erkannt wird, da sie erst dann zu 

einer zielgerichteten Beeinflussung im Sinne des Abschlusserstellers führt.348 Wird 

dagegen die Abschlusspolitik erkannt, sind die Abschlussleser in der Lage, die 

Maßnahmen zu identifizieren, in ihrer Entscheidungsfindung auszugrenzen oder 

sogar negativ zu berücksichtigen.349 Bezüglich der Erkennbarkeit werden drei Klas-

sen unterschieden:350

1. Maßnahmen, die vollständig erkennbar sind. Die Beeinflussung der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage ist hier betragsmäßig zu identifizieren. 

2. Maßnahmen, die nur tendenziell und weitestgehend nicht betragsmäßig er-

kannt werden können, jedoch deren Wirkungsrichtung abgeschätzt werden 

kann. 

3. Maßnahmen, die nicht erkannt werden können und deren Auswirkung somit 

nicht identifizierbar ist. 

Die Beurteilung einer abschlusspolitischen Maßnahme hängt von der Einstufung in 

eine der beschriebenen Gruppen ab.351

3.2.3. Bindung 

Das Kriterium der Bindung beurteilt, inwiefern die Entscheidung zu einer ab-

schlusspolitischen Maßnahme für gleichartige Sachverhalte oder für Folgeperioden 

                                                 
345  Vgl. Wulf (2010a), S. 564. 
346  Vgl. Wulf (2010a), S. 564. 
347  Vgl. Kußmaul/Lutz (1993a), S. 402. 
348  Vgl. Wulf (2010a), S. 564; Klein (1998), S. 178. 
349  Vgl. Klein (1989), S. 139. 
350  Vgl. Pfleger (1991), S. 74. 
351  Vgl. Wohlgemuth (2006), S. 74. 
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bindend ist.352 Ein abschlusspolitisches Instrument kann vor diesem Hintergrund 

umso flexibler eingesetzt werden, je geringer seine Bindung ist. Bindung steht dabei 

in einem wichtigen Zusammenhang mit dem Grundsatz der Stetigkeit, der die Ent-

scheidungsfreiheit bei analogen Fällen einschränkt.353 In den IFRS haben insbeson-

dere Ermessens-, Erläuterungs- und Darstellungsspielräume eine geringe Bindung, 

da deren Anwendung weitestgehend fallweise frei ist.354

3.2.4. Aufschiebbarkeit 

Aufschiebbarkeit beurteilt, ob eine abschlusspolitische Maßnahme zeitlich flexibel 

eingesetzt und ob sie zu einem späteren Zeitpunkt nachgeholt werden kann.355 So-

fern die Maßnahme an einen konkreten Zeitpunkt gebunden ist, ist sie nicht auf-

schiebbar.356 Aufschiebbare Maßnahmen sind für den Bilanzierenden vorteilhaft, 

weil sie zu dem Zeitpunkt eingesetzt werden können, zu dem die Wirkung der ab-

schlusspolitischen Maßnahme für die Zielerreichung des Abschlusserstellers benö-

tigt wird.357 Für die Entscheidungsnützlichkeit des Abschlussadressaten sind hinge-

gen nicht aufschiebbare Instrumente vorteilhafter, weil so der Zeitpunkt der Bilan-

zierungsentscheidung feststeht. Bei der Abschlusserstellung werden deshalb zu-

nächst nicht auffschiebbare Maßnahmen angewendet.358

3.2.5. Teilbarkeit 

Anhand des Kriteriums der Teilbarkeit wird die quantitative Flexibilität des Wir-

kungsumfangs einer abschlusspolitischen Maßnahme beurteilt.359 Eine Maßnahme 

ist teilbar, wenn die absolute Höhe ihrer Wirkung nicht nur zwei Alternativen zu-

lässt, sondern dosierbar ist.360 Teilbarkeit ist vor allem bei Bewertungsspielräumen 

vorhanden, weil hier in der Regel Schätzverfahren zur Anwendung kommen, die 

eine Bandbreite von möglichen Werten zulassen.361 Ansatzwahlrechte dagegen las-

                                                 
352  Vgl. Kußmaul/Lutz (1993a), S. 403. 
353  Vgl. Küting (2004), S. 613. Zum Grundsatz der Stetigkeit als Grenze der Bilanzpolitik vgl. 

Kapitel B.2.5.1. 
354  Vgl. Klöpfer (2006), S. 86. 
355  Vgl. Wulf (2010), S. 564. 
356  Vgl. Klein (1989), S. 141. 
357  Vgl. Bauer (1981), S. 218. 
358  Vgl. sinngemäß Klöpfer (2006), S. 86. 
359  Vgl. Kußmaul/Lutz (1993a), S. 402. 
360  Vgl. Küting (2004), S. 613. 
361  Vgl. Bauer (1981), S. 205. 
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sen oftmals nur die Entscheidung zwischen zwei Alternativwerten zu.362 Die Ent-

scheidungsnützlichkeit wird dabei umso stärker eingeschränkt, je teilbarer eine 

Maßnahme ist. 

3.3. Entwicklung einer Untersuchungssystematik zur Beurteilung ab-
schlusspolitischer Instrumente 

In den folgenden Kapiteln wird die Untersuchungssystematik, welche die Aus-

gangsbasis für den weiteren Fortgang der Arbeit ist, entwickelt. Die Untersuchung 

der abschlusspolitischen Instrumente erfolgt in zwei Schritten.363 Im ersten Schritt 

werden die abschlusspolitischen Ziele untersucht. Dies erfolgt mittels des Kriteri-

ums der Wirkung auf zentrale Abschlussgrößen. Im zweiten Schritt wird mittels der 

weiteren Beurteilungskriterien - Erkennbarkeit, Bindung, Aufschiebbarkeit und 

Teilbarkeit - eine Systematik aufgebaut, um die mit den abschlusspolitischen In-

strumenten verbundenen Einschränkungen der Entscheidungsnützlichkeit beurteilen 

zu können.  

3.3.1. Untersuchung abschlusspolitischer Ziele anhand des Kriteriums der 
Wirkung auf zentrale Abschlussgrößen 

Die Untersuchung der abschlusspolitischen Ziele erfolgt durch die Ermittlung 

möglicher Wirkungsausprägungen. Neben der Wirkungsart, die sich aus der Iden-

tifikation primärer und sekundärer Effekte hauptsächlich im Rahmen einer Unter-

scheidung zwischen Ansatz-, Erst- und Folgebewertung ergibt, und der Wirkungs-

breite, die aus der Betrachtung von Bilanz sowie Gesamtergebnisrechnung resultiert, 

konzentriert sich diese Untersuchung hauptsächlich auf die Wirkungsrichtung. Mit 

ihrer Hilfe wird der Einfluss abschlusspolitischer Instrumente auf zentrale Ab-

schlussgrößen aufgezeigt. Die Kriterien Wirkungstiefe und Wirkungsbreite müssen 

von der Untersuchung ausgeschlossen werden, da diese von den unternehmensindi-

viduellen Geschäftsvorfällen und ihrer Relation zum gesamten Abschluss abhän-

gen.364 Eine quantitative Analyse wird nicht vorgenommen. Nachfolgend werden 

nun die wichtigsten Beeinflussungsfaktoren, die zur Unterstützung der abschlusspo-

litischen Zielerreichung eingesetzt werden, dargestellt.  

                                                 
362  Vgl. Pfleger (1991), S. 60f. 
363  Die Kategorisierung der in die Untersuchung einbezogenen abschlusspolitischen Instrumente 

erfolgt unter Berücksichtigung der in Kapitel B.2.4. vorgenommenen Strukturierung. 
364  Vgl. Kapitel B.3.2.1. 
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In der Gesamtergebnisrechnung stellt das ausgewiesene Periodenergebnis365 eine 

zentrale Größe im Abschluss dar und unterliegt seitens der Abschlussersteller einer 

Optimierung durch abschlusspolitische Maßnahmen.366 Hier werden in erster Linie 

die Ziele verfolgt, das Ergebnis entweder zu maximieren oder zu minimieren. Vor 

diesem Hintergrund wird zwischen den beiden Grundfällen einer progressiven oder 

konservativen Abschlusspolitik unterschieden.367 Während progressive Abschluss-

politik eine frühe Generierung von Erträgen bei gleichzeitiger Verschiebung von 

Aufwendungen in Folgeperioden bezweckt, hat konservative Abschlusspolitik eine 

möglichst schnelle Aufwandsbildung bei Nachverlagerung von Erträgen und die 

Bildung stiller Reserven zum Ziel.368

Ein zentrales Ziel in der Bilanz ist die Optimierung der Vermögens- und Kapital-

struktur mittels abschlusspolitischer Maßnahmen.369 Insbesondere um finanzwirt-

schaftliche oder erfolgswirtschaftliche Kennzahlen zu verbessern, nimmt der Ab-

schlussersteller auf wichtige strukturelle Größen Einfluss. Die grundlegenden Wir-

kungsrichtungen der einzelnen abschlusspolitischen Instrumente lassen sich dabei 

wie folgt zusammenfassen: 

• Vermehrung/Verminderung des Vermögens, 

• Vermehrung/Verminderung des Eigenkapitals inklusive des Jahresergebnis-

ses, 

• Vermehrung/Verminderung der Schulden und 

• Vermehrung/Verminderung der Bilanzsumme. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass bei der vorzunehmenden Untersuchung 

im ersten Schritt die Ermittlung der Wirkungsrichtung von zentraler Bedeutung ist. 

Darüber werden auch Wirkungsart und Wirkungsbreite betrachtet. Die an dieser 

Stelle gewonnenen Erkenntnisse dienen als Grundlage für die Untersuchung im 

zweiten Schritt, da die Kenntnis über die Wirkungsrichtung in das folgende Beurtei-

lungskriterium Erkennbarkeit einfließt.  

                                                 
365  D.h. Gewinn oder Verlust. 
366  Vgl. Kapitel B.2.3.1.2. 
367  Vgl. Lachnit (2004), S. 102. 
368  Vgl. Küting/Weber (2012), S. 35f. 
369  Vgl. Kapitel 2.3.1.2. 
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3.3.2. Untersuchung der Entscheidungsnützlichkeit anhand der Kriterien 
Erkennbarkeit, Bindung, Aufschiebbarkeit und Teilbarkeit 

Mit Hilfe der weiteren Kriterien werden die abschlusspolitischen Instrumente hin-

sichtlich ihrer Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit analysiert. Es wird da-

zu eine Zahlensystematik entwickelt, welche die Wirksamkeit des Instruments bzw. 

die Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit ermittelt. Im Rahmen der Be-

urteilung eines abschlusspolitischen Instruments erfolgt eine numerische Zuord-

nung, die sich aus der Transformation der möglichen Ausprägungen der Beurtei-

lungskriterien ergibt. Ein ähnliches Vorgehen wurde in der Literatur bereits durch 

die Zuordnung von Symbolen für die einzelnen Ausprägungen vorgenommen.370

Dabei beschränkt sich jedoch die Aussagekraft jeweils auf das Ergebnis von einem 

Beurteilungskriterium ohne Gesamtbetrachtung aller Beurteilungskriterien. Durch 

die Transformation in Zahlenwerte kann in der hier erarbeiteten Systematik ein in 

Beurteilungsgruppen mündendes Gesamtergebnis über alle Beurteilungskriterien 

gewonnen werden. Es soll ausgedrückt werden, in welchem grundsätzlichen Zu-

sammenhang die Kombination der Ausprägungen der unterschiedlichen Beurtei-

lungskriterien mit der Entscheidungsnützlichkeit steht. Es wird impliziert, dass die 

Entscheidungsnützlichkeit umso stärker eingeschränkt wird, je mehr Beurteilungs-

kriterien zu einer Schädlichkeit für die Entscheidungsnützlichkeit führen. Nicht be-

urteilt wird, um wie viel eine Ausprägung besser oder schlechter mit Hinblick auf 

die Entscheidungsnützlichkeit ist bzw. wie die einzelnen Beurteilungskriterien un-

tereinander gewichtet und wie die Beurteilungskriterien untereinander wechselwir-

kend sind. Der Aufbau der Zahlensystematik sowie die Verteilung werden in fol-

gender Abbildung dargestellt: 

Beurteilungskriterium Ausprägung Beurteilungspunkt
betragsmäßig erkennbar -

Wirkungsrichtung erkennbar 1
nicht erkennbar 2

bindend 0
nicht bindend 1

nicht aufschiebbar 0
aufschiebbar 1
nicht teilbar 0

teilbar 1

Erkennbarkeit

Bindung

Aufschiebbarkeit

Teilbarkeit

Abbildung 6:  Aufbau der Zahlensystematik zur Beurteilung abschlusspoliti-
scher Instrumente371

                                                 
370  Vgl. Klöpfer (2006), S. 365ff. 
371  Eigene Darstellung. 
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Die Beurteilung erfolgt ausgehend vom Kriterium der Erkennbarkeit über die drei 

weiteren Kriterien der Reihe nach. Erkennbarkeit nimmt eine übergeordnete Rolle 

ein, weil sie unmittelbar auf die Nachvollziehbarkeit des Abschlusses für den Adres-

saten eingeht. Wenn ein Instrument betragsmäßig erkennbar ist, lässt sich das ab-

schlusspolitische Instrument vollständig nachvollziehen und führt zu keiner Ein-

schränkung der Entscheidungsnützlichkeit. Daher ist keine weitere Analyse notwen-

dig und es wird auch kein Zahlenwert zugeteilt. Sofern nur die Wirkungsrichtung372

erkennbar ist, wird ein Beurteilungspunkt von ‚1‘ zugeordnet und bei nicht Erkenn-

barkeit ein Punktewert von ‚2‘, weil nicht erkennbare Instrumente besonders wirk-

sam sind, die Entscheidungsnützlichkeit stark einschränken und deshalb somit einen 

höheren Beurteilungspunkt zugeteilt bekommen. 

Die drei weiteren Kriterien beschreiben in erster Linie Möglichkeiten für den Ab-

schlussersteller über Art und Umfang der Beeinflussung durch abschlusspolitische 

Instrumente und sind untereinander gleichgewichtet. Entsprechend des Zusammen-

hangs zwischen der Ausprägung und der Beeinflussung der Entscheidungsnützlich-

keit373 werden die Werte ‚0‘ und ‚1‘ zugeordnet. 

Danach erfolgt, sofern das Instrument nicht betragsmäßig erkennbar ist, eine Addi-

tion der jeweiligen Ergebnisse, um das Ausmaß der potentiellen Einschränkung 

der Entscheidungsnützlichkeit zu bestimmen. Hier liegt die Annahme zugrunde, 

dass ein abschlusspolitisches Instrument umso schädlicher für die Entscheidungs-

nützlichkeit ist, je öfter die Beurteilung der Einzelkriterien zu die Entscheidungs-

nützlichkeit einschränkenden Ergebnissen kommt. 

Insgesamt ergeben sich in diesem Verfahren fünf mögliche Gesamtbeurteilungs-

gruppen (zur Verteilung vgl. Abbildung 8). Die Wirksamkeit eines Instruments 

bzw. das potentielle Maß der Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit ist umso 

größer, je höher das Gesamtergebnis ist. Darauf aufbauend wird bei Ermittlung ei-

nes Ergebnisses von 

• ‚1‘ eine leichte Einschränkung,  

• bei ‚2‘ und ‚3‘ eine mittlere Einschränkung und  

• bei ‚4‘ und ‚5‘ eine starke Einschränkung  

der Entscheidungsnützlichkeit abgeleitet.  

                                                 
372  Die Analyse der Wirkungsrichtung erfolgt bereits vorgelagert. Vgl. Kapitel B.3.3.1. 
373  Vgl. Kapitel B.3.2. 
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Abbildung 8: Übersicht zur Beurteilungssystematik374

                                                 
374  Eigene Darstellung. 
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3.4. Ergebniszusammenfassung zur Beurteilung abschlusspolitischer In-
strumente 

Den Rechnungslegungsstandards des IASB wurde in der Vergangenheit von Teilen 

der Literatur eine im Vergleich zu anderen Rechnungslegungsvorschriften höhere 

Entscheidungsnützlichkeit beschieden, da sie ein durchgehendes Periodisierungs-

konzept und vergleichsweise wenig echte Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte 

beinhalten.375 Dagegen wird argumentiert, dass eine Vielzahl von faktischen Wahl-

rechten und Ermessensspielräumen innerhalb der IFRS viel größeren Raum für ab-

schlusspolitische Maßnahmen eröffnen.376 Hierbei ist jedoch zu beachten, dass der 

Umfang und der Einfluss abschlusspolitischer Maßnahmen sehr von den unterneh-

mensindividuellen Parametern abhängen.377 Darunter zählen neben der Unterneh-

mensgröße oder der Unternehmensstruktur auch das Betätigungsfeld des Unterneh-

mens und dessen Branchenzugehörigkeit. In dieser Arbeit soll deshalb das ab-

schlusspolitische Potential und dessen Schädlichkeit der für die Adressaten der 

Rechnungslegung unabdingbaren Entscheidungsnützlichkeit einer bestimmten 

Branche (Energie) und eines bestimmten Tätigkeitsfeldes innerhalb der Branche 

(Erzeugung) untersucht werden. Dabei richtet sich die Vorgehensweise nach den in 

diesem Kapitel erörterten Beurteilungskriterien im Zusammenhang mit der entwi-

ckelten Untersuchungssystematik. Die folgenden Ausführungen haben nun die Ana-

lyse der Entscheidungsnützlichkeit bei energiespezifischen Bilanzierungssachver-

halten der Wertschöpfungsstufe Erzeugung zum Thema. Ziele der weiteren Untersu-

chung sind sowohl die in diesen Bereichen vorliegenden abschlusspolitischen In-

strumente zu identifizieren als auch anhand der vorgestellten Systematik zu beurtei-

len. 

                                                 
375  PEEMÖLLER gibt in diesem Zusammenhang z.B. an, dass die internationale Rechnungslegung 

Abschlusspolitik nur noch begrenzt zulässt. Vgl. Peemöller (2003), S. 316. Auch KÜTING be-
schied in der Vergangenheit den IFRS geringere Möglichkeit zur Bildung stiller Reserven. Vgl. 
Küting (1999), S. 885. 

376  Vgl. zur Verlagerung von echten zu faktischen Wahlrechten und Ermessensspielräumen z.B. 
Müller/Wulf (2005), S. 1273. Zur Kritik an den IFRS sowie deren wesentliche Bewertungsmo-
delle vgl. Schildbach (2011), S. 143ff.; Schildbach/Ballwieser/Küting (2009), S. 1; Schildbach 
(2007), S. 91ff. 

377  Unternehmen können nur diejenigen abschlusspolitischen Instrumente anwenden, die im Zu-
sammenhang mit den vorhandenen Sachverhalten stehen. Ist z.B. kein Sachanlagevermögen 
vorhanden, entfallen auch die dazugehörigen abschlusspolitischen Instrumente. Vgl. ähnlich 
Tanski (2004), S. 1843. 
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C. Energieerzeugungsspezifische Bilanzierungssachverhalte im 
Lichte abschlusspolitischer Einschränkungen der Entschei-
dungsnützlichkeit  

1. Identifizierung energieerzeugungsspezifischer Bilanzie-
rungssachverhalte  

Die Auswahl der dieser Arbeit zu Grunde liegenden Themen bezieht sich auf aus-

gewählte IFRS-Regelungen, die bei energiespezifischen Sachverhalten der Wert-

schöpfungsstufe Erzeugung zum Tragen kommen. Vor der vorzunehmenden Unter-

suchung wird ein kurzer Überblick über die Energiewirtschaft zur Einordnung der 

Bilanzierungssachverhalte in den energiewirtschaftlichen Kontext vorgenommen. 

Dies beinhaltet eine kurze Vorstellung wichtiger technischer Grundlagen und der 

Wertschöpfungsketten in der Energiewirtschaft sowie die Auswahl der Bilanzie-

rungssachverhalte. Unter Energiewirtschaft wird dabei in Anlehnung an das EnWG 

vor allem die leitungsgebundene Elektrizitäts- und Gasversorgungsbranche verstan-

den.378  

1.1.Technische Grundlagen 

Elektrische Energie besitzt im Vergleich zu anderen Waren und Gütern die Eigen-

heit, dass sie auch nach neuestem Stand der Technik in großen Mengen nicht spei-

cherbar ist und deshalb genau dann produziert werden muss, wenn sie benötigt 

wird.379  

Weiterhin kann Strom nicht über konventionelle Transportsysteme verteilt werden, 

sondern muss über speziell eingerichtete Netze vom Kraftwerk zum Verbraucher 

transportiert werden. Hierzu wurden in den einzelnen Ländern Stromnetze unter-

schiedlicher Spannungsebenen eingerichtet, welche durch einen Vergleich mit dem 

Straßennetz plastisch dargestellt werden können. In den Höchst- und Hochspan-

nungsnetzen werden wie auf einer Autobahn oder Bundesstraße große Mengen an 

Strom über weite Strecken transportiert, Mittelspannungsnetze übernehmen die Ver-

                                                 
378  Energie im Sinne des § 3 Nr. 14 EnWG ist Elektrizität und Gas, soweit sie zur leitungsgebunde-

nen Energieversorgung verwendet werden. 
379  Elektrische Energie kann nur im Zusammenhang mit großen Verlusten innerhalb von Speicher-

werken, Druckluftspeicheranlagen oder Wasserstoffspeichern gespeichert werden. Zu den un-
terschiedlichen Möglichkeiten Strom zu speichern, hat KAMPE eine in Heftform erschienene 
Aufsatzreihe veröffentlicht. Vgl. Kampke (2007); Kampke (2008); Kampke (2008a). Diese 
Speicher dienen nicht der eigentlichen Versorgung, sondern gleichen Spitzenlasten im Netz aus. 
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teilung ähnlich einer Landesstraße hin zu großen Werken oder einzelnen Straßenzü-

gen, während der Strom über Niedrigspannungsnetze (Gemeindestraßen) zu den 

einzelnen Hausanschlüssen übertragen wird.380 Physikalisch folgt Strom immer dem 

Weg des geringsten Widerstandes (Kirchhoff‘sche Gesetze), was bedeutet, dass ein 

Stromabnehmer nur in den seltensten Fällen Elektrizität aus genau einem bestimm-

ten Kraftwerk seines Anbieters erhält. Für den Stromanbieter reicht es aus, zeit-

gleich an einem beliebigen Punkt innerhalb des Netzes Strom einzuspeisen bzw. 

einspeisen zu lassen.381

Im Gegensatz zu Strom ist Gas speicherbar. Dies kann sowohl durch kleinere über-

irdische Speicher im Form von Gasflaschen oder Gastanks erfolgen382 als auch in 

größeren Mengen in Poren-, Hohlraum oder Kavernenspeichern, um saisonale 

Schwankungen auszugleichen.383  

Ebenso wie Strom ist Gas in der Regel auf ein spezielles Netzwerk mittels Rohrlei-

tungen zur Übertragung und Verteilung angewiesen.384 Hinzu kommt, dass anders 

als in der Elektrizitätswirtschaft Gas nur zu einem geringen Teil in Deutschland ge-

wonnen wird und regelmäßig über große Entfernung durch mehrere Länder zum 

Verbraucher transportiert werden muss.385 Das Gasnetz gliedert sich in Hochdruck-

leitungen für die Verteilung großer Mengen über weite Strecken, Mitteldruckleitun-

gen zur Weiterverteilung im Bestimmungsland und Ortsgasnetze zur Belieferung 

der Endverbraucher.386 Ebenso wie Strom unterliegt Gas dem Kirchhoff‘schen Ge-

setz mit dem Unterschied allerdings, dass Gas nur in eine Richtung fließt.387

1.2. Festlegung der energieerzeugungsspezifischen Bilanzierungssachver-
halte als Gegenstand der Untersuchung 

Die energieerzeugungsspezifischen Bilanzierungssachverhalte werden mittels einer 

kurzen Darstellung der Wertschöpfungskette in der Energiewirtschaft identifi-

ziert. 

                                                 
380  Vgl. Schwab (2009), S. 397 – 405 und S. 473 – 500.  
381  Eine kurze und prägnante Erklärung der Kirchhoff‘schen Gesetzen kann man z.B. unter 

http://leifi.physik.uni-muenchen.de/web_ph10/grundwissen/06_kirchhoff/kirchhoff.htm abrufen 
382  Vgl. Cerbe (2008), S. 448f. 
383  Vgl. Sedlacek (2008), S. 453 – 465.  
384  Vgl. zum Transport von Erdgas Cerbe (2008), S. 12f.  
385  Vgl. Cerbe (2008), S. 2-4. 
386  Vgl. Cerbe (2008), S. 171. 
387  Vgl. Cerbe (2008), S. 160f. 
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Auf dem Weg vom Kraftwerk (Elektrizität) oder der Gewinnungsstätte (Gas) zur 

Verbrauchsstelle beim Endkunden durchlaufen die leitungsgebundenen Energien 

mehrere Stufen einer Wertschöpfungskette, welche in der Literatur zum Teil unter-

schiedlich abgegrenzt werden.388 RUHLAND unterscheidet zwischen den Stufen 

Erzeugung, Handel, Transport, Vertrieb und Verteilung389, während dem gegenüber 

BRUNEKREEFT in Erzeugung, Transport, Verteilung und Versorgung unterteilt.390

SENDNER erweitert die Wertschöpfungskette zusätzlich noch um die Stufen Mes-

sung und Abrechnung sowie diverse Querschnittsfunktionen, die aus shared services

resultieren (Finanzen, Recht, IT, Fuhrpark, etc.).391 Die Wertschöpfungsketten für 

Elektrizität und Gas sind grundsätzlich gleich zu betrachten, unterscheiden sich aber 

dadurch, dass Gas speicherbar ist und somit eine weitere Wertschöpfungsstufe im 

Vergleich zur Elektrizität aufweist.

Wertschöpfungskette Elektrizität: 

Wertschöpfungskette Gas: 

Abbildung 7:  Wertschöpfungsketten in der Energiewirtschaft392

                                                 
388  Vgl. Brunekreeft (2003), S. 29 – 33; Sendner (2003), S. 4; Ruhland (2001), S. 349f. 
389  Vgl. Ruhland (2001), S. 349f.  
390  Vgl. Brunekreeft (2003), S. 29 – 33.  
391  Vgl. Sendner (2003), S. 4. 
392  Vgl. ähnlich Sendner (2003), S. 4.; Ruhland (2001), S. 349. 
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Die Stufe der Erzeugung umfasst die Produktion und Gewinnung von Elektrizität 

und Gas, jedoch nicht den Abtransport.393 Die Erzeugung von Elektrizität erfolgt 

zum einen in Großanlagen, wie Kern-, Kohle-, Gas- und Wasserkraftwerken, die 

den Hauptbedarf an Strom in Deutschland abdecken und deren Eigentümer meist 

große Energieversorgungsunternehmen sind.394 Der dort gewonnene Strom wird in 

der Regel direkt in das Höchstspannungsnetz eingespeist.395 Zum anderen existiert 

noch eine Vielzahl kleiner und kleinster Erzeugungsanlagen wie Photovoltaik-, 

Windkraft- oder Biogasanlagen, die neben den großen Energieversorgungsunter-

nehmen von Einzelanbietern und privaten Haushalten unterhalten werden.396 Die 

Einspeisung der daraus gewonnenen Strommengen erfolgt in der Regel in das Mit-

tel- und Niedrigspannungsnetz.397 Im Gegensatz zu Elektrizität kann Gas in großen 

Mengen nicht hergestellt werden, sondern wird als natürlicher Rohstoff der Natur 

entnommen. Die Gasförderung erfolgt im Wesentlichen im Ausland und wird von 

dort in die Abnehmerländer exportiert. 398 

Auf der Wertschöpfungsstufe Erzeugung liegen eine Reihe von branchenspezifi-

schen Bilanzierungsbesonderheiten vor. Folgende Themen werden im Rahmen 

der anstehenden Untersuchung beleuchtet: 

• Bilanzierung von Emissionsrechten 

• Bilanzierung in der Rohstoffförderung – Extractive Activities

• Bilanzierung energieerzeugungsspezifischer Rückstellungen 

Dabei ist anzumerken, dass die für diese Arbeit getroffene Auswahl nicht den An-

spruch einer vollständigen Abhandlung sämtlicher energieerzeugungsspezifischer 

Bilanzierungssachverhalte erhebt. Vielmehr liegen über die drei genannten hinaus 

noch weitere, nicht abschließend aufzählbare Bilanzierungssachverhalte vor, die im 

Weiteren nicht behandelt werden können. Die vorgenommene Einschränkung ergibt 

sich zum einen aus einer hohen Praxisrelevanz399 und zum anderen aus dem hohen 

                                                 
393  Vgl. Brunekreeft (2003), S. 30. 
394  Vgl. Brunekreeft (2003), S. 30. 
395  Vgl. Brunekreeft (2003), S. 30. 
396  Vgl. Meister (2007), S. 257. 
397  Vgl. Meister (2007), S. 257. 
398  Für das Jahr 2011 z.B. beträgt das Verhältnis von eingeführtem Erdgas zu im Inland produzier-

ten ca. 800%. Vgl. Ziesing (2011), S. 16. 
399  Genannte Themen werden z.B. in folgenden Bilanzierungsleitfäden erörtert. Vgl. BDEW 

(2008), S. 2; PricewaterhouseCoopers (2006), S. 5 und S. 21 und Paterson/Wiegand (2004), S. 5 
und S. 21.  
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Potential sachverhaltsabbildender Abschlusspolitik bei diesen Sachverhalten.400

Für Emissionsrechte gibt es bis heute keine eindeutigen Regeln, nachdem am 23. 

Juni 2005 die angedachte Interpretation IFRIC 3 durch das IASB wieder zurückge-

zogen wurde. Aus diesem Grund müssen von den bilanzierenden Unternehmen selb-

ständig entsprechende Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden entwickelt werden, 

was erheblichen Raum für Abschlusspolitik eröffnet. Für die Bilanzierung in der 

Rohstoffförderung existiert zwar mit IFRS 6 ein spezieller Branchenstandard, dieser 

deckt aber nur einen Teilbereich innerhalb der Extractive Activities ab und gilt dar-

über hinaus als stark politisch motiviert.401Auch der letzte betrachtete Bilanzie-

rungssachverhalt über energieerzeugungsspezifische Rückstellungen eröffnet große 

Möglichkeiten zur Abschlusspolitik, da Ansatz und Bewertung von Rückstellungen 

generell im großen Maß ermessenbehaftet sind.402

Auch wenn nicht mehr Gegenstand dieser Arbeit, werden zur Vervollständigung der 

Wertschöpfungsketten in der Energiewirtschaft die restlichen Wertschöpfungsstufen 

kurz skizziert. Die nächste Ebene der Wertschöpfungskette stellt der Transport dar 

und beinhaltet das Bereitstellen von Übertragungsnetzen im Höchst- und Hochspan-

nungsbereich bzw. in Hochdruck- und Mitteldruckleitungen.403 Auf der Wertschöp-

fungsstufe Verteilung wird Strom und Gas aus den Transportnetzen heraus mittels 

Mittel- und Niedrigspannungsnetzen bzw. Ortsgasnetzen zu den einzelnen Endkun-

den eines Verteilnetzgebietes gebracht.404 Die nächste Ebene wird definiert sowohl 

als institutionalisierter Handel mit Derivaten an einer Börse, wie auch als nicht in-

stitutionalisierter Handel zwischen einzelnen EVUs (z.B. zwischen Erzeugern oder 

unterschiedlichen Vertriebs- und Handelsgesellschaften) mittels Forwards oder ähn-

lichen Verträgen sowie der Belieferung von Großkunden (z.B. große Fabriken und 

Werke).405 Zwischen den Stufen Handel und Vertrieb kommt es in der Praxis zu 

einem fließenden Übergang, da Großkunden sowohl von Seiten des Handels als 

                                                 
400  Deshalb wird z.B. die Bilanzierung von Energie- und Rohstoffverträgen im Rahmen der Kraft-

werksbetriebs nicht betrachtet. Hier bietet es sich insbesondere an, den Vertragsinhalt mit Hin-
blick auf die bilanziellen Folgen zu gestalten. Insofern handelt sich um sachverhaltsgestaltende 
und nicht sachverhaltsabbildende Abschlusspolitik. 

401  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 33. 
402  Zum hohen Gestaltungspotential bei Rückstellungen nach IFRS vgl. z.B. Lüdenbach/Hoffmann 

(2005), S. 2344 oder Schildbach (2002), S. 791-797.  
403  Vgl. Brunekreeft (2003), S. 32. 
404  Vgl. Meister (2007), S. 258. 
405  Vgl. Stender (2008), S. 14. 
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auch von Seiten des Vertriebs beliefert werden.406 Trotzdem ist der Vertrieb vom 

Handel als losgelöste Stufe zu betrachten, da sich die Vertriebstätigkeit in der Regel 

auf die Belieferung von Endkunden bezieht.407 Die Wertschöpfungsstufe Speiche-

rung, welche sich allein auf die Gaswirtschaft bezieht, zeichnet sich dadurch aus, 

dass hier schwankende Nachfrage und variierende Transportkapazitäten ausgegli-

chen und überbrückt werden können.408 Unter Querschnittsfunktionen werden 

sämtliche zentralen Dienste verstanden, die für alle Unternehmensbereiche zur Ver-

fügung stehen.409 Als Beispiele für Querschnittsfunktionen können zentrale Verwal-

tungs-, IT- oder Rechtsberatungsstellen genannt werden.  

                                                 
406  Vgl. Stender (2008), S. 14. 
407  Vgl. Stender (2008), S. 14. 
408  Vgl. Drasdo/Drillisch (1998), S. 43. 
409  Vgl. Sendner (2003), S. 4. Die Querschnittsfunktionen werden auch als shared services be-

zeichnet. 
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2. Emissionsrechte 

2.1. Grundlagen des Emissionsrechtehandels 

Mit Unterzeichnung des Protokolls von Kyoto hat sich die internationale Staaten-

gemeinschaft darauf geeinigt, einer der größten umweltpolitischen Herausforderun-

gen der Zukunft zu begegnen.410 Zentraler Bestandteil des Protokolls ist die Verrin-

gerung der Gesamtemissionen aller Unterzeichnerstaaten im Verpflichtungszeitraum 

von 2008 bis 2012 um mindestens 5% unter das Niveau des Jahres 1990.411 Das 

Kyoto-Protokoll wird im Rahmen einer zweiten Verpflichtungsperiode bis zum Jahr 

2020 fortgeführt und soll danach in einem neuen rechtsverbindlichen Abkommen 

münden.412 Zur Erreichung der Ziele des Kyoto-Protokolls wurde das weltweit erste 

multinationale Emissionshandelssystem eingeführt und somit eine marktwirtschaft-

liche Lösung statt reiner ordnungspolitischer Maßnahmen gefunden. Dazu werden in 

Deutschland Emissionsberechtigungen ausgegeben, an der EEX in Leipzig der Han-

del derer eingerichtet und mit dem TEHG (Gesetz über den Handel mit Berechti-

gungen zur Emission von Treibhausgasen), dem ZuG (Gesetz über den nationalen 

Zuteilungsplan für Treibhausgas-Emissionsberechtigungen) sowie den zugehörigen 

Verordnungen die rechtliche Grundlage geschaffen. Mit ca. 40% am Gesamtausstoß 

von Kohlendioxid ist die Energiewirtschaft Hauptemittent von Treibhausgasen und 

somit stark vom Emissionsrechtehandel betroffen.413

Die für den Emissionshandel zuständige Behörde ist die DEHSt (Deutsche Emissi-

onshandelsstelle) des Umweltbundesamtes. Auch in der zweiten Zuteilungsperiode 

von 2008 bis 2012 sowie in der dritten Zuteilungsperiode 2013 bis 2020 erfolgt der 

Handel mit Emissionsrechten nach dem Cap and Trade System.414 Dabei wird eine 

politisch festgelegte Gesamtmenge an Schadstoffausstoß pro Anlage aufgeteilt und 

den Anlagenbetreibern als Emissionsrecht durch die DEHSt bis zum 28. Februar 

                                                 
410  Vgl. Vereinte Nationen (1997), Kyoto Protokoll. 
411  Vgl. Vereinte Nationen (1997), Kyoto Protokoll Artikel 3(1). Für Deutschland liegt der gegen-

über 1990 einzusparende Gesamtausstoß sogar bei 21%. Vgl. BMU (2011), Kyoto-Protokoll - 
August 2011. 

412  Vgl. BMU (2013), Kyoto-Protokoll; DEHSt (2013), Zuteilung 2013 bis 2020. 
413  Vgl. BMU (2009), Nationale Trendtabelle für die deutsche Berichterstattung atmosphärischer 

Emissionen seit 1990. 
414  Vgl. § 19 – 21 ZuG 2012. 
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eines Jahres kostenlos zugeteilt.415 Eine wesentliche Änderung der dritten Zutei-

lungsperiode ist jedoch, dass Kraftwerksbetreiber für die Stromproduktion keine 

kostenlosen Emissionsrechte mehr erhalten.416 Eine Betrachtung der kostenlos zuge-

teilten Emissionsrechte ist trotzdem vorzunehmen, da sich derartige Emissionsrechte 

noch immer im Bestand der Energieversorgungsunternehmen befinden können. Ein 

Emissionsrecht berechtigt zum Ausstoß einer Tonne CO2 im Zeitraum eines Jahres. 

Nach Ablauf des Jahres haben alle Anlagenbetreiber die tatsächlich emittierten 

Emissionen zu ermitteln und bis zum 31. März des Folgejahres mitzuteilen.417 Bis 

zum 30. April muss die zum tatsächlichen Schadstoffausstoß korrespondierende 

Menge an Emissionsrechten bei der DEHSt vorgelegt werden (§ 6 Abs. 1 TEHG). 

Wenn die vorgelegten Emissionsrechte nicht ausreichen, so wird nach § 18 Abs. 1 

TEHG eine Strafe erhoben und die fehlenden Emissionsrechte sind im darauf fol-

genden Jahr zusätzlich zu entrichten (§18 Abs. 3 TEHG). 

Handel kommt auf, wenn ein Unternehmen aufgrund überhöhtem CO2 Ausstoß 

mehr Emissionsrechte benötigt als ihm zur Verfügung gestellt wurden und andere 

Unternehmen (z.B. durch Investitionen in neue Umwelttechnologien) Emissions-

rechte zum Verkauf anbieten können. Unternehmen mit hohen CO2-

Vermeidungskosten erwerben Emissionsrechte und Unternehmen mit geringen 

Vermeidungskosten verkaufen Emissionsrechte. Durch dieses marktwirtschaftliche 

Instrument werden die politisch gesetzten Emissionshöchstmengen kosteneffizient 

verteilt. Der Handel wird nicht von der DEHSt betrieben, sondern findet an der 

Leipziger Strombörse EEX statt. 

Seit dem 1. Januar 2010 werden Emissionsrechte zusätzlich nach § 21 Abs. 1 ZuG 

versteigert. Die Versteigerung erfolgt im Namen der Bundesregierung auch an der 

EEX in Leipzig. Die nötigen Rahmenbedingungen sind durch die EHVV 2012 

(Emissionshandels-Versteigerungsverordnung 2012) gesteckt. Gemäß § 2 Abs. 2 

EHVV werden wöchentlich Emissionsberechtigungen sowohl im Terminhandel zur 

Lieferung im Dezember des laufenden Jahres als auch am Spotmarkt angeboten. Die 

von Betreibern in den Emissionsrechtehandel einbezogenen Anlagen können nun-

mehr neben dem Kauf an der Börse alternativ im Rahmen der Versteigerungen 

                                                 
415  Vgl. § 9 Abs. 2 TEHG i.V.m. § 17 ZuG 2012. 
416  Vgl. DEHSt (2012), Emissionshandel: Deutschland meldet vorläufige Zuteilungsmengen für die 

3. Handelsperiode. 
417  Wenn das berichtspflichtige Unternehmen nicht ordnungsgemäß oder rechtzeitig berichten 

kann, so wird die emittierte Menge behördlich geschätzt (§ 18 Abs. 2 TEHG). 
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Emissionsrechte erwerben, sofern die Menge an unentgeltlich zugeteilten Emissi-

onsrechten nicht ausreicht. 

2.2. Untersuchung des abschlusspolitischen Gestaltungsrahmens und der 
Wirkung auf zentrale Abschlussgrößen 

2.2.1. Bilanzierungsalternativen 

Der am 2. Dezember 2004 herausgegebene IFRIC 3 regelte nur kurzzeitig die Bilan-

zierung von Emissionsrechten und war vom 1. März bis 23. Juni 2005 anzuwenden. 

Aufgrund massiver Kritik wurde IFRIC 3 von der Europäischen Union nicht aner-

kannt und am 23. Juni 2005 vom IASB zurückgezogen. Mangels einschlägiger 

Standards oder Interpretationen sind deshalb unter Beachtung der Vorgaben von 

IAS 8.10 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zu entwickeln und anzuwenden. 

IAS 8 schreibt diesbezüglich folgende Hierarchie von Quellen vor:418

• bereits bestehende Vorschriften der IFRS wie Standards oder Interpretatio-

nen, die ähnliche Sachverhalte regeln (IAS 8.11(a)), 

• Ableitung von Rechnungslegungsmethoden basierend auf dem Framework 

(IAS 8.11(b)), 

• aktuelle Verlautbarungen anderer Standardsetter oder sonstige Rechnungsle-

gungsverlautbarungen sowie anerkannte Branchenpraktiken, sofern sie nicht 

im Konflikt mit den Grundsätzen der IFRS stehen (IAS 8.12). 

Vor diesem Hintergrund werden in der Literatur verschiedene Bilanzierungsalter-

nativen für Emissionsrechte diskutiert, die hauptsächlich aus den bestehenden 

IFRS, wie IAS 38 und IAS 20, abgeleitet sind. Weiterhin wird eine sinngemäße 

Anwendung von IFRIC 3 oder eine analoge Anwendung von Rechnungslegungs-

vorschriften anderer Standardsetter vorgeschlagen.419 In diesem Zusammenhang 

kann der Rechnungslegungsstandard 15 des Hauptfachausschusses des IDW (IDW 

RS HFA 15), der Regelungen zur Bilanzierung von Emissionsrechten nach dem 

deutschen Handelsrecht enthält, herangezogen werden.420

                                                 
418  Zur Behandlung von Regelungslücken innerhalb der IFRS vgl. grundlegend Ruhnke/Nerlich 

(2004), S. 389-395. 
419  Vgl. z.B. Wulf/Lange (2011), S. 485-490; Rogler/Lange/Straub (2009), S. 371-382; Lor-

son/Toebe (2008), S. 498-510; Hoffmann/Lüdenbach (2006), S. 57-62; Hommel/Wolf (2005), 
S. 315-321; Hommel/Wolf (2005a), S. 1782-1788; Rogler (2005), S. 255-263; Hermes/Jödicke 
(2004), S. 287-298. 

420  Weitere Verlautbarungen von anderen Standardsettern, wie z.B. die Vorschriften nach US-
GAAP, könnten ebenfalls in Betracht gezogen werden. Diese Arbeit beschränkt sich jedoch auf 
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Obwohl nach der Entscheidungshierarchie des IAS 8 bereits bestehende Vorschrif-

ten der IFRS, die ähnliche Sachverhalte regeln, bevorzugt berücksichtigt werden 

müssen und somit primär die Regelungen des IAS 38 und IAS 20 für die Bilanzie-

rung von Emissionsrechten zu beachten sind,421 können in der Bilanzpraxis gleich-

wohl auch andere Herangehensweisen, wie die analoge Anwendung von IDW RS 

HFA 15 oder eine Mischung der verschiedenen Varianten, beobachtet werden.422

Somit bestehen bereits vor der eigentlichen bilanziellen Erfassung der Emissions-

rechte bereits mehrere Bilanzierungsalternativen, die in nachfolgender Abbildung 

übersichtsartig dargestellt werden. 

Bilanzierungsalternativen von Emissionsrechten im IFRS Abschluss

An IFRS angelehnte Alternativen
An das deutsche Handelsrecht 

angelehnte Alternative

IAS 38 i.V.m. 
IAS 20(1)

IFRIC 3(2)
IDW RS HFA 

15(2)

(1) Primäre Relevanz
(2) Grundsätzlich nachrangige Relevanz, werden jedoch von Teilen der Literatur als zulässige 

Alternativen aufgeführt sowie in der Bilanzpraxis angewendet

Abbildung 8:  Normen der Bilanzierungsalternativen von Emissionsrech-
ten423

Im Folgenden werden nun die einzelenen Bilanzierungsalternativen in Hinblick auf 

den abschlusspolitischen Gestaltungsrahmen gegenüberstellend erläutert sowie 

deren Wirkung auf zentrale Abschlussgrößen untersucht.  

                                                                                                                                         

den europäischen und insbesondere deutschen Kapitalmarkt, so dass von einer nachrangigen 
Relevanz ausgegangen wird. 

421  Vgl. Wulf/Lange (2011), S. 490. 
422  Vgl. Petersen/Bansbach/Dornbach (2012), S. 158f. Darüber hinaus gibt auch das nachfolgende 

Kapitel D.2. Einblick in die Bilanzpraxis. 
423  In Anlehnung an Lorson/Toebe (2008), S. 500. 
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2.2.2. Ansatz und Ausweis 

In Ansatz und Ausweis unterscheiden sich die aus den bestehenden IFRS abgelei-

teten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vorgehensweise von IFRIC 3 nicht. 

Nach herrschender Meinung erfüllen Emissionsrechte die Kriterien eines Vermö-

genswertes und sind ansatzpflichtig.424 Der zukünftige wirtschaftliche Nutzen425

wird durch die Möglichkeit begründet, Schadstoffe ohne wirtschaftliche Einbußen 

emittieren oder aber die Emissionsrechte verkaufen zu können. Die Anschaffungs-

kosten wie auch aktuelle Marktwerte sind aufgrund ihrer Handelbarkeit an der Börse 

verlässlich ermittelbar.426 Emissionsrechte sind als immaterielle Vermögenswerte zu 

kategorisieren, weil sie identifizierbare, nicht monetäre Vermögenswerte ohne phy-

sische Substanz im Sinne des IAS 38.8 darstellen. Der Ausweis erfolgt als sonstige 

immaterielle Vermögenswerte im kurzfristig gebundenen Vermögen.427

Auch IDW RS HFA 15 bejaht die Ansatzpflicht.428 Jedoch wird in Emissionsrechte, 

die zu Produktions- oder zu sonstigen Zwecken gehalten werden, unterschieden.429

Emissionsrechte, die im Rahmen der Produktion verwendet werden, sind innerhalb 

der Vorräte zu erfassen und alle Übrigen den sonstigen Vermögensgegenständen 

zuzuordnen.430  

In allen Bilanzierungsalternativen ist der Zeitpunkt der Zugangsbuchung gleich. 

Eine Aktivierung erfolgt entweder zum Ausgabezeitpunkt, wenn die Emissionsrech-

te von der DEHSt zugeteilt werden, oder zum Erwerbszeitpunkt, wenn die Vergabe 

der Emissionsrechte über den Kauf an der Börse bzw. im Rahmen der seit 2010 

durchgeführten Versteigerungen erfolgt.431

Ansatz und Ansatzzeitpunkt eröffnen somit keine Möglichkeiten zur abschlusspoli-

tischen Beeinflussung. Jedoch ergibt sich ein Spielraum bereits bei der Frage, in 

welchen Posten der Bilanz Emissionsrechte ausgewiesen werden. Während eine 

Anlehnung an IAS 38 oder IFRIC 3 keine Unterscheidung zwischen Emissionsrech-

                                                 
424  Vgl. u.a. Petersen/Bansbach/Dornbach (2012), S. 158; Rogler/Lange/Straub (2009), S. 372f.; 

Lorson/Toebe (2008), S. 500. 
425  Vgl. F. 49(a) i.V.m. F. 83(b). 
426  Vgl. F. 83b. 
427  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach (2006), S. 60. 
428  Vgl. IDW RS HFA 15, Rz. 4. 
429  Vgl. IDW RS HFA 15, Rz. 7f. 
430  Vgl. IDW RS HFA 15, Rz. 7. 
431  Vgl. Rogler/Lange/Straub (2009), S. 373. 
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ten, die für die eigentliche Produktion oder für den Handelsbereich bestimmt sind, 

vornimmt, eröffnet eine an die handelsrechtliche Lösung angelehnte Bilanzierung 

dem Bilanzleser mehr Informationen. Durch die Trennung dem Einsatzzweck nach 

in zwei verschiedene Bilanzposten lässt sich der Teil an Emissionsrechten bestim-

men, welcher als Mitteleinsatz für den eigentlichen Herstellungsprozess benötigt 

wird sowie welcher Teil für kurzfristige Handelsgeschäfte gedacht ist. Dieses In-

strument hat deshalb durch die mögliche Verschiebung der Emissionsrechte zwi-

schen Bilanzpositionen strukturelle Wirkung auf das dargestellte Vermögen im Ab-

schluss. 

2.2.3. Erstbewertung 

Im Rahmen der Erstbewertung muss zwischen der unentgeltlichen Zuteilung durch 

die DEHSt und dem Kauf an der Börse bzw. Erwerb durch Versteigerung 

unterschieden werden. Sofern Emissionsbereichtigungen entgeltlich erworben 

werden, sind sie in allen drei Bilanzierungsalternativen mit ihren 

Anschaffungskosten zu aktivieren.432 Raum für Abschlusspolitik ist an dieser Stelle 

nicht gegeben. 

Nach IAS 20 handelt es sich bei unentgeltlich zugeteilten Emissionsrechten um 

Zuwendungen der öffentlichen Hand, bei denen die Erstbewertung grundsätzlich 

zum beizulegenden Zeitwert erfolgt.433 Als Gegenbuchung wird ein passiver 

Abgrenzungsposten gebildet.434 Alternativ kann sowohl der Vermögenswert als 

auch die Zuwendung als reiner Merkposten bzw. Symbolwert nach IAS 20.23 Satz 3 

angesetzt werden.435 Die erstgenannte Methode wird als Government Grant 

Approach und die zweite Methode als Erinnerungswertmethode bezeichnet. 

Auch IDW RS HFA 15 eröffnet dem bilanzierenden Unternehmen ein Wahlrecht 

zwischen Erinnerungswert oder einem vorsichtig geschätzten Zeitwert mit 

gleichzeitiger Bildung eines gesonderten Passivpostens.436 Dies entspricht im 

Wesentlichen der Vorgehensweise nach IAS 38.44 i.V.m. IAS 20.23. 

                                                 
432  Vgl. IAS 38.24; IFRIC 3.6 und IDW RS HFA 15, Rz. 10. 
433  Vgl. IAS 38.44 i. V. m. IAS 20.23 Satz 2. 
434  Vgl. IAS 20.24. 
435  Zu 0 € oder 1 € ist Geschmacksache und im Resultat unerheblich. 
436  Vgl. IDW RS HFA 15, Rz. 11-13. 



75 

IFRIC 3 fordert eine Zugangsbewertung zum beizulegenden Zeitwert. Erfolgt die 

Ausgabe von Zertifikaten zu einem Betrag, der unter dem beizulegenden Zeitwert 

liegt, ist der Differenzbetrag entsprechend IAS 20 als passiver Abgrenzungsposten 

zu erfassen.437 Dies entspricht dem oben genannten Government Grant Approach. 

Abschlusspolitisches Potential eröffnet sich auf Höhe der Erstbewertung nur bei 

den aus den bestehenden IFRS abgeleiteten Bewertungsmethoden und bei der an das 

Handelsrecht angelehnten Bilanzierung. Es ergibt sich das Wahlrecht, unentgeltlich 

empfangene Emissionsrechte mit ihrem tatsächlichen Zeitwert in den Abschluss 

aufzunehmen oder betragsmäßig gänzlich unberücksichtigt zu lassen. Durch 

Anwendung des Government Grant Approachs gibt der Abschlussersteller 

Information über die tatsächliche Höhe der durch die unentgeltlichen 

Emissionsrechte bedingten Zuwendungen preis, was den reinen Informationsgehalt 

des Abschlusses erhöht.438 Dabei wirkt die Anwendung des Government Grant 

Approachs im Vergleich zur Erinnerungswertmethode vermögenserhöhend und 

durch die Bildung des gesonderten Passivpostens auch schuldenerhöhend, wodurch 

sich insgesamt eine höhere Bilanzsumme ergibt. Stille Reserven entstehen nicht.  

Bei der Ermittlung des beizulegenden Zeitwertes ergibt sich jedoch kein Raum für 

Abschlusspolitik, weil für Emissionsrechte ein aktiver Markt besteht, auf dem sich 

die jeweiligen Marktpreise direkt bestimmen lassen.439  

2.2.4. Folgebewertung 

In der Folgebewertung unterscheiden sich IAS 38/IAS 20 und IFRIC 3 nicht. Es 

können entweder das Anschaffungskostenmodell440 oder das Neubewertungsmo-

dell441 angewendet werden. Beim Anschaffungskostenmodell werden die ursprüng-

lichen Anschaffungskosten bzw. der Merkposten fortgeführt. Planmäßige Abschrei-

bungen sind nicht vorzunehmen,442 sinkt jedoch der Marktwert unter den Buchwert, 

ist eine außerplanmäßige Abschreibung nach IAS 36 erforderlich.  

                                                 
437  Vgl. IFRIC 3.7. 
438  Auch ROGLER begrüßt grundsätzlich eine Bewertung zum fair value. Vgl. Rogler (2005), S. 

256. 
439  Vgl. sinngemäß Rogler (2005), S. 256. 
440  Vgl. IAS 38.72 i.V.m. IAS 38.74 und IFRIC 3.6. 
441  Vgl. IAS 38.72 i.V.m. IAS 38.75 und IFRIC 3.6. 
442  Vgl. Rogler/Lange/Straub (2009), S. 376. 
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Beim Neubewertungsmodell ist die Höhe der Emissionsrechte regelmäßig neu zu 

bestimmen.443 Liegt der beizulegende Zeitwert über dem ursprünglichen Buchwert, 

ist der Differenzbetrag in die Neubewertungsrücklage einzustellen, während Wert-

minderungen erst dann erfolgswirksam zu erfassen sind, nachdem die Neubewer-

tungsrücklage aufgelöst ist.444 Keine Relevanz hat die Neubewertungsmethode dann, 

wenn unentgeltlich zugeteilte Emissionsrechte zum Erinnerungswert erfasst wur-

den.445 Es ist deshalb davon auszugehen, dass bei Anwendung der Erinnerungs-

wertmethode auch in der Folge nicht zum beizulegenden Zeitwert bewertet wird. 

Sofern im Rahmen der Erstbewertung bei Anwendung des Government Grant Ap-

proachs zusätzlich zu den eigentlichen Emissionsrechten ein passiver Abgrenzungs-

posten zu bilden war, ist dieser nach IAS 20.26 entsprechend der Nutzung der Emis-

sionsrechte ertragswirksam aufzulösen.  

Nach IDW RS HFA 15 kommt durch die Kategorisierung von Emissionsrechten im 

Umlaufvermögen das strenge Niederstwertprinzip zum Tragen. Wertminderungen 

sind sofort erfolgswirksam zu berücksichtigen.446 Ein Wertansatz über den ur-

sprünglichen Buchwert hinaus ist verboten. Der etwaig gebildete gesonderte Passiv-

posten ist ebenfalls der Nutzungsdauer der Emissionsrechte entsprechend aufzulö-

sen.447

Abschlusspolitische Gestaltungsmöglichkeiten in der Folgebewertung von Emis-

sionsrechten ergeben sich somit durch das Wahlrecht zwischen dem Neubewer-

tungs- und Anschaffungskostenmodell bei Anwendung von IAS 38 oder IFRIC 3 im 

gleichen Maße. Während das Neubewertungsmodell die Entwicklung des Wertes 

der Emissionsrechte im Zeitablauf widerspiegelt, werden beim Anschaffungskos-

tenmodell nur Wertentwicklungen nach unten erfasst. Das Neubewertungsmodell 

wirkt somit im Vergleich zum Anschaffungskostenmodell vermögensmehrend, 

wenn sich der Zeitwert der Emissionsrechte erhöht, bei gleichzeitiger Erhöhung des 

Eigenkapitals durch die Einstellungen in die Neubewertungsrücklage. Stille Reser-

                                                 
443  Der in IAS 38.75 geforderte aktive Markt ist durch die EEX in Leipzig zur Bestimmung der 

Marktpreise für Emissionsrechte gegeben. 
444  Vgl. IAS 38.85 und IAS 38.86. 
445  Vgl. Wulf/Lange (2011), S. 487. 
446  Vgl. IDW RS HFA 15, Rz. 20. 
447  Vgl. IDW RS HFA 15, Rz. 22. 
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ven werden im Gegensatz zum Anschaffungskostenmodell nicht gebildet. Zusätzlich 

kommt es zu einer Erhöhung der Bilanzsumme.  

Weiterhin ergibt sich bei der Auflösung des Passivpostens ein Ermessensspielraum 

über die Auflösungsmethode. Es ist geregelt, dass der Passivposten entsprechend der 

Nutzungsdauer der Emissionsrechte aufgelöst werden muss. Dies gibt vor, über wel-

chen Zeitraum die Auflösung zu erfolgen hat. Es bleibt allerdings offen, welche 

Auflösungsmethode innerhalb dieses Zeitraums zu verwenden ist. Es wird grund-

sätzlich favorisiert korrespondierend zum Schadstoffausstoß aufzulösen;448 aber 

auch andere Methoden, wie eine lineare Auflösung, sind denkbar. Die Wirkung auf 

den Abschluss ist dabei differenziert zu betrachten. Eine rasche Auflösung, die 

schnell Erträge realisiert, lässt eine progressive Bilanzpolitik und eine die Erträge in 

die Zukunft verlagernde Auflösung eine konservative Bilanzpolitik vermuten. Die 

Wirkung auf den Abschluss ist aber im Zusammenhang mit dem durch den Schad-

stoffausstoß einhergehenden Aufwand aus der Verpflichtung zur Einlösung der 

Emissionsrechte zu sehen.449 Erträge und Aufwand sollten sich im gleichen Verhält-

nis gegenüberstehen, so dass kein ergebniswirksamer Einfluss auf die Gesamtergeb-

nisrechnung entsteht. 

2.2.5. Abgangsbewertung 

Zum Abgang von Emissionsrechten kommt es entweder durch ihren bestimmungs-

gemäßen Verbrauch (Verrechnung mit bei der Produktion angefallenen Schadstof-

fen) oder wenn sie verkauft werden.  

Nach IFRS sowie nach IFRIC 3 sind beim Verkauf von Emissionsrechten ein Ab-

gang von immateriellen Vermögenswerten und ein Zugang von liquiden Mitteln zu 

buchen. Gleichzeitig ist bei Anwendung der Neubewertungsmethode eine gegebe-

nenfalls gebildete Neubewertungsrücklage in die Gewinnrücklagen umzubuchen 

(IAS 38.87) und bei Anwendung des Government Grant Approachs ein etwaig ge-

bildeter passiver Abgrenzungsposten anteilig ertragswirksam aufzulösen. Bei Ver-

kauf von Emissionsrechten werden nur dann Erträge realisiert, wenn der Verkaufs-

preis über dem Buchwert liegt.450

                                                 
448  Vgl. Günther (2003), S. 439. 
449  Vgl. Kapitel C.2.2.5. 
450  Vgl. Rogler/Lange/Straub (2009), S. 378. 
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Auch nach IDW RS HFA 15 sind Veräußerungsgewinne aus dem Verkauf von 

Emissionsrechten ergebniswirksam zu berücksichtigen. Eine sofortige erfolgswirk-

same Buchung darf nur bei Verkauf von entgeltlich erworbenen oder mit dem Zeit-

wert bilanzierten kostenlos zugeteilten Emissionsrechten vorgenommen werden.451

Im Falle von unentgeltlich erworbenen Emissionsrechten, die mit dem Erinne-

rungswert angesetzt sind, ist der Veräußerungserlös bis zur Höhe des Zeitwerts zum 

Ausgabezeitpunkt durch die Bildung eines gesonderten Postens zu neutralisieren. 

Nur ein darüber hinausgehender Betrag wird sofort als Verkaufsgewinn erfasst.452

Der gesonderte Posten ist in der Folge periodengerecht über eine Ertragsbuchung 

aufzulösen.453

Bei Verkauf von Emissionsrechten ist grundsätzlich keine bilanzielle Beeinflussung 

durch den Abschlussersteller möglich, da eindeutige Regeln in allen drei Bilanzie-

rungsvarianten bestehen. Gleichwohl unterscheidet sich die Vorgehensweise nach 

den bestehenden IFRS sowie nach IFRIC 3 von IDW RS HFA 15 bei unentgeltlich 

erworbenen und nach der Erinnerungswertmethode bilanzierten Emissionsrechten. 

Dies muss bei der vorgelagerten Entscheidung zwischen den Varianten berücksich-

tigt werden und kommt einem faktischen Wahlrecht gleich. Die Methode des IDW – 

sofern der Verkaufspreis über dem Zeitwert zum Ausgabezeitpunkt liegt – wirkt 

dabei konservativ, weil nicht der gesamte Verkaufserlös sofort ertragswirksam er-

fasst werden kann, sondern über Folgeperioden verteilt wird.  

Zu einem Abgang von Emissionsrechten kommt es auch durch ihre Einlösung auf-

grund der schadstoffemittierenden Produktion. Für die Abgabeverpflichtung aus 

§ 6 Abs. 1 TEHG ist eine Rückstellung454 zu bilanzieren.455 Eine verlässliche Rück-

stellungsbewertung ist möglich, weil die Anlagenbetreiber ihren tatsächlichen 

Schadstoffausstoß kennen bzw. zum Zeitpunkt der Bilanzierung verlässlich bestim-

men können und Marktpreise für die Emissionsrechte vorliegen. Grundlage für die 

                                                 
451  Vgl. IDW RS HFA 15, Rz. 14. 
452  Vgl. IDW RS HFA 15, Rz. 15. 
453  Vgl. IDW RS HFA 15, Rz. 15 i.V.m. Rz. 23. 
454  Vgl. Wulf/Lange (2011), S. 488. Es wird darauf hingewiesen, dass die Rückstellungsbilanzie-

rung von Emissionsrechten auch einen Teil der in Kapitel C.4. erörterten energieerzeugungs-
spezifischen Rückstellungen darstellen. Aufgrund der inhaltlichen Zusammengehörigkeit sowie 
der auf Emissionsrechte zugeschnittenen Ausführungen werden sie in den vorliegenden Ab-
schnitt vorgezogen.  

455  Vgl. Schmidt/Schnell (2003), S. 1450. 
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Rückstellungsbewertung ist die bestmögliche Schätzung im Sinne des IAS 37.37, 

wobei für Emissionsrechte in der Literatur dazu mehrere konkrete Methoden disku-

tiert werden.456 Im Rahmen der Bruttomethode wird die Rückstellung anhand der 

Summe sämtlicher ausgestoßener Emissionen mit dem beizulegenden Zeitwert be-

wertet. Dabei ist für die Bewertung unerheblich, ob und zu welchen Buchwerten 

bereits Emissionsrechte vorhanden sind. Dagegen bemisst sich Rückstellung nach 

der Nettomethode anhand der Buchwerte der bereits im Bestand befindlichen Emis-

sionsrechte. Sofern darüber hinaus noch Emissionsrechte beschafft werden müssen, 

um die Abgabeverpflichtung einlösen zu können, wird die Differenz zwischen benö-

tigten Emissionsrechten und vorhandenen Emissionsrechten mit dem beizulegenden 

Zeitwert bewertet. Dem Bilanzierenden steht somit ein Wahlrecht über diese beiden 

Methoden zu. Die Wirkung der beiden Methoden hängt insbesondere von der Be-

wertung der Emissionsrechte ab. Die Bruttomethode ruft eine höhere Rückstellung 

und dadurch auch eine höhere Erfolgsbelastung im Vergleich zur Nettomethode 

hervor, wenn die vorhandenen Emissionsrechte nicht zum beizulegenden Zeitwert 

bewertet werden. Im Extremfall impliziert die Nettomethode eine Rückstellung in 

Höhe von Null, wenn für die Einlösungsverpflichtung die unentgeltlich zugeteilten 

Emissionsrechte ausreichen und diese nach der Erinnerungswertmethode bilanziert 

wurden. Dementsprechend bleibt festzuhalten, dass die Bruttomethode eher einer 

konservativen Abschlusspolitik entspricht und die Nettomethode eher einer progres-

siven. 

Im Gegensatz dazu erlauben IFRIC 3 und IDW RS HFA 15, die ebenfalls einen 

Rückstellungsansatz bejahen, jeweils nur eine Bewertungsmethode. Während IFRIC 

3 ausschließlich die Bruttomethode457 vorschreibt, ist nach IDW RS HFA 15 die 

Nettomethode anzuwenden.458  

In allen drei Fällen kommt den Erkenntnissen und Einschätzungen in der wertauf-

hellenden Phase zwischen Bilanzstichtag und Bilanzerstellung große Bedeutung zu. 

Die Emissionsrechte müssen erst zum 30. April eingelöst werden und können bis zu 

diesem Zeitpunkt über die Börse erworben werden. Deshalb ist die Rückstellung 
                                                 
456  Zur Diskussion vgl. z.B. Hermes/Jödicke (2004), S. 294; Hoffmann/Lüdenbach (2006), S. 61f.; 

Rogler/Lange/Straub (2009), S. 375. 
457  Vgl. IFRIC 3.8. 
458  Vgl. IDW RS HFA 15, Rz. 17-19. 
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unabhängig von der Bilanzierungsmethode erst zum 30. April aufzulösen.459 Wei-

terhin kann zum Zeitpunkt der Bilanzerstellung bereits eine Verbindlichkeit entstan-

den sein, wenn die endgültige Schadstoffmenge und der endgültige Preis für die 

benötigten Emissionsrechte bereits sicher feststehen. Sollten zum Bilanzstichtag 

noch nicht genügend Emissionsrechte zur Verfügung stehen, wird eine Strafzahlung 

nach § 18 Abs. 1 TEHG nicht automatisch hervorgerufen.460 Erst wenn zum Zeit-

punkt der Bilanzerstellung ersichtlich ist, dass es aufgrund zu wenig vorhandener 

Emissionsrechte zu Strafzahlungen kommen kann, ist dies durch eine entsprechende 

Rückstellung im Jahresabschluss zu berücksichtigen.461 Aufgrund der hohen Rege-

lungsschärfe liegen in diesem Bereich keine abschlusspolitischen Gestaltungsmög-

lichkeiten vor.

2.3. Untersuchung des abschlusspolitischen Gestaltungsrahmens hinsicht-
lich der Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit 

2.3.1. Erkennbarkeit 

Da für Emissionsrechte keine expliziten Regeln über Art und Umfang der Anga-

ben im Anhang bestehen, müssen bei der Beurteilung des Kriteriums der Erkenn-

barkeit die grundlegenden Angaben herangezogen werden, die sich aus den Vor-

schriften zu den angewendeten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ergeben.462

Es sind die wesentlichen Rechnungslegungsmethoden zu erläutern,463 die von maß-

geblicher Bedeutung für die Informationsgewinnung der Abschlussadressaten 

sind.464 Deshalb müssen bei Emissionsrechten die grundlegenden Bilanzierungs- 

und Bewertungsmethoden angegeben werden. Dies umfasst in erster Linie Angaben 

über die Art des Ausweises und die angewendeten Bewertungsmethoden. Fraglich 

ist in diesem Zusammenhang jedoch, ob hierbei auch die betragsmäßige Auswir-

kung explizit dargestellt werden muss. Für das Ausweiswahlrecht, Emissionsrechte 

in einem Posten zusammenzufassen oder ihrer Bestimmungsart nach in zwei Posten 

zu verteilen, kann dies aufgrund fehlender Detailregelungen nicht gefordert werden. 

                                                 
459  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach (2006), S. 62. 
460  Vgl. Rogler/Lange/Straub (2009), S. 375. 
461  Vgl. Hermes/Jödicke (2004), S. 294. 
462  Dies betrifft nach Ansicht des Verfassers alle drei Bilanzierungsvarianten im gleichen Maße, da 

auch IFRIC 3 und IDW RS HFA 15 keine detaillierten Vorschriften über die Anhangangaben 
enthalten. 

463  Vgl. IAS 1.117. 
464  Vgl. IAS 1.118. 
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Durch die Angabe der Bewertungsmethoden ist die Wirkung erkennbar, nicht je-

doch der betragsmäßige Umfang. Dagegen schreiben bei der Entscheidung zwischen 

Government Grant Approach und Erinnerungswertmethode im Rahmen der Erstbe-

wertung die IAS 20.39 (a) und IAS 20.39 (b) vor, auch den Umfang der erhaltenen 

Zuwendungen der öffentlichen Hand, d.h. der unentgeltlich zugeteilten Emissions-

rechte, anzugeben. Die Wirkung hieraus ist demnach auch betragsmäßig erkennbar. 

Für das Folgebewertungswahlrecht zwischen der Neubewertungsmethode und dem 

Anschaffungskostenmodell ist unter den wesentlichen Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden die angewendete Methode anzugeben, da diese Information von 

maßgeblicher Bedeutung ist.465 Darüber hinaus werden in IAS 38.124 eine Reihe 

von Angaben bei Anwendung der Neubewertungsmethode gefordert, die auch den 

Buchwert nach der Neubewertungsmethode und als Vergleich den Wert umfassen, 

der sich nach dem Anschaffungskostenmodell ergäbe. Da immaterielle Vermögens-

werte zu Gruppen zusammengefasst werden466 sowie bei Anwendung des Anschaf-

fungskostenmodells ein Vergleichswert nicht gefordert wird, ist eine betragsmäßige 

Erkennbarkeit über die Wirkungsrichtung hinaus nicht gegeben. Abschlusspolitische 

Instrumente bestehen zusätzlich durch das Methodenwahlrecht bei der Auflösung 

eines im Rahmen des Government Grant Approachs gebildeten Passivpostens und 

bei der Erfolgsrealisation im Verkaufszeitpunkt unentgeltlich erworbener Emissi-

onsrechte. Ob Angaben hierzu erfolgen, ist m. E. maßgeblich von der Entscheidung 

des Abschlusserstellers abhängig. Hier muss deshalb grundsätzlich von Nichter-

kennbarkeit für den Adressaten ausgegangen werden. Bei der Rückstellungsbilan-

zierung der Abgabeverpflichtung von Emissionsrechten wird die Erläuterung der 

geltenden Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden unter die Angabepflicht als we-

sentliche Bewertungsgrundlage467 subsumiert. Demnach ist zumindest zu erläutern, 

ob die Brutto- oder Nettomethode angewendet wird. Es ist eine tendenzielle und 

keine betragsmäßige Erkennbarkeit gegeben, da ein Vergleich der beiden Methoden 

nicht erforderlich ist. Weiterhin müssen für alle Rückstellungsveränderungen über 

eine Periode dargestellt werden, wobei eine Zusammenfassung ähnlicher Rückstel-

                                                 
465  Vgl. IAS 1.117f. 
466  Vgl. IAS 38.125. Eine eindeutige Identifizierung der Emissionsrechte geht verloren, wenn sie in 

einer übergeordneten Gruppe zusammengefasst werden.
467  Vgl. IAS 1.117f. 
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lungen zu Sammelposten möglich ist.468 Eine gesonderte betragsmäßige Darstellung 

der Emissionsrechterückstellung ist nicht erforderlich.  

2.3.2. Bindung 

Die gewählten Rechnungslegungsmethoden innerhalb eines IFRS Abschlusses un-

terliegen dem Grundsatz der Stetigkeit.469 Dies umfasst, gleichartige oder ähnliche 

Geschäftsvorfälle nicht unterschiedlich zu behandeln,470 was auch für Emissions-

rechte und die mit ihnen verbundene Rückstellungsmethode gilt. Sämtliche zu tref-

fende Entscheidungen über die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind 

grundsätzlich bindend. Sofern jedoch das Anschaffungskostenmodell angewendet 

wird, kann auch zu einem späteren Zeitpunkt auf das Neubewertungsmodell umge-

stiegen werden. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden können zu einer besseren 

Darstellung im Abschluss hin geändert werden.471 Durch eine Zeitwertbewertung 

werden stille Reserven vermieden, die Darstellung der tatsächlichen Vermögenslage 

verbessert und somit entscheidungsnützlichere Informationen generiert. Eine Ver-

minderung der Glaubwürdigkeit ergibt sich nicht, weil für Emissionsrechte ein Bör-

senpreis ermittelbar ist.  

2.3.3. Aufschiebbarkeit 

Eine Aufschiebbarkeit der im Rahmen der Bilanzierung von Emissionsrechten und 

ihrer Rückstellungen möglichen abschlusspolitischen Instrumente ist gegeben, weil 

die Bilanzierungsentscheidungen bei Anfallen des jeweiligen Geschäftsvorfalls

unverzüglich getroffen werden müssen. Jedoch ist ein Wechsel vom Modell fortge-

führter Anschaffungskosten zum Neubewertungsmodell aufschiebbar, weil nicht 

vorgeschrieben ist, ob und zu welchem Zeitpunkt der Bilanzierende diese Bewer-

tungsmethode ändert. 

2.3.4. Teilbarkeit 

Die bei der Bilanzierung von Emissionsrechten und der verbundenen Rückstellung 

zur Verfügung stehenden Instrumente der Abschlusspolitik sind nicht teilbar. Es ist 

nicht möglich, einen Teil der Emissionsrechte innerhalb der Kategorien, entgeltlich 

                                                 
468  Vgl. IAS 37.84. 
469  Zum Grundsatz der Stetigkeit vgl. Kapitel B.2.5.1. 
470  Vgl. IAS 8.13. 
471  Vgl. IAS 8.14. 
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oder unentgeltlich zugeteilt, unterschiedlich zu behandeln. Dies trifft sowohl auf die 

Wahl der Bilanzierungsmethode als auch auf die sich anschließenden Ausweis- und 

Bewertungswahlrechte zu.  

2.3.5. Beurteilung der Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit 

Basierend auf den Erkenntnissen aus der Diskussion der vier Kriterien Erkennbar-

keit, Bindung, Aufschiebbarkeit und Teilbarkeit wird nun die Beurteilung der Wirk-

samkeit der abschlusspolitischen Instrumente bzw. die daraus resultierende Ein-

schränkung der Entscheidungsnützlichkeit vorgenommen. Dies erfolgt anhand der 

dieser Arbeit zugrundeliegenden Beurteilungssystematik, wobei nachstehende Ab-

bildung die Zahlentransformation und die Beurteilungsergebnisse zusammenfasst:  

Erkenn-
barkeit

Bindung
Aufschieb-

barkeit
Teil-

barkeit
Gesamt-
ergebnis

Entscheidungs-
nützlichkeit

Ausw eisw ahlrecht zw ischen 
sonstigen Vermögensw erten 
und Vorräten/sonstigen 
Vermögensw erten(1)

1 0 0 0 1
leicht 

eingeschränkt

Bew ertungsw ahlrecht - 
Government Grant Approach 
oder Erinnerungsw ertmethode

- / / / /
nicht 

eingeschränkt

Folgebew ertungsw ahlrecht 
zw ischen 
Neubew ertungsmethode und 
Anschaffungskostenmodell

1 1 1 0 3
mittel 

eingeschränkt

Ermessensspielraum bei der 
Auflösung des Passivpostens

2 0 0 0 2
mittel 

eingeschränkt

Wahlrecht über die 
Erfolgrealisation bei Verkauf 
von unentgeltlich erw orbenen 
und zum Erinnerungsw ert 
bilanzierten Emissionsrechten(1)

2 0 0 0 2
mittel 

eingeschränkt

Wahlrecht zw ischen Brutto- 
und Nettomethode bei der 
Rückstellungsbew ertung

1 0 0 0 1
leicht 

eingeschränkt

0: bindend/ nicht aufschiebbar/ nicht teilbar -: erkennbar

1: Wirkungsrichtung erkennbar/ nicht bindend/ aufschiebbar/ teilbar /: keine w eitere Beurteilung

2: nicht erkennbar

Abschlusspolitisches 
Instrument

Beurteilungspunkte Beurteilungsergebnis

(1) Mittelbar über die Wahl der Bilanzierungsgrundsätze

Ausweis

Erstbewertung

Folgebewertung

Abgangsbewertung

Abbildung 9:  Emissionsrechte - Beurteilungsergebnisse472

  

                                                 
472  Eigene Darstellung. 
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Die Untersuchung zeigt, dass die bei der Bilanzierung von Emissionsrechten und der 

korrespondierenden Rückstellung bestehenden abschlusspolitischen Instrumente von 

keiner bis hin zu einer mittleren Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit 

führen. Keine Einschränkung liegt bei der Wahl zwischen der Erstbewertung un-

entgeltlich zugeteilter Emissionsrechte vor, da die umfangreichen Anhangangaben 

des IAS 20 eine betragsmäßige Erkennbarkeit zulassen. Lediglich leicht wird die 

Entscheidungsnützlichkeit beim faktischen Ausweiswahlrecht und dem Methoden-

wahlrecht zur Bewertung der Rückstellung eingeschränkt, weil die Bilanzierungs- 

und Bewertungsgrundlagen vom Bilanzierenden darzustellen und im Folgenden 

stetig anzuwenden sind. Bei den weiteren abschlusspolitischen Instrumenten liegt 

eine mittlere Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit vor. Beim Folgebe-

wertungswahlrecht zwischen Anschaffungskosten- und Neubewertungsmodell be-

stehen keine ermessensbehafteten Spielräume durch an der Börse ablesbare Markt-

werte für Emissionsrechte, wodurch die Glaubwürdigkeit der in den Abschluss ein-

fließenden Daten nicht gemindert wird. Das Neubewertungsmodell erhöht jedoch 

die Relevanz der im Abschluss enthaltenen Informationen, weil die Bewertung zu 

Marktwerten das tatsächliche Vermögen besser darstellt. Darüber hinaus führen der 

Ermessensspielraum bei der Auflösung des Passivpostens und das faktische Wahl-

recht bei der Erfolgsrealisation von verkauften Emissionsrechten zu einer mittleren 

Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit, weil beide Instrumente nicht erkenn-

bar sind. Eine höhere Einschränkung ergibt sich aber aufgrund hoher Bindung und 

nicht gegebener Aufschiebbarkeit und Teilbarkeit dieser Instrumente. Weiterhin 

ergibt sich regelmäßig aufgrund der starken zeitlichen Begrenzung dieser Maßnah-

men nur eine gering unterschiedliche Wirkung auf den Abschluss.  
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3. Rohstoffförderung – Extractive Activities

3.1. Grundlagen und Prozessstufen der Rohstoffförderung 

Die Bereitstellung von Energie ist eng verbunden mit der Nutzung von natürlichen 

nicht regenerativen Rohstoffen, die bei den typisierten Energieversorgungsunter-

nehmen entweder als Einsatzstoffe für den Kraftwerksbetrieb zur Gewinnung von 

Elektrizität dienen oder direkt an die Endkunden weiterverkauft werden. Die Ge-

winnung dieser Rohstoffe wird dabei als Extractive Activities bezeichnet, welche 

sich von anderen Tätigkeiten eines Energieversorgungsunternehmens vor allem 

dadurch unterscheiden, dass die nötigen Investitionen nicht nur äußerst langfristig, 

sondern auch in hohem Maße unsicher sind.473 Selbst intensive, jahrelange Bemü-

hungen, ein neues Fördergebiet zu erschließen, können in Misserfolgen enden. Von 

der Suche nach Rohstoffen bis hin zu ihrer Gewinnung unterliegen die Extractive 

Activities einem Prozess, dessen Phasen wie folgt charakterisiert werden können.474

1. Erkundungsphase (Prospecting):  

Suche nach potentiellen Gebieten für fossile und mineralische Lagerstätten 

2. Erforschungsphase (Exploration): Erforschung der aus Phase eins bekannten 

Gebiete  

3. Bewertungsphase (Evaluation): Schätzung der Qualität und Quantität der ge-

funden Vorkommen, der technischen und ökonomischen Realisierbarkeit der 

Förderung 

4. Entwicklungsphase (Development): Aufbau der zur Förderung nötigen Infra-

struktur 

5. Ausbeutungsphase (Production): Ausbeutung und Abbau der Rohstoffe 

Ursprünglich bestanden keine Bilanzierungsvorschriften, die die Besonderheiten auf 

den einzelnen Prozessstufen adäquat abbildeten; gleichwohl sind diese Tätigkeiten 

von den einschlägigen Standards wie IAS 16 oder IAS 38 ausgeschlossen.475 Somit 

waren die Unternehmen gezwungen, auf die allgemeinen Vorschriften von IAS 8.10 

                                                 
473  Vgl. Wulf/Lange (2011a), S. 321. 
474  Vgl. Wulf/Lange (2011a), S. 320f. Für ähnliche Aufgliederungen der Prozessstufen vgl. z.B. 

Richter (2012), S. 12; Willms (2006), S. 3. WILLMS und RICHTER erweitern die Prozessstu-
fen darüber hinaus noch um die Stufe „Schließung der Förderung“, welche im Wesentlichen den 
Rückbau der Förderanlagen und Renaturierung des Fördergebietes beinhaltet. Vgl. Richter 
(2012), S. 28f.; Willms (2006), S. 3f. Diesbezüglich wird auf die Erläuterungen des Kapitels 
„Energieerzeugungsspezifische Rückstellungen“ verwiesen. Vgl. Kapitel C.4. 

475  Vgl. Zülch/Wilms (2005), S. 116. 
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bis IAS 8.l2 zurückzugreifen und eigene Bilanzierungsmethoden zu entwickeln oder 

ihre nationalen Regelungen auch für den IFRS Abschluss fortzuführen. Als Folge 

daraus waren die Abschlüsse der Unternehmen praktisch unvergleichbar.476

Deshalb hat das IASB am 9. Dezember 2004 einen gesonderten Branchenstandard

(IFRS 6) veröffentlicht. Dieser bezieht sich jedoch nur auf die Erforschungs- und 

Bewertungsphase und deckt nicht alle Prozessstufen der Rohstoffförderung ab. Aus-

geschlossen sind die vorgelagerte Erkundungsphase sowie die nachgelagerten Stu-

fen Entwicklungs- und Ausbeutungsphase.477 Die Ziele des IASB, welche durch 

IFRS 6 verfolgt werden, lassen sich wie folgt darstellen:478

• Verbesserungen der Rechnungslegungspraxis bei der Bilanzierung von 

Ausgaben für Exploration und Evaluierung, 

• Festlegung der Voraussetzungen für Wertminderungen von Vermögens-

werten, die nach IAS 36 zu bewerten sind und 

• Anhangangaben, um dem Abschlussadressaten eine Beurteilung zu er-

möglichen über Höhe, Zeitpunkt und Eintrittswahrscheinlichkeit künfti-

ger Zahlungsströme, die mit den angesetzten Beträgen für Exploration

und Evaluierung in Zusammenhang stehen.  

Im Folgenden wird die Bilanzierung auf allen Prozessstufen nach Maßgabe der ak-

tuell gültigen Regelungen vorgestellt und im Hinblick auf ihre abschlusspolitischen 

Gestaltungsmöglichkeiten untersucht. Weiterhin sei darauf hingewiesen, dass das 

IASB im Jahre 2010 ein Diskussionspapier für eine komplette Neufassung von IFRS 

6 veröffentlicht hat.479 Die sich daraus ergebenden Änderungen werden an dieser 

Stelle nicht diskutiert, sondern erst bei der anschließenden Erarbeitung eines alterna-

tiven Bilanzierungskonzeptes in Kapitel E.3. berücksichtigt. 

                                                 
476  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach ( 2012), § 42 Tz. 33. 
477  Vgl. IFRS 6.5. 
478  Vgl. IFRS 6.2. 
479  Vgl. IASB (2010), DP/2010/1; Für eine Vorstellung und Zusammenfassung der geplanten Än-

derungen vgl. Wulf/Lange (2011a), S. 320-324. 
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3.2. Untersuchung des abschlusspolitischen Gestaltungsrahmens und der 
Wirkung auf zentrale Abschlussgrößen 

3.2.1 Erkundungsphase 

Die Erkundungsphase umfasst alle Tätigkeiten und damit verbundenen Ausgaben, 

die vor der Erforschungsphase und dem Erwerb von Explorationsrechten anfallen.480

Obwohl IFRS 6 genaue Ausführungen nicht enthält, welche Ausgaben hier gemeint 

sind und wo die Abgrenzung zur Erforschungsphase liegt,481 werden darunter nach 

herrschender Meinung diejenigen Ausgaben subsumiert, die nötig sind, um die Orte 

potentieller Lagerstätten von Rohstoffen einzugrenzen und zu identifizieren.482 Erst 

nach Bestimmung werden die vermuteten Lagerstätten erforscht. Typische Aktivitä-

ten der Erkundungsphase sind in erster Linie Fremderwerb oder Eigenermittlung 

geologischer Daten und Gutachten durch technische Forschung, die Anschaffung 

bzw. Herstellung erster Gerätschaften oder infrastruktureller Einrichtungen und der 

Erwerb erster Genehmigungen.483 Bezüglich der Bilanzierung erfolgt für diese Pro-

zessstufe ein Verweis auf das Framework und einschlägige Standards wie IAS 16 

und IAS 38.484 Die Ausgaben der Erkundungsphase sind folglich nur dann aktivie-

rungsfähig, wenn sie den Kriterien für Sachanlagen oder immateriellen Vermö-

genswerten entsprechen.485  

Ein Ansatz immaterieller Vermögenswerte im Sinne des IAS 38 durch die Gewin-

nung technischer Daten und Gutachten über das im Rahmen der Erkundungsphase 

erforschte Gebiet sowie durch den Erwerb grundlegender Genehmigungen ist an-

hand der einschlägigen Kriterien zu prüfen. In diesen Fällen ist ein Bilanzansatz nur 

in begrenzten Einzelfällen denkbar,486 da eine Aktivierung regelmäßig am Kriterium 

des wahrscheinlichen zukünftigen wirtschaftlichen Nutzens scheitert.487 Die Erkun-

                                                 
480  Vgl. Wright/Gallun (2005), S. 9. 
481  Vgl. IFRS 6.BC 11; Riese (2009), § 42 Tz. 10. 
482  Vgl. z.B. Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 3; Richter (2012), S. 13; Zülch/Willms (2005), 

S. 117.  
483  Vgl. Richter (2012), S. 33. 
484  Vgl. IFRS 6.BC 19; IFRS 6.BC 7. Zusätzliche Spezialfälle, wie Leasing oder Ähnliches sollen 

im Weiteren unberücksichtigt bleiben. 
485  Zu den Aktivierungskriterien vgl. IAS 16.7, IAS 38ff. und 53ff. i.V.m. F. 4.4 (a). 
486  In Frage kommen hier höchstens einzelne Genehmigungen oder mit ihnen in Verbindung ste-

hende Ausgaben, die gegebenenfalls als Anschaffungsnebenkosten gemäß IFRS 6.BC 12 be-
rücksichtigt werden können  

487  Vgl. Richter (2012), S. 45; PricewaterhouseCoopers (2007). S. 12; Wright/Gallun (2005), S. 10. 
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dungsphase stellt ein sehr frühes Stadium dar, wo noch keine gesicherte Aussage 

über das Vorhandensein von Rohstoffvorkommen, das wirtschaftlich sinnvoll för-

derbar ist, getroffen werden kann.488 Darüber hinaus mangelt es zum Zeitpunkt der 

Erkundung oft an einer gesicherten Erkenntnis, ob das Unternehmen die für die wei-

teren Prozessstufen nötigen Rechte, wie Explorations- oder Förderrechte, erhalten 

wird.489 Unerheblich ist, ob die gewonnen Daten und Erkenntnisse der Erkundungs-

phase selbst erstellt oder erworben wurden und der zukünftige wirtschaftliche Nut-

zen durch den Erwerb laut IAS 38.25 im Erwerbszeitpunkt als gegeben anzunehmen 

ist. Sie wären gemäß den Kriterien des IAS 36 noch im Zugangsjahr mangels positi-

ver Bewertbarkeit vollständig abzuschreiben, wodurch es de facto zu keinem Bi-

lanzansatz kommt.490 Aus diesem Grund entsteht regelmäßig direkter Aufwand, 

wobei insbesondere die Posten Materialaufwand, Personalaufwand und sonstiger 

Aufwand betroffen sind.491

In Einzelfällen führen Anschaffung bzw. Herstellung materieller Gerätschaften und 

Einrichtungen während der Erkundungsphase zu einem nach IAS 16 aktivierungs-

pflichtigen Vermögenswert.492

Bedeutende abschlusspolitische Möglichkeiten bestehen auf Höhe der Erkun-

dungsphase im Bereich der immateriellen Vermögenswerte nicht. Bei der Bilanzie-

rung materieller Vermögenswerte stehen dem Abschlussersteller zwar die klassi-

schen bilanzpolitischen Instrumente zur Verfügung, diese haben aber auf der Pro-

zessstufe Erkundung nur eine geringfügige Bedeutung, weil die Ausgaben der Er-

kundungsphase insgesamt nur einen Bruchteil der Gesamtkosten aller Prozessstufen 

darstellen.493

3.2.2. Erforschungs- und Bewertungsphase 

Liegen genügend Kenntnisse über die vermuteten Rohstoffvorkommen vor, beginnt 

mit Erwerb weiterer und umfangreicher Rechte zur Erforschung, Bohrung, Förde-

                                                 
488  Vgl. Richter (2012), S. 45. 
489  Vgl. Richter (2012), S. 45. 
490  Vgl. Richter (2012), S. 53-56. 
491  Vgl. Riese (2009), § 42 Tz. 10; Zülch/Willms (2005), S. 117.  
492  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 5; Riese (2009), § 42 Tz. 10; Zülch/Willms (2005), 

S. 117. 
493  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 9.  
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rung etc. die Erforschungsphase.494 Die Tätigkeiten dieser Phase umfassen zusätz-

lich das Gewinnen vertieften Wissens, wie die Lage von Rohstoffen, die vorhandene 

Topographie oder geologische Zusammenhänge auf dem Erforschungsgebiet.495

Neben der Analyse von Daten und Erstellung von Gutachten kommt es vor allem 

durch Suchbohrungen und Grabungen zur definitiven Lokalisierung der Rohstoff-

vorkommen.496 Mit deren Auffinden beginnt die Bewertungsphase. Hier werden 

wirtschaftliche und technische Machbarkeitsstudien durchgeführt, die als Grundlage 

für die Entscheidung dienen, ob die vorhandenen Rohstoffe erschlossen und geför-

dert werden sollen.497 Die Bereitschaft zu weiteren Investitionen hängt maßgeblich 

von der aus der Bewertungsphase abgeleiteten Wahrscheinlichkeit über die wirt-

schaftlichen Chancen weiterer Investitionen ab. 

3.2.2.1. Ansatz und Ausweis 

IFRS 6 enthält keine klaren Regelungen, welche Erforschungs- und Bewertungsaus-

gaben als Vermögenswerte aktiviert oder aufwandswirksam erfasst werden müssen. 

Diese Regelungslücke hat das bilanzierende Unternehmen unter Rückgriff auf IAS 

8.10 zu schließen,498 ist jedoch von Auslegungshierarchie der IAS 8.11f. befreit.499

Dem Bilanzierenden wird freigestellt, bereits bestehende Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden oder branchenübliche Verfahren anderer Rechnungslegungsnormen 

uneingeschränkt fortzuführen oder zu übernehmen.500 Es spielt keine Rolle, ob diese 

Regelungen in Einklang mit dem Framework oder weiteren IFRS stehen.501 Demzu-

folge steht dem Abschlussersteller eine Reihe von Ansatzmethoden zur Verfügung, 

die im Folgenden dargestellt werden:

• Zero Cost Methode502

Sämtliche auf den Prozessstufen Erforschung und Bewertung anfallende 

Ausgaben werden direkt aufwandswirksam erfasst.  
                                                 
494  Es wird davon ausgegangen, dass der Erwerb der genannten Rechte einen Teil der Erfor-

schungsphase im Sinne des IFRS 6 darstellt und somit in dessen Regelungsbereich fällt. Vgl. 
IFRS 6.5 (a) im Umkehrschluss. Darüber hinaus werden Explorationsrechte in IFRS 6.9 (a) ex-
plizit als Bestandteil von Vermögenswerten für Erforschung und Bewertung aufgeführt. 

495  Vgl. PricewaterhouseCoopers (2007), S. 12f. 
496  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 2. 
497  Vgl. PricewaterhouseCoopers (2007), S. 13. 
498  Vgl. IFRS 6.6. 
499  Vgl. IFRS 6.7. 
500  Vgl. IFRS 6.7. 
501  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 11; Riese (2009), § 42. Tz 16. 
502  Vgl. z.B. Richter (2012), S. 78-81. 
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• Successful Efforts Methode503

Es werden nur diejenigen Kosten aktiviert, die zumindest im mittelbaren Zu-

sammenhang mit erfolgreichen Projekten bestehen und zu einer konkret 

nutzbaren Ressource führen. Sämtliche weitere Ausgaben stellen Aufwand 

dar.  

• Full Cost Methode504

Alle Kosten inklusive Verwaltungs- und Gemeinkosten der Erforschungs- 

und Bewertungsphase werden aktiviert, unabhängig davon, ob die Projekte 

zum Erfolg führen oder nicht. 

• Mischformen505

Weiterhin bestehen diverse Mischformen, wie z.B. die Area of Interests Me-

thode, bei der alle Ausgaben eines eingegrenzten, als gewinnbringend einge-

schätzten Gebietes aktiviert werden. 

Die Wirkung auf die Vermögens- und Ertragslage sowie sich eröffnender ab-

schlusspolitischer Spielraum könnte unterschiedlicher und breiter nicht sein. Über 

ein Erfassen sämtlicher Kosten als Aufwand, das zu einer konservativen Abschluss-

politik führt, bis hin zur vollständigen Aktivierung sämtlicher Kosten, was mit einer 

progressiven Abschlusspolitik einhergeht, besteht ein Ermessensspielraum.506 IFRS 

6 gestattet es, nicht nur Vermögenswerte im Sinne des Frameworks und des IAS 38 

zu aktivieren, sondern auch Ausgaben, die den Vermögenswertkriterien nicht ent-

sprechen.507 Als aktivierbare aber nicht aktivierungspflichtige Ausgaben nennt IFRS 

6.9 einige nicht als abschließend zu wertende Beispiele, wie z.B. Explorationsrech-

te, technische Studien, Probebohrungen, Grabungen sowie Entnahmen von Proben 

oder die Erstellung von Machbarkeitsstudien über die technische und wirtschaftliche 

Realisierbarkeit.508 In einer Hinsicht werden die umfangreichen Aktivierungswahl-

rechte jedoch begrenzt: unabhängig von den angewendeten Bilanzierungs- und Be-

wertungsmethoden sind Entsorgungs-, Wiederherstellungs- und ähnliche Verpflich-

                                                 
503  Vgl. Willms (2006), S. 12 f.; Biermann/Dukes/Dyckman (1974), S.58. 
504  Vgl. Willms (2006), S. 12 f.; Biermann/Dukes/Dyckman (1974), S.58. 
505  Vgl. z.B. Hoffman/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 13; Epstein/Jermakowicz (2008), S. 955; 

Zülch/Willms (2006), S. 1201. 
506  Vgl. dazu das Beispiel von Zülch/Wilms (2006), S. 1205-1210. 
507  Der Frage, welche der genannten Methoden mit den Anforderungen an einen Vermögenswert in 

Einklang steht, wird insbesondere in Kapitel E.3. diskutiert. Die Erläuterungen hier konzentrie-
ren sich auf das Aufzeigen der möglichen Abschlusspolitik. 

508  Vgl. IFRS 6.9. 
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tungen, die im Zusammenhang mit der Erforschungs- oder Bewertungsphase stehen, 

als Rückstellung zu bilanzieren und korrespondierend den Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten erfolgsneutral hinzuzurechnen.509

Für den Bilanzausweis sind die zu aktivierenden Ausgaben in Sachanlagen und 

immaterielle Vermögenswerte zu klassifizieren sowie zur Erforschung und Bewer-

tung zugehörig zu kennzeichnen.510 Sofern zur Erstellung eines immateriellen Ver-

mögenswertes ein materieller benötigt wird, ist dessen Wertverzehr – in der Regel 

die planmäßige Abschreibung – in die Herstellungskosten des immateriellen Ver-

mögenswertes einzubeziehen.511 Nennenswerter abschlusspolitischer Spielraum be-

steht beim Bilanzausweis nicht. Ebenso wenig Spielraum besteht beim Ausweis in 

der Gesamtergebnisrechnung für die anfallenden Aufwendungen. Im Wesentlichen 

ist hier der Material- und Personalaufwand sowie sonstiger Aufwand betroffen.  

3.2.2.2. Erstbewertung 

Die Erstbewertung von aktivierten Erforschungs- und Bewertungsausgaben erfolgt 

zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten.512 Die befreiende Wirkung von IFRS 

6.7 eröffnet Wahlrechte bezüglich des Umfangs der aktivierungsfähigen Teile und 

der Abgrenzung von in die Anschaffungs- oder Herstellungskosten einzubeziehen-

der Teile.513 Es ist somit möglich, auch Verwaltungs- und weitere Gemeinkosten zu 

aktivieren.514 Eine Aktivierung wirkt im Vergleich zur sofortigen erfolgswirksamen 

Erfassung vermögensmehrend und führt zu einer höheren Bilanzsumme. In der Ge-

samtergebnisrechnung kann dadurch zusätzlich eine progressive Abschlusspolitik 

verfolgt werden, weil so Aufwand periodisiert und in Folgeperioden verlagert wird. 

3.2.2.3. Folgebewertung 

Für die Folgebewertung räumt IFRS 6.12 ein Wahlrecht zwischen dem Anschaf-

fungs- oder Herstellungskostenmodell und dem Neubewertungsmodell ein und 

verweist im Weiteren auf die einschlägigen Standards IAS 16 und IAS 38. Der Zu-

                                                 
509  Vgl. IFRS 6.11. Bezüglich energieerzeugungsspezifischer Rückstellungen wird auf Kapitel C.4. 

verwiesen. 
510  Vgl. IFRS 6.15. 
511  Vgl. IFRS 6.16. 
512  Vgl. IFRS 6.8. 
513  Vgl. Kapitel 3.2.2.1. 
514  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 15. 
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ordnung in Sachanlagen oder immaterielle Vermögenswerte zum Ansatzzeitpunkt 

kommt an dieser Stelle zentrale Bedeutung zu. Das Neubewertungsmodell ist auf 

dieser Stufe für immaterielle Vermögenswerte nicht anwendbar, weil der in IAS 

38.75 geforderte aktive Markt regelmäßig nicht vorliegt.515 Dagegen erlaubt IAS 

16.33 dem bilanzierenden Unternehmen den aktuellen Marktpreis für Sachanlage-

vermögen zu schätzen, wodurch ein Ermessensspielraum entsteht.516 Wird die Neu-

bewertungsmethode angewendet, führt dies in der Regel zur Erhöhung der Bilanz-

summe, weil stille Reserven im Sachanlagevermögen vermieden und das Eigenkapi-

tal durch die erfolgsneutralen Einstellungen in die Neubewertungsrücklage erhöht 

werden.517 Beeinflusst wird dagegen das Ergebnis in Folgeperioden durch höhere 

Abschreibungen im Vergleich zum Anschaffungs- oder Herstellungskostenmo-

dell.518 Da die Neubewertung mit Schätzungen verbunden ist, eröffnet sich ein zu-

sätzlicher Ermessenspielraum über deren Häufigkeit. Je höher und je öfter Wert-

schwankungen des Sachanlagevermögens zu verzeichnen sind, umso öfter ist es auf 

neue Wertansätze zu prüfen.519

Unabhängig von der Wahl des Folgebewertungsmodells sind die Vermögenswerte 

der Erforschungs- und Bewertungsphase aufgrund des Rückgriffs auf IAS 16 und 

IAS 38 planmäßig über die voraussichtliche Nutzungsdauer abzuschreiben. Ist der 

Zeitpunkt des Abschreibungsbeginns und die Bestimmung der Nutzungsdauer bei 

materiellen und Teilen der immateriellen Vermögenswerte (z.B. zeitlich begrenzte 

Explorationsrechte) relativ eindeutig, ist bei vielen weiteren immateriellen Vermö-

genswerten der Erforschungs- und Bewertungsphase Ermessen erforderlich. Bei 

                                                 
515  Vgl. Hoffman/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 18; Zülch/Wilms (2005), S. 119.  
516  Als Schätzmethoden kommen nach IAS 16.33 entweder das Ertragswertverfahren oder die 

Schätzung abgeschriebener Wiederbeschaffungswerte in Frage, die wiederum selbst zahlreiches 
Ermessen fordern. Die Wirkung auf den Abschluss lässt sich somit in den erlaubten Grenzen in 
die jeweils gewünschte Richtung dosieren. 

517  Es wird die Annahme getroffen, dass der Wert der Neubewertung oberhalb der historischen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten liegt. Liegt er unterhalb sind in beiden Modellen Wert-
berichtigungen vorzunehmen. 

518  Da IAS 16 keine spezifischen Regelungen über Abschreibungen bei Anwendung des Neube-
wertungsmodells enthält, sind theoretisch auch die Anschaffungs- oder Herstellungskosten als 
Ausgangsbasis verwendbar. Dieses faktische Wahlrecht wird in der Folge nicht betrachtet, da 
sich die herrschende Meinung klar für die neubewerteten Beträge als Ausgangsbasis ausspricht. 
Vgl. u.a. Hoffmann (2012), § 8 Tz. 82f.; Scheinpflug (2009), § 5 Tz. 134; Schmidt/Seidel 
(2006), S. 596. 

519  Vgl. Wohlgemuth (2007), S. 214. 
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einigen Vermögenswerten, wie Gutachten, technische Daten sowie Machbarkeits-

studien, lassen sich Nutzungsbeginn, Nutzungsende sowie der Verlauf des Werte-

verzehrs oft nicht eindeutig feststellen.520 Der Abschlussersteller kann in diesen Fäl-

len aus einer Bandbreite möglicher und hinreichend plausibler Nutzungsverläufe 

und Nutzungsdauern die für seine verfolgte Abschlusspolitik passende aussuchen. 

Eine kurze Nutzungsdauer begünstigt eine konservative Abschlusspolitik. Die höhe-

ren und kurz andauernden Abschreibungen gehen in der Folge mit geringerem Ver-

mögen und einer sinkenden Bilanzsumme einher. Gegenteilige Effekte bestehen bei 

langen Nutzungsdauern. Als Abschreibungsmethode kommen diejenigen Verfahren 

in Betracht, die den tatsächlichen wirtschaftlichen Abnutzungsverlauf darstellen.521

Ex ante ist die Abschreibungsmethode, die dieser Forderung nachkommt, nicht 

zweifelsfrei zu bestimmen und sie liegt ebenfalls im Ermessen des Bilanzierenden. 

Für Vermögenswerte der Erforschungs- und Bewertungsphase stehen unterschiedli-

che Methoden zur Wahl, von denen insbesondere die lineare oder die Leistungsab-

schreibung angewendet werden können.522 Die Wirkung auf den Abschluss richtet 

sich dabei insbesondere nach der Verteilung der Abschreibungshöhen im Zeitablauf 

und kann je nach Zielsetzung des bilanzierenden Unternehmens beeinflusst werden.  

Für die nach IFRS 6 aktivierten Erforschungs- und Bewertungsausgaben sind 

Wertminderungstests durchzuführen und gegebenenfalls außerplanmäßige Ab-

schreibungen vorzunehmen. Dabei gelten die Vorgaben des IAS 36 nur einge-

schränkt.523 IFRS 6.19 f. schreibt im Gegensatz zum mindestens jährlich durchzu-

führenden Werthaltigkeitstest nach IAS 36 vor, nur dann auf Wertminderungen zu 

prüfen, wenn folgende speziell auf Erforschungs- und Bewertungsausgaben zuge-

schnittene Ereignisse eintreten:524

• Ein Explorationsrecht läuft während der Berichtsperiode ab oder wird vo-

raussichtlich nicht verlängert. 

• Weitere erhebliche Ausgaben sind nicht budgetiert oder geplant. 

• Wirtschaftlich förderbare Rohstoffe wurden nicht gefunden und die Aktivitä-

ten des Unternehmens in einem Gebiet sollen eingestellt werden. 

                                                 
520  Vgl. Richter (2012), S. 104f. 
521  Vgl. Müller/Wulf (2001), S. 2208 und IAS 16.60 i.V.m. IAS 16.62 bzw. IAS 38.97f.  
522  Vgl. Zülch/Willms (2006), S. 1204; Leigon, (1964), S. 452.  
523  Vgl. IFRS 6.18f. 
524  Vgl. IFRS 6.20. 
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• Trotz Fortsetzung der Erschließung eines Gebietes liegen genügend Hinwei-

se vor, dass der Buchwert der Vermögenswerte nicht mehr vollständig er-

reicht werden kann. 

Im Vergleich zu IAS 36 stellt dies eine starke Vereinfachung dar. Die Kriterien, die 

einen Werthaltigkeitstest nach IFRS 6 auslösen, sind außer bei eindeutigen Fällen, 

wie ablaufende Explorationsrechte, derart flexibel zu beurteilen, dass eine zwingen-

de Anwendung nur im Falle eines endgültigen Scheiterns der Rohstoffsuche zum 

Tragen kommt und in allen anderen Fällen nur dann erfolgt, wenn sie vom Ma-

nagement gewollt ist.525 Aus diesem Grund besteht ein Ermessensspielraum zur 

Durchführung von Werthaltigkeitstests. Bestärkt wird der Spielraum, außerplanmä-

ßige Abschreibungen nur zu abschlusspolitischen Zwecken durchzuführen, durch 

die wesentliche Erleichterung, aktivierte Vermögenswerte zu zahlungsmittelgenerie-

renden Einheiten oder einer Gruppe davon zusammenzufassen.526 Da zum Zeitpunkt 

der Erforschung und Bewertung meist keine ausreichenden Informationen über das 

Potential zur Generierung zukünftiger Zahlungsmittelzuflüsse durch die einzelnen 

aktivierten Vermögenswerte vorliegt, würde sich bei normaler Anwendung von IAS 

36 häufig ein Abschreibungsbedarf ergeben.527 Dahingegen erlaubt IFRS 6.21 eine 

Zusammenfassung der Vermögenswerte zum Zwecke des Werthaltigkeitstests von 

noch nicht erschlossenen Rohstofffeldern und bereits erfolgreich erschlossenen in-

nerhalb einer Region.528 Negative Wertbeiträge zum Werthaltigkeitstest aus der Er-

forschungs- und Bewertungsphase eines Gebietes können demnach durch positive 

Beiträge aus nachgelagerten Phasen anderer Gebiete ausgeglichen werden. Sofern 

eine außerplanmäßige Abschreibung vorgenommen wird, führt dies zu einer Ver-

minderung aktivierter Vermögenswerte und geht mit einer sinkenden Bilanzsumme 

einher. Das bilanzierende Unternehmen wird vor allem eine durch Abschlusspolitik 

motivierte außerplanmäßige Abschreibung herbeiführen, wenn es eine konservative 

Abschlusspolitik verfolgt. 

                                                 
525  So auch Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 22; Leippe/Falkenhahn (2012), IFRS 6 Tz. 158; 

Zülch/Willms (2005), S. 121f. 
526  Vgl. IFRS 6.20. 
527  Vgl. Zülch/Wilms (2005), S. 119. 
528  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 25. 
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3.2.2.4. Abgangsbewertung 

Zu einem Abgang von in der Erforschungs- und Bewertungsphase aktivierten Ver-

mögenswerten kommt es bei folgenden grundsätzlichen Konstellationen:529

• Die aktivierten Vermögenswerte bzw. Teile davon werden verkauft. 

• Die für eine weitere Betätigung erforderlichen Rechte laufen ab und werden 

nicht verlängert oder erneuert. 

• Es stellt sich die endgültige Erfolglosigkeit der Tätigkeiten ein. 

• Die Erforschungs- und Entwicklungsphase endet erfolgreich und es wird auf 

die nächste Prozessstufe übergegangen. 

Die Abgangsbewertung der ersten drei Varianten eröffnet keine nennenswerten bi-

lanzpolitischen Spielräume. Verkaufserfolge werden realisiert bzw. die Vermö-

genswerte erfolgswirksam ausgebucht.  

Bei der erfolgreichen Beendigung der Erforschungs- und Entwicklungsphase

sind die aktivierten Vermögenswerte dagegen umzugliedern, weil IFRS 6 dann 

nicht mehr angewendet werden darf.530 Die weitere Bilanzierung erfolgt nun anhand 

des Frameworks sowie IAS 16 und IAS 38. Zudem hat zum Umgliederungszeit-

punkt ein gesonderter Werthaltigkeitstest nach den Vorgaben des IAS 36 zu erfol-

gen.531 Fraglich ist aber vor allem, wie mit erfassten Vermögenswerten umzugehen 

ist, die den Aktivierungskriterien der jetzt einschlägigen Normen nicht standhalten. 

Unter strenger Auslegung der gegebenen Regeln müssten sie sofort erfolgswirksam 

ausgebucht werden.532 Umgangen werden kann diese Rechtsfolge durch ein Hinaus-

zögern des Endes der Erforschungs- und Bewertungsphase und somit des Anwen-

dungsbereiches von IFRS 6 für diese Vermögenswerte, weil IFRS 6 keine detaillier-

ten Abgangsregelungen enthält.533 Dieses Vorgehen führt zusammen mit den äußerst 

weichen Kriterien zur Werthaltigkeit in IFRS 6 sogar so weit, dass ein unbegrenztes 

Stehenlassen dieser Vermögenswerte in der Bilanz möglich wird.534 In dieser Hin-

sicht eröffnet sich ein Ermessensspielraum, die nach IFRS 6 aktivierten Vermö-

genswerte, die den Ansatzkriterien des Frameworks und der einschlägigen Stan-

                                                 
529  Vgl. Richter (2012), S. 113. 
530  Vgl. IFRS 6.5 (b). 
531  Vgl. IFRS 6.17. 
532  Dagegen sieht RIESE keine Implikationen auf Ansatz und Bewertung durch die Beendigung der 

Erforschungs- und Bewertungsphase. Vgl. Riese (2009), § 42 Tz. 47. 
533  Vgl. Richter (2012), S. 112f. 
534  Vgl. sinngemäß Riese (2009), § 42 Tz. 47. 
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dards nicht entsprechen, durch Hinauszögern des Endes der Erforschungs- und Be-

wertungsphase fortzuführen. 

3.2.3. Entwicklungs- und Ausbeutungsphase 

Die Entwicklungsphase beginnt mit dem Aufbau der für die Förderung nötigen 

technischen und baulichen Einrichtungen sowie mit der Herstellung der Förderlö-

cher.535 Auf dieser Prozessstufe werden die infrastrukturellen Grundlagen für den 

späteren Abbau der Rohstoffe gelegt. Für die Bilanzierung der auf dieser Stufe vor-

fallenden Aktivitäten muss infolgedessen auf das Framework und einschlägige 

Standards zurückgegriffen werden, da IFRS 6 keine Anwendung findet.  

Nach Fertigstellung der zur Förderung benötigten Infrastruktur beginnt mit der 

kommerziellen Förderung der Rohstoffe die Ausbeutungsphase. Neben der eigentli-

chen Gewinnung der Rohstoffe gehört dazu auch eine erste Veredelung vor dem 

Abtransport.536 Während dieser Phase wird die errichtete Infrastruktur in regelmäßi-

gen Abständen gewartet oder, um höhere Förderkapazitäten erzielen zu können, 

ausgebaut und verbessert.537 Die Ausbeutungsphase endet mit endgültigem Einstel-

len der Produktion. Ursachen dafür liegen zum einen im Versiegen der Rohstoff-

quellen oder im Auslaufen der Förderrechte sowie zum anderen bei Vorliegen dau-

erhafter wirtschaftlicher Unrentabilität.538

3.2.3.1. Ansatz und Ausweis 

Bei der in der Entwicklungsphase erstellten Infrastruktur und den erschlossenen 

Förderlöchern oder bergbaulichen Einrichtungen handelt es sich um Sachanlagen, 

deren Bilanzierung sich nach den IAS 16 richtet.539 Die Kriterien des Frameworks

bezüglich eines Vermögenswertes und des IAS 16.7 sind als erfüllt anzusehen. Ins-

besondere liegt ein wahrscheinlicher zukünftiger wirtschaftlicher Nutzenzufluss vor, 

weil in der vorgelagerten Bewertungsphase genügend wirtschaftlich förderfähige 

Rohstoffreserven nachgewiesen wurden.540  

                                                 
535  Vgl. PricewaterhouseCoopers (2007), S. 8. 
536  Vgl. PricewaterhouseCoopers (2007), S. 22. 
537  Vgl. PricewaterhouseCoopers (2007), S. 23. 
538  Vgl. PricewaterhouseCoopers (2007), S. 23. 
539  Vgl. ähnlich Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 9; Riese (2009), § 42 Tz. 9; Richter (2012), 

S. 118. 
540  So auch Richter (2012), S. 118f. 



97 

Der Bilanzausweis erfolgt unter der Position Sachanlagevermögen, wobei eine ge-

sonderte Kennzeichnung der Prozessstufe nicht erforderlich ist. Werden Vermö-

genswerte der beiden vorgelagerten Stufen zur Entwicklungsphase hin umgewidmet, 

fließen diese entweder in das Sachanlagevermögen oder in die immateriellen Ver-

mögenswerte der Stufe Entwicklung. Dabei kann es zu Änderungen zwischen der 

Klassifizierung von materiellen und immateriellen Vermögenswerten kommen. Dies 

ist z.B. dann der Fall, wenn Förderrechte, wie unter IFRS 6 zulässig, als materielle 

Vermögenswerte ausgewiesen werden, nach IAS 38 nun aber immaterielle Werte 

darstellen.541  

Wesentliche abschlusspolitische Instrumente liegen auf Höhe von Ansatz und Aus-

weis der Aktivitäten auf der Entwicklungsphase nicht vor.  

Die während der Ausbeutungsphase anfallenden Rohstoffe stellen Vorräte im Sin-

ne des IAS 2 dar, sofern die geförderten Mengen dem fördernden Unternehmen zu-

zurechnen sind.542 Dies betrifft sowohl Rohstoffe, die ohne weitere Verarbeitung 

zum direkten Verkauf gefördert werden,543 als auch Rohstoffe, die vor einem weite-

ren Verkauf noch veredelt werden.544 Ebenso stellen sie Vorräte dar, wenn die Roh-

stoffe für die weitere Produktion benötigt werden (z.B. als Brennstoffe in den 

Kraftwerken).545 Der Ausweis in der Bilanz erfolgt entsprechend der weiteren Be-

stimmung wie folgt: 

• Fertige Erzeugnisse, wenn die Rohstoffe zum Weiterverkauf bestimmt sind, 

• unfertige Erzeugnisse, wenn die Rohstoffe vor Verkauf noch weiter veredelt 

werden und 

• Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, wenn die Rohstoffe für einen Verbrauch in-

nerhalb des Unternehmens bestimmt sind. 

In der Gesamtergebnisrechnung werden die anfallenden Aufwendungen je nach 

ihrer Art in der jeweiligen Gliederungsposition erfasst. In erster Linie sind Material-

                                                 
541  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 20 i.V.m. Tz. 27. 
542  Keine Vorräte liegen vor, wenn das bilanzierende Unternehmen lediglich als Dienstleister agiert 

oder nur an den Gewinnen der anfallenden Rohstoffe beteiligt wird ohne dass die Rohstoffe 
selbst ins wirtschaftliche Eigentum des Unternehmens gelangen. Im Nachfolgenden wird vom 
Vorliegen des wirtschaftlichen Eigentums ausgegangen. 

543  Vgl. IAS 2.6 (a). 
544  Vgl. IAS 2.6 (b). 
545  Vgl. IAS 2.6 (c). 
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aufwand, Personalaufwand, Abschreibungen und sonstiger betrieblicher Aufwand 

betroffen. Wesentliche abschlusspolitische Einflussmöglichkeiten liegen nicht vor. 

3.2.3.2. Erstbewertung 

In der Entwicklungsphase sind bei erstmaligem Ansatz die Vermögenswerte des 

Sachanlagevermögens mit ihren Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu be-

werten, für deren Ermittlung innerhalb der IFRS klare Regeln existieren.546 Trotz-

dem wird bei der Erstellung von Sachanlagen der Entwicklungsphase die Fragestel-

lung aufgeworfen, wie die zum Abbau bestimmten Einrichtungen (z.B. Bohrtürme, 

Stollen oder Förderanlagen) zu bilanzieren sind, wenn nach oder während der Er-

stellung festgestellt wird, dass die vermuteten Rohstoffreserven nicht oder (für eine 

Förderung) nicht ausreichend vorhanden sind. Selbst in der Entwicklungsphase sind 

die genaue Lage und der Umfang der Rohstoffreserven unsicher. Somit kann es im-

mernoch regelmäßig zu Fehlbohrungen oder Fehlgrabungen kommen. Da aus diesen 

Einrichtungen kein zukünftiger Nutzenzufluss mehr zu erwarten ist, müssen sie er-

folgswirksam ausgebucht werden.547 So eindeutig gilt dies nur, wenn dadurch die 

Erschließung komplett scheitert und die Förderung generell nicht beginnen kann. 

Häufig treten in der Entwicklungsphase erfolgreiche und erfolglose Bohrungen und 

Grabungen auf. Für Entwicklungsanlagen kann der nach IFRS zulässige Komponen-

tenansatz zur Anwendung kommen.548 Dabei wird das gesamte Fördersystem als der 

übergeordnete Vermögenswert gesehen, für den die Bohrlöcher, Stollen etc. (auch 

die erfolglos errichteten) notwendige Komponenten darstellen und somit weiterhin 

aktiviert bleiben dürfen.549 Eine zusätzliche Möglichkeit, Abschreibungen zu ver-

meiden, ergibt sich, wenn erfolglos durchgeführte Bohrungen/Grabungen als ge-

wöhnlicher Ausschuss bei der Errichtung des Fördersystems betrachtet werden.550

Der Begriff gewöhnlicher Ausschuss kann hier nur im Zusammenhang mit dem 

Verhältnis zwischen erfolglos und erfolgreicher Tätigkeiten gesehen werden und 

unterliegt dem individuellen Ermessen des bilanzierenden Unternehmens. Zusam-

                                                 
546  Vgl. IAS 16.15. Zur Ermittlung von Anschaffungs- oder Herstellungskosten vgl. z.B. Hoffmann 

(2012), § 8; Graumann (2004), S. 710 ff.  
547  So auch grundsätzlich Richter (2012), S. 119. 
548  Zum Komponentenansatz vgl. z.B. Hagemeister (2004), S. 1-12. 
549  Dies folgt einer aus der US amerikanischen Rechnungslegung abgeleiteten Sichtweise. Vgl. 

Richter (2012), S. 120. 
550  Nur ungewöhnliche Mengen an Ausschuss dürfen nach IAS 16.22 nicht in die Herstellungskos-

ten einbezogen werden. 
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menfassend lässt sich feststellen, dass die Abschreibung von erfolglos errichteten 

Einrichtungen der Entwicklungsphase einem Ermessensspielraum unterliegt. Auf 

die Bilanz wirkt dies im Vergleich zur Abschreibung vermögensmehrend bei stei-

gender Bilanzsumme. Dadurch wird zusätzlich eine progressive Abschlusspolitik 

unterstützt, weil sich der Aufwand über planmäßige Abschreibungen periodisiert. 

Ein weiteres abschlusspolitisches Instrument im Zusammenhang mit dem Kompo-

nentenansatz wird hervorgerufen, wenn ein komplexer Vermögenswert, wie ein 

Fördersystem, in seine einzelnen wesentlichen Komponenten (z.B. Förderloch, 

Pumpe, Leitungen etc.) unterteilt wird. Diese nach Ermessen des Abschlusserstellers 

vorzunehmende Aufteilung hat wesentlichen Einfluss auf die Bestimmung der Nut-

zungsdauer und des Nutzungsverlaufs, da die Komponenten individuell abgeschrie-

ben werden.551 Die gesamten Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Vermö-

genswertes sind auf die einzelnen Komponenten in Relation zum Gesamtwert zu 

verteilen.552 Ist dies nicht eindeutig möglich, unterliegt die sachgerechte Verteilung 

dem Ermessen des Abschlusserstellers.553 Die Wirkungen der Ermessensspielräume 

kommen vor allem in den Folgeperioden durch die den einzelnen Komponenten 

unterschiedlich zugeordneten Abschreibungsverläufen und Nutzungsdauern zum 

Tragen. Bei progressiver Abschlusspolitik wird der Bilanzierende möglichst viele 

Kosten als langfristige Komponenten einschätzen, weil sich hier der durch die Ab-

schreibungen bedingte Aufwand in Folgeperioden verlagert. Es werden dadurch 

zunächst ein höherer Vermögensausweis und eine höhere Bilanzsumme generiert. 

Bei konservativer Abschlusspolitik werden dagegen Kosten überwiegend als Kom-

ponenten mit kurzfristiger Laufzeit zugeordnet. 

In der Ausbeutungsphase erfolgt die Erstbewertung für die als Vorräte ausgewiese-

nen Rohstoffe zu Herstellungskosten, wobei ein produktionsbezogener Vollkosten-

ansatz anzuwenden ist.554 Zu aktivieren sind in diesem Zusammenhang zum einen 

direkt zurechenbare Kosten und zum anderen systematisch zurechenbare (fixe und 

variable) Produktionsgemeinkosten555 sowie alle sonstigen produktionsbezogenen 

                                                 
551  Vgl. IAS 16.45. 
552  Vgl. Buchholz (2004), S. 290. 
553  Vgl. Buchholz (2004), S. 290. 
554  Vgl. Wohlgemuth (2007), S. 303. 
555  Vgl. IAS 2.12. 
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Kosten, die nötig sind, um die Vorräte an ihren derzeitigen Ort oder in ihren derzei-

tigen Zustand zu versetzen.556 Alle weiteren Kosten sind sofort als Aufwand in der 

Gesamtergebnisrechnung zu erfassen. Bei der adäquaten Ermittlung der Herstel-

lungskosten der Rohstoffe ist die Ausgestaltung der internen Kostenrechnung von 

zentraler Bedeutung.557 Abschlusspolitisches Potential tritt bereits bei der Auftei-

lung der Gemeinkosten in produktionsbezogen und nicht produktionsbezogen auf, 

weil sich diese in vielen Fällen nicht eindeutig zurechnen lassen und dadurch ermes-

senbehaftet sind.558 Wird das Ziel verfolgt, die Herstellungskosten möglichst 

hoch/niedrig anzusetzen und somit den Aufwand gering/hoch zu halten, erfolgt eine 

weite/enge Abgrenzung der produktionsbezogenen Gemeinkosten.  

Eine weitere Möglichkeit zur abschlusspolitischen Gestaltung eröffnet sich durch 

die Verrechnung der produktionsbezogenen Gemeinkosten. Um eine Einbeziehung 

von Leerkosten zu vermeiden, basiert die Verrechnung nach IAS 2.13 auf der Nor-

malkapazität der Rohstoffförderung. Aufgrund der hohen Komplexität des Förder-

prozesses ist die Normalkapazität in der Regel nicht eindeutig feststellbar und muss 

anlagenspezifisch über die Auswertung eines Produktionsintervalls ermittelt wer-

den.559 Darüber hinaus kann auch das tatsächliche Produktionsniveau als Ermitt-

lungsgrundlage angewendet werden, wenn es der Normalkapazität nahe kommt.560

Eine weitere Konkretisierung liegt dazu nicht vor, wodurch dem Abschlussersteller 

ein Interpretationsraum eröffnet wird. Der Einbezug von Leerkosten in die Herstel-

lungskosten wird durch eine möglichst niedrige Kapazitätsgrenze ermöglicht. Die 

Leerkosten werden nur dann nicht in die Herstellungskosten einbezogen, wenn die 

Kapazitätsauslastung unter die festgelegten Kapazitätsgrenzen fällt. Bei einer hohen 

Kapazitätsgrenze werden dementsprechend weniger Leerkosten in die Herstellungs-

kosten einbezogen. 

Bei der Rohstoffförderung können auch Kuppelprodukte entstehen. Es handelt sich 

hierbei z.B. um Erdgas und Erdöl an der gleichen Lagerstätte oder um entstehenden 

mineralhaltigen Abraum im Bergbau, der anfällt, um an die primären Rohstoffe zu 

                                                 
556  Vgl. IAS 2.15. 
557  Vgl. Wohlgemuth (2007), S. 307. 
558  Vgl. Pfleger (2004), S. 32f. 
559  Vgl. sinngemäß Kümpel (2005), S. 47. 
560  Vgl. IAS 2.13. 
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gelangen.561 Sofern die Aufteilung der Herstellungskosten auf die Kuppelprodukte 

nicht eindeutig feststellbar ist, hat das bilanzierende Unternehmen die Herstellungs-

kosten nach einer sachgerechten und stetigen Methode aufzuteilen.562 Bei nur unbe-

deutenden Nebenprodukten können diese direkt mit dem Nettoveräußerungswert 

bewertet werden, wobei sie von den Herstellungskosten des Hauptproduktes abge-

zogen werden.563 IAS 2 enthält keine weiteren Spezifikationen und Kriterien, wann 

eine Methode als sachgerecht zu erachten ist. Demnach ist unter anderem eine Auf-

teilung entsprechend der Marktpreise der Kuppelprodukte oder entsprechend des 

enthaltenen Energiegehalts denkbar.564 Ebenso unklar bleibt, ab wann ein Neben-

produkt unbedeutend ist. Demzufolge ist auch hier Ermessen des Abschlusserstellers 

gegeben. Auf den Abschluss hat dies durch die Verschiebung der Herstellungskos-

ten zwischen den einzelnen Kuppelprodukten vor allem strukturelle Auswirkungen. 

3.2.3.3. Folgebewertung 

Für die Folgebewertung der Vermögenswerte der Entwicklungsphase besteht das 

Wahlrecht zwischen dem Neubewertungsmodell sowie dem Anschaffungs- oder 

Herstellungskostenmodell. 565 Planmäßige Abschreibungen sind mit Fertigstellung 

der Anlagen und beginnender Rohstoffförderung in der nächsten Prozessstufe vor-

zunehmen. Die aus diesem Wahlrecht abhängigen abschlusspolitischen Einfluss-

möglichkeiten sind analog der zur Erforschungs- und Entwicklungsphase und wer-

den an dieser Stelle nicht nochmals explizit diskutiert.566  

Die Vermögenswerte der Entwicklungsphase sind regelmäßigen Werthaltigkeits-

tests zu unterziehen. Da IFRS 6 keine Anwendung mehr findet, richten sich diese 

nach IAS 36. Im Vergleich zu IFRS 6 sind die Vorschriften des IAS 36 strenger. 

Hier muss zunächst jährlich geprüft werden, ob für die einzelnen Vermögenswerte 

Anhaltspunkte zu Wertminderungen vorliegen.567 IAS 36.12 gibt dabei allgemeine 

Anhaltspunkte vor, die vom Abschlussersteller auf die jeweiligen speziellen Sach-

                                                 
561  Der IASB hat am 19. Oktober 2011 IFRIC 20 veröffentlicht, der die Bilanzierung von Kuppel-

produkten im Tagebau zum Thema hat. IFRIC 20 ist auf Geschäftsjahre, die nach oder am 1. 
Januar 2012 beginnen erstmalig anzuwenden. Die Neuerungen des IFRIC 20 werden in Kapitel 
E.3.1.3.2. berücksichtigt. 

562  Vgl. IAS 2.14. 
563  Vgl. IAS 2.14. 
564  Vgl. Richter (2012), S. 142f. 
565  Vgl. IAS 16.29. 
566  Vgl. Kapitel C. 3.2.2.3. 
567  Vgl. IFRS 6.9. 
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verhalte angewendet werden müssen. Für die Aktivtäten der Entwicklungsphase 

kann sich zusätzlich an der Fachliteratur orientiert werden, die eine Reihe von auf 

die Rohstoffindustrie zugeschnittenen Beispielen für Anhaltspunkte von Wertmin-

derungen enthält.568 Ermessen durch den Abschlussersteller über die Anhaltspunkte 

ist trotzdem auch hier erforderlich. Liegt ein Anhaltspunkt vor, so sind außerplan-

mäßige Abschreibungen nur vorzunehmen, wenn der Buchwert eines Vermögens-

wertes seinen erzielbaren Betrag übersteigt.569 Da für Vermögenswerte der Entwick-

lungsphase in der Regel kein aktiver Markt vorliegt, muss der erzielbare Betrag mit 

Hilfe von Verfahren geschätzt werden, die ebenfalls nicht ermessensfrei sind.570 In 

der Entwicklungsphase liegen bereits detaillierte Kenntnisse über die vorhandenen 

Rohstoffreserven und die sich daraus ableitenden zukünftigen wirtschaftlichen Vor-

teile vor.571 Erleichtert wird die Ermittlung des erzielbaren Betrages zusätzlich 

durch die Möglichkeit, einzelne Vermögenswerte zu zahlungsmittelgenerierenden 

Einheiten zusammenzufassen und zusammen zu bewerten.572 Obwohl auf der Pro-

zessstufe Entwicklung deutlich weniger abschlusspolitisches Potential bei der Über-

prüfung der Werthaltigkeit vorliegt, können Ermessensentscheidungen nicht gänz-

lich ausgeschlossen werden. 

Bei den als Vorräte erfassten Rohstoffen kommt es in der Folgebewertung der

Ausbeutungsphase zu einem Vergleich der Herstellungskosten mit dem korrespon-

dierenden Nettoveräußerungswert.573 Zu erfassen ist jeweils der niedrigere aus bei-

den Werten. Beim Nettoveräußerungswert handelt es sich um den geschätzten, im 

normalen Geschäftsverlauf erzielbaren Verkaufserlös, vermindert um etwaige Ver-

triebs- und Fertigstellungskosten. Rohstoffe werden, unabhängig von ihrer Verede-

lungsstufe, auf dem Kapitalmarkt gehandelt, wodurch der Nettoveräußerungswert 

                                                 
568  Vgl. PricewaterhouseCoopers (2007), S. 38. 
569  Vgl. IAS 36.8. Der erzielbare Betrag ergibt sich aus dem höheren Wert zwischen dem beizule-

gendem Zeitwert abzüglich der Verkaufskosten und dem Nutzungswert. Vgl. IAS 36.18. 
570  Zur Ermittlung des erzielbaren Betrages und den damit verbundenen Ermessensentscheidungen 

vgl. Klöpfer (2006), S. 294f.  
571  Diese Kenntnisse ergeben sich insbesondere aus den Machbarkeitsstudien und Daten der Be-

wertungsphase. 
572  Vgl. IAS 36.66. Dies ist nur anwendbar, wenn für die einzelnen Vermögenswerte keine (ver-

lässlichen) erzielbaren Beträge ermittelt werden können. 
573  Zur Bilanzierung und Bewertung von Vorräten vgl. z.B. Bieg/Hossfeld/Kußmaul/Waschbusch, 

(2006a), S. 421-425; Kümpel (2006), S. 8. 
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ohne Einfluss durch den Bilanzierenden bestimmt werden kann. Abschlusspoliti-

sches Potential besteht somit nicht. 

Mit Beginn der Rohstoffgewinnung fällt auch der Nutzungsbeginn der in der Ent-

wicklungsphase erstellten Infrastruktur und Förderanlagen in die Ausbeutungsphase, 

sodass ab diesem Zeitpunkt planmäßige Abschreibungen vorzunehmen sind. 

Durch die Wahl der Abschreibungsmethode sowie der Schätzung des voraussichtli-

chen Planungshorizonts der errichteten Anlagen ergeben sich analog zur Erfor-

schungs- und Bewertungsphase abschlusspolitische Einflussmöglichkeiten. 

Wird während der Ausbeutungsphase die zur Gewinnung erstellte Infrastruktur ver-

ändert, sind die dafür entstehenden Ausgaben zu aktivieren, sofern sie die Ansatz-

kriterien erfüllen. Dazu kommt es insbesondere, wenn die Nutzungsdauer der Anla-

gen verlängert oder die förderbare Kapazität gesteigert wird.574 Laufender Unter-

haltungsaufwand, wie Reparaturen oder Instandhaltungsmaßnahmen, sind dagegen 

sofort aufwandswirksam zu erfassen. Wird der Komponentenansatz verwendet, ver-

schiebt sich die Aktivierungsgrenze nachträglicher Herstellungskosten. Beim Aus-

tausch einzelner Komponenten kommt es zu einem Ausbuchen des Restbuchwertes 

bei gleichzeitiger Erfassung der neuen Komponente in der Bilanz. Dadurch wird der 

entstehende Aufwand über die Abschreibungen periodisiert, während bei Nichtan-

wendung des Komponentenansatzes der entstehende Aufwand sofort in voller Höhe 

anfällt und ergebnismindernd wirkt. Folgeperioden dagegen bleiben ohne Belastung. 

3.2.3.4. Abgangsbewertung 

Zu Abgängen von Vermögenswerten der Entwicklungsphase kommt es in der Re-

gel nicht.  

Die im Rahmen der Ausbeutungsphase gewonnenen Rohstoffe gehen entweder 

durch Verkauf oder durch Einsatz als Brennstoffe in der Elektrizitätserzeugung ab. 

Der Verkauf unterliegt nicht mehr der Wertschöpfungsstufe Produktion, sondern ist 

den Stufen Handel oder Vertrieb zuzurechnen. Beim Einsatz als Brennstoff werden 

die Rohstoffe verbraucht und über den Posten Materialaufwand periodengerecht in 

der Gesamtergebnisrechnung erfasst. 

Die Sachanlagen und immateriellen Vermögenswerte sind dann als Abgang zu bu-

chen, wenn ihre Nutzungsdauer beendet ist. Dies kann etwa durch Auslaufen, Ver-
                                                 
574  Vgl. Hoffmann (2012), § 42 Tz. 33. 
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kauf oder Verschrottung bedingt sein oder durch endgültige Einstellung der Förde-

rung, weil dann keine ökonomischen Vorteile mehr zu erwarten sind. Häufig sind 

die Unternehmen nach Produktionsende zum Rückbau und zur Wiederherstellung 

des ursprünglichen Zustands verpflichtet.575

3.3. Untersuchung des abschlusspolitischen Gestaltungsrahmens hinsicht-
lich der Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit 

3.3.1. Erkennbarkeit 

3.3.1.1. Erforschungs- und Bewertungsphase 

Auch die Beurteilung der Erkennbarkeit abschlusspolitischer Instrumente der Erfor-

schungs- und Bewertungsphase ist mit den die Rechenwerke flankierenden Angaben 

im Anhang vorzunehmen.576 Nach IFRS 6.24 (a) sind die Rechnungslegungsmetho-

den einschließlich der Ansatzmethoden577 zu veröffentlichen, die somit dem Ab-

schlussleser erkennbar sind. Ebenso lässt sich die grundsätzliche Wirkung der Me-

thode im Abschluss aus den gegebenen Angaben ableiten. Auch wenn IFRS 6.24 (b) 

eine Kennzeichnung sämtlicher Vermögenswerte, Schulden, Aufwendungen und 

Erträge der Erforschungs- und Bewertungsphase fordert, ist damit keine explizite 

betragsmäßige Angabe verbunden. Diese wäre nur dann gegeben, wenn neben der 

Gesamthöhe dieser Positionen auch gekennzeichnet würde, welche Teile auf erfolg-

lose oder erfolgreiche Erforschungs- und Bewertungsaktivitäten fallen.  

Die Anhangangaben des IFRS 6 fordern neben der Angabe zur Ansatzmethode kei-

ne weiteren Beschreibungen. Es ist nicht möglich zu erkennen, wie die exakte Erst-

bewertung erfolgt und welche Teile der Gemeinkosten aktiviert werden. Erkenn-

barkeit liegt somit nicht vor. 

Für die Folgebewertung besteht zunächst das Wahlrecht zwischen dem Anschaf-

fungs- oder Herstellungskostenmodell und dem Neubewertungsmodell. IFRS 6.25 

fordert explizit einen Rückgriff auf die erforderlichen Anhangangaben bei Sachan-

lagen und immateriellen Vermögenswerten. Demnach sind für jede neubewertete 

Gruppe der Buchwert, der sich bei Anwendung des Anschaffungs- oder Herstel-

                                                 
575  Vgl. Kapitel C.4. 
576  Zu den Anhangangaben der Erforschungs- und Bewertungsphase vgl. IFRS 6.23-25. 
577  Z.B. Zero Cost Methode, Ful Cost Methode oder Successful Efforts Methode 
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lungskostenmodells ergeben hätte,578 sowie die Methoden und wesentlichen An-

nahmen zur Bestimmung der Zeitwerte anzugeben.579 Eine Angabe von Zeitwerten 

bei der Anwendung des Buchwertmodells ist freiwillig.580 Darüber hinaus können 

die Vermögenswerte zu Gruppen zusammengefasst werden. Eine betragsmäßige 

Erkennbarkeit über die Wirkungsrichtung hinaus ist deshalb nicht gegeben. Weiter-

hin ist der Stichtag der letzten Neubewertung anzugeben.581 Über einen Zeitver-

gleich, in welchen Abständen die Neubewertungen in der Vergangenheit vorge-

nommen wurden und ob diese tendenziell zu höheren oder niedrigeren Werten ge-

führt haben, kann der Abschlussadressat die Häufigkeit durchgeführter Neubewer-

tungen auch für die Zukunft schätzen. Die Entscheidung über die nächste Neube-

wertung ist ermessenbehaftet, weil der Abschlussersteller nicht an ein Einhalten 

fester Termine gebunden ist.582 Deshalb sind die Häufigkeit und deren Wirkung nur 

teilweise erkennbar.  

Bei Ermessensausübungen hat das bilanzierende Unternehmen die grundlegenden 

Rechenparameter zu veröffentlichen.583 Für Abschreibungen werden diese Angaben 

in den einschlägigen Standards dahingehend konkretisiert, dass sowohl die Ab-

schreibungsmethoden als auch die Nutzungsdauern genannt werden müssen.584 Mit 

Hilfe dieser Angaben lassen sich die individuellen Abschreibungsverläufe und der 

genaue Werteverzehr der Folgeperioden durch den Abschlussleser schätzen. Indivi-

dualangaben zu den einzelnen Vermögenswerten sind nicht erforderlich. Vielmehr 

reicht es aus, über eine gesamte Gruppe von Gegenständen des Anlagevermögens 

die Bandbreite der angewendeten Nutzungsdauern und Abschreibungsmethoden 

anzugeben. In diesen Fällen kann deshalb nur von teilweiser Erkennbarkeit ausge-

gangen werden. Nicht erkennbar dagegen ist der ausgeübte Ermessensspielraum bei 

der Bestimmung des Nutzungsbeginns, weil der Zeitpunkt der Inbetriebnahme von 

im Bau befindlichen Anlagen nicht offengelegt werden muss. Allenfalls ist rückwir-

kend durch eine Umgliederung zwischen den Anlagenklassen im Anlagenspiegel 

der Abschreibungsbeginn erkennbar. 

                                                 
578  Vgl. IAS 16.77 (e); IAS 38.124 (a); Küting/Wohlgemuth (2004), S. 12. 
579  Vgl. IAS 16.77 (c); IAS 38.124 (c); Küting/Wohlgemuth (2004), S. 12. 
580  Vgl. IAS 16.70 (d). 
581  Vgl. IAS 16.77 (a); IAS 38.124 (a) (i). 
582  Vgl. IAS 16.34; IAS 38.79. 
583  Vgl. IAS 1.117. 
584  Vgl. IAS 16.73 (b) und (c); IAS 38.118 (a). 
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Die Notwendigkeit, außerplanmäßige Abschreibungen auf Vermögenswerte der 

Erforschungs- und Bewertungsphase vorzunehmen, hängt unmittelbar von in IFRS 

6.20 genannten Indikatoren sowie gegebenenfalls von den zahlungsmittelgenerie-

renden Einheiten ab. Für das Kriterium der Erkennbarkeit wären demzufolge Anga-

ben über die Ermessensausübung der Indikatoren und zur Bildung und Abgrenzung 

der zahlungsmittelgenerierenden Einheiten von großer Bedeutung. Derartige Anga-

ben sind aber weder in IFRS 6 noch in IAS 36 enthalten.585 Somit ist es dem Ab-

schlussleser nicht möglich, die Entscheidungen des Unternehmens zu überprüfen 

und gegebenenfalls den Effekt einer alternativen Einschätzung festzustellen. Für 

außerplanmäßige Abschreibungen innerhalb der Erforschungs- und Bewertungspha-

se liegt demnach keine Erkennbarkeit vor.   

Das im Rahmen der Abgangsbewertung identifizierte Wahlrecht zur Beibehaltung 

der aktivierten Vermögenswerte der Erforschungs- und Bewertungsphase wird an-

gewendet, wenn ein erfolgswirksames Ausbuchen durch Verlassen des Geltungsbe-

reichs von IFRS 6 verhindert werden soll. Aus IFRS 6 lassen sich weder Vorschrif-

ten über das Ende der beiden Phasen noch Angaben, wie dieses durch den Ab-

schlussersteller bestimmt wird, ableiten. Allein die Kennzeichnung sämtlicher Ver-

mögenswerte, Schulden, Aufwendungen und Erträge der beiden Prozessstufen ent-

hält noch keine Information über den Fortschritt der damit verbundenen Aktivitäten. 

Weiterhin kann, sofern nicht die Successful Efforts Methode angewendet wird, nicht 

bestimmt werden, welche der gekennzeichneten Vermögenswerte zu bereits erfolg-

reichen oder erfolglosen Erforschungs- und Bewertungsergebnissen geführt haben. 

Dem Abschlussadressaten ist es aus diesem Grund nicht möglich zu erkennen, wel-

che Vermögenswerte aufgrund der großzügigen Vorschriften des IFRS 6 aktiviert 

werden konnten und welche Vermögenswerte auch den Kriterien des Frameworks

und des IAS 38 standhalten und wie weit damit verbundene Prozessschritte fortge-

schritten sind. 

3.3.1.2. Entwicklungs- und Ausbeutungsphase 

Im Anhang sind alle wesentlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zu er-

läutern, um den Abschlussadressaten entscheidungsnützliche Informationen bereit-

                                                 
585  Vgl. Wohlgemuth (2007), S. 266. 
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zustellen.586 Für die bei der Erstbewertung der Entwicklungsphase in diesem Be-

reich identifizierten abschlusspolitischen Instrumente587 werden jedoch keine spezi-

fischen Angaben gefordert. Die Ausgestaltung des Ermessensspielraums zur Ab-

schreibung erfolglos getätigter Entwicklungsaktivitäten und die Ermessensspielräu-

me bei der Ermittlung der Komponenten und bei der Verteilung der Gesamtkosten 

auf diese sind für den Abschlussleser nicht erkennbar.  

Gleiches gilt für die auf Höhe der Erstbewertung der Ausbeutungsphase identifizier-

ten Instrumente der Abschlusspolitik.588 Nach IAS 16.73 (a) ist zwar die Methode 

zur Ermittlung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten anzugeben, allerdings ist 

keine detaillierte Beschreibung erforderlich. Über die genaue Verfahrensweise zur 

Ermittlung der produktionsbezogenen Gemeinkosten, der Normalkapazität und zur 

Aufteilung der Herstellungskosten von Kuppelprodukten muss nicht berichtet wer-

den. Diese Informationen gehen aus der internen Kostenrechnung hervor und sind 

nicht offenlegungspflichtig. 

Für die im Rahmen der Folgebewertung zur Verfügung stehenden Instrumente,589

die ihrer Art und vom Regelungsbereich her deckungsgleich mit den bereits in den 

vorgelagerten Phasen diskutieren sind, wird auf eine nochmalige Erläuterung hier 

und bei den späteren Beurteilungskriterien verzichtet. Hinsichtlich der Wahlrechte 

und Ermessensausübungen bei der Anwendung des Neubewertungsmodells und der 

planmäßigen Abschreibungen wird auf die Ausführungen des jeweils vorangegan-

genen Kapitels verwiesen.590

Es besteht weiterhin ein Ermessensspielraum bei außerplanmäßigen Abschreibun-

gen. Zunächst ist jährlich zu prüfen, ob ein Anhaltspunkt für eine Wertminderung 

vorliegt. Die Beurteilung darüber ist in der Entwicklungsphase transparenter als auf 

früheren Prozessstufen, weil bereits detaillierte Kenntnisse über Lage und Umfang 

vorhanden, die daraus resultierenden wirtschaftlichen Vorteile gut abschätzbar sind 

und die tatsächliche Notwendigkeit zur Durchführung eines Werthaltigkeitstests 

objektiver beurteilt werden kann. Der erzielbare Betrag von Vermögenswerten der 

Entwicklungsphase wird in der Regel über den Nutzungswert bestimmt. Dabei sind 

                                                 
586  Vgl. IAS 1.117 i.V.m. IAS 1.118. 
587  Vgl. Kapitel C.3.2.3.2. 
588  Vgl. Kapitel C.3.2.3.2. 
589  Vgl. Kapitel C.3.2.3.3. 
590  Vgl. Kapitel C.3.3.1.1. 
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Anhangangaben zu tätigen, die unter anderem eine Beschreibung der vom Manage-

ment getroffenen Angaben inklusive der verwendeten Quellen, den Prognosezeit-

raum zukünftiger Zahlungsströme sowie die zugrunde gelegte Wachstumsrate und 

den Diskontsatz erfordern.591 Durch diese Offenlegung hat der Abschlussleser Ein-

blick in die Entscheidungsfindung des Bilanzierenden. 

3.3.2. Bindung 

3.3.2.1. Erforschungs- und Bewertungsphase 

Die Bindung eines abschlusspolitischen Instruments ist im Zusammenhang mit dem 

Gebot zur stetigen Anwendung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zu 

beurteilen.592 Eine einmal gewählte Ansatzmethode zur Erfassung der Erforschungs- 

und Bewertungsausgaben muss demzufolge stetig angewendet werden. Dies gilt 

ebenso für das Wahlrecht zur Einbeziehung von Gemeinkosten in der Erstbewer-

tung. Auch die Wahl der Neubewertungsmethode als Folgebewertung hat eine hohe 

Bindung, insbesondere weil sie nicht individuell, sondern auf eine gesamte Gruppe 

von Anlagen angewendet werden muss. 

Nicht bindend dagegen sind die weiteren abschlusspolitischen Instrumente. Die 

Zeitwerte neubewerteter Vermögenswerte der Erforschungs- und Bewertungsphase 

sind mangels eines aktiven Marktes über Schätzverfahren zu bestimmen. Diesen 

Verfahren unterliegen zahlreiche unternehmensspezifische Parameter, die durch den 

Bilanzierenden individuell beeinflusst werden können. Neubewertungen sind durch-

zuführen, wenn wesentliche Schwankungen der Zeitwerte festzustellen sind.593 Auf 

eine Konkretisierung des Wesentlichkeitskriteriums wird jedoch verzichtet, so dass 

der sich hier öffnende Interpretationsraum für Abschlusspolitik genutzt werden 

kann. Die Häufigkeit durchzuführender Neubewertungen ist demnach stark ermes-

senbehaftet und nicht bindend. 

Alle im Zuge der planmäßigen Abschreibungen bestehenden abschlusspolitischen 

Instrumente werden für jeden Vermögenswert einzeln ausgeübt. Nutzungsbeginn, 

Nutzungsdauer sowie die Abschreibungsmethode hängen von den spezifischen 

sachverhaltsindividuellen Gegebenheiten im Unternehmen ab. Auch bei außerplan-

                                                 
591  Vgl. IAS 36.134 (d). 
592  Vgl. IAS 8.13. 
593  Vgl. IAS 16.34. 
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mäßigen Abschreibungen ist keine Bindung vorhanden. Neben der Beurteilung der 

Werthaltigkeitsindikatoren gilt dies vor allem auch bei der Bestimmung der Ver-

gleichszeitwerte aufgrund der Vielzahl vom Abschlussersteller zu beeinflussender 

Schätzparameter. 

Die Entscheidung zur Beibehaltung nur nach IFRS 6 aktivierbarer Vermögenswerte 

bei tatsächlicher Beendigung der Erforschungs- und Bewertungsphasen können 

mangels weiterer Regelungen individuell ausgeübt werden. Denkbar wäre z.B. die 

bilanzierten Vermögenswerte eines bereits in der Entwicklungsphase befindlichen 

Projektes ertragswirksam auszubuchen, während die aktivierten Beträge ähnlicher 

Projekte noch weiter aktiviert bleiben. Eine Bindung liegt in diesem Fall nicht vor.  

3.3.2.2. Entwicklungs- und Ausbeutungsphase 

Der Ermessensspielraum zur Abschreibung erfolglos errichteter Entwicklungsein-

richtungen kann nicht beliebig ausgeübt werden. Hier handelt es sich um eine Be-

wertungsmethode, die der Stetigkeit unterliegt. Ebenso sind gleichartige Vermö-

genswerte auch nach gleicher Art und Weise in Komponenten aufzuteilen. Diese 

abschlusspolitischen Instrumente unterliegen deshalb der Bindung. 

Dagegen hängt die Verteilung der Gesamtkosten auf die einzelnen Komponenten 

vom Einzelfall ab, da die infrastrukturellen Einrichtungen der Entwicklungsphase 

äußerst komplex sind und den natürlichen Gegebenheiten angepasst werden müssen. 

Somit schwanken die Gesamtkosten und ihre Verteilung auf die Komponenten stark. 

Bindung entfaltet sich in diesem Fall nicht. 

Die abschlusspolitischen Instrumente der Erstbewertung der Ausbeutungsphase

sind bindend. Hierbei handelt es sich um Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

die in der Folge stetig beizubehalten sind.  

Die Ermessensspielräume bei außerplanmäßigen Abschreibungen sind nicht bin-

dend. IAS 8.13 fordert eine stetige Anwendung der Rechnungslegungsmethoden bei 

ähnlichen Geschäftsvorfällen, Ereignissen und Methoden. Dies gilt zwar zunächst 

bei der Abgrenzung der zahlungsmittelgenerierenden Einheiten, hat aber auf die 

Bestimmung des erzielbaren Betrages nur wenig Einfluss. Dieser unterliegt einer 

Fülle von Stellschrauben und ermessenbehafteten Parametern, die individuell beein-

flusst werden können.  
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3.3.3. Aufschiebbarkeit 

3.3.3.1. Erforschungs- und Bewertungsphase 

Das Wahlrecht, welche Ausgaben in der Bilanz als Sachanlagen oder immaterielle 

Vermögenswerte angesetzt werden oder direkt als Aufwand verrechnet werden, ist 

aufschiebbar, weil IFRS 6.13 eine Änderung der Bilanzierungs- und Bewertungsme-

thoden erlaubt, sofern dadurch Glaubwürdigkeit oder Relevanz der enthaltenen In-

formationen gesteigert werden können. In diesem Fall hat das Unternehmen zusätz-

lich nachzuweisen, dass durch die neue Bilanzierung den Kriterien des IAS 8 mehr 

entsprochen wird, eine vollständige Übereinstimmung mit diesen Kriterien ist aber 

nicht erforderlich.594 Es können somit Wechsel z.B. von der Zero Cost Methode 

oder der Full Cost Methode auf die Successful Efforts Methode vorgenommen wer-

den. Begründet werden kann dies etwa durch eine Erhöhung der Relevanz, weil bei 

der Successful Efforts Methode diejenigen Ausgaben aktiviert werden, die auch ge-

mäß Framework und IAS 16/38 einen Vermögenswert darstellen und dem Ab-

schlussleser eine bessere Einsicht in zukünftige Erfolgschancen eröffnen.595 Glei-

ches gilt analog für das Erstbewertungswahlrecht, sämtliche Gemeinkosten in die 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten einzuberechnen. Auch ist eine Umstellung 

auf eine Rechnungslegungsmethode, die sich mehr an den Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten der IAS 16 und 38 orientiert, möglich.  

Aufschiebbar ist zudem der Entschluss zum Neubewertungsmodell, denn auch laut 

IAS 8.14 können die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden geändert werden, 

wenn dadurch die Darstellung im Abschluss verbessert wird. Ein Wechsel vom An-

schaffungs- oder Herstellungskostenmodell zur Neubewertungsmethode ist möglich, 

weil dann durch die Zeitwertbewertung stille Reserven vermieden werden und die 

Darstellung der Vermögenslage tatsachengemäß erfolgt.596 Den Zeitpunkt der Um-

stellung wird der Bilanzierende dabei bewusst mit Blick auf die abschlusspolitischen 

Ziele wählen. Auch die sich anschließenden Neubewertungen sind gezielt steuer- 

und aufschiebbar. 

Wie die Ausführungen zur Folgebewertung der Erforschungs- und Bewertungsphase 

gezeigt haben, besteht ein Ermessensspielraum bei der Bestimmung des Nutzungs-

                                                 
594  Vgl. IFRS 6.14. 
595  So auch grundsätzlich Richter (2012), S. 96-98. 
596  Vgl. Klöpfer (2006), S. 198. 
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beginns von Vermögenswerten und dem Start planmäßiger Abschreibung. Das Kri-

terium der Aufschiebbarkeit ist erfüllt, weil dieser Gestaltungsspielraum bewusst zur 

Erreichung abschlusspolitischer Ziele genutzt werden kann. Nicht als aufschiebbar 

angesehen werden dagegen die Bestimmung von Nutzungsdauer und Abschrei-

bungsmethode, weil diese unmittelbar in der Periode erstmaliger Abschreibung fest-

gelegt werden müssen.597

Aufgrund der großzügigen Regeln zu außerplanmäßigen Abschreibungen nach IFRS 

6 sind diese faktisch nur dann vorzunehmen, wenn sich ein komplettes Scheitern der 

Erforschungs- und Bewertungsaktivitäten abzeichnet. In allen anderen Fällen liegt 

es im Ermessen des bilanzierenden Unternehmens, einen Werthaltigkeitstest durch-

zuführen, wobei durch die Bildung umfangreicher zahlungsmittelgenerierender Ein-

heiten nicht erfolgreiche Erforschungs- und Bewertungsaktivitäten mit erfolgreichen 

zusammengefasst werden. Somit kann das bilanzierende Unternehmen die Notwen-

digkeit und den Zeitpunkt einer außerplanmäßigen Abschreibung beeinflussen, 

wodurch dieses Instrument als aufschiebbar zu bewerten ist. 

Darüber hinaus impliziert das Wahlrecht zur Beibehaltung der unter IFRS 6 akti-

vierten Vermögenswerte in nachfolgenden Prozessstufen eine Aufschiebbarkeit. 

Mangels Konkretisierung können diese Vermögenswerte nahezu unbegrenzt beibe-

halten oder zum gewünschten Zeitpunkt aufgelöst werden. 

3.3.3.2. Entwicklungs- und Ausbeutungsphase 

Sämtliche Möglichkeiten zur Abschlusspolitik der Erstbewertung in der Entwick-

lungs- und Ausbeutungsphase sind nicht aufschiebbar. Nicht aufschiebbar sind auch 

die bilanzpolitischen Gestaltungsmöglichkeiten bei außerplanmäßigen Abschrei-

bungen, weil der Werthaltigkeitstest mindestens einmal jährlich durchzuführen ist. 

3.3.4. Teilbarkeit 

3.3.4.1. Erforschungs- und Bewertungsphase 

Bei dem Spielraum, welche Ausgaben der Erforschungs- und Bewertungsphase ak-

tiviert werden, stehen dem Abschlussersteller mehrere Methoden zur Wahl, die von 

einer kompletten Aufwandserfassung bis hin zu einer Aktivierung sämtlicher Aus-

                                                 
597  Von untergeordneter Bedeutung wird hier erachtet, dass die Nutzungsdauer und Abschrei-

bungsmethode im begrenzten Umfang in Folgeperioden angepasst werden kann. 
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gaben reichen. Durch die Dosierbarkeit der Wirkung auf den Abschluss ist dieses 

Instrument teilbar. Auch das Wahlrecht zum Einbezug von weiten Teilen der Ge-

meinkosten ist teilbar. Mangels Konkretisierung, welche Gemeinkosten zur Aktivie-

rung erfasst werden, kann der Umfang weiter oder enger abgegrenzt werden. 

Auch das Wahlrecht zur Folgebewertung nach dem Neubewertungsmodell ist teil-

bar, weil dieses nicht auf das gesamte Anlagevermögen angewendet werden muss, 

sondern bei den einzelnen Anlagegruppen unterschiedlich ausgeübt werden kann. Es 

ist somit möglich, etwa technische Anlagen und Maschinen nach dem Neubewer-

tungsmodell fortzuführen, während Grundstück und Gebäude weiterhin nach dem 

Anschaffungskostenmodell bewertet werden. Die Teilbarkeit gewinnt hier umso 

mehr Bedeutung, da nicht abschließend geregelt ist, wie sich eine Anlagengruppe 

zusammensetzt.598 Zusätzlich hängt die Ermittlung der Zeitwerte im Rahmen von 

Neubewertungen von vielen beeinflussbaren Parametern ab, was eine Beeinflussung 

der Ergebnisse durch den Abschlussersteller ermöglicht. Ein aktiver Markt liegt auf 

diesen Prozessphasen regelmäßig nicht vor. Keine Teilbarkeit liegt dagegen beim 

Ermessensspielraum zur Bestimmung der Häufigkeit der durchgeführten Neubewer-

tungen vor, weil es nicht möglich ist, diese Maßnahme auf nur einzelne Vermö-

genswerte zu begrenzen. Vielmehr muss die ganze Gruppe neubewertet werden. 

Für abschlusspolitische Instrumente im Zusammenhang mit planmäßigen Ab-

schreibungen liegt ebenfalls Teilbarkeit vor, weil Nutzungsbeginn, Nutzungsdauer 

und Abschreibungsmethode individuell bestimmt werden können.  

Außerplanmäßige Abschreibungen sind teilbar, weil zum einen Beeinflussungs-

möglichkeiten bei der Einteilung der zahlungsmittelgenerierenden Einheiten und 

zum anderen bei der Bestimmung der Zeitwerte bestehen. Durch geschickte Steue-

rung dieser Größen kann der Wirkungsumfang einer außerplanmäßigen Abschrei-

bung dosiert werden. 

                                                 
598  Vgl. Nach IAS 16.37 versteht man unter einer Gruppe die Zusammenfassung von Vermögens-

werten ähnlicher Art und ähnlicher Verwendung. Die im Weiteren aufgeführten Beispiele geben 
zwar Hinweise auf eine mögliche Abgrenzung, diese ist jedoch unternehmensindividuell anzu-
passen. 
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Teilbar ist zudem das Wahlrecht zur Beibehaltung des Geltungsbereichs von IFRS 6 

für aktiviertes Anlagevermögen, das nicht den üblichen Kriterien für Vermögens-

werte entspricht. Da IFRS 6 keine Regelungen diesbezüglich enthält, ist hier wiede-

rum Ermessen des Abschlusserstellers erforderlich. 

3.3.4.2. Entwicklungs- und Ausbeutungsphase 

Das Wahlrecht, erfolglos errichtete Entwicklungseinrichtungen zu aktivieren oder 

unmittelbar erfolgswirksam in der Gesamtergebnisrechnung zu erfassen, ist nicht 

teilbar, da es sich um eine Grundsatzentscheidung zwischen zwei Alternativen han-

delt. Dagegen kann die Wirkung der Ermessensspielräume beim Komponentenan-

satz dosiert werden. Diese entfaltet sich in den Folgeperioden durch die unterschied-

lichen Abschreibungsverläufe der einzelnen Komponenten. 

Ebenso teilbar sind die Ermessensspielräume der Erstbewertung in der Ausbeu-

tungsphase. Die Ermittlung produktionsbezogener Gemeinkosten kann beeinflusst 

werden. Ähnlich verhält es sich bei der Bestimmung der Normalkapazität. Während 

eine geringe Normalkapazität tendenziell auch die Leerkosten in die Herstellungs-

kosten einbezieht, vermeidet eine hohe Normalkapazität den Ansatz dieser. Weiter-

hin ist der Ermessensspielraum bei der Aufteilung der Herstellungskosten zwischen 

Kuppelprodukten teilbar, weil durch die verschiedenen möglichen Schlüsselgrößen 

Verschiebungen der Herstellungskosten der Kuppelprodukte hervorgerufen werden. 

Darüber hinaus ist auch die Wirkung außerplanmäßiger Abschreibungen in der 

Folgebewertung der Entwicklungsphase teilbar, weil die Ermittlung der Zeitwerte 

von unternehmensindividuell beeinflussbaren Stellgrößen abhängt. 

3.3.5. Beurteilung der Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit 

3.3.5.1. Erforschungs- und Bewertungsphase 

Nachdem die Kriterien Erkennbarkeit, Bindung, Aufschiebbarkeit und Teilbarkeit 

diskutiert wurden, erfolgt an dieser Stelle die Beurteilung der Einschränkung der 

Entscheidungsnützlichkeit durch die identifizierten abschlusspolitischen Instrumen-

te. Basierend auf den Ausprägungen der Beurteilungskriterien stellt sich das Beur-

teilungsergebnis wie folgt dar: 
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Erkenn-
barkeit

Bindung
Aufschieb-

barkeit
Teil-

barkeit
Gesamt-
ergebnis

Entscheidungs-
nützlichkeit

Ermessensspielraum bzgl. kompletter 
Erfassung sämtlicher Ausgaben als 
Aufw and oder Vermögensw ert

1 0 1 1 3
mittel 

eingeschränkt

Ermessensspielraum zum Einbezug 
von Verw altungs- und Gemeinkosten 
in die Anschaffungs- und 
Herstellungskosten

2 0 1 1 4
stark 

eingeschränkt

Wahlrecht zw ischen Modell 
fortgeführter Anschaffungskosten und 
Neubew ertungsmodell

1 1 1 1 4
stark 

eingeschränkt

Ermessenspielraum bei der Ermittlung 
der Zeitw erte im Zuge der 
Neubew ertungen

2 1 1 1 5
stark 

eingeschränkt

Ermessensspielraum bei der Häufigkeit 
durchgeführter Neubew ertungen

1 1 1 0 3
mittel 

eingeschränkt

Ermessensspielraum bei der 
Bestimmung des Nutzungsbeginns

2 1 1 1 5
stark 

eingeschränkt
Ermessensspielraum bei der 
Bestimmung der Nutzungsdauer

1 1 0 1 3
mittel 

eingeschränkt
Ermessensspielraum bzgl. der 
Abschreibungsmethode

1 1 0 1 3
mittel 

eingeschränkt
Ermessensspielraum bzgl. 
außerplanmäßiger 
Abschreibungen/Wertminderungen

2 1 1 1 5
stark 

eingeschränkt

Ermessensspielraum zur Beibehaltung 
aller aktivierten Vermögensw erte des 
Geltungsbereichs von IFRS 6 auch in 
nachgelagerten Phasen

2 1 1 1 5
stark 

eingeschränkt

Abschlusspolitisches Instrument
Beurteilungspunkte Beurteilungsergebnis

1: Wirkungsrichtung erkennbar/ nicht bindend/ aufschiebbar/ teilbar

2: nicht erkennbar

0: bindend/ nicht aufschiebbar/ nicht teilbar

Erforschungs- und Bewertungsphase - Ansatz

Erforschungs- und Bewertungsphase - Erstbewertung

Erforschungs- und Bewertungsphase - Folgebewertung

Erforschungs- und Bewertungsphase - Abgangsbewertung

Abbildung 10:  Erforschungs- und Bewertungsphase - Beurteilungsergebnis-
se599

Die Auswertung der abschlusspolitischen Instrumente der Erforschungs- und Be-

wertungsphase ergibt unterschiedliche Bewertungsergebnisse. Mittel eingeschränkt

wird die Entscheidungsnützlichkeit durch den Ermessensspielraum beim Ansatz, 

welcher eine komplette Erfassung der Erforschungs- und Bewertungsausgaben als 

Aufwand oder aktivierbarer Vermögenswerte zulässt. Zu einer schlechteren Beurtei-

lung dieses Instruments kommt es insbesondere deshalb nicht, weil die Ansatzme-

thode  im  Anhang  zu  erläutern  ist  sowie  in  der Regel stetig  angewendet werden  

  

                                                 
599  Eigene Darstellung. 
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muss.600 Zu einer mittleren Einschränkung kommt es auch bei den Instrumenten im 

Zuge der Folgebewertung zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder nach dem 

Neubewertungsmodell und bei den planmäßigen Abschreibungen.  

Die weiteren abschlusspolitischen Instrumente führen zu einer starken Einschrän-

kung der Entscheidungsnützlichkeit. Sie sind zum einen für den Abschlussleser 

nicht erkennbar und zum anderen eröffnen sich starke Gestaltungsmöglichkeiten 

durch mangelnde Bindung oder gegebene Aufschiebbar- und Teilbarkeit. Besonders 

schädlich als abschlusspolitisches Instrument sind der Ermessensspielraum bei der 

Bestimmung des Nutzungsbeginns sowie der Ermessensspielraum zu außerplanmä-

ßigen Abschreibungen und zur Beibehaltung aller unter IFRS 6 aktivierten Vermö-

genswerte bei Verlassen seines Geltungsbereichs. Diese Instrumente sind nicht er-

kennbar für Abschlussadressaten. Dagegen ist der Ermessensspielraum bezüglich 

des Einbezugs von Verwaltungs- und Gemeinkosten in die Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten zumindest bindend.  

                                                 
600  Eine Änderung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ist nach IFRS 6.13 dann möglich, 

wenn dadurch Glaubwürdigkeit oder Relevanz der enthaltenen Informationen gesteigert werden 
kann. 
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3.3.5.2. Entwicklungs- und Ausbeutungsphase 

Die Beurteilungsergebnisse ergeben sich wie folgt: 

Erkenn-
barkeit

Bindung
Aufschieb-

barkeit
Teil-

barkeit
Gesamt-
ergebnis

Entscheidungs-
nützlichkeit

Ermessensspielraum bzgl. der 
Abschreibung erfolglos errichteter 
Entw icklungseinrichtungen

2 0 0 0 2
mittel 

eingeschränkt

Ermessensspielraum bei der 
Unterteilung eines komplexen 
Vermögensw ertes in Komponenten

2 0 0 1 3
mittel 

eingeschränkt

Ermessenspielraum bei der Verteilung 
der Gesamtkosten auf die einzelnen 
Komponenten

2 1 0 1 4
stark 

eingeschränkt

Ermessensspielraum bei der Ermittlung 
produktionsbezogener Gemeinkosten

2 0 0 1 3
mittel 

eingeschränkt
Ermessensspielraum bei der Ermittlung 
der Normalkapazität

2 0 0 1 3
mittel 

eingeschränkt
Ermessensspielraum bei der Aufteilung 
der Herstellungskosten von 
Kuppelprodukten

2 0 0 1 3
mittel 

eingeschränkt

Echtes Wahlrecht zw ischen Modell 
fortgeführter Anschaffungs- und 
Herstellungskosten und 
Neubew ertungsmodell

1 1 1 1 4
stark 

eingeschränkt

Ermessenspielraum bei der Ermittlung 
der Zeitw erte im Zuge der 
Neubew ertungen

2 1 1 1 5
stark 

eingeschränkt

Ermessensspielraum bei der Häufigkeit 
durchgeführter Neubew ertungen

1 1 1 0 3
mittel 

eingeschränkt

Ermessensspielraum zu 
außerplanmäßigen 
Abschreibungen/Wertminderungen

1 1 0 1 3
mittel 

eingeschränkt

Ermessensspielraum bei der 
Bestimmung der Nutzungsdauer

1 1 0 1 3
mittel 

eingeschränkt
Ermessensspielraum bzgl. der 
Abschreibungsmethode

1 1 0 1 3
mittel 

eingeschränkt

Entwicklungsphase - Erstbewertung

Ausbeutungsphase - Erstbewertung

Abschlusspolitisches Instrument
Beurteilungspunkte Beurteilungsergebnis

0: bindend/ nicht aufschiebbar/ nicht teilbar

1: Wirkungsrichtung erkennbar/ nicht bindend/ aufschiebbar/ teilbar

2: nicht erkennbar

Entwicklungsphase - Folgebewertung

Ausbeutungsphase - Folgebewertung

Abbildung 11:  Entwicklungs- und Ausbeutungsphase - Beurteilungsergebnis-
se601

Es stellen sich unterschiedliche Beurteilungsergebnisse für die einzelnen abschluss-

politischen Instrumente ein. Trotz der Nichterkennbarkeit führt die Beurteilung der 

meisten Instrumente der Erstbewertung sowohl in der Entwicklungs- als auch in der 

Ausbeutungsphase  zu  einer mittleren  Einschränkung der Entscheidungsnützlich- 

  

                                                 
601  Eigene Darstellung. 
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keit. Dieses Ergebnis hängt mit der Flexibilität dieser Instrumente, ausgedrückt 

durch die Kriterien Bindung, Aufschiebbarkeit und Teilbarkeit, zusammen.  

Stark eingeschränkt wird die Entscheidungsnützlichkeit durch den Ermessens-

spielraum bei der Ermittlung der einzelnen Komponenten eines Vermögenswertes 

im Rahmen der Erstbewertung der Entwicklungsphase sowie analog zu den vorgela-

gerten Phasen das Wahlrecht zwischen fortgeführten Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten und der Neubewertungsmethode sowie der Ermessensspielraum bei der 

Ermittlung von Zeitwerten im Rahmen der Neubewertungsmethode. 

Aufbauend auf den Erkenntnissen zu den abschlusspolitischen Potentialen bei der 

Bilanzierung von Extractive Activities wird im Folgenden deren Ausgestaltung bei 

ausgewählten Unternehmen ausgewertet und im Anschluss ein alle Prozessphasen 

umfassender Bilanzierungsvorschlag aus Sicht entscheidungsnützlicher Informatio-

nen ausgearbeitet. Berücksichtigt werden dabei auch die im Jahre 2010 durch das 

IASB veröffentlichten Änderungsvorschläge des Diskussionspapiers „Extractive 

Activities“.  
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4. Energieerzeugungsspezifische Rückstellungen 

4.1. Überblick und Grundlagen energieerzeugungsspezifischer Rückstel-
lungen 

Die Frage nachhaltiger Ressourcennutzung und Umweltverträglichkeit stellt sich 

nicht erst seit dem Formieren der Umweltbewegungen in den 1970er Jahren. Bereits 

im 18. Jahrhundert beschäftigte die Verknappung von Holz und die fortschreitende 

Entwaldung ehemals baumreicher Waldgegenden ganz Europa.602 Als Folge daraus 

mussten sich die Forstämter als Lieferanten des Rohstoffes Holz auf die neue Situa-

tion ökologisch wie auch ökonomisch einstellen. Auch heute ist das Bereitstellen 

von Rohstoffen und Energie mit weitreichenden Eingriffen in die Umwelt verbun-

den. Aus diesem Grund sieht sich die Energiewirtschaft besonderer Verpflichtungen 

ausgesetzt, die sich vor allem auf der Wertschöpfungsstufe Erzeugung aus umwelt-

spezifischen Fragestellungen ergeben. Diese Verpflichtungen werden bilanziell re-

gelmäßig über Rückstellungen abgebildet und sind in den Vorschriften des IAS 37

geregelt. Dieser Standard befindet sich derzeit in einer grundlegenden Überarbei-

tungsphase durch das IASB. Diesbezüglich wurde bereits im Jahre 2005 ein neuer 

Standardentwurf entwickelt,603 der in der Folgezeit nochmals überarbeitet und in 

2010 durch den neuen Standardentwurf „Measurement of Liabilities in IAS 37“ er-

setzt wurde.604 Die sich daraus ergebenden Änderungen werden an dieser Stelle 

noch nicht berücksichtigt, sondern fließen erst bei der Erarbeitung eines alternativen 

Bilanzierungskonzeptes ein.605

Die auf der Wertschöpfungsstufe Erzeugung anfallenden umweltspezifischen Bi-

lanzierungssachverhalte werden gemäß betriebswirtschaftlichen Kriterien anhand 

der zeitlichen Entstehung der Umweltschädigung zwischen Alt- und Neulasten un-

terschieden.606 Das maßgebliche Abgrenzungskriterium ist, ob Umweltschäden aus 

                                                 
602  Vgl. grundlegend Radkau (1983), S. 513-543. 
603  Vgl. IASB (2005), ED IAS 37. 
604  Vgl. IASB (2010a), ED/2010/1. Für eine Vorstellung und Zusammenfassung der geplanten 

Änderungen vgl. Fischer (2010), S. 53-55. 
605  Vgl. Kapitel E.4. 
606  Neben der für diese Arbeit maßgeblichen Gliederung anhand der zeitlichen Entstehung der 

Umweltschädigung bestehen auch weitere Gliederungsvarianten, wie entsprechend der Rechts-
grundlage oder entsprechend dem wirtschaftlichen und rechtlichen Entstehen. Vgl. dazu Schr-
impf-Dörges (2007), S. 17–25. 
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der Vergangenheit stammen oder eine gegenwärtige Verursachung vorliegt, durch 

die eine Umweltbelastung in der Zukunft vermieden werden soll.607

Altlasten beschreiben Verunreinigungen durch alte Lagerstätten, aufgrund früherer 

Produktion oder durch ehemalige Ausbeutung von Rohstoffen auf kontaminierten 

Grundstücken oder Gebäuden, die eine Gefahr für den Einzelnen oder die Allge-

meinheit darstellen.608 Sie wurden durch die unternehmerische Tätigkeit in der Ver-

gangenheit hervorgerufen.609

Im Gegensatz dazu beschreiben Neulasten Umweltschädigungen der Gegenwart 

oder zu erwartende in der Zukunft liegende Beeinträchtigungen.610 Sie zeichnen sich 

insbesondere dadurch aus, dass die zur Umweltschädigung führende Nutzung noch 

andauert.611 Als energieerzeugungsspezifische und zu Rückstellungen führende 

Neulasten kommen folgende Sachverhalte in Frage: 

• Einlösung von Emissionsrechten (z.B. bei der Stromproduktion im Kohle- 

oder Gaskraftwerk)612

• Rekultivierungs-, Stilllegungs- und Wiederherstellungsverpflichtungen (z.B. 

im Bergbau oder beim Rückbau von Energiegewinnungsanlagen) 

• Entsorgung von Produktionsabfällen (z.B. abgebrannte Kernbrennelemente 

oder Kohleschlacke) 

• Sonstige Umweltschutzmaßnahmen (z.B. Nachrüsten von Filteranlagen) 

Energieerzeugungsspezifische Bilanzierungssachverhalte

Ursache Umweltschädigungen 

Entstehungszeitpunkt Vergangenheit Gegenwart und Zukunft 

Kategorisierung Altlasten Neulasten

Abbildung 12:  Kategorisierung energieerzeugungsspezifischer Bilanzierungs-
sachverhalte613

Im Folgenden werden die Bilanzierung, sich daraus ergebende abschlusspolitische 

Gestaltungsmöglichkeiten sowie die damit verbundene Wirkung auf zentrale Ab-

schlussgrößen untersucht. 

                                                 
607  Vgl. Köster (1994), S. 207. 
608  Definition an § 2 Abs. 5 BBodSchG angelehnt. 
609  Vgl. Bartels (1992), S. 32.  
610  Vgl. Kupsch (1992), S. 2320. 
611  Vgl. Bartels (1992). S. 32. 
612  Die Rückstellungsbilanzierung bei Emissionsrechten wird an dieser Stelle nicht mehr weiter 

beachtet und dazu auf die Ausführungen des Kapitels C.2.2.5. verwiesen. 
613  Eigene Darstellung. 
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4.2. Untersuchung des abschlusspolitischen Gestaltungsrahmens und der 
Wirkung auf zentrale Abschlussgrößen 

4.2.1. Ansatz und Ausweis 

Ein Ansatz energieerzeugungsspezifischer Sachverhalte als Rückstellung im Sinne 

von IAS 37 ist verpflichtend, wenn den abstrakten und konkreten Kriterien entspro-

chen wird. Nach der Definition des IAS 37.10 ist eine Rückstellung eine Schuld, die 

bezüglich Fälligkeit oder Höhe ungewiss ist. Weiterhin müssen folgende Prinzipien 

kumulativ erfüllt sein:614

• Außenverpflichtungs- und Vergangenheitsprinzip 

• Vermögenslast- und Wahrscheinlichkeitsprinzip 

• Prinzip der verlässlichen Schätzung 

Sofern der Ansatz einer Rückstellung an einem der genannten Passivierungskriterien 

scheitert, ist zu prüfen, ob eine Eventualverbindlichkeit vorliegt, welche nur im An-

hang zu erläutern ist.615 In den folgenden Ausführungen werden die abschlusspoliti-

schen Möglichkeiten auf Höhe des Bilanzansatzes dargestellt, welche sich aus dem 

Außenverpflichtungs-, Vergangenheits- und Wahrscheinlichkeitsprinzip erge-

ben. Das Vermögenslastprinzip, welches einen Abfluss von Ressourcen mit wirt-

schaftlichem Nutzen voraussetzt, wird bei den in dieser Arbeit typisierten Rückstel-

lungen als erfüllt angesehen; ebenso das Prinzip der verlässlichen Schätzung. Ei-

ne Erörterung der Abschlusspolitik im Zuge der Rückstellungsbewertung wird in 

den anschließenden Kapiteln behandelt.616

Außenverpflichtungen im Sinne des IAS 37.14 beruhen auf gegenwärtigen rechtli-

chen oder faktischen Verpflichtungen. Maßgeblich für die Rückstellungsbildung ist, 

dass sich das Unternehmen einer entstanden Verpflichtung nicht entziehen kann 

(Unentziehbarkeitstheorem).617  

Rechtliche Verpflichtungen ergeben sich überwiegend aus öffentlich rechtlichen 

Umweltschutzvorschriften oder zu einem geringeren Teil aus zivilrechtlichen Geset-

                                                 
614  Vgl. IAS 37.14; Wulf (2012), S. 79. 
615  Zu Eventualverbindlichkeiten vgl. IAS 37.19 i.v.M. IAS 37.86; vgl. grundlegend dazu auch 

Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn (2011), S. 430f. 
616  Vgl. Kapitel C.4.2.2. 
617  Vgl. Petersen/Bansbach/Dornbach (2012), S. 266; Wulf (2012), S. 80. Dies wird auch als Un-

entziehbarkeitstheorem bezeichnet. 
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zen oder Verträgen.618 Als Beispiele für öffentlich rechtliche Vorschriften seien an 

dieser Stelle das Bundesberggesetz, das Atomgesetz und das Bundesbodenschutzge-

setz genannt. Beim Fehlen von speziellen Gesetzen des öffentlichen Rechts kann auf 

das allgemeine Polizei- oder Ordnungsrecht zurückgegriffen werden, das auch bei 

Umweltschutzsachverhalten greift.619 Aufgrundlage des Polizei- und Ordnungsrech-

tes können die Ordnungsbehörden Beseitigungsmaßnahmen veranlassen, um Gefah-

ren für die öffentliche Ordnung und Ruhe entgegenzuwirken.620 Durch Erlass eines 

Sanierungsverwaltungsaktes kann ein Unternehmen z.B. zur Altlastensanierung oder 

einer Umweltschutzmaßnahme gezwungen werden.621  

Zivilrechtliche Verpflichtungen zu Umweltschutzmaßnahmen können sich aus 

vertraglichen Vereinbarungen oder aus dem Privatrecht ergeben,622 wobei nicht der 

eigentliche Umweltschutz im Vordergrund steht, sondern der Ausgleich privater 

Interessen.623 Als Beispiel kann hier die Verpflichtung eines Energieversorgungsun-

ternehmens gegenüber unmittelbaren Nachbarn eines Kraftwerkes zur Lieferung 

verbilligten Stroms zum Ausgleich von Beeinträchtigungen durch den Kraftwerks-

betrieb genannt werden. 

Die Passivierungskriterien sind bei vielen Neulasten, wie Entfernungs- und Rekul-

tivierungs- oder Entsorgungsmaßnahmen, in der Regel erfüllt, weil nicht entziehbare 

Verpflichtungen aus den bereits bestehenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

sofort durch Nutzungsbeginn bzw. anteilig im Zuge der Produktion entstehen.624

Auch das Wahrscheinlichkeitskriterium ist als erfüllt anzusehen. Neulasten werden 

auch durch geänderte Vorschriften hervorgerufen. Dies betrifft insbesondere um-

weltspezifische Nachrüstungsverpflichtungen. Zukünftige verpflichtende Ereignisse 

sind jedoch vom Ansatz ausgeschlossen.625 Eine behördliche Auflage zum Nachrüs-

ten von Filteranlagen o. ä. kann etwa durch Außerbetriebnahme oder Verkauf der 

Anlage, in der der Einbau vorgenommen werden müsste, umgangen werden, 

                                                 
618  Neben der rein zahlenmäßigen Überlegenheit kommt den öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

auch eine größere Bedeutsamkeit zu. Vgl. Schrimpf-Dörges (2007), S. 17; Depken, (1999), S. 
23; Köster (1994), S. 236; Bartels (1992), S. 84. 

619  Vgl. ähnlich Hoffmann (2012a), § 21 Tz. 73; Hoffmann (2008), S. 350; Philipps (1995), S. 105. 
620  Vgl. Köster (1994), S. 236ff. 
621  Vgl. Schmidt/Roth (2004), S. 554. 
622  Vgl. Köster (1994), S. 229. 
623  Vgl. Depken (1999), S. 20; Bartels (1992), S. 64.
624  Vgl. ähnlich Hoffmann (2012a), § 21 Tz. 80. 
625  Vgl. Kußmaul/Niehren (2009), S. 197. Ausgenommen hiervon sind Restrukturierungsaufwen-

dungen, die nicht Bestandteil dieser Arbeit sind. 



122 

wodurch die Passivierungskriterien nicht erfüllt werden und keine Rückstellung 

gebildet werden darf.626 Abschlusspolitische Potentiale liegen somit bei Neulasten 

aus öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen nicht vor. 

Zivilrechtliche Verpflichtungen sind in der Regel durch einzelvertragliche Vor-

schriften gekennzeichnet, wodurch die Passivierungskriterien erfüllt werden und es 

zum Rückstellungsansatz kommt.  

Bei Altlasten627 dagegen kommt es trotz Bestehen einer gesetzlichen Vorschrift zur 

Beseitigung und trotz des erfüllten Vergangenheitsprinzips dem Wahrscheinlich-

keitsprinzip eine größere Bedeutung zu. In diesen Fällen ist insbesondere fraglich, 

ob die bestehende Verpflichtung auch hinreichend konkret ist, um einen Rückstel-

lungsansatz zu rechtfertigen.628 Eine Passivierung der Verpflichtung ist nur bei einer 

Mindesteintrittswahrscheinlichkeit von mehr als 50% vorgeschrieben;629 bei Wahr-

scheinlichkeiten bis 50% wird lediglich eine Anhangangabe ausgelöst und bei 

Wahrscheinlichkeiten unter 10% wird von einer Aufnahme in den Abschluss gänz-

lich abgesehen.630 Unkritisch zu bestimmen ist das Kriterium überwiegender Wahr-

scheinlichkeit, sofern bereits weitere behördliche Anordnungen, wie ein Sanie-

rungsverwaltungsakt, vorliegen, da die Umweltschutzverpflichtung dann hinrei-

chend konkret ist.631 Beim Fehlen solcher spezieller behördlicher Anordnungen liegt 

die Einschätzung über die Eintrittswahrscheinlichkeit und somit über die Passivie-

rung weitestgehend im Ermessen des Abschlusserstellers.632 Entsprechend der ab-

                                                 
626  Vgl. Schrimpf-Dörges (2007), S. 275f. Darüber hinaus ist anzumerken, dass z.B. die angespro-

chenen Filteranlagen nach IAS 16.11 aktivierbar sind. Durch sie wird zwar nicht direkt ein zu-
künftiger wirtschaftlicher Nutzen generiert, aber indirekt sind sie von grundsätzlicher Notwen-
digkeit für die Gewinnung ökonomischer Vorteile durch andere Vermögenswerte (IAS 16.11). 
Hier liegt der Gedanke zu Grunde, dass ohne die nachzurüstenden Umweltschutzgegenstände 
der weitere Betrieb der Produktionsanlage untersagt wird. Somit sind sie als Grundlage für die 
weitere Produktion und der damit verbundenen ökonomischen Nutzengewinnung zu sehen. 

627  Anstelle einer Rückstellungsbilanzierung käme auch eine Erfassung der Altlasten als außer-
planmäßige Abschreibung auf dem betroffenen Vermögenswert in Betracht. Dieses Vorgehen 
wird aber aufgrund des Einzelbewertungsgrundsatzes und mit der Vorrangigkeit des Realisati-
onsprinzips vor dem Imparitätsprinzip in der Literatur einhellig abgelehnt und wird deshalb in 
dieser Arbeit nicht mehr weiterverfolgt. Vgl. Hoffmann (2012a), § 21 Tz. 74; Marx/Köhlmann 
(2005), S. 693f.; Bartels (1992a), S. 74; Herzig (1991), S. 618. 

628  Vgl. Schmidt/Roth (2004), S. 555.  
629  Vgl. IAS 37.23; Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn (2011), S. 429; Kußmaul/Niehren (2009), S. 

197. 
630  Vgl. Bieg/Hossfeld/Kussmaul/Waschbusch (2006), S. 255; Kümpel (2005a), S. 269. 
631  Vgl. Schmidt/Roth (2004), S. 554. 
632  Als Interpretationshilfe könnte hier allenfalls noch die BFH Rechtsprechung herangezogen 

werden. Demnach ist eine hinreichende Konkretisierung gegeben, wenn das Unternehmen 
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schlusspolitischen Ziele kann demnach über die Eintrittswahrscheinlichkeit der 

Rückstellungsansatz beeinflusst werden.  

Neben rechtlichen Verpflichtungen können zur Beseitigung von Alt- und Neulasten 

auch faktische Verpflichtungen führen. Es ist zu prüfen, ob eine derartige Ver-

pflichtung vorliegt, wenn Umweltschutzverpflichtungen gegenüber dem Unterneh-

men selbst als Innenverpflichtung bestehen, die Öffentlichkeit ein Unternehmen 

drängt, eine rechtlich nicht erzwingbare Umweltschutzmaßnahme durchzuführen, 

weil es sonst mit erheblichen wirtschaftlichen Einbußen rechnen muss oder wenn 

ein Unternehmen öffentlich kommuniziert, eine bestimmte Umweltschutzmaßnahme 

durchzuführen. Reine Innenverpflichtungen sind nach IFRS nicht passivierungs-

fähig633 und auch von außen erzeugter Druck auf ein Unternehmen führt nicht 

zur Passivierung einer Rückstellung, da vom Unternehmen selbst keine Erwartun-

gen bei Dritten bezüglich der Durchführung der Umweltschutzmaßnahme geweckt 

wurden.634 Dies ist insbesondere der Fall, wenn das Unternehmen nicht bereit ist, 

die geforderten Umweltschutzmaßnahmen durchzuführen und sein umweltschädi-

gendes Handeln nicht gegen Gesetze verstößt. Dabei ist es unerheblich, ob es durch 

Boykott oder ähnliche Maßnahmen der Öffentlichkeit zu wirtschaftlichen Einbußen 

in der Zukunft kommt.635  

Eine rückstellungsbegründende faktische Verpflichtung liegt gemäß IAS 37.10 

vor, wenn durch das bisherige Geschäftsgebaren oder durch angekündigte Maßnah-

men die Übernahme einer Verpflichtung angedeutet und diesbezüglich gerechtfer-

tigte Erwartungen bei Dritten geweckt wurden, denen sich das Unternehmen 

nicht mehr entziehen kann.636 In diesem Fall wird dem Abschlussersteller Raum 

zur Bilanzpolitik eröffnet. Veröffentlicht ein Unternehmen, eine bestimmte Umwelt-

schutzmaßnahme durchzuführen, ergibt sich daraus eine rückstellungsfähige fakti-

sche Verpflichtung.637 Die bewusste Wahl des Ankündigungszeitpunkts ermöglicht 

                                                                                                                                         

ernsthaft mit der Inanspruchnahme rechnen kann. Dies ist nur dann der Fall, wenn die zuständi-
ge Behörde Kenntnis über die Altlasten hat. Vgl. BFH-Urteil vom 19.10.1993 VIII R 14/92, 
BStBl. II 1993, S. 891; Schmidt/Roth (2004), S. 555. 

633  Vgl. u.a. Hoffmann (2012a), § 21 Tz 25f.; Bieg/Hossfeld/Kussmaul/Waschbusch (2006), S. 
255; Reinhart (1998), S. 2515.  

634  Vgl. ähnlich Marx/Köhlmann (2005), S. 695; Förschle/Kroner/Heddäus (1999), S. 45. 
635  Vgl. Kaiser (2008), S. 63f. 
636  Vgl. IAS 37.17. 
637  Dies gilt sowohl für Alt- als auch für Neulasten.
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es, die Bildung einer Rückstellung und somit das Periodenergebnis zu beeinflus-

sen.638 Wird eine bereits angekündigte und passivierte Umweltschutzmaßnahme 

widerrufen, entfällt der Rückstellungsgrund und die Rückstellung ist ertragswirksam 

aufzulösen.639 Dadurch wird die Grenze zur nach IAS 37 eigentlich nicht gestatteten 

Aufwandrückstellung verwischt.640 Unternehmen können aus wirtschaftlichen, nicht 

jedoch aus rechtlichen Gründen zu Umweltschutzmaßnahmen gezwungen sein. 

Trotz Fehlen einer wirklichen Außenverpflichtung wird dem bilanzierenden Unter-

nehmen ermöglicht, durch Veröffentlichung der geplanten Maßnahme eine faktische 

Verpflichtung herbeizuführen. Dies gilt ebenso, wenn Unternehmen Umwelt-

schutzmaßnahmen über die behördlichen Anweisungen hinaus durchführen wollen.

Ein überhöhter Rückstellungsansatz fördert in diesem Zusammenhang durch die 

Aufwandsbildung im Zugangsjahr eine konservative Abschlusspolitik. Ebenso wird 

die Bildung stiller Reserven ermöglicht Die Wirkung im Abschluss äußert sich 

durch höhere Schulden, einem niedrigeren Eigenkapital sowie einem durch höheren 

Aufwand bedingten niedrigeren Jahresergebnis. 

Der Ausweis von Rückstellungen in der Bilanz hat innerhalb der Schulden zu erfol-

gen und ist nach Fristigkeit zu trennen. Die entsprechende Gegenbuchung ist je nach 

Rückstellungsart differenziert zu betrachten. Bei Vorliegen eines Aufwandes ist die 

korrespondierende Position der Gesamtergebnisrechnung betroffen oder, sofern 

Rückstellungen in die Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines Vermögenswer-

tes einbezogen werden, das Anlagevermögen. Wesentliche abschlusspolitische In-

strumente liegen im Ausweis nicht vor.  

                                                 
638  Vgl. Rüdinger, Andreas (2004), S. 57; Schmidbauer (2000), S. 1133. 
639  Vgl. Schildbach (2002), S. 794. 
640  Vgl. Lüdenbach/Hoffmann (2005), S. 2345f.; Schildbach (2002), S. 794. 
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4.2.2. Erstbewertung 

Im Rahmen der Erstbewertung muss zunächst geklärt werden, welche Systematik

bei der Erfassung der Gegenbuchung zur Rückstellung anzuwenden ist. 

Bei Altlasten kommt für die Gegenbuchung nur eine sofortige aufwandswirksame 

Erfassung in Betracht. Dagegen werden Neulasten aus Rekultivierungs-, Wieder-

herstellungs- und Stilllegungsverpflichtungen für errichtete Sachanlagen grundsätz-

lich ergebnisneutral in den Anschaffungs- oder Herstellungskosten berücksich-

tigt.641 Dies erfolgt z.B. bei Produktionsanlagen als Vollrückstellung bei Nutzungs-

beginn, evtl. auch unabhängig vom Nutzungsbeginn, weil etwa Kraftwerke losgelöst 

von der Inbetriebnahme nach Ablauf der Betriebskonzessionen rückgebaut werden 

müssen.642 Der Aufwand entsteht dann periodisiert über die Nutzungsdauer durch 

höhere planmäßige Abschreibungen.643 Bei Rekultivierungsverpflichtungen, die erst 

im Zuge der Produktion nach und nach entstehen, erfolgt die Rückstellungsbilanzie-

rung auch nach IFRS ratierlich. Rekultivierungsverpflichtungen an Grundstücken 

(z.B. im Bergbau) werden sofort aufwandswirksam ratierlich angesammelt.644 Die 

Ansammlungsmethode ist dabei unabhängig von der Gegenbuchung entsprechend 

dem tatsächlichen Anfall von Rekultivierungsbelastungen auszugestalten.645 Hier 

bleibt jedoch offen, welche Methode dies konkret am besten darstellt und muss 

durch den Bilanzierenden im Einzelfall ermittelt werden. Denkbar wären neben der 

linearen Methode auch ratierliche Rückstellungszuführungen, gemessen an der Aus-

beute an Rohstoffen. Dabei wird aber außer Acht gelassen, dass die abgebaute Men-

ge nicht unmittelbar mit dem Umfang vorzunehmender Rekultivierungen korres-

pondieren muss. An leicht zugänglichen Stellen mit reichhaltigem Rohstoffvor-

kommen genügt ein vergleichsweise geringer bergbaulicher Eingriff, während bei 

schwer zugänglichen Stellen mit geringem Rohstoffvorkommen intensivere Ab-

baumaßnahmen nötig sind. Gleiches gilt auch, wenn der Eingriff in ökologisch sen-

sibleren Gebieten teurere Rekultivierungsmaßnahmen erfordert als in anderen Ge-

bieten. Der damit verbundene Interpretationsraum kann für Abschlusspolitik genutzt 

                                                 
641  Vgl. IAS 16.6 (c). Vgl. u.a. Wulf (2010), S. 342; Kümpel (2007); S. 6; Zülch/Willms (2005a), 

S. 1179f.; Marx/Köhlmann (2005), S. 699.  
642  Vgl. Hoffmann (2012a), § 21 Tz. 85. 
643  Vgl. Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn (2011), S. 438. 
644  Vgl. sinngemäß Hoffmann (2012a), § 21 Tz. 85. 
645  Abgeleitet aus IAS 1.15. Der Abschluss hat ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild zu vermitteln.  



126 

werden. Je nach Zielsetzung wird der Abschlussersteller bei konservativer Bilanzpo-

litik eine Methode anwenden, die möglichst schnell zu großen Aufwendungen und 

zu hohen Rückstellungen führt, während bei progressiver Bilanzpolitik eine Metho-

de bevorzugt wird, die den anfallenden Aufwand und die Rückstellungshöhe mög-

lichst weit in Folgeperioden verlagert. 

Analog zu oben sind Entsorgungsverpflichtungen von Produktionsabfällen in die 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten der produzierten Vorräte (fertige bzw. un-

fertige Erzeugnisse) einzubeziehen, weil die Verpflichtung erst durch die Produktion 

neuer Vermögenswerte entsteht.646 Bei der Stromproduktion wirft diese Regelung 

jedoch Probleme auf, da Strom nicht lagerfähig ist und hier gerade keine fertigen 

oder unfertigen Erzeugnisse entstehen.647 Denkbar ist hier ein Einbezug der Produk-

tionsabfälle von Strom (Abbrand von Kernbrennelementen, Kohleschlacke, etc.) in 

die ebenfalls unter den Vorräten ausgewiesenen abfallverursachenden Brennstoffe 

(Kernbrennelemente, Kohle).648 Die Erfolgswirksamkeit wird dann durch einen in 

der Folge höheren Aufwand aus dem Brennmitteleinsatz sichergestellt. Im Gegen-

satz dazu wird auch eine sofortige Aufwandserfassung ohne vorherige Aktivierung 

unter den Vorräten als zulässig erachtet,649 so dass an dieser Stelle ein Ermessens-

spielraum vorliegt. Bei progressiver Abschlusspolitik wird der Bilanzierende einer 

Aktivierung der Rückstellungsbeträge für die Produktionsabfälle in den Vorräten 

den Vorrang einräumen, weil dadurch zum einen der Aufwand nicht sofort, sondern 

sukzessive nachgelagert entsteht und sich zum anderen auch ein höheres bilanzielles 

Vermögen einstellt. Darüber hinaus ist auch bei Entsorgungsrückstellungen für Pro-

duktionsabfälle grundsätzlich von einer ratierlichen Ansammlung auszugehen, weil 

die Verpflichtungen erst im Zeitablauf der Produktion entstehen. Die Problematik 

bei der Festlegung einer der tatsächlichen Verpflichtungsentstehung gerechten An-

sammlungsmethode und die damit verbundene Abschlusspolitik werden analog zu 

der oben beschriebenen Ansammlungsrückstellung bei Rekultivierungen erachtet. 

Auch hier ist das Ermessen des Bilanzierenden gefordert. Darüber hinaus ist aber 

bei der Stromproduktion zu beachten, dass wesentliche Entsorgungskosten weitest-

                                                 
646  Vgl. IAS 16.18 i.V.m. IAS 2.12-2.14; Wulf (2010), S. 342; Zülch/Willms (2005a), S. 1180. 
647  Vgl. Köhlmann (2008), S. 108. 
648  Vgl. Wulf (2010), S. 342; Köhlmann (2008), S. 108. 
649  Nach IAS 2 lässt sich nicht direkt eine Aktivierung von Entsorgungskosten mit den Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen ableiten. Zu einer Ausführ-
lichen Diskussion vgl. Köhlmann (2008), S. 102-106 und S. 108. 
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gehend unabhängig von der anfallenden Abfallmenge entstehen,650 für die aus die-

sem Grund eine ratierliche Ansammlung ausgeschlossen ist. Vielmehr sind diese 

sofort bei Verpflichtungsbeginn vollständig als Rückstellung zu passivieren. Bei-

spielsweise sind hier Kosten für den Betrieb von Zwischen- oder Endlagern für ra-

dioaktive Stoffe oder Anlagen zur Entsorgung und Lagerung von Kohleschlacken 

betroffen, weil diese Entsorgungsanlagen regelmäßig bereits vor oder mit der ei-

gentlichen Stromproduktion vorgehalten werden müssen. 

Zur Bewertung des Erfüllungsbetrages einer Alt- oder Neulast ist die bestmögli-

che Schätzung heranzuziehen, die dem Betrag entspricht, der zur Erfüllung der ge-

genwärtigen Verpflichtung zum Abschlussstichtag nötig (IAS 37.36) oder zur Über-

tragung der Verpflichtung auf einen unabhängigen Dritten zu zahlen ist (IAS 37.37). 

Sind beide Werte in gleicher Güte bestimmbar, soll der niedrigere angesetzt wer-

den.651 Da diese Schätzung der Rückstellungshöhe auf Auszahlungsverpflichtungen 

in der Zukunft basiert, sind auch sämtliche zukünftige Ereignisse, die Einfluss auf 

die Rückstellung haben, zu berücksichtigen, sofern für deren Eintritt objektive und 

hinreichende Hinweise vorliegen.652 Dies betrifft etwa zukünftige Preis- und Kos-

tenänderungen oder technische, wirtschaftliche oder rechtliche Entwicklungen.653

Nicht berücksichtigt werden dagegen Erlöse aus dem erwarteten Abgang von Ver-

mögenswerten.654 Aufgrund der mit der Rückstellungsbewertung verbundenen Un-

sicherheit scheitert oft eine punktgenaue Schätzung des Erfüllungs- bzw. Übertra-

gungsbetrages; vielmehr kann durch den Bilanzierenden in der Regel nur eine 

Bandbreite möglicher Ergebnisse ermittelt werden. 655 Aus dieser Bandbreite ist für 

die Bilanzierung grundsätzlich der jeweils wahrscheinlichste Wert maßgeblich,656

weil es sich bei den energieerzeugungsspezifischen Bilanzierungssachverhalten um 

singuläre Geschäftsvorfälle handelt. Liegen jedoch die anderen geschätzten Werte 

größtenteils über oder unter dem wahrscheinlichsten Ergebnis, eröffnet IAS 37.40 

                                                 
650  Zu einer detaillierten Darstellung der Entsorgungskosten von Atommüll vgl. Reinhard (1982), 

S. 749. 
651  Vgl. Bieg/Hossfeld/Kussmaul/Waschbusch (2006), S. 255. 
652  Vgl. 37.48.  
653  Vgl. Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn (2011), S. 434; Bieg/Hossfeld/Kußmaul/Waschbusch 

(2006), S. 256. 
654  Vgl. Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn (2011), S. 434. 
655  Vgl. Hayn/Pilhofer (1998), S. 1766. 
656  Vgl. Wulf (2012a), S. 118 f.; IAS 37.40. 
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die Möglichkeit, auch einen anderen Wertansatz der Rückstellung zu berücksichti-

gen. 

Die Bestimmung der bestmöglichen Schätzung für die Rückstellungsbewertung ist 

somit immer mit Ermessensentscheidungen des Bilanzierenden verbunden, die 

umso größeren Gestaltungsräumen unterliegen, je langfristiger und unsicherer die 

durch die Rückstellung abgebildeten Verpflichtungen sind.657 Davon sind insbeson-

dere die auf der Wertschöpfungsstufe Erzeugung anfallenden Tätigkeiten betroffen, 

die Neulasten, wie Rekultivierungs-, Stilllegungs- oder Wiederherstellungsver-

pflichtungen oder die Entsorgung von Produktionsabfällen, hervorrufen. Rohstoff-

abbau und Kraftwerksbetrieb sind mit hohen Investitionen verbunden und haben 

ausgehend vom Planungs- und Baubeginn über die eigentliche Produktionsdauer bis 

hin zum Zeitpunkt des endgültigen Rückbaus und der endgültigen Entsorgung der 

Produktionsabfälle sehr lange Laufzeiten.658 Besonders deutlich wird dies beim 

Rückbau von Kernkraftwerken und der Entsorgung des anfallenden radioaktiven 

Mülls. Auch bei Altlasten liegen große Unsicherheiten vor, weil der Grad der Ver-

unreinigung und das Ausmaß sowie die Dauer nötiger Umweltschutzmaßnahmen 

ungewiss sind.659

Die abschlusspolitischen Gestaltungsmöglichkeiten umfassen sowohl die absolu-

ten Werte der Schätzungen als auch die mit ihnen verbundenen Eintrittswahrschein-

lichkeiten.660 Unterstützt wird die Subjektivität der Rückstellungsbewertung zusätz-

lich durch die unklaren Regelungen des IAS 37 über den Umfang der in die Ermitt-

lung einzubeziehenden Kostenarten.661 Es muss deshalb von einem generellen Ein-

bezug sämtlicher Kosten, d.h. Einzel- und Gemeinkosten, ausgegangen werden 

(Vollkostenansatz).662 Problematisch ist in diesem Zusammenhang hauptsächlich die 

Bestimmung geschlüsselter Größen, die vor allem bei der Verrechnung von Ge-

                                                 
657  Vgl. Köhlmann (2008), S. 111f. 
658  Vgl. PricewaterhouseCoopers (2006), S. 1. 
659  Zu weiteren Informationen über Altlastensanierungen vgl. Schrimpf-Dörges (2007), S. 147f. 
660  Vgl. Hebestreit/Schrimpf-Dörges (2009), § 13 Tz. 60; Wohlgemuth (2006), S. 293f. 
661  In diesem Zusammenhang kommt TANSKI zu dem Schluss, dass das bilanzierende Unterneh-

men prinzipiell „jedes begründete Rechen- bzw. Kalkulationsschema für die Ermittlung rück-
stellungsfähiger Kosten anwenden“ kann. Tanski (2006), S. 93. 

662  Ausgeschlossen sind nur allgemeine Verwaltungs- und Vertiebsgemeinkosten. Vgl. Hebe-
streit/Schrimpf-Dörges (2009), § 13 Tz. 61; Hayn/Pilhofer (1998), S. 1766. 
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meinkosten auftreten und ebenfalls nach Ermessen des Unternehmens kalkuliert 

werden.663

Die Rückstellungsbewertung eröffnet in hohem Maße bilanzpolitisches Potential, 

das sich durch bewusste Ausgestaltung vom Abschlussersteller steuern lässt.664

Auch wenn Gutachten, Erfahrungswerte, bereits bestehende Verträge mit Entsor-

gungsbetrieben oder Ähnliches zu einer höheren Objektivität der Rückstellungs-

schätzungen führen, darf nicht übersehen werden, dass auch diese von subjektiven 

Einschätzungen und Annahmen geprägt sind.665 Je nach den abschlusspolitischen 

Vorstellungen kann durch den Bilanzierenden die Wirkung auf zentrale Abschluss-

größen dosiert werden. Betroffen sind davon in erster Linie die Rückstellungen und 

das Ergebnis der Gesamtergebnisrechnung, aber auch die Vermögenswerte, wenn 

nach IAS 16.6 (c) Rekultivierungs-, Stilllegungs- oder Wiederherstellungsverpflich-

tungen zur Aktivierung führen. Neben einem möglichst hohen Rückstellungsansatz, 

der Risiken eventuell überbewertet und stille Reserven enthält, besteht auch die Ge-

fahr zu niedriger Rückstellungswerte, um das Periodenergebnis zu beschönigen. 

Nach Bestimmung der Rückstellungshöhe ist zu prüfen, ob die Rückstellung gem. 

IAS 37.45 abzuzinsen und mit dem Barwert anzusetzen ist. Dies ist immer dann der 

Fall, wenn der Zinseffekt der Diskontierung wesentlich ist.666 Laut herrschender 

Meinung sind davon alle Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von über einem Jahr 

betroffen.667 Der für die Barwertberechnung anzuwendende Diskontierungssatz ent-

spricht einem fristkongruenten risikolosen Marktzins vor Steuern, der zusätzlich 

die spezifischen Risiken der abzubildenden Verpflichtung einbezieht.668 IAS 37 

                                                 
663  Vgl. Köhlmann (2008), S. 114f. 
664  HOFFMANN beschreibt diesbezüglich mittels eines Unsicherheitsbaumes die Ermessensspiel-

räume als eine stufenweise Abfolge von Unsicherheitsmomenten. Vgl. Hoffmann (2012a), § 21 
Tz. 116-118. 

665  Vgl. Köhlmann (2008), S. 112. 
666  Vgl. IAS 37.45. 
667  Vgl. Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn (2011), S. 434; Kußmaul/Niehren (2009), S. 199; Busse 

von Colbe/Seeberg (1997), S. 122. Bei wesentlichen Effekten aufgrund der absoluten Höhe der 
Verpflichtung und/oder hohen Zinsen wird auch die Ansicht vertreten, Rückstellungen mit einer 
Restlaufzeit von unter einem Jahr abzuzinsen. Vgl. Hebestreit/Schrimpf-Dörges (2009), § 13 
Tz. 74. An dieser Stelle entsteht somit grundsätzlich ein Ermessensspielraum zur Einschätzung 
der Wesentlichkeit des Zinseffektes aus der Diskontierung. Dieses abschlusspolitische Instru-
ment soll aber für diese Arbeit nicht mehr weiterverfolgt werden, weil ihm keine größere prakti-
sche Bedeutung beigemessen wird.  

668  Vgl. Wulf (2012a), S. 121; IAS 37.47. 
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enthält keine weitere Spezifizierung zur Berechnung des Diskontierungssatzes. So-

mit ist der Abzinsungssatz vom bilanzierenden Unternehmen selbständig und vor 

allem im Bereich der Risikoadjustierung nach dessen Ermessen zu ermitteln.669

Hierbei gilt zu beachten, dass der aus der Barwertberechnung stammende Zinseffekt 

einen umso größeren Einfluss auf die Rückstellungshöhe und die verbundenen Er-

gebniseffekte sowie gegebenenfalls auf die Höhe der Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten von Vermögenswerten entfaltet, je weiter in der Zukunft der zugrunde-

liegende Planungshorizont liegt. Demnach kann der Abschlussersteller anhand des 

sich hier ergebenden Ermessensraums besonders große abschlusspolitische Wir-

kung bei langfristigen Rückstellungen erzielen. Die Wirkung auf zentrale Ab-

schlussgrößen kann sowohl mehrend als auch mindernd sein, sowie einer progressi-

ven oder konservativen Abschlusspolitik dienen. Dies hängt von der Höhe des an-

gewendeten Zinssatzes ab; ein hoher Zinssatz hat niedrige abgezinste Rückstel-

lungshöhen und ein niedriger Zinssatz hohe abgezinste Rückstellungshöhen zur Fol-

ge. Berücksichtigt werden müssen auch die Effekte in Folgeperioden, weil der Bar-

wertansatz im Zeitablauf aufzuzinsen ist.670

Für die Begleichung von Wiederherstellungs-, Stilllegungs- und Rückbauverpflich-

tungen als Neulasten können spezielle Fonds aufgelegt werden.671 Die hierfür rele-

vanten Bilanzierungsvorschriften sind in IFRIC 5 geregelt.672 Der Anwendungsbe-

reich ist auf solche Fonds beschränkt, bei denen 

• die Vermögenswerte gesondert verwaltet werden,  

• das Zugriffsrecht eines Teilnehmers auf die Vermögenswerte begrenzt und  

• der Zugriff nur auf den über die Erfüllung des Erstattungsanspruches hinaus-

gehenden Betrag beschränkt ist.673

Die Fondsanteile sind getrennt von der korrespondierenden Rückstellung anzusetzen 

und dürfen nicht mit der Rückstellung saldiert werden.674 Sofern ein teilnehmendes 

                                                 
669  Vgl. Wohlgemuth (2006), S. 295. 
670  Der hier entstehende Aufwand wird als Fremdkapitalkosten berücksichtigt. Vgl. Wulf (2010), S. 

343; Kümpel (2007), S. 7; IAS 37.60. 
671  In Deutschland besitzt dieses Thema noch keine Relevanz, jedoch kann dies durch die Konsoli-

dierung ausländischer Tochtergesellschaften auch für den deutschen Abschlussersteller relevant 
werden. Vgl. Hoffmann (2012a), § 21 Tz. 81. 

672  Zu Kategorisierung einzelner Fonds und einer umfassenden Darstellung der Bilanzierungsre-
geln vgl. Zülch/Willms (2005b), S. 364f. 

673  Vgl. IFRIC 5.4f. 
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Unternehmen den Fonds beherrscht, die gemeinschaftliche Führung des Fonds oder 

einen maßgeblichen Einfluss auf den Fonds nach IAS 27, IAS 28, IAS 31 oder SIC-

12 ausübt, kommt IFRIC 5 nicht zur Anwendung.675 Die Einflussnahme des bilan-

zierenden Unternehmens beschränkt sich im Wesentlichen auf sachverhaltsgestal-

tende Maßnahmen, d.h. ob und in welchem Umfang sowie mit welchem Einfluss 

sich an einem derartigen Fonds beteiligt wird. Die Bilanzierungsvorschriften des 

IFRIC 5 werden nicht mehr weiterverfolgt, weil sich diese Arbeit auf sachverhalts-

abbildende Abschlusspolitik konzentriert.  

4.2.3. Folge- und Abgangsbewertung 

In der Folgebewertung sind die zum Barwert angesetzten langfristigen Rückstellun-

gen, unabhängig davon, ob Alt- oder Neulast, aufzuzinsen und sofern der Planungs-

horizont erreicht wurde, bestimmungsgemäß zu verbrauchen. Nach IAS 37.61 dür-

fen Rückstellungen nur für diejenigen Ausgaben verwendet werden, für die sie ur-

sprünglich gebildet wurden.  

Es muss der Ansatz der Rückstellungen an jedem Abschlussstichtag überprüft und 

gegebenenfalls angepasst werden (IAS 37.59).676 Ist der Rückstellungsgrund ent-

fallen und wird den Ansatzkriterien nicht mehr entsprochen, muss eine erfolgswirk-

same Auflösung bzw. Anpassung in den Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

derjenigen Vermögenswerte, die durch die erstmalige Rückstellungspassivierung 

erhöht wurden, vorgenommen werden.677 Hier entfaltet sich wiederum abschlusspo-

litisches Gestaltungspotential, weil das Wegfallen des Rückstellungsgrundes mit 

der Einschätzung des Bilanzierenden über die Wahrscheinlichkeit eines Abflusses 

wirtschaftlicher Ressourcen verbunden ist. Es ist zwar davon auszugehen, dass sich 

im Zeitablauf die Erkenntnisse darüber stärker konkretisieren, jedoch ist immer 

noch maßgeblich das Ermessen des Bilanzierenden gefordert. Zur Erreichung ab-

schlusspolitischer Ziele können anstehende Rückstellungauflösungen intertemporär 

verschoben werden. Bei konservativer Bilanzpolitik wird der Abschlussersteller 

versucht sein, die Rückstellungsauflösung möglichst lange hinauszuzögern, um Auf-

                                                                                                                                         
674  Vgl. IFRIC 5.7. 
675  Vgl. IFRIC 5.8. 
676  Vgl. Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn (2011), S. 435; Bieg/Hossfeld/Kußmaul/Waschbusch 

(2006); S. 257. 
677  Vgl. IAS 37.59 i. V. m. IFRIC 1.5f. 
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lösungserträge in Folgeperioden zu verschieben. Genau umgekehrt verhält es sich 

bei progressiver Abschlusspolitik, bei der möglichst rasch Erträge und somit höhere 

Ergebnisse in der Gesamtergebnisrechnung generiert werden sollen. Ebenso lassen 

sich der Umfang der Rückstellungen sowie mittelbar über die Periodenergebnisse 

die Höhe des Eigenkapitals beeinflussen. In diesem Zusammenhang sei auch noch-

mals auf die Problematik ‚selbst herbeigeführter faktischer Verpflichtungen‘ hinge-

wiesen.678 Es ergibt sich für den Abschlussersteller ein Ermessensspielraum zur 

Auflösung verdeckter Aufwandrückstellungen. 

Schwankungen in der Bewertung der Rückstellungen am Abschlussstichtag, die sich 

nicht aus der planmäßigen Aufzinsung ergeben, werden zum einen auf einen verän-

derten Verpflichtungsbetrag am Planungshorizont durch eine angepasste Schät-

zung und zum anderen auf veränderte Diskontierungszinssätze zurückgeführt.679

Die Bewertung des ursprünglich geschätzten Verpflichtungsbetrags muss in den 

Folgeperioden unter Umständen aufgrund neuerer Erkenntnisse angepasst wer-

den.680 Ursächlich hierfür können etwa Änderungen technischer Art, veränderte 

Preis- und Kostenentwicklungen oder ein veränderter Umfang der durchzuführenden 

Maßnahmen sein, die sowohl eine höhere als auch eine niedrigere Rückstellungshö-

he als ursprünglich angenommen erforderlich machen.681 Grundsätzlich bleibt auch 

hier festzuhalten, dass zeitlicher Fortschritt im Regelfall mit gesicherteren Informa-

tionen und verminderter Unsicherheit über den tatsächlichen Verpflichtungsbetrag 

einhergeht. Der Verpflichtungsbetrag bleibt jedoch eine ermessenbehaftete Schätz-

größe und bietet Raum für Abschlusspolitik. In diesem Zusammenhang sind insbe-

sondere der Wirkungsumfang auf den Verpflichtungsbetrag durch neue Erkenntnisse 

und die Periode der bilanziellen Berücksichtigung beeinflussbar. Die Änderungen 

wirken bei originär über Aufwand gebildeten Rückstellungen sofort ergebniswirk-

sam, so dass eine Rückstellungserhöhung zu einer Be- und eine Rückstellungsver-

minderung zu einer Entlastung des Periodenergebnisses führen. Bei Änderungen 

von Rückstellungen, die unter den Anschaffungs- oder Herstellungskosten von 

Sachanlagen aktiviert wurden, ist bei der Verbuchung zu unterscheiden, ob das Mo-

dell fortgeführter Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder das Neubewertungs-
                                                 
678  Vgl. Kapitel C.4.2.1. 
679  Vgl. Wulf (2010), S. 343; Marx/Köhlmann (2005); S. 700. 
680  Vgl. Freiberg (2006), S. 44. 
681  Vgl. Zülch/Willms (2005a), S. 1181. 



133 

modell angewendet wird.682 Bei Anwendung des Anschaffungs- oder Herstellungs-

kostenmodells erhöht bzw. vermindert der Änderungsbetrag den Buchwert des kor-

respondierenden Vermögenswertes erfolgsneutral, wobei der Abzugsbetrag den 

Buchwert des Vermögenswertes nicht übersteigen darf. 683 Ein etwaiger Überhang 

ist unmittelbar erfolgswirksam zu erfassen.684 Darüber hinaus ist zu prüfen, ob durch 

die Rückstellungsanpassung ein Anhaltspunkt für eine Wertminderung im Sinne des 

IAS 36 hervorgerufen wird.685 Übersteigt der Buchwert des Vermögenswertes sei-

nen erzielbaren Betrag, ist eine außerplanmäßige Abschreibung zu erfassen.686 Im 

Sinne der abschlusspolitischen Möglichkeiten sind auch hier Ermessensentschei-

dungen vom bilanzierenden Unternehmen erforderlich.687 Dies betrifft insbesondere 

die Ermittlung des erzielbaren Betrages, die wesentlich von zu treffenden Annah-

men und Einschätzungen bestimmt wird. Insofern kann der Abschlussersteller nicht 

nur auf die im Wesentlichen durch Ermessen ermittelte Rückstellungserhöhung Ein-

fluss nehmen, sondern auch darauf, ob dadurch eine erfolgsneutrale Erhöhung von 

Vermögenswerten oder eine erfolgswirksame Abschreibung hervorgerufen wird.  

Bei Anwendung des Neubewertungsmodells bleibt der Buchwert der Vermögens-

werte unangetastet.688 Durch Rückstellungsschwankungen bedingte Änderungen 

sind grundsätzlich erfolgsneutral als Passivtausch in der Neubewertungsrücklage zu 

erfassen.689 Darüber hinaus ist in jedem Fall zu prüfen, ob eine komplette Neube-

wertung des einzelnen Vermögenswertes inklusive der anderen Vermögenswerte in 

seiner Anlagenklasse erforderlich wird.690 Auch eröffnet sich abschlusspolitisches 

Potential. Da für Sachanlagevermögen regelmäßig kein aktiver Markt besteht, müs-

                                                 
682  Vgl. Kümpel (2007), S. 6f. 
683  Vgl. IFRIC 1.5 (a) und (b). 
684  Vgl. IFRIC 1.5 (b). 
685  Vgl. IFRIC 1.5 (c). 
686  Vgl. IAS 36.59. 
687  Vgl. zur Abschlusspolitik bei IAS 36 ausführlich Klöpfer (2006), S. 293-297 und die entspre-

chenden Ausführungen im Kapitel C.3.2.2.3. 
688  Vgl. Zülch/Willms (2005a), S. 1181. 
689  Erfolgswirksamkeit stellt sich dann ein, wenn durch Rückstellungsminderungen eine in der 

Vergangenheit erfasste Abwertung des korrespondierenden Vermögenswertes rückgängig ge-
macht wird oder Rückstellungserhöhungen die Neubewertungsrücklage übersteigen. Zudem ist 
die Zunahme der Neubewertungsrücklage auf den Buchwert begrenzt, der sich bei einer Folge-
bewertung nach dem Anschaffungs- oder Herstellungskostenmodell ergeben hätte. Überhänge 
sind ebenfalls erfolgswirksam zu erfassen. Vgl. IFRIC 1.6 (a) und (b); Hoffmann (2012a), § 21 
Tz. 164. 

690  Vgl. IFRIC 1.6 (c). 
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sen die beizulegenden Zeitwerte im Zuge der Neubewertungen nach Ermessen des 

bilanzierenden Unternehmens geschätzt werden.691  

Darüber hinaus rufen auch Schwankungen des Abzinsungszinssatzes Veränderun-

gen der Höhe einer Rückstellung zum Abschlussstichtag hervor.692 Diese können 

sich z.B. durch Marktpreisänderungen ergeben,693 aber auch durch eine veränderte 

Risikoanpassung, die im Ermessen des bilanzierenden Unternehmens liegt. Dieses 

abschlusspolitische Instrument kann in erster Linie zur Beeinflussung der Barwert-

berechnungen eingesetzt werden, weil ein geänderter Diskontsatz mit einer verän-

derten Aufzinsungsreihe einhergeht. Die Wirkung auf zentrale Abschlussgrößen 

verhält sich analog zur Veränderung der Rückstellungshöhe am Planungshorizont. 

Bei Rückstellungen, die sofort über Aufwand gebildet wurden, schlägt sich auch 

eine Zinssatzänderung direkt im Ergebnis und damit mittelbar im Eigenkapital so-

wie in der Rückstellungshöhe nieder. 

4.3. Untersuchung des abschlusspolitischen Gestaltungsrahmens hinsicht-
lich der Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit 

4.3.1. Erkennbarkeit 

Die Bilanzierung von Rückstellungen steht in einem ausgeprägten Zusammenhang 

mit der Abschlusspolitik, da die vorliegenden unvermeidbaren Unsicherheiten mit 

Schätzungen und Ermessensentscheidungen verbunden sind. Umso wichtiger ist 

deshalb, ob das vom bilanzierenden Unternehmen vorzunehmende Ermessen durch 

den Abschlussadressaten erkannt und in seinem Investitionskalkül berücksichtigt 

werden kann. Die Anhangangaben für Rückstellungen richten sich nach IAS 

37.84ff. Demnach sind für die in Gruppen zusammengefassten Rückstellungen zu-

nächst sämtliche Veränderungen, die sich aus Zuführungen, Verbräuchen und Auf-

lösungen ergeben, sowie die Veränderungen aus Zinseffekten mittels eines Rück-

stellungsspiegels darzustellen.694 Darüber hinaus muss für jede Rückstellungsgruppe 

auch eine kurze Beschreibung über die Art der Verpflichtung und die erwartete Fäl-

ligkeit des Nutzenabflusses sowie die Angabe der Unsicherheiten über die Fälligkeit 

                                                 
691  Vgl. Klöpfer (2006), S. 191. 
692  Vgl. Hebestreit/Schrimpf-Dörges (2009), § 13 Tz. 81. 
693  Vgl. Zülch/Willms (2005a), S. 1181. 
694  Vgl. IAS 37.84. 



135 

und über den Betrag des Nutzenabflusses erfolgen.695 Weiterhin anzugeben sind 

auch die Annahmen über künftige Ereignisse, sofern sie bei der Rückstellungsbe-

wertung nach IAS 37.48 berücksichtigt wurden.696 Ein konkreter Detaillierungsgrad 

bezüglich der vorzunehmenden Angaben und der Beschreibungen über die vorge-

nommenen Ermessensentscheidungen geht aus IAS 37 jedoch nicht hervor.697 Der-

artige Angaben lassen sich gegebenenfalls daraus ableiten, dass es dem Abschluss-

leser durch die Abschlussangaben erleichtert werden muss, wesentliche Ermes-

sensausübungen zu verstehen.698 Dennoch bleiben die Angaberegelungen an dieser 

Stelle mangels expliziter Hinweise weitestgehend unkonkret. 

Die abschlusspolitischen Instrumente im Rahmen der Ansatzentscheidungen um-

fassen den Ermessensspielraum zur Bestimmung eines wahrscheinlich künftigen 

Nutzenabflusses zur Bildung verdeckter Aufwandrückstellungen durch eine selbst 

herbeigeführte Außenverpflichtung. Der Ermessensspielraum bei der Wahrschein-

lichkeitsbestimmung bleibt dem Abschlussleser aufgrund der ungenauen Vorschrif-

ten zu den erläuternden Angaben verborgen. Es ist davon auszugehen, dass der Bi-

lanzierende die betriebene Abschlusspolitik nicht erkennbar mit möglichst wenigen 

Informationen darstellt. Eine Passivierung einer verdeckten Aufwandrückstellung 

beruht auf einer Ankündigung des Unternehmens und muss aber im Abschluss nicht 

explizit beschrieben werden. Eine derartige Rückstellung kann zudem in eine Rück-

stellungsgruppe einfließen, die eine Erkennbarkeit unmöglich macht. 

Bei der Erstbewertung ist der Ermessensspielraum bei der Festlegung der An-

sammlungsmethode zuzuführender Rückstellungen nicht erkennbar. Es ist zwar da-

von auszugehen, dass innerhalb der Erläuterungen zu wesentlichen Bilanzierungs- 

und Bewertungsmethoden ein Hinweis auf die ratierliche Zuführung erfolgt; Aus-

führungen zur exakten Ermittlungsmethode sind aber aus den Vorschriften des 

IASB nicht ableitbar. Ebenso sind die Ermessensspielräume bei der Bestimmung der 

Rückstellungshöhen grundsätzlich nicht erkennbar. Im Rückstellungsspiegel sind 

zwar die Zuführungen in einer Berichtsperiode in Summe für eine Gruppe ablesbar, 

jedoch lassen sich dadurch keine Schlüsse auf bestimmte Rückstellungen ziehen. Zu 

                                                 
695  Vgl. IAS 38.85. 
696  Bei ausreichend objektiven und substantiellen Hinweisen sind nach IAS 38.48 künftige Ereig-

nisse, die Einfluss auf den Erfüllungsbetrag haben, bei dessen Bewertung zu berücksichtigen. 
697  Vgl. Wohlgemuth (2006), S. 297. 
698  Vgl. IAS 1.117 (b) i. V. m. IAS 1.119. 
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berücksichtigen ist auch die Nichterkennbarkeit des Ermessensspielraums bei Er-

mittlung des Diskontierungsfaktors. Dieser basiert zwar weitestgehend auf einem 

Diskontsatz aus externer Quelle (z.B. Euribor), muss aber um individuelle und vom 

Unternehmen zu schätzende Risikofaktoren erweitert werden. Teilweise wird dies-

bezüglich in der Literatur deshalb die Angabe der verwendeten Diskontierungszins-

sätze gefordert.699 Eine Verpflichtung dazu lässt sich aber aus den Regelungen des 

IASB nicht ableiten. Dagegen muss in den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

zumindest angegeben werden, ob im Bereich Strom die Rückstellungen für Entsor-

gungskosten in die Anschaffungs- oder Herstellungskosten von Roh-, Hilfs- und 

Betriebsstoffen einbezogen werden.700 Quantitative Erkennbarkeit ist nicht gegeben, 

da ein offener Ausweis dieser Teile nicht aus den Angaben zu Vorräten im Sinne 

des IAS 2 abgeleitet werden kann. 

Für die abschlusspolitischen Instrumente in der Folge- und Abgangsbewertung ist 

zumindest die grundsätzliche Wirkung auf den Abschluss erkennbar, weil nach IAS 

8.39 sowohl die Art als auch der Betrag einer Änderung der Schätzungsgrundlagen 

angegeben werden muss. Dies betrifft sowohl die Ermessensspielräume bei der er-

neuten Wahrscheinlichkeitsermittlung über zukünftige wirtschaftliche Nutzenab-

flüsse und bei Schätzungsanpassungen des Erfüllungsbetrages oder des Abzinsungs-

zinssatzes als auch das faktische Wahlrecht zur Auflösung verdeckter Aufwand-

rückstellungen.  

4.3.2. Bindung 

Die Rückstellungsbilanzierung ist einzelfallabhängig und die zu treffenden Annah-

men und Schätzungen müssen individuell getroffen werden. Innerhalb ein und der-

selben Rückstellungsgruppe besteht zwar die Pflicht, die Bewertungsmethoden ste-

tig anzuwenden, dabei zu treffendes Ermessen hängt aber vor allem von Zu-

kunftseinschätzungen ab und muss von Periode zu Periode neu überdacht werden. 

Eine abschlusspolitisch motivierte Änderung dieser Einschätzungen kann nicht aus-

geschlossen werden. Folglich ist bei der Rückstellungsbilanzierung für die ab-

schlusspolitischen Instrumente von keiner Bindung auszugehen. Lediglich der Er-

messensspielraum zur Einbeziehung der Rückstellungen für Entsorgungskosten im 

                                                 
699  Vgl. Hachmeister (2006), S. 194. 
700  Dies ergibt sich zwingend als Angabe über die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungs-

methoden bei Vorräten im Sinne des IAS 2.36 (a). 
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Strombereich in die Anschaffungs- oder Herstellungskosten von Roh-, Hilfs- und 

Betriebsstoffen wird bindend beurteilt. Hier handelt es sich nicht um eine einzel-

fallabhängige Entscheidung, sondern um eine Bewertungsmethode, die basierend 

auf dem Grundsatz der Stetigkeit für Folgeentscheidungen feststeht. 

4.3.3. Aufschiebbarkeit 

Im Rahmen von Ansatzentscheidungen ist zunächst keine Aufschiebbarkeit zu 

vermuten, weil sofort bei Anfallen einer Verpflichtung diese anhand der Rückstel-

lungskriterien überprüft werden muss. Die vorliegenden abschlusspolitischen In-

strumente werden aber dennoch als aufschiebbar beurteilt, da es dem Abschlusser-

steller möglich ist, den Zeitpunkt der Rückstellungsbilanzierung zu beeinflussen. 

Sämtliche abschlusspolitischen Instrumente der Erstbewertung sind ebenfalls nicht 

aufschiebbar, da unmittelbar bei der Aufnahme der Rückstellung in den Abschluss 

entschieden werden muss, nach welcher Methode vorgegangen wird, welche Rück-

stellungshöhe zum Erfüllungszeitpunkt voraussichtlich benötigt wird und mit wel-

chen Abzinsungszinssätzen langfristige Rückstellungen diskontiert werden. 

Anders verhält es sich bei Entscheidungen der Folge- und Abgangsbewertung. Die 

hier vorliegenden Instrumente beziehen sich auf Schätzungsanpassungen der einzel-

nen Parameter, wie die Höhe zum Erfüllungszeitpunkt oder den Diskontzinssatz, 

sowie auf eine erneute Überprüfung der Ansatzkriterien. Hierbei eröffnet sich dem 

Abschlussersteller ein nicht unerheblicher Spielraum, ab wann er die neuen Er-

kenntnisse oder geänderte Rahmenbedingung für eine Veränderung der Rückstel-

lung als wesentlich erachtet; eine Verschiebung zwischen Perioden ist also für ab-

schlusspolitische Zwecke möglich. Aus diesem Grund sind die hier vorliegenden 

Instrumente für den Bilanzierenden aufschiebbar. 

4.3.4. Teilbarkeit 

Alle dargestellten abschlusspolitischen Instrumente der Bilanzierung energieerzeu-

gungsspezifischer Rückstellungen sind mit Ausnahme des Ermessensspielraums 

zum Einbezug der Rückstellungen für Entsorgungskosten im Strombereich in die 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen teil-
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bar.701 Sowohl bei Ansatz- als auch bei Bewertungsentscheidungen stehen nicht nur 

zwei Alternativwerte zur Verfügung, sondern jeweils eine Bandbreite möglicher 

Wahrscheinlichkeiten, Rückstellungshöhen oder Diskontierungszinssätze, aus denen 

der für das bilanzierende Unternehmen jeweils präferierteste Wert gewählt werden 

kann. 

4.3.5. Beurteilung der Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit 

Die im Rahmen der vorangegangenen Untersuchung resultierenden Erkenntnisse 

fließen, basierend auf den jeweiligen Ausprägungen der Beurteilungskriterien, in die 

Zahlensystematik zur Gesamtbeurteilung ein. Dieses wird wie folgt zusammenge-

fasst: 

                                                 
701  Dieses Instrument ist nicht teilbar, weil hier nur zwei mögliche Ausprägungen zur Verfügung 

stehen. Entweder erfolgt ein voll umfassender Einbezug oder von einem Einbezug wird gänz-
lich abgesehen. 
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Erkenn-
barkeit

Bindung
Aufschieb-

barkeit
Teil-

barkeit
Gesamt-
ergebnis

Entscheidungs-
nützlichkeit

Ermessensspielraum bei der 
Bestimmung der Wahrscheinlichkeit 
eines zukünftigen Nutzenabflusses

2 1 1 1 5 stark eingeschränkt

Ermessensspielraum bei Bildung 
vedeckter Aufw andrückstellungen

2 1 1 1 5 stark eingeschränkt

Ermessensspielraum bei der Ermittlung 
der Ansammlungsmethode ratierlich 
zuzuführender Rückstellungen

2 1 0 1 4 stark eingeschränkt

Strom:
Ermessensspielraum im Rahmen des 
Einbezug der Rückstellungen für 
Entsorgungskosten in die 
Anschaffungs- und Herstellungskosten 
von Roh- Hilfs- und Betriebsstoffen

1 0 0 0 1 leicht eingeschränkt

Ermessensspielraum bei der Ermittlung 
der Rückstellungshöhe

2 1 0 1 4 stark eingeschränkt

Ermessensspielraum bei der Ermittlung 
des Diskontierungszinssatzes

2 1 0 1 4 stark eingeschränkt

Ermessensspielraum bei erneuten 
Bestimmung der Wahrscheinlichkeit 
eines zukünftigen Nutzenabflusses

1 1 1 1 4 stark eingeschränkt

Ermessensspielraum bei der Auf lösung 
verdeckter Aufw andrückstellungen

1 1 1 1 4 stark eingeschränkt

Ermessenspielraum bei der Ermittlung 
der Rückstellungshöhe durch 
Schätzungsanpassungen

1 1 1 1 4 stark eingeschränkt

Ermessensspielraum bei der 
Anpassung des 
Diskontierungszinssatzes

1 1 1 1 4 stark eingeschränkt

1: Wirkungsrichtung erkennbar/ nicht bindend/ aufschiebbar/ teilbar

2: nicht erkennbar

Folge- und Abgangsbewertung

Ansatz

Abschlusspolitisches Instrument
Beurteilungspunkte Beurteilungsergebnis

Erstbew ertung

0: bindend/ nicht aufschiebbar/ nicht teilbar

Abbildung 13:  Energieerzeugungsspezifische Rückstellungen - Beurteilungs-
ergebnisse702

Die Ausführungen zu Ansatz und Bewertung energieerzeugungsspezifischer Rück-

stellungen haben gezeigt, dass dem Abschlussersteller ein erhebliches Maß an Er-

messensspielräumen zukommt. Dies spiegelt sich in einer überwiegend stark ein-

geschränkten Entscheidungsnützlichkeit wider. Hervorgerufen wird dies vor al-

lem durch unzureichende Erkennbarkeit für den Abschlussadressaten der einsetzba-

ren abschlusspolitischen Instrumente, ihrer geringen Bindung aufgrund der starken 

Einzelfallabhängigkeit und der hohen Teilbarkeit durch die weite Bandbreite mögli-

cher Ansatz- und  Bewertungsergebnisse. Darüber  sind die Instrumente, die im Zu- 

  

                                                 
702  Eigene Darstellung. 
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sammenhang mit verdeckten Aufwandrückstellungen und der Folgebewertung von 

Rückstellungen stehen, insgesamt nicht bindend. Die auf Höhe energieerzeugungs-

spezifischer Rückstellungen identifizierten Instrumente eignen sich deshalb beson-

ders gut, um in den Abschluss bilanzpolitisch einzugreifen und ein Bild des Ab-

schlusses im Sinne des Bilanzierenden hervorzurufen. Ausnahme davon ist lediglich 

der Ermessensspielraum bezüglich der Aktivierung von Entsorgungsrückstellungen 

im Strombereich unter den Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen des Vorratsvermögens. 

Hierbei handelt es sich um konkrete Bilanzierungsalternativen, deren Ausgestaltung 

unter den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zumindest aufgeführt werden 

muss.  

Zur Konkretisierung der in diesem Abschnitt gewonnenen Erkenntnisse über mögli-

che abschlusspolitische Instrumente bei energieerzeugungsspezifischen Rückstel-

lungssachverhalten wird im Folgenden mittels einer Stichprobe die Ausnutzung die-

ser Instrumente bei Energieversorgungsunternehmen in der Bilanzpraxis unter-

sucht.703 Darüber hinaus wird in der Folge auch ein Bilanzierungsvorschlag aus 

Sicht entscheidungsnützlicher Informationsgenerierung erarbeitet. Berücksichtigt 

werden hier insbesondere auch die vom IASB geplanten Änderungen in der Rück-

stellungsbilanzierung.704  

                                                 
703  Vgl. Kapitel D.4. 
704  Berücksichtigt werden dann insbesondere die beiden Standardentwürfe ED IAS 37 aus dem 

Jahre 2005 und ED/2010/1 aus 2010. 
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D. Energieerzeugungsspezifische Bilanzierungssachverhalte in 
den Abschlüssen ausgewählter Energieversorger 

1. Vorbemerkungen 

Ziel dieses Kapitels ist es, eine Verbindung der bisherigen rein literaturgestützt 

erarbeiteten Erkenntnisse mit der Bilanzpraxis herzustellen sowie die Praxisrelevanz 

der Ergebnisse zu überprüfen. Diesbezüglich werden zunächst ein partieller Einblick 

in die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie in die Berichterstattung bei in 

Deutschland befindlichen und nach IFRS bilanzierenden Unternehmen mittels einer 

Stichprobe eröffnet. Die Untersuchung gewinnt Erkenntnisse über die praktische 

Bedeutung der Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit durch die unterschied-

liche Ausnutzung der identifizierten abschlusspolitischen Instrumente. Weiterhin 

werden Erkenntnisse im Rahmen der Analyse von durch die Praxis gemäß IAS 8.10 

geschlossenen Regelungslücken erwartet. Darüber hinaus dienen die Untersu-

chungsfeststellungen dieses Kapitels als Diskussionsgrundlage für den im Anschluss 

darzustellenden Empfehlungskatalog für eine entscheidungsnützlichere Bilanzierung 

energieerzeugungsspezifischer Bilanzierungssachverhalte. 

In die Stichprobe einbezogen und im Folgenden betrachtet werden nachstehende 

Unternehmen: 

1. EnBW Energie Baden-Württemberg AG, Karlsruhe (im Folgenden EnBW) 

2. E.ON AG, Düsseldorf (im Folgenden E.ON) 

3. EWE Aktiengesellschaft, Oldenburg (im Folgenden EWE) 

4. RWE AG, Essen (im Folgenden RWE) 

5. Vattenfall Europe AG, Berlin (im Folgenden Vattenfall) 

Diese fünf Unternehmen stellen die größten nach IFRS bilanzierenden Vertreter 

ihrer Branche mit Sitz in Deutschland dar und dürften somit als repräsentativer 

Maßstab für die internationale Bilanzierung und Berichterstattung von Energiever-

sorgungsunternehmen in Deutschland gelten.705 Zu beachten gilt hierbei allerdings, 

dass lediglich die E.ON- und RWE-Aktie frei handelbar sind und sich die restlichen 

Unternehmen mehrheitlich in öffentlicher Hand befinden.706 Auch wenn diese Un-

                                                 
705  Gemessen am Umsatz. Vgl. Süddeutsche Zeitung (2010), Top 100 in Deutschland.  
706  Dem Streubesitz von 0,38% der EnBW-Aktie wird aus Wesentlichkeitsgründen keine Bedeu-

tung beigemessen. Zur Aktionärsstruktur der einzelnen Unternehmen vgl. EnBW (2012), Akti-
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ternehmen für die Investitionsentscheidung des typisierten Kapitalgebers nicht zur 

Verfügung stehen, dienen sie aufgrund ihrer ähnlichen Größe sowie ihrer Branchen- 

und Geschäftstätigkeitsgleichheit als Vergleichsmaßstab für die beiden DAX-

Konzerne. Es wird deshalb angenommen, dass auch diese Unternehmen, zumindest 

zu Vergleichszwecken, bei Investitionsentscheidungen vom typisierten Investor be-

achtet werden. Eine explizite Trennung in öffentliche und private Unternehmen im 

Rahmen der Auswertung bedarf es nicht, da dies nicht Gegenstand der Arbeit ist. Es 

soll vornehmlich die unterschiedliche Ausübung von abschlusspolitischen Instru-

menten sowie die daraus resultierende Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit 

aufgezeigt werden. Aufgrund der geringen Anzahl der in der Stichprobe befindli-

chen Unternehmen ist es nicht Ziel der Untersuchung, statistische Rückschlüsse auf 

die Grundgesamtheit sämtlicher Energieversorgungsunternehmen in Deutschland zu 

ziehen. 

Der Gang der Untersuchung erfolgt sowohl mittels eines zwischenbetrieblichen 

Vergleiches der aktuellen Unterschiede zwischen der Bilanzierung der einzelnen 

Unternehmen im Jahr 2011 als auch durch einen innerbetrieblichen Zeitvergleich 

der Änderungen in den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden innerhalb eines 

Unternehmens über die Jahre 2009 bis 2011. 

Es werden zunächst die Abschlüsse der Unternehmen hinsichtlich ihrer Bilanzierung 

der energieerzeugungsspezifischen Sachverhalte und der getätigten Angaben im 

Abschluss analysiert. Dabei wird auch darauf eingegangen, wie sich die Berichter-

stattung über die letzten drei Jahre verändert hat. Im Anschluss daran wird aufge-

zeigt, wie die zuvor identifizierten abschlusspolitischen Instrumente707 ausgeübt 

werden sowie die gewonnenen Ergebnisse tabellarisch zusammengefasst. Abschlie-

ßend werden die in den Abschlüssen enthaltenen Informationen bezüglich ihrer Ent-

scheidungsnützlichkeit beurteilt.  

                                                                                                                                         

onärsstruktur: Die Eigentümer der EnBW; E.ON (2012), Aktionärsstruktur; EWE (2012), An-
teilseigner; RWE (2012), Aktionärsstruktur; Vattenfall (2012), Vattenfall-Gruppe. 

707  Vgl. Kapitel B. 
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2. Emissionsrechte 

2.1. Untersuchung der Abschlussangaben sowie der Ausübung abschluss-
politischer Instrumente 

2.1.1. Untersuchung der Abschlussanagaben  

Im Konzernabschluss der EnBW werden pflichtgemäß im Anhang die wesentlichen 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden für Emissionsrechte und für die mit der 

Abgabeverpflichtung zusammenhängende Rückstellung dargestellt.708 Es wird auf-

geführt, dass „unentgeltlich erworbene Emissionsrechte (…) mit dem Nominalwert 

(und) die zur Deckung des erwarteten Verbrauchs entgeltlich erworbener Emissions-

rechte mit den Anschaffungskosten unter den Vorräten bilanziert“709 werden. Dies 

entspricht der Erinnerungswertmethode, weil der Nominalwert unentgeltlich erwor-

bener Emissionsrechte Null beträgt.710 Die Folgebewertung richtet sich demzufolge 

nach der Vorratsbewertung. Die Bilanzierung von Emissionsrechten, die zu Han-

delszwecken dienen, wird erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert in den sons-

tigen kurzfristigen Vermögenswerten vorgenommen.711 Daraus resultierende Zeit-

wertschwankungen werden „unmittelbar ergebniswirksam in der Gesamtergebnis-

rechnung ausgewiesen“712. Demzufolge orientiert sich die von der EnBW gewählte 

Bilanzierung teilweise durch die Ausweistrennung an der handelsrechtlichen Me-

thode. Eine unmittelbare Berücksichtigung sämtlicher Schwankungen in der Ge-

samtergebnisrechnung entspricht nicht dem Neubewertungsmodell, weshalb hier 

von einer eigens von der EnBW entwickelten neuen Bewertungsgrundlage ausge-

gangen werden muss. Dies könnte durch eine Interpretation der Emissionsrechte für 

den Handel als Wertpapiere gerechtfertigt werden. Betragsmäßige Angaben über die 

Höhe der Emissionsrechte in den beiden Bilanzposten sind nicht ersichtlich. Unter 

den Vorräten wird jedoch die Menge der im Geschäftsjahr 2011 zugeteilten Emissi-

onsrechte in Höhe von 14,9 Mio. t inklusive des Vorjahreswerts (13,4 Mio. t) ange-

geben. 

                                                 
708  Vgl. EnBW (2012a), S. 134. 
709  EnBW (2012a), S. 134. 
710  Vgl. Lebfried/Eisele (2009), S. 32. 
711  Vgl. EnBW (2012a), S. 134. 
712  EnBW (2012a), S. 134. 
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Die Abgabeverpflichtung wird zusammen mit weiteren Sachverhalten in den sonsti-

gen Rückstellungen nach der Nettomethode erfasst.713 Eine betragsmäßige Angabe 

der Emissionsrechterückstellung erfolgt nicht. 

Die Berichterstattung in den Konzernabschlüssen 2010 und 2009 der EnBW ist im 

Vergleich zu 2011 mit einer Ausnahme deckungsgleich. In 2009 sind noch keine 

Angaben über die Höhe der unentgeltlich zugeteilten Emissionsrechte enthalten.714

Auch der Konzernabschluss der E.ON enthält Erläuterungen zu den Emissionsrech-

ten und der damit verbundenen Rückstellung unter der Zusammenfassung der we-

sentlichen Grundsätze der Rechnungslegung im Anhang.715 Emissionsrechte zur 

Erfüllung der Abgabeverpflichtung werden zu Anschaffungskosten als immaterielle 

Vermögenswerte mit unbestimmter Nutzungsdauer bilanziert, d.h. sie unterliegen 

keiner planmäßigen Abschreibung.716 Dies impliziert einen Bilanzansatz von Null 

bei unentgeltlich erworbenen Emissionsrechten (Erinnerungswertmethode). Die 

Folgebewertung immaterieller Vermögenswerte und somit auch von Emissionsrech-

ten erfolgt zu fortgeführten Anschaffungskosten.717 Zu Handelszwecken gehaltene 

Emissionsrechte finden sich in den sonstigen kurzfristigen Vermögenswerten wie-

der, wobei auch hier das Anschaffungskostenmodell für Erst- und Folgebewertung 

Anwendung findet.718 Auch E.ON hat somit eine von den dargestellten Alternati-

ven719 abweichende Bilanzierung entwickelt. Sie folgt zwar weitestgehend der han-

delsrechtlichen Methode, unterscheidet sich aber im Ausweis der zu Produktions-

zwecken gehaltenen Emissionsrechte. Die Buchwerte der Emissionsrechte werden 

lediglich bei den immateriellen Vermögenswerten genannt (2011: 309 Mio. €; 2010: 

512 Mio. €), wobei der mengenmäßige Bestand an unentgeltlich zugeteilten Emissi-

onsrechten nicht genannt wird.720 Ebenso unklar bleiben die Buchwerte der zu Han-

delszwecken unter den sonstigen Vermögenswerten bilanzierten Emissionsrechte. 

                                                 
713  Vgl. EnBW (2012a), S. 134. 
714  Vgl. EnBW (2010), S. 144. 
715  Vgl. E.ON (2012a), S. 80. 
716  Vgl. E.ON (2012a), S. 79f. 
717  Vgl. E.ON (2012a), S. 79. 
718  Vgl. E.ON (2012a), S. 80. 
719  Vgl. Kapitel C.2. 
720  Vgl. E.ON (2012a), S. 111. 
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Für die Abgabeverpflichtung wird eine Rückstellung nach der Nettomethode bilan-

ziert.721 Betragsmäßige Angaben oder unter welcher Unterposition innerhalb der 

Rückstellungen der Ausweis vorgenommen wird, sind nicht erkennbar. 

Die Auswertung der Konzernabschlüsse der Gesellschaft für die beiden Vorjahre 

ergab keine Veränderungen in der Darstellung, in den Ausführungen der Bilanzie-

rungs- und Bewertungsmethoden sowie in Inhalt und Umfang der Betragsangaben. 

EWE berichtet über die Grundlagen der Emissionsrechtebilanzierung sowie der 

bilanziellen Berücksichtigung der Abgabeverpflichtung im Anhang des Konzernab-

schlusses unter der Zusammenfassung wesentlicher Rechnungslegungsmethoden.722

Sämtliche Emissionsrechte werden als immaterielle Vermögenswerte unter den 

kurzfristigen sonstigen Forderungen ausgewiesen.723 Die Erstbewertung erfolgt bei 

unentgeltlich zugeteilten Emissionsrechten nach der Erinnerungswertmethode.724 In 

der Folgebewertung kommt das Modell fortgeführter Anschaffungskosten zum Tra-

gen.725 Die von EWE vorgenommene Bilanzierung richtet sich somit gänzlich nach 

den Regelungen, die sich aus den einschlägigen IFRS-Standards ergeben. In der 

Aufschlüsselung der sonstigen Forderungen sind auch die Buchwerte der Emissions-

rechte des aktuellen Geschäftsjahrs (30,6 Mio. €) und des Vorjahres (35,5 Mio. €) 

enthalten.726 Nicht gesondert angegeben werden dagegen die im Geschäftsjahr un-

entgeltlich zugeteilten Emissionsrechte. 

Die Abgabeverpflichtung wird seitens EWE grundsätzlich über eine Verbindlichkeit 

in Höhe der Anschaffungskosten der am Bilanzstichtag bereits vorhandenen Emissi-

onsrechte erfasst.727 Zur Passivierung einer Rückstellung kommt es nur, wenn die 

vorhandenen Emissionsrechte nicht ausreichen, um die Abgabeverpflichtung zu 

decken, wobei die Bewertung dann anhand der Marktwerte noch zu beschaffender 

Emissionsrechte erfolgt.728 Für die Rückgabeverpflichtung werden unter den kurz-

fristigen Schulden Verbindlichkeiten in Höhe von 23,8 Mio. € für 2011 und 

                                                 
721  Vgl. E.ON (2012a), S. 80. 
722  Vgl. EWE (2012a), S. 89. 
723  Vgl. EWE (2012a), S. 89. 
724  Vgl. EWE (2012a), S. 89. 
725  Vgl. EWE (2012a), S. 89. 
726  Vgl. EWE (2012a), S. 124. 
727  Vgl. EWE (2012a), S. 89. 
728  Vgl. EWE (2012a), S. 89 i. V. m. S. 101. 
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33,5 Mio. € für 2010 angegeben.729 Weiterhin sind auch Rückstellungen für Emissi-

onsrechte passiviert, deren Buchwert jedoch nicht angegeben wird.730

Auch bei EWE führt der Dreijahresvergleich der Abschlüsse 2009 bis 2011 zu kei-

nen neuen Erkenntnissen, da die enthaltenen Informationen in allen drei Abschlüs-

sen deckungsgleich sind.  

Im Konzernabschluss der RWE befinden sich die Bilanzierungs- und Bewertungs-

methoden für Emissionsrechte und der Abgabeverpflichtung im Anhang unter dem 

Punkt Rechnungslegungsmethoden.731 Die Emissionsrechte werden gänzlich als 

immaterielle Vermögenswerte unter den sonstigen kurzfristigen Vermögenswerten 

bilanziert und zu Anschaffungskosten erfasst.732 Auch hier bedeutet dies für unent-

geltlich zugeteilte Emissionsrechte die Anwendung der Erinnerungswertmethode. 

Die Folgebewertung erfolgt zu fortgeführten Anschaffungskosten.733 RWE orientiert 

sich dadurch ebenso an den Vorschriften der einschlägigen IFRS-Standards. In einer 

Aufgliederung der sonstigen Forderungen und sonstigen Vermögenswerte im An-

hang beläuft sich der Buchwert der Emissionsrechte zum Ende 2011 auf 749 Mio. € 

(2010: 983 Mio. €).734 Ein Hinweis auf die Höhe der im Geschäftsjahr unentgeltlich 

erhaltenen Emissionsrechte fehlt im Konzernabschluss. 

Die Abgabeverpflichtung berücksichtigt RWE bilanziell über eine Rückstellung, 

wobei sich deren Höhe nach den Buchwerten der aktivierten Emissionsrechte rich-

tet.735 Dieses Vorgehen entspricht der Nettomethode, da unentgeltlich zugeteilte 

Emissionsrechte nach der Erinnerungswertmethode erfasst werden. Die Rückstel-

lungshöhe (902 Mio. €) sowie deren Vorjahresvergleichswert (972 Mio. €) werden 

gesondert ausgewiesen und die Veränderungen im Rückstellungsspiegel erläutert.736

Auch die bei RWE zu Emissionsrechten getätigten Angaben werden über die unter-

suchten Jahre 2009 bis 2011 stetig dargestellt. Unterschiedliche Erkenntnisse erge-

ben sich demnach nicht. 

                                                 
729  Vgl. EWE (2012a), S. 125. 
730  Vgl. EWE (2012a), S. 130. 
731  Vgl. RWE (2012a), S. 138 i. V. m. S. 140. 
732  Vgl. RWE (2012a), S. 138. 
733  Vgl. RWE (2012a), S. 138. 
734  Vgl. RWE (2012a), S. 157. 
735  Vgl. RWE (2012a), S. 140. 
736  Vgl. RWE (2012a), S. 165 i. V. m. S. 169. 
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Über Emissionsrechte und deren Abgabeverpflichtung berichtet Vattenfall im Kon-

zernabschluss unter den Rechnungslegungsmethoden.737 Produktionsbedingte Emis-

sionsrechte werden unter den Vorräten zu Anschaffungskosten ausgewiesen und 

nach dem Anschaffungskostenmodell in der Folge fortgeführt.738 Die Erinnerungs-

wertmethode findet demnach auch hier Anwendung. Hinweise und Erläuterungen zu 

Emissionsrechten, die zu Handelszwecken gehalten werden, sind nicht enthalten; 

vermutlich weil derartige Emissionsrechte nicht im Bestand sind. Die Buchwerte der 

Emissionsrechte werden im Anhang offen ausgewiesen und betragen zum Bilanz-

stichtag 2011 446,6 Mio. € (2010: 538,2 Mio. €).739 Über unentgeltlich zugeteilte 

Emissionsrechte wird kein gesonderter Betrag berichtet. 

Die Abgabeverpflichtung findet sich in den sonstigen kurzfristigen Verbindlichkei-

ten wieder und bemisst sich nach den Buchwerten der bereits vorhandenen Emissi-

onsrechte.740 Reichen diese nicht aus, wird die Verbindlichkeit um die Marktwerte 

der noch benötigten Rechte erhöht.741 Auf eine explizite Darstellung der korrespon-

dierenden Beträge wird in den Konzernabschlüssen verzichtet. 

Wie bei den Vorgängern sind auch bei Vattenfall keine Unterschiede in der Bericht-

erstattung über Emissionsrechte in den Jahren 2009 bis 2011 feststellbar.  

2.1.2. Untersuchung der Ausübung abschlusspolitischer Instrumente  

Bezüglich der Ausübung der hergeleiteten abschlusspolitischen Instrumente742

ergibt sich ein uneinheitliches Bild. Der Ermessenspielraum zur Trennung der 

Emissionsrechte nach ihrem Verwendungszweck wird bei den betrachteten Unter-

nehmen unterschiedlich ausgeübt. Es erfolgt teilweise ein Ausweis von zu Handels- 

oder Produktionszwecken gehaltenen Emissionsrechten in einem Bilanzposten und 

teilweise getrennt in zwei Bilanzposten. Für entgeltlich erworbene Emissionsrechte 

findet sowohl das Anschaffungskostenmodell als auch eine Zeitwertbewertung An-

wendung. Dagegen dominiert bei der Bewertung unentgeltlich zugeteilter Emissi-

onsrechte die Erinnerungswertmethode. Deshalb spielen die sich an den Government 

Grant Approach anschließenden bilanzpolitischen Instrumente, d.h. der Ermessens-

                                                 
737  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 51. 
738  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 51. 
739  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 63. 
740  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 51. 
741  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 51. 
742  Vgl. Kapitel C.2. 
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spielraum bei der Auflösung des Passivpostens und die Methode der Erfolgsrealisa-

tion bei Verkauf unentgeltlich erworbener und mit dem Zeitwert bewerteter Emissi-

onsrechte, keine Rolle. Die Abgabeverpflichtung wird bei den betrachteten Unter-

nehmen einheitlich nach der Nettomethode berücksichtigt, wobei Ausweisunter-

schiede zwischen Rückstellung und Verbindlichkeit festgestellt wurden. Dies hängt 

maßgeblich mit dem Zeitpunkt der Bilanzierung und dem damit veränderten Wissen 

über den tatsächlichen Schadstoffausstoß zusammen.743  

In nachfolgender Abbildung werden die Ergebnisse nochmals in einer tabellarischen 

Übersicht zusammengefasst. 

                                                 
743  Vgl. auch die Ausführungen in Kapitel C.2.2.5. 
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Abbildung 14:  Tabellarische Übersicht zur Bilanzierung von Emissionsrech-
ten in der Bilanzpraxis744  

                                                 
744  Eigene Darstellung. 
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2.2. Beurteilung der Entscheidungsnützlichkeit  

Vor der eigentlichen Beurteilung der Entscheidungsnützlichkeit werden zunächst die 

in den Abschlüssen enthaltenen Angaben kritisch beleuchtet. 

Bei den im Konzernabschluss der EnBW getätigten Angaben ist zwar die gute Dar-

stellung der angewendeten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden positiv hervor-

zuheben, das Fehlen von betragsmäßigen Angaben sowohl bei den Buchwerten der 

Emissionsrechte als auch bei der Abgabeverpflichtung ermöglichen dagegen nur 

eine stark eingeschränkte Aussage über die tatsächlichen Auswirkungen auf das 

Abschlussbild. Ebenso wird gänzlich auf eine Aufschlüsselung der Positionen in der 

Gesamtergebnisrechnung verzichtet. Darüber hinaus entspricht die Zeitwertbewer-

tung von zu Handelszwecken gehaltenen Emissionsrechten nicht der einschlägigen 

Bilanzierung nach dem Neubewertungsmodell. Der Umfang von staatlicher Seite 

unentgeltlich zugeteilter Emissionsrechte wird angegeben. 

Während die Erläuterung der angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-

den ausreichend ist, bestehen auch bei E.ON wesentliche Einschränkungen bei der 

Analyse der Emissionsrechtebilanzierung. Negativ wirken sich hier vor allem die 

nur teilweise getätigte Angabe der Buchwerte der Emissionsrechte sowie das kom-

plette Fehlen von Betragsangaben zur Rückstellung aus der Abgabeverpflichtung 

und den unentgeltlich zugeteilten Emissionsrechten (Angabepflicht nach IAS 20.39 

(b)) aus. Betragsmäßige Auswirkungen der Emissionsrechte auf die Gesamtergeb-

nisrechnung werden nicht veröffentlicht.  

Die im Konzernabschluss der EWE getätigten Angaben sind grundsätzlich positiv 

zu beurteilen. Neben einer guten Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsme-

thoden werden die Buchwerte der Emissionsrechte sowie weitestgehend auch für die 

Abgabeverpflichtung angegeben. Negativ fällt jedoch das Unterlassen von men-

genmäßigen Angaben über unentgeltlich zugeteilte Emissionsrechte (Angabepflicht 

nach IAS 20.39 (b)) auf. Unklarheiten bestehen auch darüber, wie viele Emissions-

rechte für die laufende Produktion benötigt werden und wie viele für Handelszwe-

cke bestimmt sind. Der Informationsgehalt ist deshalb auch bei EWE eingeschränkt. 

Durch die ausreichend detaillierte Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-

methoden bei RWE sowie der Angabe der Buchwerte der Emissionsrechte und der 

Abgabeverpflichtung ist die Bilanzierung und die Auswirkung der Emissionsrechte 

auf die Vermögens- und Ertragslage zu erkennen. Es mangelt aber auch hier an einer 

Aufteilung von zu Handelszwecken und für den Schadstoffausstoß gehaltenen 
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Emissionsrechten sowie an der Angabe der unentgeltlich zugeteilten Rechte. Ein 

vollumfängliches Bild über die Emissionsrechtebilanzierung wird deshalb nicht be-

richtet. 

Vattenfall erläutert die Bilanzierung- und Bewertungsmethoden ausreichend detail-

liert und gibt den Bestand der Emissionsrechte an. Unklarheiten entstehen jedoch 

durch die Nichterkennbarkeit der Höhe der Abgabeverpflichtung sowie durch das 

Unterlassen von Betragsangaben zu unentgeltlich zugeteilten Emissionsrechten. 

Die Entscheidungsnützlichkeit der Angaben zu Emissionsrechten in den Abschlüs-

sen ist kritisch zu sehen. Das Kriterium der Relevanz der enthaltenen Informationen 

wird nur unzureichend erfüllt. Der Vergleich der Konzernabschlüsse führt zu dem 

Schluss, dass bei keinem Unternehmen das Kriterium der Vollständigkeit zufrie-

denstellend erfüllt ist. Während die Ausführungen zu den Rechnungslegungsmetho-

den durchweg einen guten Einblick in die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

geben, mangelt es v.a. an betragsmäßigen Angaben zu den Emissionsrechten und 

der Abgabeverpflichtung, an der Angabe der Höhe der unentgeltlich zugeteilten 

Emissionsrechte sowie der Aufschlüsselung der Beträge, die in der Gesamtergebnis-

rechnung enthalten sind. Diese Angaben stellen jedoch eine wesentliche Informati-

on über die Zusammensetzung der Vermögens- und Ertragslage dar. Darüber hinaus 

wenden alle Unternehmen in der Folgebewertung das Anschaffungskostenmodell 

an. Relevantere Informationen enthält jedoch aufgrund der Marktwertbewertung das 

Neubewertungsmodell. Die Vergleichbarkeit der fünf ausgewählten Unternehmen 

ist ebenso eingeschränkt, da zum einen an zentralen Stellen nicht einheitlich bilan-

ziert wird und zum anderen wesentliche Angaben im Abschluss fehlen. Auch der 

innerbetriebliche Zeitvergleich ist mangels betragsmäßiger Angaben nur einge-

schränkt möglich, obwohl die Bilanzierung und die Angaben über Emissionsrechte 

und die Abgabeverpflichtung über drei Jahre nahezu stetig bei allen fünf Unterneh-

men angewendet wird. Die fehlenden Angaben haben darüber hinaus negativen Ein-

fluss auf die Verständlichkeit. 

Im Gegensatz dazu ist die Glaubwürdigkeit der enthaltenen Informationen nicht 

eingeschränkt. Dies lässt sich auf das Vorhandensein von extern ermittelbaren 

Marktwerten für die Emissionsrechte zurückführen. Ermessensspielräume bei der 

Ermittlung von Zeitwerten bestehen nicht. 
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Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die fünf ausgewählten Unternehmen die 

bilanzpolitischen Möglichkeiten umfangreich nutzen und die bereits zuvor literatur-

gestützt erarbeitete Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit durch die Bilanz-

praxis bestätigt wurde. Darüber hinaus wurde in einem Fall eine neue abgeleitete 

und von der literaturgestützten Untersuchung abweichende Bilanzierungsmethode 

identifiziert.745 Deshalb ist es umso wichtiger für die Bilanzierung von Emissions-

rechten eine einheitliche entscheidungsnützliche Bilanzierung zu finden. Ein Vor-

schlag dazu wird im anschließenden Empfehlungskatalog erarbeitet.746   

                                                 
745  Dabei handelt es sich um die unmittelbare Erfassung sämtlicher Zeitwertschwankungen bei zu 

Handelszwecken gehaltenen Emissionsrechten der EnBW. Vgl. Kapitel D.2.1.1. 
746  Vgl. Kapitel E.2. 
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3. Rohstoffförderung – Extractive Activities 

3.1. Untersuchung der Abschlussangaben sowie der Ausübung abschluss-
politischer Instrumente 

3.1.1. Untersuchung der Abschlussangaben 

3.1.1.1. Erkundungsphase 

In den Konzernabschlüssen der fünf untersuchten Unternehmen befinden sich für 

die Jahre 2009 bis 2011 keine expliziten Angaben über die Erkundungsphase. Da 

auf dieser Stufe keine wesentlichen abschlusspolitischen Instrumente vorliegen, ist 

hier deshalb von einer nahezu vollumfänglichen Erfassung sämtlicher Kosten als 

Aufwand auszugehen. Im geringen Umfang könnten auch bereits Sachanlagen oder 

immaterielle Vermögenswerte entstanden sein. 

3.1.1.2. Erforschungs- und Bewertungsphase 

Die Konzernabschlüsse der EnBW enthalten in den drei untersuchten Jahren keine 

Hinweise auf Tätigkeiten, die mit der Exploration und Bewertung im Zuge der Roh-

stoffförderung im Zusammenhang stehen. Daraus wird geschlossen, dass die EnBW 

im Zeitraum zwischen 2009 und 2011 keine Tätigkeiten der Erforschungs- und Be-

wertungsphase durchgeführt hat. 

Im Konzernabschluss der E.ON wird im Anhang auf die Bilanzierung von Erfor-

schungs- und Bewertungsausgaben eingegangen, welche nach der Successful-

Efforts-Methode behandelt werden.747 Sämtliche Ausgaben werden zunächst zu An-

schaffungs- oder Herstellungskosten in den langfristigen immateriellen Vermö-

genswerten erfasst und erst beim Übergang in die nächsten Prozessphasen entweder 

in das Sachanlagevermögen umgebucht, wenn Rohstoffreserven nachgewiesen wur-

den, oder bei erfolglosen Bemühungen mit den Aufwendungen verrechnet.748 Es ist 

aber fraglich, ob wirklich alle Kosten der betrachteten beiden Phasen in die Sach-

analgen umgebucht werden. Zu beachten sind in diesem Zusammenhang insbeson-

dere die Explorations- und Abbaurechte, welche sich auch nach Feststellen von 

Rohstoffressourcen in den immateriellen Vermögenswerten befinden sollten. In die-

sem Zusammenhang lassen die Anhangangaben nur einen unscharfen Einblick zu. 

                                                 
747  Vgl. E.ON (2012a), S. 81.  
748  Vgl. E.ON (2012a), S. 81. 
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Nicht einbezogen in die Anschaffungs- oder Herstellungskosten werden dagegen 

sonstige Aufwendungen für geophysikalische Arbeiten und Lizenzgebühren.749 Die 

Buchwerte der immateriellen Vermögenswerte der Erforschungs- und Bewertungs-

phase werden im Anhang angegeben und betragen zum Geschäftsjahresende 2011 

428 Mio. € (Vorjahr 535 Mio. €).750 Deren genaue Entwicklung insbesondere im 

Übergangszeitpunkt auf die nächste Prozessphase, die sich aus dem Anlagenspiegel 

ergeben könnte, ist nur eingeschränkt möglich, weil dort lediglich ein aggregierter 

Ausweis erfolgt.751 Weitere betragsmäßige Erläuterungen finden sich bei den sonsti-

gen betrieblichen Aufwendungen (2011: 36 Mio. €; 2010: 37 Mio. €) und den Ver-

bindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen (2011: 11 Mio. €; 2010: 

17 Mio. €).752 Darüber hinaus wird im Rahmen der Erläuterungen zu den sonstigen 

finanziellen Verpflichtungen auch auf die Explorationstätigkeit eingegangen; eine 

betragsmäßige Angabe oder eine genaue Darstellung wird aber unterlassen.753  

In der Folgebewertung wird das Modell fortgeführter Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten angewendet, und Abschreibungen nur vorgenommen, wenn die akti-

vierten Vermögenswerte nicht mehr werthaltig sind. Hinweise bezüglich der Beur-

teilung der Indikatoren des IFRS 6.20 sind nicht erkennbar. Zu außerplanmäßigen 

Abschreibungen kommt es nur, wenn der Buchwert eines immateriellen Vermö-

genswertes den erzielbaren Betrag übersteigt.754 Der erzielbare Betrag stellt dabei 

den höheren Wert zwischen Nutzungswert oder dem Zeitwert abzüglich der Veräu-

ßerungskosten dar.755 Zum Zwecke des Werthaltigkeitstests werden Vermögenswer-

te, für die kein erzielbarer Betrag ermittelbar ist, zu zahlungsmittelgenerierenden 

Einheiten zusammengefasst sowie Zuschreibungen immer dann vorgenommen, 

wenn der Grund für eine in Vorperioden vorgenommene Abschreibung entfallen 

ist.756 Für die immateriellen Vermögenswerte der Erforschungs- und Bewertungs-

phase werden Wertminderungen in Höhe von 129 Mio. € (Vorjahr 21 Mio. €) ange-

geben.757  

                                                 
749  Vgl. E.ON (2012a), S. 81. 
750  Vgl. E.ON (2012a), S. 111. 
751  Vgl. E.ON (2012a), S. 106-109. 
752  Vgl. E.ON (2012a), S. 97, S. 131. 
753  Vgl. E.ON (2012a), S. 133. 
754  Vgl. E.ON (2012a). S. 80. 
755  Vgl. E.ON (2012a). S. 80. 
756  Vgl. E.ON (2012a). S. 80. 
757  Vgl. E.ON (2012a), S. 111. 



155 

Auch in den Vorjahreskonzernabschlüssen aus den Jahren 2009 und 2010 sind An-

gaben über unter IFRS 6 fallende Aktivitäten enthalten. Die Auswertung im dreijäh-

rigen Vergleich lässt keinen Wechsel in Darstellung sowie Erläuterungen zu den 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden und in Inhalt und Umfang der betragsmä-

ßigen Angaben erkennen; die verbalen Erläuterungen sind im Wortlaut sogar de-

ckungsgleich. Angepasst wurden jeweils nur die Betragsangaben zu den Bilanz- 

sowie Gesamtergebnisrechnungspositionen auf das jeweils aktuelle Niveau. 

Auch die Bilanzierung bei der EWE richtet sich nach der Successful-Efforts-

Methode, bei der alle Kosten unter den Sachanlagen aktiviert werden, die im direk-

ten Zusammenhang mit erfolgreichen Bohrungen stehen.758 Die Bewertung erfolgt 

dabei zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten, die neben den direkt zurechenba-

ren Einzelkosten auch die direkt zurechenbaren Gemeinkosten umfassen. Von der 

Aktivierung ausgenommen sind nicht direkt zurechenbare Gemeinkosten, wie für 

Seismik und Geologie.759 Diese Kosten werden zusammen mit den Aufwendungen 

der Produktionsphase unter den sonstigen betrieblichen Aufwendungen ausgewiesen 

(2011 9,3 Mio. €; 2010 9,8 Mio. €). Die Buchwerte der auf die Erforschungs- und 

Bewertungsphase fallenden Vermögenswerte sind nur bedingt erkennbar. Diese ver-

bergen sich unter den Sachanlagen in dem Unterposten Gasversorgungsanlagen.760

Darin enthalten sind aber auch Vermögenswerte anderer Prozessphasen und Vermö-

genswerte, die nicht mit Extractive Activities in Verbindung stehen. Im Anlagen-

spiegel wird allerdings keine Unterteilung vorgenommen. Vielmehr werden die 

Gasversorgungsanlagen mit weiteren Unterposten des Sachanlagevermögens zu 

„technische Anlagen und Maschinen“ zusammengefasst.761 Es ist deshalb weder 

möglich, die aktuellen Buchwerte der in den Geltungsbereich des IFRS 6 fallenden 

Vermögenswerte exakt zu erkennen, noch deren Entwicklung zum Vorjahr nachzu-

vollziehen. In diesem Punkt wird somit den Vorschriften des IFRS 6.24 b) nicht 

vollumfänglich entsprochen, weil dieser detaillierte Angaben über sämtliche Ver-

mögenswerte, Schulden, Aufwendungen und Erträge fordert. Ebenfalls ist anzu-

zweifeln, ob wirklich alle auf der Erforschungs- und Bewertungsphase befindlichen 

Vermögenswerte in den Sachanlagen erfasst werden. Es ist davon auszugehen, dass 
                                                 
758  Vgl. EWE (2012a), S. 86. 
759  Vgl. EWE (2012a), S. 86. 
760  Vgl. EWE (2012a), S. 118f. 
761  Vgl. EWE (2012a), S. 118f. 
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insbesondere die entsprechenden Rechte unter den immateriellen Vermögenswerten 

erfasst werden. Aus den Ausführungen im Konzernabschluss der EWE wird dies 

jedoch nicht ersichtlich. 

Für die Folgebewertung wendet die EWE das Modell fortgeführter Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten an, wobei in der Erforschungs- und Bewertungsphase noch 

keine planmäßigen Abschreibungen vorgenommen werden.762 Zudem prüft die 

EWE zu jedem Abschlussstichtag, ob Anhaltspunkte für etwaige Wertminderungen 

vorliegen; auf die Spezifikationen des IFRS 6.20 wird aber nicht näher eingegan-

gen.763 Wertminderungen werden erfasst, wenn der erzielbare Betrag (höherer Wert 

aus Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten und Nutzungswert) eines Vermögens-

wertes oder einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit den korrespondierenden 

Buchwert unterschreitet.764 Zur Ermittlung des Nutzungswerts wird angegeben, dass 

dieser mittels einer Barwertberechnung aus den zukünftigen Cashflows abgezinst 

mit einem risikoangepassten Marktzins vor Steuern berechnet wird.765 Zur Bestim-

mung der Zeitwerte werden die Preise aktiver Märkte oder kürzlich eingegangene 

Markttransaktionen herangezogen.766 Entfallen in der Folge die Gründe für die 

Wertminderungen, nimmt EWE entsprechende Zuschreibungen vor.767 Im Ge-

schäftsjahr 2011 wurden für die die Explorationsphase betreffenden Sachanlagen 

außerplanmäßige Abschreibungen in Höhe von 6,5 Mio. € (Vorjahr 14,1 Mio. €) 

und Zuschreibungen von 17 Mio. € (Vorjahr 0,5 Mio. €) erfasst. 

Zwischen den Konzernabschlüssen 2009 bis 2011 der EWE sind leichte Änderungen 

in der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zu verzeichnen. 

Während die Abschlüsse 2009 und 2010 nahezu deckungsgleich formuliert sind, 

sind die Ausführungen in den IFRS 6 betreffenden Passagen für 2011 etwas ausführ-

licher geworden.768 In 2010 und 2009 wird lediglich aufgeführt, dass die im Bereich 

der Exploration aktivierten Sachanlagen leistungsabhängig abgeschrieben werden. 

In 2011 wird durch einen zusätzlichen Satz konkretisiert, was unter einer leistungs-

abhängigen Abschreibung zu verstehen ist. Der diesbezügliche Nutzenverlauf wird 

nach der Unit-of-Production-Methode in Abhängigkeit zur geförderten Menge er-
                                                 
762  Vgl. EWE (2012a), S. 86. 
763  Vgl. EWE (2012a), S. 99. 
764  Vgl. EWE (2012a), S. 99. 
765  Vgl. EWE (2012a), S. 99. 
766  Vgl. EWE (2012a), S. 99. 
767  Vgl. EWE (2012a), S. 100. 
768  Vgl. EWE (2012a), S. 86; EWE (2011), S. 103; EWE (2010), S. 118. 
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mittelt. Hierbei handelt es sich aber nicht um einen Wechsel der Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethode, sondern ausschließlich um erweiterten Erläuterungsumfang. In 

den restlichen relevanten Angaben wurden keine weiteren wesentlichen Änderungen 

festgestellt. Dies betrifft insbesondere auch die Art und den Umfang der betragsmä-

ßigen Angaben.  

Wie E.ON und EWE bilanziert auch RWE nach der Successful-Efforts-Methode 

und aktiviert nur diejenigen Kosten direkt mit ihren Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten, die im Zusammenhang mit einer erfolgreichen Erforschung und Be-

wertung stehen.769 Auch hier werden nicht direkt zurechenbare Gemeinkosten, wie 

für Seismik und Geologie, direkt als Aufwand erfasst.770 Für die einzelnen Posten 

von Bilanz und Gesamtergebnisrechnung werden die entsprechenden Werte angege-

ben. Im Berichtsjahr sind für die Explorations- und Bewertungsphase im Material-

aufwand Beträge in Höhe von 65 Mio. € (Vorjahr 85 Mio. €), in den Abschreibun-

gen Beträge von 21 Mio. € (Vorjahr 5 Mio. €), im sonstigen betrieblichen Aufwand 

Beträge von 57 Mio. € (Vorjahr 57 Mio. €), in den immateriellen Vermögenswerten 

Beträge von 288 Mio. € (Vorjahr 374 Mio. €) und in den Sachanlagen Beträge von 

307 Mio. € (Vorjahr 346 Mio. €) enthalten.771  

Planmäßige Abschreibungen werden zum Zeitpunkt der Exploration und Bewertung 

seitens der RWE noch nicht durchgeführt, jedoch ein Werthaltigkeitstest vorge-

nommen, sofern die einschlägigen Indizien aus IFRS 6.20 darauf hindeuten, dass der 

erzielbare Betrag der aktivierten Vermögenswerte oder einer zahlungsmittelgenerie-

renden Einheit die korrespondierenden Buchwerte unterschreitet.772 Genauere An-

gaben, die eine Einschätzung des vom Bilanzierenden vorgenommenen Ermessens 

ermöglichen, werden in diesem Zusammenhang nicht aufgeführt. 

Analog zu E.ON sind auch bei RWE keine Veränderungen zwischen den Jahren 

2009 bis 2011 feststellbar, weswegen sich hier keine neuen Erkenntnisse ergeben. 

Wie bei EnBW sind auch in den Abschlüssen der Vattenfall keine Angaben über 

Tätigkeiten der Erforschungs- und Bewertungsphase enthalten. Hieraus erfolgt 

                                                 
769  Vgl. RWE (2012a), S. 136. 
770  Vgl. RWE (2012a), S. 136. 
771  Vgl. RWE (2012a), S. 146, S. 147, S. 152, S. 155.
772  Vgl. RWE (2012a), S. 136. 
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ebenso der Schluss, dass Vattenfall in den Jahren 2009 bis 2010 nicht in der Erfor-

schung und Bewertung von Rohstoffen tätig war. 

3.1.1.3. Entwicklungs- und Ausbeutungsphase 

Für Maßnahmen der Entwicklungs- und Ausbeutungsphase finden sich bei EnBW

keine Hinweise. Es muss deshalb davon ausgegangen werden, dass EnBW zumin-

dest in den Jahren 2009 bis 2011 keine Extractive Activities durchgeführt hat. 

Beim Übergang von den vorgelagerten Phasen auf die Entwicklungs- und Ausbeu-

tungsphase werden bei E.ON die zunächst in den immateriellen Vermögenswerten 

erfassten und aktivierbaren Kosten in die Sachanlagen umgebucht und leistungsab-

hängig entsprechend der Produktionsmenge abgeschrieben. 773 Nicht konkret einge-

gangen wird auf die Sachanlagen, welche erst im Zuge dieser Stufen errichtet wor-

den sind. Es ist somit von einer Bilanzierung analog zu den weiteren Sachanlagen 

auszugehen. Diese werden zu fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

einschließlich der aktivierungspflichtigen Stilllegungskosten bewertet und im Regel-

fall linear abgeschrieben.774 Die Nutzungsdauern sind dabei sehr unspezifisch ange-

geben. Für Gebäude liegen sie zwischen 10 und 25 Jahren und für technische Anla-

gen und Maschinen zwischen 10 und 65 Jahren.775 Nachträgliche Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten werden nur dann aktiviert, wenn dadurch ein wahrschein-

lich zukünftiger ökonomischer Nutzen entsteht.776 Ebenfalls keine direkten Erläute-

rungen erfolgen für immaterielle Vermögenswerte der Rohstoffförderung. Sie wer-

den ebenfalls zu fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten bewertet und 

linear über Zeiträume zwischen 5 und 15 Jahren abgeschrieben.777 Sowohl immate-

rielle Vermögenswerte als auch Sachanlagen werden nach den Kriterien des IAS 36 

auf Werthaltigkeit geprüft.778 Eine quantitative Identifizierung von Werten in Bilanz 

sowie Gesamtergebnisrechnung für die Entwicklungs- und Ausbeutungsphase ist 

aufgrund der hohen Aggregationsebene im E.ON Konzernabschluss nicht möglich. 

                                                 
773  Vgl. E.ON (2012a), S. 81. 
774  Vgl. E.ON (2012a), S. 80. 
775  Vgl. E.ON (2012a). S. 80. 
776  Vgl. E.ON (2012a), S. 81. 
777  Vgl. E.ON (2012a). S. 79. 
778  Vgl. E.ON (2012a), S. 79f. 
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Die im Rahmen der Produktion gewonnen Rohstoffe stellen Vorräte im Sinne des 

IAS 2 dar. Bei E.ON werden sie nach dem niedrigeren Wert zwischen Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten und dem Nettoveräußerungswert bewertet, wobei 

die Durchschnittskostenmethode verwendet wird.779 In die Herstellkosten werden 

Fertigungsmaterial und Fertigungslöhne sowie anteilig Material- und Fertigungsge-

meinkosten unter Annahme einer Normalauslastung einbezogen.780 Etwaige Be-

standsrisiken werden durch Wertberichtigungen auf den Nettoveräußerungswert 

berücksichtigt. Eine betragsmäßige Quantifizierung der geförderten Rohstoffe ist 

nicht möglich.781 Auf die Gewinnung etwaiger Kuppelprodukte im Zuge der Roh-

stoffförderung finden sich im Konzernabschluss grundsätzlich keine Hinweise. Je-

doch geht E.ON auf den ab 2013 anzuwendenden IFRIC 20782 ein, welcher sich mit 

der Bilanzierung von Abraumbeseitigungskosten im Tagebergbau beschäftigt.783

Dieser hat nach Angabe der Gesellschaft keine Auswirkungen auf die angewendeten 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden.784

Der Vergleich der Konzernabschlüsse 2009 bis 2011 eröffnet aufgrund unveränder-

ter Angaben keine neuen Erkenntnisse. Sowohl die Struktur als auch die entspre-

chenden Erläuterungen in den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind in den 

drei Konzernabschlüssen identisch. Ebenso hat sich Umfang und Art der Zahlenan-

gaben für die entsprechenden Bereiche nicht verändert. 

Bei EWE beginnt die planmäßige Abschreibung der Vermögenswerte aus der Erfor-

schungs- und Bewertungsphase bei Produktionsbeginn unter Zugrundelegung einer 

leistungsabhängigen Ermittlung durch die geförderten Rohstoffe.785 Es finden sich 

keine expliziten Erläuterungen zu den erst in den beiden Endphasen aktivierten 

Sachanlagen und immateriellen Vermögenswerten, weswegen hier die für alle derar-

tigen Vermögenswerte angegebenen Erläuterungen gelten. Sachanlagen werden zu 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten einschließlich etwaiger Rekultivierungs- 

und Entfernungsverpflichtungen zum Zugangszeitpunkt bewertet und fortgeführt, 

wobei in die Herstellungskosten neben den direkt zurechenbaren Einzelkosten auch 
                                                 
779  Vgl. E.ON (2012a), S. 83. 
780  Vgl. E.ON (2012a), S. 83. 
781  Vgl. E.ON (2012a), S. 83. 
782  Zu IFRIC 20 vgl. Kapitel E.3.1.3.2. 
783  Vgl. E.ON (2012a), S. 93. 
784  Vgl. E.ON (2012a), S. 93. 
785  Vgl. EWE (2012a), S. 86. 
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direkt zurechenbare Gemeinkosten einfließen.786 Zu nachträglichen Aktivierungen 

kommt es nur, wenn daraus ein zukünftiger wirtschaftlicher Nutzenzufluss wahr-

scheinlich wird.787 Als Nutzungsdauern gibt die EWE für Gebäude Zeiträume bis zu 

50 Jahren und für Gasversorgungsanlagen Zeiträume zwischen 10 und 55 Jahren 

an.788 Auch immaterielle Vermögenswerte werden mit ihren Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten fortgeführt und linear abgeschrieben, wobei für Konzessionen, 

Lizenzen und Rechte Abschreibungsdauern zwischen 15 und 25 Jahren angegeben 

werden.789 Sowohl Sachanalgen als auch immaterielle Vermögenswerte werden ge-

mäß den Kriterien des IAS 36 auf Wertminderungen überprüft und gegebenenfalls 

außerplanmäßig auf den erzielbaren Betrag abgeschrieben.790 Bei der EWE sind die 

Buchwerte und Veränderungen der Vermögenswerte sowie Auswirkungen in der 

Gesamtergebnisrechnung in dieser Phase nur bedingt erkennbar, weil sie nur zu-

sammengefasst dargestellt werden. 

Die Vorratsbewertung erfolgt zum niedrigeren Wert aus Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten und dem Nettoveräußerungswert.791 In die Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten werden alle Kosten für Erwerb, Be- sowie Verarbeitung und sonsti-

ge Kosten einbezogen, um die Vorräte an ihren Bestimmungsort oder in einen be-

stimmten Zustand zu bringen.792 Der Nettoveräußerungswert stellt den „geschätz-

te(n), im normalen Geschäftsgang erzielbaren Verkaufserlös abzüglich der geschätz-

ten Kosten bis zur Fertigstellung und der geschätzten notwendigen Vertriebskos-

ten“793 dar. Über die Bilanzierung von Kuppelprodukten wird nicht berichtet. Auch 

EWE gibt an, dass IFRIC 20 keine Auswirkungen auf den Konzernabschluss haben 

wird.794

Beim Vergleich der Konzernabschlüsse 2009 bis 2011 ist festzustellen, dass die Ge-

sellschaft an einigen Stellen im Anhang im Jahr 2011 Beschreibungen zu den Bilan-

zierungs- und Bewertungsmethoden im Vergleich zu den beiden Vorjahren geändert 

hat. Betroffen sind davon die Ausführungen zu den Sachanlagen, deren Beschrei-

                                                 
786  Vgl. EWE (2012a), S. 86. 
787  Vgl. EWE (2012a), S. 86. 
788  Vgl. EWE (2012a), S. 86. 
789  Vgl. EWE (2012a), S. 88-90. 
790  Vgl. EWE (2012a), S. 99. 
791  Vgl. EWE (2012a), S. 99. 
792  Vgl. EWE (2012a), S. 99. 
793  EWE (2012a), S. 99. 
794  Vgl. EWE (2012a), S. 108. 
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bung bei Abgängen und Anpassungen von Bewertungsparametern formal, nicht je-

doch inhaltlich neu gefasst wurden.795 Zusätzlich wurde die Darstellung der Vor-

ratsbilanzierung wesentlich erweitert.796 Als neue Informationen für den Abschluss-

leser sind im Konzernabschluss 2011 Erläuterungen zu den Bestandteilen der An-

schaffungsnebenkosten, Anschaffungskostenminderungen, zur Bestimmung des 

Nettoveräußerungswerts sowie zur Durchführung von Wertaufholungen in der Ver-

gangenheit wertberichtigter Bestände enthalten.797 Es handelt sich aber nicht um 

geänderte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, sondern nur um formale An-

passungen und inhaltliche Erweiterungen. Für sämtliche sonstige die Entwicklungs- 

und Ausbeutungsphase betreffenden Angaben wurden keine weiteren nennenswer-

ten Veränderungen identifiziert.  

Wie bei E.ON und EWE werden auch bei RWE die während der Erforschungs- und 

Bewertungsphase aktivierten Vermögenswerte des Anlagevermögens erst bei Pro-

duktionsbeginn leistungsbezogen entsprechend der Fördermengen abgeschrieben.798

Dies entspricht der Unit-of-Production-Methode. Das erst in den Endphasen der 

Rohstoffförderung zugegangene Anlagevermögen wird zu Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten bewertet und planmäßig abgeschrieben.799 Die Nutzungsdauern der 

Sachanlagen unterliegen im Bergbau Zeiträumen von 3 bis 25 Jahren, Grubenauf-

schlüsse im Bergbau von 3 bis 25 Jahre sowie Öl- und Gasbohrungen von bis zu 27 

Jahren.800 Derartige Spezifikationen für immaterielle Vermögenswerte der Roh-

stoffförderung sind nicht erkennbar. Etwaige Wertberichtigungen werden bei RWE 

ebenfalls nach den Vorschriften des IAS 36 beurteilt und bilanziell erfasst.801 Die 

betragsmäßige Auswirkung der Erschließungs- und Bewertungsphase ist in diesem 

Konzernabschluss nur schlecht beurteilbar, weil die entsprechenden Werte zu stark 

aggregiert wurden. 

Das Vorratsvermögen der RWE unterteilt sich in fertige Erzeugnisse und Waren, 

unfertige Erzeugnisse und Dienstleistungen sowie Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, 

                                                 
795  Vgl. EWE (2012a), S. 86; EWE (2011), S. 103f.; EWE (2010), S. 118. 
796  Vgl. EWE (2012a), S. 99; EWE (2011), S. 108; EWE (2010), S. 121. 
797  Vgl. EWE (2012a), S. 99. 
798  Vgl. RWE (2012a), S. 136. 
799  Vgl. RWE (2012a), S. 136. 
800  Vgl. RWE (2012a), S. 137. 
801  Vgl. RWE (2012a), S. 136 f. 
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in denen sich auch der Vorabraum des Braunkohlebergbaus befindet.802 Die Bewer-

tung der Vorräte richtet sich nach dem niedrigeren Wert zwischen den Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten und dem Nettoveräußerungswert.803 Die Gesell-

schaft gibt weiterhin an, in die Herstellungskosten die produktionsorientierten Voll-

kosten unter Zugrundelegung der Normalkapazität einzubeziehen.804 Darin enthalten 

sind neben den direkt zurechenbaren Kosten auch angemessene Teile der notwendi-

gen Material- und Fertigungsgemeinkosten sowie die fertigungsbedingte Abschrei-

bung, jedoch nicht Fremdkapitalkosten.805 Als Bewertungsmethoden werden die 

Durchschnittswertmethode und für den Abraumverbrauch im Braunkohlebergbau 

das Fifo-Verfahren angegeben.806 Nähere Spezifikationen zu den die Rohstoffförde-

rung betreffenden Buchwerten oder etwaig entstehender Kuppelprodukte sind nicht 

ersichtlich. Darüber hinaus gibt auch RWE an, dass IFRIC 20 zu keinen Änderun-

gen in den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden führen wird.807

Wesentliche Veränderungen der Berichterstattung konnten über die letzten drei Jah-

re nicht festgestellt werden. 

Vattenfall übt zwar keine Tätigkeiten der Erforschungs- und Bewertungsphase aus, 

betreibt aber im großen Umfang Kohleabbau zur Stromproduktion.808 Die dafür im 

Bestand befindlichen immateriellen Vermögenswerte und Sachanlagen werden zu 

fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten inklusive der Rückbauver-

pflichtungen bilanziert sowie planmäßig linear abgeschrieben.809 Abbaurechte be-

stehen noch bis 2019, 2020 bzw. 2021.810 Unter den Sachanlagen werden Nutzungs-

dauern für die Bergbauanlagen zwischen 4 und 25 Jahren und für Verlege- sowie 

Rekultivierungsmaßnahmen im Tagebau eine Nutzungsdauer von 8 Jahren angege-

ben, was der durchschnittlichen Zeit der Auskohlung eines Abbaugebietes ent-

spricht.811 Die Gesellschaft gibt weiterhin an, Erneuerungs-, Erhaltungs- und Kosten 

                                                 
802  Vgl. RWE (2012a), S. 138. 
803  Vgl. RWE (2012a), S. 138. 
804  Vgl. RWE (2012a), S. 138. 
805  Vgl. RWE (2012a), S. 138. 
806  Vgl. RWE (2012a), S. 138. 
807  Vgl. RWE (2012a), S. 145. 
808  Vattenfall betreibt allein in Deutschland mehrere Braunkohletagebauwerke in der Lausitz. Vgl. 

Vattenfall (2013), Braunkohlebergbau in der Lausitz. 
809  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 45f. 
810  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 46. 
811  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 46. 



163 

größerer Wartungen als nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu 

aktivieren, wenn die nötigen Ansatzkriterien erfüllt sind.812 Zu außerplanmäßigen 

Abschreibungen kommt es dann, wenn der Buchwert des Anlagevermögens den 

höheren Wert aus dem beizulegenden Zeitwert abzüglich der Verkaufskosten und 

dem Nutzungswert übersteigt.813 Dabei werden die einzelnen Vermögenswerte 

überwiegend zu einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit zusammengefasst, wel-

che alle Braunkohlekraftwerke inklusive der Tagebaue umfasst.814 Die Ermittlung 

des Nutzungswertes erfolgt auf Basis einer durch Vorstand und Aufsichtsrat geneh-

migten Planung. Als einziges der untersuchten Unternehmen werden die der Pla-

nung zu Grunde gelegten Diskontierungszinssätze und Wachstumsraten veröffent-

licht,815 obwohl es sich hierbei nicht um eine Pflichtangabe handelt. Die Entwick-

lung der Buchwerte im Anlagevermögen lassen sich anhand des Anlagespiegels 

nachvollziehen. Bei den immateriellen Vermögenswerten wird nach Bergwerksei-

gentum, Lizenzen und ähnlichen Rechten und im Sachanlagevermögen nach Berg-

bauanlagen und Verlegemaßnahmen sowie Rekultivierung der Braunkohletagebaue 

untergliedert.816 Dagegen sind die Auswirkungen der Errichtungs- und Ausbeu-

tungsphase in der Gesamtergebnisrechnung mit Ausnahme der Abschreibungen 

nicht erkennbar. 

Die Vorräte werden zum geringeren Wert aus Anschaffungs- oder Herstellungskos-

ten und dem Nettoveräußerungswert bilanziert.817 Es wird das Durchschnittsverfah-

ren und beim Vorabraum aus den Bergwerken die Fifo-Methode angewendet.818 Die 

Buchwerte der gewonnen Rohstoffe sind nicht erkennbar. Nach Angabe von Vatten-

fall wird IFRIC 20 bereits in der aktuellen Bilanzierung entsprochen. 

Im Vergleich zu den Vorjahren ist in 2011 eine neue Information enthalten. Die 

Nutzungsdauer von für den Bergbau gehaltener Abbaurechte wurde 2009 und 2010 

mit Laufzeiten bis 2019 und 2020 angegeben.819 Dagegen spricht die Gesellschaft 

2011 von Nutzungsdauern bis 2019, 2020 und 2021.820 Ebenso haben sich die Be-

                                                 
812  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 46. 
813  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 47. 
814  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 47. 
815  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 47. 
816  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 58-60. 
817  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 47. 
818  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 47. 
819  Vgl. Vattenfall (2011), S. 54; Vattenfall (2010), S. 65. 
820  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 46. 
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wertungsparameter bei der Ermittlung des Nutzungswertes im Rahmen von Wert-

haltigkeitstests verändert. Die Diskontierungssätze nach Steuern betragen für 2009 

6,2 % (vor Steuern 8,7 %), für 2010 5,3 % (vor Steuern 7,9 %) und für 2011 5,26 % 

(vor Steuern 6,61 %).821 Die Wachstumsrate beläuft sich für 2009 und 2010 auf 1 % 

und für 2011 auf 1,5 %.822

3.1.2. Untersuchung der Ausübung abschlusspolitischer Instrumente  

3.1.2.1. Erkundungsphase 

In der Erkundungsphase liegen keine wesentlichen abschlusspolitischen Instru-

mente vor. Anfallende Kosten werden direkt aufwandswirksam erfasst. Abgesehen 

davon sei nochmals auf die untergeordnete wirtschaftliche Bedeutung hingewie-

sen.823

3.1.2.2. Erforschungs- und Bewertungsphase 

Die auf der Erforschungs- und Bewertungsphase vorliegenden abschlusspoliti-

schen Instrumente werden bei den untersuchten Unternehmen auf den ersten Blick 

ähnlich ausgeübt. Im Rahmen des Ansatzwahlrechts der zu aktivierenden Kosten 

haben sich die Unternehmen einheitlich für die Successful-Efforts-Methode ent-

schieden. Darüber hinaus wird auch konkretisiert, in welchem Umfang sich die da-

mit verbundenen Anschaffungs- oder Herstellungskosten bemessen, weil nicht di-

rekt zurechenbare Gemeinkosten einheitlich nicht aktiviert werden. Ebenfalls ein-

heitlich erfolgt die Folgebewertung nach dem Modell fortgeführter Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten, weswegen die sich an das Neubewertungsmodell anschlie-

ßenden abschlusspolitischen Instrumente an dieser Stelle außeracht gelassen werden 

können. Planmäßige Abschreibungen werden auf Höhe der Erforschungs- und Be-

wertungsphase noch nicht durchgeführt, sie beginnen erst mit Übergang in die Pro-

duktionsphase. In den nachfolgenden Prozessphasen werden aufgrund der Success-

ful-Efforts-Methode bei allen Unternehmen nur diejenigen Vermögenswerte fortge-

führt, die mit einer erfolgreichen Exploration in Verbindung stehen und durch Ab-

bau der Rohstoffe mit zukünftigen wirtschaftlichen Vorteilen in Verbindung stehen. 

Die Beträge außerplanmäßiger Abschreibungen werden angegeben. Die festgestell-

                                                 
821  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 47; Vattenfall (2011), S. 55; Vattenfall (2010), S. 66. 
822  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 47; Vattenfall (2011), S. 55; Vattenfall (2010), S. 66. 
823  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 9. 
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ten Gemeinsamkeiten dürfen aber nicht zur Annahme einer einheitlichen Bilanzie-

rung unter den Unternehmen führen. Ausgeübte Ermessensspielräume sind im We-

sentlichen nicht erkennbar. Dies betrifft insbesondere die Einschätzungen, welche 

über die Werthaltigkeit der aktivierten Vermögenswerte getroffen werden sowie den 

Zeitpunkt und den Umfang erfolgreich bzw. erfolglos festgestellter Erforschungs- 

und Bewertungsaktivitäten.824

Die Bilanzierung der einzelnen Unternehmen wird in nachfolgender Abbildung 

nochmals vergleichend gegenübergestellt. 

  
Ausweis 

keine An-
gaben 

Immaterielle Vermögenswerte keine Angabe 

Erstbewertung 
AHK; 

keine Aktivierung nicht direkt 
zurechenbarer GK 

AHK; 
keine Aktivierung nicht direkt 

zurechenbarer GK 

Folgebewertung 

fortgeführte AHK 
ggf. Wertberichtigungen bei 

Anhaltspunkten gemäß IFRS 
6.20 

fortgeführte AHK 
ggf. Wertberichtigungen bei 

Anhaltspunkten gemäß IFRS 
6.20 

Abgangsbewertung
bei Erfolg: Umbuchung in die 

Sachanlagen 
bei Erfolglosigkeit: Aufwand 

bei Erfolg: keine Veränderung
bei Erfolglosigkeit: Aufwand 

Betragsangaben teilweise teilweise 

    

Ausweis 

keine An-
gaben 

Immaterielle Vermögenswerte 
und Sachanlagen   

Erstbewertung 
AHK; 

keine Aktivierung nicht direkt 
zurechenbarer GK   

Folgebewertung 

fortgeführte AHK 
ggf. Wertberichtigungen bei 

Anhaltspunkten gemäß IFRS 
6.20   

Abgangsbewertung bei Erfolg: keine Veränderung
bei Erfolglosigkeit: Aufwand   

Betragsangaben vollständig   
AHK: Anschaffungs- oder Herstellungskosten; ggf.: gegebenenfalls; 
GK: Gemeinkosten 

Abbildung 15:  Tabellarische Übersicht zur Bilanzierung in der Erforschungs- 
und Bewertungsphase in der Bilanzpraxis825  

                                                 
824  Dieser Punkt wird nochmals bei der Beurteilung der Entscheidungsnützlichkeit im nachfolgen-

den Kapitel aufgegriffen. Vgl. Kapitel D.3.2.2. 
825  Eigene Darstellung. 
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3.1.2.3. Entwicklungs- und Ausbeutungsphase 

Die Bilanzierung in der Entwicklungs- und Ausbeutungsphase zeigt bei den un-

tersuchten Unternehmen ein einheitliches Bild. Die betreffenden Sachanlagen und 

immateriellen Vermögenswerte werden zu fortgeführten Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten bewertet. Bei den Vermögenswerten, die im Rahmen der vorgelagerten 

Prozessphasen entstanden sind, dominiert eine leistungsabhängige Abschreibung 

entsprechend der produzierten Rohstoffe. Die erst auf der Entwicklungs- und Aus-

beutungsphase entstandenen Vermögenswerte werden linear abgeschrieben. Außer-

planmäßige Abschreibungen werden nach den Grundsätzen des IAS 36 vorgenom-

men. Die gewonnenen Rohstoffe in der Ausbeutungsphase fließen in das Vorrats-

vermögen ein und werden zu Herstellungskosten bewertet. In der Folgebewertung 

wird der Wertansatz der Vorräte mittels eines Vergleichs zwischen den Buchwerten 

sowie den Nettoveräußerungswerten überprüft. Konkrete Betragsangaben sind 

grundsätzlich nicht vorhanden bzw. werden, wie etwa die angegebenen Nutzungs-

dauern, in weiten und somit wenig aussagekräftigen Bandbreiten angegeben. Ledig-

lich dem Abschluss von Vattenfall sind spezifischere Angaben zu entnehmen.  

Auch an dieser Stelle darf die vordergründig zu erkennende Einheitlichkeit der Bi-

lanzierung zwischen den untersuchten Unternehmen nicht zu dem Schluss führen, 

dass sämtliche abschlusspolitischen Instrumente einheitlich ausgeübt werden. We-

sentliche Ermessensspielräume in der Bewertung können aus den Abschlüssen nicht 

erkannt werden. Hierauf wird bei der Beurteilung der Entscheidungsnützlichkeit im 

folgenden Kapitel nochmals eingegangen.826 Die nachfolgende Abbildung fasst die 

Bilanzierung bei den einzelnen Unternehmen zunächst nochmals tabellarisch zu-

sammen.   

                                                 
826  Vgl. Kapitel D.3.2.3. 
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Ausweis     

keine 
Angaben

 Entwicklungsphase Sachanlagen oder immaterielle 
Vermögenswerte 

Sachanlagen oder immaterielle 
Vermögenswerte 

 Ausbeutungsphase Vorräte Vorräte 
Erstbewertung     
 Entwicklungsphase AHK AHK 
 Ausbeutungsphase Herstellungskosten Herstellungskosten 
Folgebewertung     

 Entwicklungsphase 

fortgeführte AHK 
bei ehemaligem Erforschungs- 
und Bewertungsvermögen leis-
tungsabhängige Abschreibung; 

beim restlichen Vermögen linea-
re Abschreibung 

ggf. Wertberichtigungen gemäß 
IAS 36 

fortgeführte AHK 
bei ehemaligem Erforschungs- 
und Bewertungsvermögen leis-
tungsabhängige Abschreibung; 

beim restlichen Vermögen linea-
re Abschreibung 

ggf. Wertberichtigungen gemäß 
IAS 36 

 Ausbeutungsphase Vorratsbewertung Vorratsbewertung 
Abgangsbewertung n.a. n.a. 
Betragsangaben     

 Entwicklungsphase 
Nutzungsdauern in Bandbreiten

keine weiteren spezifischen 
Angaben 

Nutzungsdauern in Bandbreiten
keine weiteren spezifischen 

Angaben 
 Ausbeutungsphase keine spezifischen Angaben keine spezifischen Angaben 

    
Ausweis       

 Entwicklungsphase 
Sachanlagen oder immaterielle 

Vermögenswerte 
Sachanlagen oder immaterielle 

Vermögenswerte   
 Ausbeutungsphase Vorräte Vorräte   
Erstbewertung       
 Entwicklungsphase AHK AHK   
 Ausbeutungsphase Herstellungskosten Herstellungskosten   
Folgebewertung       

 Entwicklungsphase 

fortgeführte AHK 
bei ehemaligem Erforschungs- 
und Bewertungsvermögen leis-
tungsabhängige Abschreibung; 

beim restlichen Vermögen linea-
re Abschreibung 

ggf. Wertberichtigungen gemäß 
IAS 36 

fortgeführte AHK 
bei ehemaligem Erforschungs- 
und Bewertungsvermögen leis-
tungsabhängige Abschreibung; 

beim restlichen Vermögen linea-
re Abschreibung 

ggf. Wertberichtigungen gemäß 
IAS 36   

 Ausbeutungsphase Vorratsbewertung Vorratsbewertung   
Abgangsbewertung n.a. n.a.   
Betragsangaben       

Entwicklungsphase 
Nutzungsdauern in Bandbreiten

keine weiteren spezifischen 
Angaben 

Nutzungsdauern teilweise konk-
ret, teilweise in Bandbreiten 

teilweise spezifische Angaben   
Ausbeutungsphase keine spezifischen Angaben keine spezifischen Angaben   

AHK: Anschaffungs- oder Herstellungskosten; ggf.: gegebenenfalls; n.a.: nicht anzuwenden   

Abbildung 16:  Tabellarische Übersicht zur Bilanzierung in der Entwicklungs- 
und Ausbeutungsphase in der Bilanzpraxis827  

                                                 
827  Eigene Darstellung. 
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3.2. Beurteilung der Entscheidungsnützlichkeit  

3.2.1. Erkundungsphase 

Da die Kosten der Erkundungsphase im Gesamtprozess der Rohstoffförderung nur 

eine untergeordnete Rolle spielen, stellen die nicht vorhandenen Angaben zu dieser 

Prozessphase keine bedeutende Einschränkung der Entscheidungsnützlichkeit dar. 

Diese Einschätzung basiert insbesondere auf dem Kriterium der Wesentlichkeit. 

3.2.2. Erforschungs- und Bewertungsphase 

Ein Einblick in die Bilanzierung von Extractive Activities auf der Erforschungs- und 

Bewertungsphase ist bei E.ON nur bedingt möglich. Während die grundsätzliche 

Bilanzierungsmethode für die Erforschungs- und Bewertungsmethode dargestellt 

wird, ist insbesondere der Übergang auf die nächste Prozessphase unklar. Dies re-

sultiert zum einen auf nur teilweise oder zu stark aggregierten und allgemein gehal-

tenen Aussagen im Anhang des Konzernabschlusses und zum anderen aus den für 

den Abschlussleser nicht erkennbaren Umbuchungen bei Beendigung der Erfor-

schungs- und Bewertungsphase. Darüber hinaus geht die Darstellung von Ermes-

senseinschätzungen, die im Rahmen der Werthaltigkeitstests vom Bilanzierenden 

vorgenommen werden müssen, nicht über eine Paraphrasierung der Vorschriften der 

einschlägigen Standards hinaus. Auf Grundlage welcher Annahmen und mit wel-

chen konkreten Bewertungsparametern E.ON die betreffenden Vermögenswerte auf 

Werthaltigkeit prüft, ist für den Abschlussleser nicht nachvollziehbar. Weiterhin 

bereitet auch die unscharfe Trennung zwischen immateriellen Vermögenswerten 

und Sachanlagen Unklarheiten. 

Bei Betrachtung des Konzernabschlusses der EWE fallen zunächst die Ausführun-

gen zum angewandten Bilanzierungskonzept auf der Erforschungs- und Bewer-

tungsphase positiv auf. Es werden jedoch nicht die Abgrenzung zu anderen Prozess-

phasen und die daraus folgenden Auswirkungen trennscharf dargestellt. Eine schlüs-

sige Unterscheidung zwischen immateriellen Vermögenswerten und Sachanalgen 

bleibt ebenfalls im Verborgenen. Zusätzlich sind wichtige Angaben über die Buch-

werte der aktivierten Vermögenswerte und die Auswirkungen, die sich auf die Ge-

samtergebnisrechnung ergeben, nur in stark aggregierter Form enthalten oder fehlen 

gänzlich. Die Ausführungen zu Wertminderungen sind ebenso wenig hilfreich, weil 

sie lediglich die Vorgaben der einschlägigen Standards wiederholen, nicht jedoch 

konkrete Auskunft über getroffenes Ermessen geben. 
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Die Angaben der RWE sind bereits leicht spezifischer dargestellt als bei E.ON und 

EWE. Zurückführen lässt sich dies insbesondere auf die detaillierten Ausführungen 

zu den Nutzungsdauern der Sachanlagen und der Behandlung des Abraums beim 

Braunkohlebergbau. Darüber hinaus werden sämtliche von Erforschungs- und Be-

wertungskosten betroffenen Bilanz- sowie Gesamtergebnisrechnungspositionen 

quantitativ und trennscharf benannt. Gleichwohl fehlen noch für eine vollumfängli-

che Beurteilung des Abschlusses wichtige Angaben. Hervorzuheben sind Unklarhei-

ten bezüglich der Abgrenzung zu den anderen Prozessphasen sowie die eng am 

Wortlaut der IFRS getätigten Beschreibungen der Bilanzierungs- und Bewertungs-

methoden zur Ermittlung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten und der Auf-

teilung einer Sachanlage in Komponenten sowie zur Bestimmung der Werthaltigkeit 

der entsprechenden Vermögenswerte. 

Aus dem Blickwinkel der Entscheidungsnützlichkeit sind die in den Abschlüssen 

vorhandenen Daten nur unzureichend geeignet. 

Für die Relevanz wird aufgrund der fehlenden Betragsangaben sowie der unklaren 

Trennung zu anderen Prozessphasen ein nur unvollständiges Bild über die wesent-

lichen Erfolgspotentialträger festgehalten. Obwohl vordergründig eine über weite 

Strecken einheitliche Bilanzierung vorliegt, ist darüber hinaus auch die Vergleich-

barkeit der Abschlüsse nur bedingt möglich. Es ist insbesondere nicht unterneh-

mensindividuell und -vergleichend beurteilbar, wie die Prozessphasen abgegrenzt 

werden und die Werthaltigkeit der aktivierten Beträge festgestellt wird. Ebenso 

wurden Unterschiede im Ausweis zwischen Sachanlagevermögen und immateriellen 

Vermögenswerten festgestellt. Die genannten Gründe führen darüber hinaus zu einer 

eingeschränkten Verständlichkeit der Abschlüsse. 

Auch die Glaubwürdigkeit der in den Abschlüssen enthaltenen Informationen ist 

eingeschränkt. Im Rahmen des Ansatzwahlrechts der zu aktivierenden Kosten haben 

sich die Unternehmen zwar einheitlich für die Successful-Efforts-Methode entschie-

den und die Ermittlung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten konkretisiert, es 

ist jedoch nicht ersichtlich, nach welchen Maßstäben über eine erfolgreiche und er-

folglose Suche geurteilt wird. Diese Beurteilung hat jedoch wesentlichen Einfluss 

auf die Vermögens- und Ertragslage. Darüber hinaus sind die getroffenen Einschät-

zungen und Annahmen der bilanzierenden Unternehmen nicht erkennbar, obwohl 

die Beträge außerplanmäßiger Abschreibungen bei allen Unternehmen angegeben 
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werden. Aufgrund der fehlenden Nachprüfbarkeit dieser Ermessensspielräume 

durch den Bilanzleser, kann nicht beurteilt werden, ob die in den Abschlüssen ent-

haltenen Informationen richtig sowie neutral ermittelt wurden.  

Als Ergebnis lässt sich somit festhalten, dass vordergründig bei den Unternehmen 

einheitlich bilanziert wird, jedoch die zweifelsfrei den derzeitigen Regelungen ent-

sprechenden Angaben in den Abschlüssen in der Bilanzpraxis nur eingeschränkt 

entscheidungsnützliche Informationen bereithalten. Unter Berücksichtigung der bis-

herigen Erkenntnisse soll deshalb im weiteren Verlauf im Rahmen der Ausarbeitung 

des Empfehlungskatalogs828 eine die Entscheidungsnützlichkeit steigernde Bilan-

zierung gefunden werden. 

3.2.3. Entwicklungs- und Ausbeutungsphase 

Für E.ON werden bei den immateriellen Vermögenswerten und Sachanlagen zwar 

die grundsätzlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden dargestellt, nicht an-

gegeben werden jedoch konkrete Werte. Unklar bleibt im Wesentlichen auch die 

Ermittlung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten, eine etwaige Aufteilung 

komplexer Vermögenswerte in Komponenten und die den Werthaltigkeitstests zu-

grunde gelegten Annahmen und Parameter, weil die von E.ON gemachten Angaben 

zu unspezifisch sind und sich stark am Wortlaut der jeweiligen Standards orientie-

ren. Weiterhin liegen die angegebenen Nutzungsdauern in einer extrem weiten 

Bandbreite und sind somit wenig aussagekräftig. Die Ausführungen zu den Vorräten 

sind ebenfalls sehr unspezifisch und aufgrund fehlender konkreter quantitativer 

Werte wenig aufschlussreich. Angaben über etwaig entstehende Kuppelprodukte 

fehlen sogar gänzlich. 

Durch die von EWE veröffentlichten Ausführungen und Daten bestehen wie bei 

E.ON wesentliche Unklarheiten. Auch hier ist dafür maßgeblich das Fehlen konkre-

ter Werte im Abschluss verantwortlich. Ebenso sind die Ausführungen zu den Bi-

lanzierungs- und Bewertungsmethoden stark in einer allgemein gültigen Form ge-

halten und lassen kaum Rückschlüsse auf die konkreten Bilanzierungssachverhalte 

zu. Dies betrifft zum einen unspezifische Erläuterungen zur Ermittlung der Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten sowie zur Komponentenaufteilung und sehr weite 

Bandbreiten bei den angegebenen Nutzungsdauern und zum anderen die Beschrei-
                                                 
828  Vgl. Kapitel E.3.1.2. 
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bung, wie Werthaltigkeitstests durchgeführt werden. Darüber hinaus berichtet auch 

die EWE nicht über Kuppelprodukte. 

Wie RWE zeichnet sich auch Vattenfall durch eine stärkere Orientierung an spezi-

fischen Angaben zur Rohstoffgewinnung aus. Dies resultiert vornehmlich aus um-

fangreicheren und detaillierteren Angaben zu den erfassten Vermögenswerten des 

Anlagevermögens sowie zu dessen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden. Rest-

riktionen liegen aber insbesondere in der Erkennbarkeit von erfolgswirksamen Fak-

toren und in unspezifischen Angaben zu der Ermittlung von Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten von Vermögenswerten. 

Die getroffenen Feststellungen führen auch bei den Angaben in der Entwicklungs- 

und Ausbeutungsphase zu einer eingeschränkten Entscheidungsnützlichkeit. 

Die Kriterien der Relevanz sind eingeschränkt, da durch die aufgezeigten fehlenden, 

jedoch wesentlichen Informationen nicht vollständig über das Abschlussbild berich-

tet wird. Die nicht oder kaum mögliche Identifizierbarkeit der auf diese Phasen fal-

lenden Beträge lassen darüber hinaus eine Vergleichbarkeit der Abschlüsse nur 

unzureichend zu. Es ist insbesondere nicht möglich, den auf dieser Phase innerhalb 

eines Berichtsjahres vorgenommenen Umfang der Entwicklungs- und Ausbeutungs-

tätigkeiten zu erkennen. Die fehlenden Informationen bzw. die in weiten Teilen die 

einschlägigen Standards paraphrasierenden Angaben haben zudem negative Aus-

wirkung auf die Verständlichkeit der Abschlüsse.  

Ebenso verhält es sich mit dem Kriterium der Glaubwürdigkeit. Insbesondere die 

im Rahmen von Ermessensspielräumen zu treffenden Einschätzungen und Annah-

men sind für einen externen Leser nicht nachprüfbar dargelegt. Aussagen über die 

Richtigkeit und Neutralität lassen sich in diesem Bereich somit nicht treffen.

Analog zur Erforschungs- und Bewertungsphase ergibt sich auch hier die Notwen-

dengigkeit für eine entscheidungsnützlichere Bilanzierung. Diese wird im Rahmen 

des Empfehlungskataloges829 ausgearbeitet.  

                                                 
829 Vgl. Kapitel E.3.1.3. 
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4. Energieerzeugungsspezifische Rückstellungen 

4.1. Untersuchung der Abschlussangaben sowie der Ausübung abschluss-
politischer Instrumente 

4.1.1. Untersuchung der Abschlussangaben 

Bei EnBW werden unter dem Punkt „Wesentliche Bilanzierungs- und Bewertungs-

methoden“ zuerst die Grundsätze über die Rückstellungsbilanzierung aufgeführt. Sie 

beinhalten „sämtliche am Bilanzstichtag erkennbaren rechtlichen oder faktischen 

Verpflichtungen gegenüber einer anderen Partei aufgrund von Ereignissen der Ver-

gangenheit, sofern diese künftig zu einem wahrscheinlichen Ressourcenabfluss füh-

ren und deren Höhe zuverlässig geschätzt werden kann.“830 Bewertet werden sie mit 

dem Erfüllungsbetrag, welcher bei langfristigen Rückstellungen abgezinst wird.831

Eine energieerzeugungsspezifische Konkretisierung erfahren die Angaben zu den 

Rückstellungen in erster Linie im Bereich der Kernenergie. Die dafür passivierten 

Verpflichtungen werden betragsmäßig aufgegliedert in Rückstellungen für die Still-

legung und den Rückbau der Kernkraftwerke, für die Entsorgung von Brennelemen-

ten sowie für kontaminierte Betriebsabfälle.832 Während die beiden zuletzt genann-

ten Verpflichtungen direkt erfolgswirksam erfasst werden, erhöhen die Stilllegungs- 

und Rückbauverpflichtungen die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des kor-

respondierenden Sachanlagevermögens und werden planmäßig abgeschrieben. 

EnBW führt aus, dass sich rückstellungsbegründende Verpflichtungen zum einen 

aus öffentlich rechtlichen Verpflichtungen und zum andern aus Auflagen in den Be-

triebsgenehmigungen ergeben.833 Die Bewertung der Erfüllungsbeträge erfolgt unter 

Zuhilfenahme externer Gutachten und Kostenschätzungen, sofern noch keine zivil-

rechtlichen Verträge geschlossen wurden und umfassen insbesondere erwartete Kos-

ten für die Stilllegung, Demontage, Entsorgung und Endlagerung.834 Für die Teile 

der Erfüllungsbeträge, denen bereits ein zivilrechtlicher Vertrag zugrunde liegt, er-

folgt die Bewertung anhand der in den Verträgen konkretisierten Kosten.835 Darun-

ter befinden sich vor allem Personalkosten, Kosten der Wiederaufarbeitung abge-

brannter Kernbrennelemente und Kosten für die dezentrale und zentrale Zwischen-
                                                 
830  EnBW (2012a), S. 135. 
831  Vgl. EnBW (2012a), S. 135.  
832  Vgl. EnBW (2012a), S. 166. 
833  Vgl. EnBW (2012a), S. 167. 
834  Vgl. EnBW (2012a), S. 167. 
835  Vgl. EnBW (2012a), S. 167. 
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lagerung.836 Sowohl für die nicht vertraglich nuklearen Verpflichtungen als auch für 

die vertraglich nuklearen Verpflichtungen werden seitens EnBW Fristigkeiten ange-

geben.837 Bei einem Zeitraum der voraussichtlichen Inanspruchnahme von 2020 bis 

2050 zinst die Gesellschaft Kernenergierückstellungen mit 5,5 % ab.838 Die Ent-

wicklung der Rückstellungen für Kernenergie insgesamt wird im Rückstellungs-

spiegel dargestellt;839 Schätzungsänderungen der Stilllegungs- und Rückbauver-

pflichtungen werden grundsätzlich erfolgsneutral in den Buchwerten des entgegen-

stehenden Sachanlagevermögens berücksichtigt, es sei denn, die betreffenden 

Kraftwerke wurden bereits stillgelegt.840 In diesem Fall erfolgt die Anpassung direkt 

erfolgswirksam.841 Die im Geschäftsjahr vorgenommenen Bewertungsanpassungen 

gibt die Gesellschaft betragsmäßig an.842

Neben den Rückstellungen für den Kernenergiebereich bestehen bei EnBW noch 

weitere umfangreiche Rückstellungen, die in Sammelposten aggregiert dargestellt 

werden.843 Gebildet wurden diese unter anderem auch für Rückbauverpflichtungen 

von Wind- und Wasserkraftanlagen.844 Betragsmäßige Angaben oder Hinweise auf 

noch andere energieerzeugungsspezifische Rückstellungen bleiben jedoch im Ver-

borgenen. Sonstige langfristige Rückstellungen werden mit durchschnittlichen 

Zinssätzen von 1,00 % bis 3,75 % abgezinst.845

Art, Umfang und Inhalt der Angaben zu energieerzeugungsspezifischen Rückstel-

lungen haben sich bei EnBW im Dreijahresvergleich grundsätzlich nicht verändert 

und die verbalen Ausführungen sind im Wesentlichen deckungsgleich geblieben. 

Hinzugekommen ist jedoch bei den Kernenergierückstellungen eine neue Informati-

on. Ihnen stehen ab 2010 Forderungen gegen einen Vertragspartner gegenüber, wel-

cher Rückbauverpflichtungen von Kernkraftwerken im Zusammenhang mit 

Stromlieferungen übernommen hat. Eine weitere nennenswerte Änderung ergab sich 

auch bei den verwendeten Diskontierungszinssätzen für übrige langfristige und nicht 

den Kernenergiebereich betreffende Rückstellungen. Während man 2009 noch von 

                                                 
836  Vgl. EnBW (2012a), S. 167. 
837  Vgl. EnBW (2012a), S. 163. 
838  Vgl. EnBW (2012a), S. 168. 
839  Vgl. EnBW (2012a), S. 168. 
840  Vgl. EnBW (2012a), S. 167. 
841  Vgl. EnBW (2012a), S. 167. 
842  Vgl. EnBW (2012a), S. 167. 
843  Vgl. EnBW (2012a), S. 168. 
844  Vgl. EnBW (2012a), S. 168. 
845  Vgl. EnBW (2012a), S. 168. 
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Zinssätzen zwischen 3,50 % und 4,25 % ausging, wurden für 2010 Abzinsungssätze 

von 1,00 % bis 3,00 % und 2011 von 1,00 % bis 3,75 % verwendet.846

Auch E.ON gibt pflichtgemäß die Grundsätze der Rückstellungsbilanzierung an und 

ähnlich wie EnBW werden dazu zunächst die Ansatzkriterien des IAS 37 aufge-

führt.847 Rückstellungen werden zum Erfüllungsbetrag, welcher auch am Bilanz-

stichtag erkennbare und wahrscheinliche Kostensteigerungen enthält, passiviert und 

sofern der aus der Diskontierung resultierende Unterschiedsbetrag aus der Abzin-

sung einer langfristigen Rückstellung wesentlich ist, mit dem Barwert angesetzt.848

Grundlage der Barwertermittlung ist ein Marktzins, wobei sämtliche Zinseffekte im 

Finanzergebnis ausgewiesen werden.849 Weiterhin führt die Gesellschaft aus, dass 

Stilllegungs- oder Rückbauverpflichtungen im Entstehungszeitpunkt nicht auf-

wandswirksam gebildet werden, sondern den Buchwert der korrespondierenden 

Sachanlage erhöhen und in der Folge planmäßigen Abschreibungen unterliegen.850

Sofern derartige Rückstellungen Schätzungsänderungen unterliegen, werden diese in 

der Regel erfolgsneutral durch eine Gegenbuchung im Sachanlagevermögen behan-

delt.851 Ist die entsprechende Sachanlage bereits vollständig abgeschrieben, wirkt 

sich die Schätzungsänderung direkt erfolgswirksam in der Gewinn und Verlustrech-

nung aus.852  

Energiespezifische Rückstellungen der Wertschöpfungsstufe Erzeugung werden im 

Anhang umfangreich aufgegliedert. Angaben über die Fristigkeiten sowie die Ent-

wicklung im Geschäftsjahr, welche über einen Rückstellungsspiegel gezeigt werden, 

finden sich für nichtvertragliche und vertragliche Entsorgungsverpflichtungen im 

Kernenergiebereich, für sonstige Rückbau- und Entsorgungsverpflichtungen sowie 

für Umweltschutzmaßnahmen und ähnliche Verpflichtungen wieder.853  

Die Rückstellungen für nicht vertragliche Entsorgungsverpflichtungen im Kern-

energiebereich betreffen Atomkraftwerke in Deutschland und Schweden und basie-

                                                 
846  Vgl. EnBW (2012), S: 168; EnBW (2011), S. 175; EnBW (2010), S. 174. 
847  Vgl. E.ON (2012a), S. 86. 
848  Vgl. E.ON (2012a), S. 86. 
849  Vgl. E.ON (2012a), S. 86. 
850  Vgl. E.ON (2012a), S. 86. 
851  Vgl. E.ON (2012a), S. 86. 
852  Vgl. E.ON (2012a), S. 86.  
853  Vgl. E.ON (2012a), S. 125. 
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ren auf fortlaufend aktualisierten externen Gutachten und Kostenschätzungen.854 Sie 

beinhalten Kosten für die Stilllegung und den Rückbau der Anlagen sowie Endla-

gerkosten radioaktiver Abfälle.855 In den Rückstellungen für vertragliche Entsor-

gungsverpflichtungen im Kernenergiebereich sind sämtliche Kosten der Kraftwerks-

stilllegung sowie Brennelemente- und Betriebsabfallentsorgung für Deutschland und 

Schweden enthalten, für die bereits zivilrechtliche Verträge eingegangen worden 

sind.856 Die Kostenbestandteile sowie bereits geleistete Anzahlungen werden dabei 

länderspezifisch und getrennt für vertragliche und nichtvertragliche Entsorgungs-

verpflichtungen aufgeschlüsselt.857 Zur Abzinsung der langfristigen Teile der Rück-

stellungen wird für Deutschland ein Zinssatz von 5,2 % und für Schweden ein Zins-

satz von 3,0 % genannt.858 Darüber hinaus werden auch die im Geschäftsjahr vorge-

nommenen Schätzungsänderungen im Anhang betragsmäßig angegeben.859

Die sonstigen Rückbau- und Entsorgungsverpflichtungen wurden für konventionelle 

und regenerative Kraftwerke gebildet, inklusive konventioneller Anlagenteile der 

Atomkraftwerke, und beinhalten weiterhin nötige Rekultivierungen im Zuge der 

Rohstoffförderungen sowie sonstige Rückbauverpflichtungen für die Infrastruk-

tur.860 Unter der Position Umweltschutzmaßnahmen und ähnliche Verpflichtungen 

erfasst E.ON Rückstellungen im Rahmen von Sanierungs- und Gewässerschutz-

maßnahmen sowie für die Beseitigung von Altlasten; ebenso sind hier die Beseiti-

gung von Bergschäden und alle übrigen Rekultivierungsmaßnahmen ausgewie-

sen.861 Auf eine tiefergehende betragsmäßige Untergliederung wird an dieser Stelle 

jedoch verzichtet. Für die Diskontierung der langfristigen Bestandteile gibt die Ge-

sellschaft an, Zinsen zwischen 0,3 % und 3,7 % zu verwenden.862  

Bei E.ON sind im Zeitvergleich zwischen den Konzernabschlüssen 2011 und 2010 

keine wesentlichen Veränderungen in der Darstellung zu verzeichnen. Dies betrifft 

sowohl die Angaben unter den grundlegenden Rechnungslegungsmethoden als auch 

die expliziten Ausführungen zu den energieerzeugungsspezifischen Rückstellungen. 

                                                 
854  Vgl. E.ON (2012a), S. 126. 
855  Vgl. E.ON (2012a), S. 126. 
856  Vgl. E.ON (2012a), S. 126 f. 
857  Vgl. E.ON (2012a), S. 126 f. 
858  Vgl. E.ON (2012a), S. 126. 
859  Vgl. E.ON (2012a), S. 126 f. 
860  Vgl. E.ON (2012a), S. 127. 
861  Vgl. E.ON (2012a), S. 127. 
862  Vgl. E.ON (2012a), S. 126. 
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Im Konzernabschluss 2009 dagegen sind im Vergleich zu den beiden Nachfolgejah-

ren im Bereich der Kernenergierückstellungen deutlich weniger Informationen ent-

halten. Nicht angegeben wird sowohl die betragsmäßige Unterteilung für Kern-

kraftwerke in Deutschland und Schweden als auch die tabellarische Aufschlüsselung 

vertraglicher und nicht vertraglicher Kernenergierückstellungen in die Teile für die 

Stilllegung von Kraftwerken, für die Entsorgung der Brennelemente und radioakti-

ver Abfälle sowie der bereits geleisteten Anzahlungen.863 Darüber hinaus haben sich 

auch die Formulierungen in den Erläuterungen zu den Kernenergierückstellungen 

teilweise verändert.864 Im Zeitablauf angepasst hat E.ON die Diskontsätze langfris-

tiger sonstiger Rückstellungen. In 2011 betragen sie 0,3 % bis 3,7 %, in 2010 0,7 % 

bis 4,4 % und in 2009 1,2 % bis 4,3 %.865

Bei der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden im Anhang erläu-

tert auch EWE zunächst den Ansatz von Rückstellungen anhand der Kriterien des 

IAS 37.866 Bewertet werden die von EWE erfassten Rückstellungen zum Barwert 

der erwarteten Ausgaben, wobei der Diskontzinssatz aus den aktuellen Markterwar-

tungen und den für die Verpflichtung spezifischen Risiken ermittelt wird. Die Effek-

te aus der Aufzinsung werden im Posten Zinsaufwendungen der Gesamtergebnis-

rechnung ausgewiesen.867 Weiterhin erfolgt eine Unterteilung der Rückstellungen 

hinsichtlich ihrer Fristigkeit; während der kurzfristige Teil Fälligkeiten bis zu einem 

Jahr berücksichtigt, sind im langfristigen Teil Rückstellungen mit Fälligkeiten über 

einem Jahr erfasst.868  

Neben der Emissionsrechterückstellung erfahren im Konzernabschluss der EWE die 

Anhangangaben eine energieerzeugungsspezifische Konkretisierung durch Ausfüh-

rungen zu Rekultivierungs- und Rückbaurückstellungen, die als Teile der Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten in den korrespondierenden Sachanlagen berücksich-

tigt und dann planmäßig abgeschrieben werden.869 Derartige Rückstellungen fallen 

im Wesentlichen nach Stilllegung von Kavernen und Gasfeldern, aber auch für eine 

Flugaschedeponie und den Rückbau eines Kraftwerks an und basieren auf öffent-
                                                 
863  Vgl. E.ON (2010), S. 166f. 
864  Vgl. E.ON (2010), S. 166f. 
865  Vgl. E.ON (2012), S. 126; E.ON (2011), S. 116; E.ON (2010), S. 116. 
866  Vgl. EWE (2012a), S. 100.  
867  Vgl. EWE (2012a), S. 101. 
868  Vgl. EWE (2012a), S. 101. 
869  Vgl. EWE (2012a), S. 101. 
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lich-rechtlichen Verpflichtungen.870 Zur Bewertung des Erfüllungsbetrages am Pla-

nungshorizont liegen externe Gutachten vor, die an jedem Abschlussstichtag über-

prüft und gegebenenfalls angepasst werden.871 Sämtliche Rekultivierungs- und 

Rückbaurückstellungen sind langfristig und weisen bei den Gaskavernen Laufzeiten 

bis 2032, bei der Flugaschedeponie bis 2014 und für das Kraftwerk bis 2050 aus.872

Zur Ermittlung des Barwerts wird unverändert zu den Vorjahren ein Zinssatz von 

5 % herangezogen.873 Bei Schätzungsänderungen oder Anpassungen des für die Ab-

zinsung verwendeten Diskontsatzes wird dies sowohl in den entsprechenden Rück-

stellungen sowie bei den korrespondierenden Sachanlagen berücksichtigt. Im Falle 

einer resultierenden Rückstellungserhöhung am Abschlussstichtag erhöhen sich 

auch die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Sachanlagen und im Falle einer 

Verminderung werden die Anschaffungs- oder Herstellungskosten gesenkt.874 Über-

steigt die Rückstellungsminderung den Buchwert der korrespondierenden Sachanla-

gen, wird der übersteigende Teil direkt ergebniswirksam erfasst.875 Die Höhe der im 

Abschluss befindlichen Rückstellungen für Rekultivierungs- und Rückbauverpflich-

tungen wird im Abschluss angegeben, ihrer Fristigkeit nach aufgegliedert und deren 

Veränderung mittels eines Rückstellungsspiegels dargestellt.876 Somit lässt sich die 

mit ihnen verbundene Auswirkung auf die Vermögens- und Ertragslage nachvoll-

ziehen. Im Konzernabschluss der EWE sind ebenfalls noch weitere energieerzeu-

gungsspezifische Rückstellungen enthalten. Für den Sammelposten „übrige sonstige 

Rückstellungen“ gibt die Gesellschaft an, unter anderem auch Verpflichtungen für 

Umweltsanierungsmaßnamen passiviert zu haben.877 Konkrete Beträge dazu fehlen 

jedoch.  

In den Abschlüssen der EWE fällt vor allem der in allen drei Jahren unterschiedli-

che Wortlaut der Angaben zu den energieerzeugungsspezifischen Rückstellungen 

auf. Während einzelne Textbausteine in den Vergleichsjahren identisch sind, sind an 

einigen Stellen Veränderungen feststellbar, die jedoch auf Quantität und Qualität der 

                                                 
870  Vgl. EWE (2012a), S. 130. 
871  Vgl. EWE (2012a), S. 106. 
872  Vgl. EWE (2012a), S. 130. 
873  Vgl. EWE (2012a), S. 130. 
874  Vgl. EWE (2012a), S. 101. 
875  Vgl. EWE (2012a), S. 101. 
876  Vgl. EWE (2012a), S. 126; S. 130. 
877  Vgl. EWE (2012a), S. 130. 
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enthaltenen Informationen in allen drei Jahren keinen Einfluss haben.878 In den spe-

zifischen Erläuterungen zu den Rückstellungen ist vor allem ein Informationsmehr-

gehalt im Übergang von 2009 auf 2010 feststellbar. In 2009 sind noch keine Anga-

ben über die Laufzeiten und die Sachverhalte zu den Rekultivierungs- und Rück-

bauverpflichtungen enthalten.879  

Auch RWE erläutert zunächst paraphrasierend die Vorschriften des IAS 37 bezüg-

lich Ansatz und Bewertung von Rückstellungen und geht auf die Bilanzierung von 

Stilllegungs- und Rückbauverpflichtungen ein.880 Diese werden gegensätzlich zu 

den sonst über Aufwand gebildeten Rückstellungen, in die Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten der entsprechenden Sachanlagen einbezogen.881 Schätzungsände-

rungen werden erfolgsneutral über eine Gegenbuchung bei den dazugehörigen 

Sachanlagen verrechnet, wenn der sich aus der Schätzungsänderung ergebende Be-

trag diesen nicht übersteigt; in diesem Falle ist der überhängende Betrag direkt er-

folgswirksam zu erfassen.882

Anhand der von RWE vorgenommenen Gliederung der Rückstellung in Unterposten 

lassen sich auch energiespezifische Rückstellungssachverhalte der Wertschöpfungs-

stufe Erzeugung identifizieren. Zu nennen sind Rückstellungen für Entsorgung im 

Kernenergiebereich, bergbaubedingte Rückstellungen und Umweltschutzverpflich-

tungen. Sie werden sowohl entsprechend ihrer Fristigkeiten als auch entsprechend 

ihrer Entwicklung mittels des Rückstellungsspiegels betragsmäßig erläutert.883

Die Verpflichtungen im Kernenergiebereich resultieren aus öffentlich rechtlichen 

Vorschriften und den Betriebsgenehmigungen und werden seitens der RWE be-

tragsmäßig in Rückstellungen, die bereits vertraglich oder noch nicht vertraglich 

konkretisiert sind, unterteilt.884 Die noch nicht vertraglich konkretisierten Rückstel-

lungen werden mittels externer Gutachten geschätzt und umfassen im Wesentlichen 

Kosten für den Rückbau und die Stilllegung der Atomkraftwerke sowie Endlager- 

und Entsorgungskosten radioaktiver Abfälle.885 Weitere Kernenergierückstellungen 

                                                 
878  Vgl. EWE (2012), S. 100f.; EWE (2011), S.108f.; EWE (2010), S. 122f.  
879  Vgl. EWE (2010), S. 146 f. 
880  Vgl. RWE (2012a), S. 139. 
881  Vgl. RWE (2012a), S. 139. 
882  Vgl. RWE (2012a), S. 139. 
883  Vgl. RWE (2012a), S. 165, S. 169. 
884  Vgl. RWE (2012a), S. 169 f. 
885  Vgl. RWE (2012a), S. 170. 



179 

spiegeln vor allem bereits durch zivilrechtliche Verträge konkretisierte Stilllegungs-

kosten und Wiederaufarbeitungs- und Zwischenlagerkosten für die Kernbrennele-

mente wider.886 Zusätzlich schlüsselt RWE den Umfang für die Stilllegung von 

Kernkraftwerken, für die Entsorgung von Kernbrennelementen und für die Entsor-

gung radioaktiver Betriebsabfälle auf.887 Die Kernenergierückstellungen sind zum 

überwiegenden Teil langfristiger Natur, wobei mit Inanspruchnahmen zwischen 

2020 und 2050 gerechnet wird.888 Unverändert zum Vorjahr beträgt der von RWE 

verwendete Diskontsatz 5,0 %. Die im Berichtsjahr aufgrund von Schätzungsände-

rungen nötigen Anpassungen gibt die Gesellschaft betragsmäßig an.889

Für die sich aus öffentlich rechtlichen Vorgaben ergebenden Verpflichtungen von 

Bergbauflächen bzw. zur Beseitigung von Bergschäden werden Rückstellungen ge-

bildet, die auf Basis erwarteter Vollkosten mit zunehmendem Verpflichtungsumfang 

durch den fortschreitenden Bergbau angesammelt werden.890 Zusätzlich werden an 

dieser Stelle auch Verpflichtungen zum Rückbau von Produktionsanlagen der Roh-

stoffgewinnung und zum Verfüllen von Bohrlöchern ausgewiesen.891 Auch wird der 

Betrag angegeben, welcher von den Zuführungen des Geschäftsjahrs unter den 

Sachanlagen aktiviert wurde und der verwendete Diskontsatz von 5,0 %.892 Über 

diese Ausführungen hinaus nimmt die Gesellschaft keine weiteren Erläuterungen zu 

energieerzeugungsspezifischen Rückstellungen vor, was auch die Rückstellungen 

für Umweltschutzverpflichtungen betrifft.  

Die bei RWE enthaltenen Angaben und Informationen sind in allen drei untersuch-

ten Jahren deckungsgleich und es sind keine Änderungen zu verzeichnen. 

Auch Vattenfall gibt pflichtgemäß die Grundsätze des Rückstellungsansatzes und 

der Rückstellungsbewertung im Anhang unter den Ausführungen zu den Rech-

nungslegungsmethoden an.893 Im Rückstellungsspiegel wird darüber hinaus der Ge-

samtbetrag der Rückstellungen in mehrere Unterpositionen aufgeschlüsselt. Ener-

gieerzeugungsspezifische Sachverhalte sind demnach in den Rückstellungen für die 

                                                 
886  Vgl. RWE (2012a), S. 170. 
887  Vgl. RWE (2012a), S. 170. 
888  Vgl. RWE (2012a), S. 169. 
889  Vgl. RWE (2012a), S. 169. 
890  Vgl. RWE (2012a), S. 140. 
891  Vgl. RWE (2012a), S. 140. 
892  Vgl. RWE (2012a), S. 170 
893  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 50. 
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Entsorgung im Kernenergiebereich, für Umweltschutzverpflichtungen und in den 

bergbaubedingten Rückstellungen enthalten.894 Ebenso angegeben wird der Anteil 

der Zuführungen des Geschäftsjahrs, welche in den Sachanalgen aktiviert wurden.895

Die Ausführungen zu diesen Rückstellungen fallen im Vergleich zu den anderen 

Unternehmen deutlich geringer aus. Für die passivierten energieerzeugungsspezifi-

schen Verpflichtungen werden lediglich die Verpflichtungsgrundlage sowie die 

Kostenbestandteile kurz umrissen.896 Weitere Anmerkungen oder betragsmäßige 

Aufgliederungen sind nicht enthalten. Positiv anzumerken ist jedoch, dass für alle 

aufgegliederten Unterpositionen die Barwerte der voraussichtlichen Zeitpunkte der 

Inanspruchnahme angegeben werden.897 Diesbezüglich werden Zeiträume von 5 

Jahren, 6 bis 10 Jahren und über 10 Jahren dargestellt.898 Darüber hinaus gibt Vat-

tenfall für bergbaubedingte und Rückstellungen im Kernenergiebereich voraussicht-

liche Laufzeiten bis 2040 bzw. 2080 an.899 Als Abzinsungszinssatz für sehr langfris-

tige Rückstellungen, wie für Entsorgungsverpflichtungen im Kernenergiebereich, 

für bergbaubedingte Rückstellungen und für Umweltschutzverpflichtungen wird ein 

Zinssatz von 4,75 % und für Rückstellungen mit geringerer Laufzeit ein Zinssatz 

von 4,50 % verwendet.900

In den Erläuterungen zu den energieerzeugungsspezifischen Rückstellungen im 

Konzernabschluss der Vattenfall sind im Dreijahresvergleich Änderungen zu ver-

zeichnen. Diese betreffen zum einen Ausführungen zu Rückstellungen für abge-

brannte Kernbrennelemente, für die in 2009 und 2010 angegeben wird, dass sie un-

ter den im Vorratsbestand befindlichen Kernbrennelementen aktiviert werden; 2011 

fehlt dieser Hinweis.901 Darüber hinaus werden in 2009 im Gegensatz zu den beiden 

Folgejahren die bei der Rückstellungsbewertung zu Grunde gelegten Preissteigerun-

gen genannt.902 Die in allen untersuchten Jahren nach gleicher Vorgehensweise ge-

                                                 
894  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 68. 
895  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 68. 
896  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 69. 
897  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 69. 
898  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 69. 
899  Vgl. Vattenfall (2012a), S. 70. 
900  Vgl. Vattenfall (2012), S. 51. 
901  Vgl. Vattenfall (2011), S. 56; Vattenfall (2010), S. 67. 
902  Vgl. Vattenfall (2010), S. 72. Für die Entsorgung im Kernenergiebereich werden Preissteige-

rungen von 3,50 %, für Rückbauverpflichtungen der Kernkraftwerke 2,50 %, für bergbaube-
dingte Rückstellungen 3,00 % und für alle weiteren sonstigen Rückstellungen 1,50 % genannt. 
2010 und 2011 wird auf diese Betragsangaben verzichtet. 
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nannten Abzinsungszinssätze entwickelten sich für sehr langlaufende Rückstellun-

gen von 5,25 % in 2009 zu 4,75 % in den Folgejahren und für geringere Laufzeiten 

von 5,00 % in 2009 zu 4,5 % in 2010 und 2011.903 Ansonsten ergaben sich keine 

wesentlichen Änderungen in Wesen, Art und Umfang der Angaben.  

4.1.2. Untersuchung der Ausübung abschlusspolitischer Instrumente  

Bezüglich der Ausübung der abschlusspolitischen Instrumente ist grundsätzlich 

festzuhalten, dass die Bilanzierung der einzelnen Unternehmen vordergründig ähn-

lich erscheint. Die energieerzeugungsspezifischen Verpflichtungen werden unter 

den Rückstellungen gemäß ihrer Fristigkeit ausgewiesen und mit ihren abgezinsten 

Erfüllungsbeträgen bewertet. Neben der direkt aufwandswirksamen Verbuchung 

werden Stilllegungs- und Rekultivierungsverpflichtungen in die Anschaffungs- und 

Herstellungskosten der korrespondierenden Sachanlagen erfasst. Allein Vattenfall 

bezieht die Entsorgungsrückstellungen für Brennstoffe bei der Stromproduktion in 

die Vorräte, wobei nicht über die Höhe der aktivierten Rückstellungen berichtet 

wird. Das Ausüben des faktischen Wahlrechts zur Bildung verdeckter Aufwand-

rückstellungen konnte bei den untersuchten Unternehmen nicht identifiziert werden. 

Bei allen Unternehmen sind im Rahmen des Rückstellungsspiegels die durch die 

Folgebewertung bedingten Veränderungen aus Aufzinsung, Inanspruchnahme und 

Auflösung der Rückstellungen ersichtlich. Unterschiede ergeben sich vor allem im 

Bereich des Umfangs und der Aufgliederung der Rückstellungen im Anhang. Bei 

E.ON und RWE werden die Rückstellungen detaillierter hinsichtlich energieerzeu-

gungsspezifischer Verpflichtungen unterteilt als bei den restlichen Unternehmen. 

Vattenfall ergänzt die betragsmäßigen Angaben als einziges Unternehmen um eine 

Tabelle mit den geschätzten Inanspruchnahmen der Rückstellungen im Zeitablauf. 

Für den Diskontierungszinssatz wenden die fünf Unternehmen leicht unterschiedli-

che Zinssätze an. 

An dieser Stelle wird darauf verwiesen, dass im Rahmen der literaturgestützten Ana-

lyse der abschlusspolitischen Instrumente insbesondere nicht erkennbare Ermes-

sensspielräume in Ansatz und Bewertung identifiziert wurden.904 Über diese Ermes-

sensspielräume wird bei den untersuchten Unternehmen im Wesentlichen nicht be-

richtet. Dieser Punkt wird bei der anschließenden Beurteilung der Entscheidungs-

                                                 
903  Vgl. Vattenfall (2012), S. 51; Vattenfall (2011), S. 69; Vattenfall (2010), S. 71. 
904  Vgl. Kapitel C.4.2. 
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nützlichkeit eine wichtige Rolle spielen. Zuvor wird die Bilanzierung der einzelnen 

Unternehmen in nachfolgender Abbildung nochmals zusammengefasst und verglei-

chend gegenübergestellt. 

Abbildung 17:  Tabellarische Übersicht zur Bilanzierung energieerzeugungs-
spezifischer Rückstellungen in der Bilanzpraxis905

                                                 
905  Eigene Darstellung. 
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4.2. Beurteilung der Entscheidungsnützlichkeit  

Bei EnBW ist zunächst die energieerzeugungsspezifische Konkretisierung durch 

umfangreiche Erläuterungen zu den Kernenergierückstellungen positiv herauszustel-

len. Hier werden unter anderem Bewertungsgrundlagen zur Bestimmung des Erfül-

lungsbetrages erläutert, einzelne Beträge nochmals weiter unterteilt sowie der ange-

wendete Diskontsatz und die Abzinsungslaufzeiten angegeben. Trotzdem verbleiben 

für den Abschlussleser einige Unklarheiten. Zum einen lassen die von EnBW getä-

tigten Angaben nur schwer Rückschlüsse auf die Erfüllungsbeträge am Planungsho-

rizont und dazu getroffener Annahmen zu und zum anderen werden auch nicht die 

Zusammensetzung der Diskontierungszinssätze sowie die Grundlage von Bewer-

tungsänderungen erläutert. Ebenso sind Art und Umfang der berücksichtigten zu-

künftigen Ereignisse in der Rückstellungsbewertung sowie die Zusammensetzung 

der periodischen Rückstellungszuführungen nicht ersichtlich. Der geringe Erläute-

rungsumfang der übrigen sonstigen Rückstellungen gibt nur wenig Einblick in wei-

tere energieerzeugungsspezifische Rückstellungssachverhalte. 

Auch der E.ON Konzernabschluss beschäftigt sich vorrangig mit den Kernenergie-

rückstellungen, welche auch den Großteil gemessen an der gesamten Rückstellungs-

höhe ausmachen. Verpflichtungsgrundlagen und wesentliche Kostenbestandteile 

werden dazu erläutert und nochmals betragsmäßig aufgegliedert. Trotzdem bestehen 

hier ebenfalls analog zur EnBW zahlreiche Unklarheiten. Diese betreffen für den 

Abschlussleser nicht bestimmbare Erfüllungsbeträge inklusive zentraler Annahmen 

dazu, die Zusammensetzung des Diskontsatzes, Art und Umfang berücksichtigter 

zukünftiger Ereignisse sowie die Grundlagen der Bewertungsänderungen. Darüber 

hinaus ist auch die Zusammensetzung der periodischen Rückstellungszuführungen 

weitestgehend nicht erläutert. Aber auch für weitere energieerzeugungsspezifische 

Rückstellungen existieren separate Unterpositionen. Erläuterungen dazu sind jedoch 

knapp gehalten und weitere wichtige Informationen neben der reinen Inhaltsbe-

zeichnung gehen daraus nicht hervor. 

Bei EWE wird dem Abschlussadressaten nur teilweise ein Einblick in die Bilanzie-

rung energieerzeugungsspezifischer Rückstellungen gewährt. Erläutert werden ins-

besondere die Verpflichtungen zur Rekultivierung, bei denen jedoch zur Beurteilung 

durch einen Externen wichtige Informationen fehlen. Dies betrifft getätigte Annah-

men und die Höhe zu den Erfüllungsbeträgen, die Zusammensetzung von Diskontie-

rungszinssätzen sowie Art und Umfang berücksichtigter zukünftiger Ereignisse. 
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Nicht klar erläutert werden auch die Zusammensetzung der Rückstellungszuführun-

gen sowie die Grundlagen etwaiger Bewertungsänderungen. Außerdem befinden 

sich unter dem Posten „übrige Rückstellungen“ Verpflichtungen in Höhe von ca. 

12 % der gesamten Rückstellungen, die nur rudimentär erläutert werden. 

Der vom Konzernabschluss der RWE vermittelte Einblick in die Bilanzierung von 

energiespezifischen Rückstellungen der Wertschöpfungsstufe Erzeugung lässt sich 

gut anhand der Aufteilung in die drei wesentlichen Positionen Kernenergie, berg-

baubedingte Rückstellungen und Umweltschutzverpflichtungen nachvollziehen. Der 

größte Erläuterungsumfang und –tiefe kommen dabei den Kernenergierückstellun-

gen zu und ähnlich wie EnBW und E.ON werden diesbezüglich umfangreiche Aus-

führungen und weitere betragsmäßige Untergliederungen vorgenommen. Wesentli-

che Unklarheiten bestehen aber auch hier über die Erfüllungsbeträge am Planungs-

horizont, die Zusammensetzung des Diskontsatzes, Einfluss zukünftiger Ereignisse, 

die Zusammensetzung der Rückstellungszuführungen und die Grundlagen bei den 

Bewertungsänderungen. Gleiches gilt für die bergbaubedingten Rückstellungen. Bei 

den Rückstellungen für Umweltverpflichtungen fehlen Erläuterungen gänzlich, 

weshalb hier die wesentlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden nicht er-

sichtlich sind. 

Im Vergleich zu den anderen Konzernabschlüssen ist bei Vattenfall ein deutlich 

geringeres Maß an ausführenden Anhangangaben zu verzeichnen. Die wesentlichen 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind somit nur rudimentär erkennbar, vor 

allem auch weil im Zeitablauf wesentliche Angaben gekürzt oder weggelassen wur-

den. Positiv kann aber die Tabelle zu den Rückstellungsinanspruchnahmen über den 

Zeitablauf angesehen werden. Hierbei handelt es sich um eine über die Anforderun-

gen der IFRS-Standards hinausgehende Information. 

Rückstellungen sind wesentlich durch Ermessensentscheidungen geprägt. Für die 

Entscheidungsnützlichkeit ist die Nachvollziehbarkeit des vom Abschlussersteller 

getätigten Ermessens durch den Abschlussadressaten von zentraler Bedeutung. Das 

getätigte Ermessen, ab wann eine Verpflichtung zum Ansatz einer Rückstellung 

führt, ist in keinem der untersuchten Unternehmen aussagekräftigt dargestellt. Dar-

über hinaus sind auch im Rahmen der Erstbewertung vorliegender abschlusspoliti-

scher Instrumente aus wesentlichen Ermessensentscheidungen nicht erkennbar. 

Nicht genannt werden die Methode bei Ansammlungsrückstellungen sowie konkrete 



185 

Grundlagen zur Ermittlung der Rückstellungshöhe am Planungshorizont. Weitestge-

hend ist nicht einmal das Ergebnis dieser Ermittlung klar den Abschlüssen zu ent-

nehmen, da Angaben zu den geschätzten Rückstellungshöhen fehlen bzw. sich für 

einen Externen nicht ermitteln lassen. Darüber hinaus wird auch nicht die Frage, wie 

die Diskontsätze ermittelt werden und wie es zu den Unterschieden zwischen den 

Unternehmen kommt, beantwortet. Wie die für Folge- und Abgangsbewertung

vorliegenden Ermessensentscheidungen in der Bilanzpraxis ausgeübt werden und 

welche Unterschiede dazu zwischen den Unternehmen bestehen, ist ebenfalls kaum 

zu beantworten. Die Veränderungen in den Rückstellungen lassen sich mittels des 

Rückstellungsspiegels nachvollziehen und auch der Verlauf der verwendeten Dis-

kontierungszinssätze ist erkennbar. Die Hintergründe und die Entscheidungsprozes-

se über die in der Folge- und Abgangsbewertung anfallenden Bilanzierungsfragen 

sind jedoch nicht ersichtlich.  

Auf die Entscheidungsnützlichkeit der Informationen in den vorliegenden Abschlüs-

sen hat dies negative Auswirkung. Sowohl das Kriterium der Relevanz als auch das 

Kriterium der Glaubwürdigkeit kann nicht zufriedenstellend erfüllt werden. Es 

muss angezweifelt werden, ob die Abschlussdaten vollständig über alle wesentli-

chen Rückstellungssachverhalte berichten. Aufgrund der in weiten Teilen nicht vor-

handenen Angaben zu Ermessensentscheidungen muss auch eine eingeschränkte 

Vergleichbar- und Verständlichkeit festgehalten werden. Darüber hinaus lässt sich 

durch die Nichterkennbarkeit der Ermessensentscheidungen durch den Abschlussle-

ser nicht die Richtigkeit und Neutralität der enthaltenen Abschlussinformationen 

nachprüfen. 

Aufgrund der stark ermessenbehafteten Natur von Rückstellungen sowie der diesbe-

züglich an dieser Stelle gewonnenen Erkenntnisse hinsichtlich der auch in der Bi-

lanzpraxis eingeschränkten Entscheidungsnützlichkeit der Rechnungslegungsinfor-

mationen wird umso deutlicher, dass die aktuell gültigen Regeln überdacht werden 

müssen. Dazu dient der im Folgenden zu erarbeitende Empfehlungskatalog zur 

Bilanzierung von energieerzeugungsspezifischen Rückstellungen als Diskussions-

grundlage.906  

                                                 
906  Vgl. Kapitel E.4. 



186 

E. Entwicklung eines Empfehlungskataloges für energieerzeu-
gungsspezifische Bilanzierungssachverhalte 

1. Vorbemerkungen 

Im bisherigen Verlauf der Arbeit wurden folgende zentrale Ergebnisse erzielt. 

Zunächst wurde anhand der Prinzipal-Agenten-Theorie erarbeitet, dass die Rech-

nungslegung nach IFRS für den typisierten Eigenkapitalgeber ein Instrument zur 

Gewinnung nützlicher Informationen für seine Investitionsentscheidungen darstellt. 

Die Entscheidungsnützlichkeit dieser Informationen wird jedoch durch die Mög-

lichkeit, Abschlusspolitik durch den Bilanzierenden zu betreiben, eingeschränkt, 

weil der Abschlussersteller das tatsächliche Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage im Abschluss in seinem Interesse verfälschen kann. Im Anschluss daran 

wurden die vorliegenden abschlusspolitischen Instrumente bei energieerzeugungs-

spezifischen Bilanzierungssachverhalten anhand des aktuellen Regelwerks identifi-

ziert und mittels einer Beurteilungssystematik umfangreiche Einschränkungen der 

Entscheidungsnützlichkeit durch die abschlusspolitischen Instrumente festgestellt. 

Die Auswertung der Konzernabschlüsse von fünf ausgewählten Unternehmen hat 

zudem gezeigt, dass die durch die Bilanzpraxis die zur Verfügung stehenden ab-

schlusspolitischen Instrumente unterschiedlich genutzt werden sowie teilweise von 

der Literatur abweichende Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden angewendet 

werden. 

Aufbauend auf den erarbeiteten Erkenntnissen ist es Ziel dieses Kapitels, eigene 

Vorschläge für Vorschriften zu erarbeiten, die die derzeitigen Schwächen in der 

Bilanzierung von energieerzeugungsspezifischen Bilanzierungssachverhalten min-

dern und die Entscheidungsnützlichkeit der Rechnungslegung steigern. 

Zu diesem Zweck werden die untersuchten Bilanzierungssachverhalte sowie die 

daran anknüpfenden abschlusspolitischen Instrumente aufgegriffen und eigenständi-

ge Empfehlungen für eine alternative Bilanzierung erarbeitet. Dabei werden die ab-

schlusspolitischen Instrumente so weit wie möglich beseitigt und unter Berücksich-

tigung der Kriterien der Entscheidungsnützlichkeit eine der Relevanz und Glaub-

würdigkeit dienlichere Bilanzierung aufgezeigt sowie auf IFRS-Konformität und -

Konsistenz zu ähnlichen Bilanzierungssachverhalten geachtet. Sofern Ermessens-

entscheidungen des Abschlusserstellers unvermeidbar sind, müssen diese durch be-
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gleitende Anhangangaben für den Bilanzleser transparent und nachvollziehbar dar-

gestellt werden. Abschließend werden sämtliche Handlungsempfehlungen in einem 

Katalog zusammengefasst. Die hier zu erarbeitenden Empfehlungen dürfen aber 

nicht zu dem Schluss führen, dass sämtliche vorhandenen Informationen durch die 

externe Rechnungslegung offengelegt werden sollen. Bedacht werden muss, dass 

dem Nutzen aus Informationen auch Kosten der Informationsbereitstellung durch 

den Abschlussersteller sowie Kosten der Informationsaufarbeitung durch den Ab-

schlussadressaten gegenüberstehen. Ein Mehr an Informationen ist nur dann nütz-

lich, wenn das Verhältnis zwischen Nutzen und Kosten positiv ist.907 Darüber hinaus 

dürfen den bilanzierenden Unternehmen durch die Offenlegung detaillierter Infor-

mationen aus wettbewerbstheoretischer Sicht keine wesentlichen Nachteile entste-

hen. Offengelegte zentrale wettbewerbsrelevante Informationen, wie eine sehr de-

taillierte Darstellung von Forschungs- und Entwicklungsprojekten oder bestimmter 

Produktionsverfahren, stehen dann auch Konkurrenzunternehmen zur Verfügung.908

Insofern würde es sich für das bilanzierende Unternehmen nicht mehr lohnen, in 

diesen Bereichen weiter tätig zu sein, da sich Wettbewerber sofort darauf einstellen 

könnten.909  

                                                 
907  Das Kosten-/ Nutzenpostulat findet sich auch an zentraler Stelle im aktuellen Framework des 

IASB wieder. Vgl. QC 35-39.  
908  Vgl. Schildbach (2009), S. 31f. 
909  Vgl. Schildbach (2009), S. 32. 
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2. Emissionsrechte 

2.1. Entwicklung eines Empfehlungskataloges zur Bilanzierung von Emis-
sionsrechten 

Wie die Untersuchungen auf abschlusspolitische Gestaltungsmöglichkeiten zeigten, 

liegen bei der Emissionsrechtebilanzierung mehrere bilanzpolitische Instrumente 

vor, die die Entscheidungsnützlichkeit einschränken.910 Nicht zuletzt resultiert das 

Gestaltungspotential aus fehlenden expliziten Regelungen innerhalb der IFRS für 

die Bilanzierung von Emissionsrechten. Deshalb müssen entsprechend der Ausle-

gungshierarchie des IAS 8.10 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden entwickelt 

werden. Von den genannten Bilanzierungsalternativen911 sollte in erster Linie die an 

die originären IFRS angelehnte Methode beachtet werden. Aus Sicht der IFRS han-

delt es sich beim zurückgezogenen IFRIC 3 sowie bei IDW RS HFA 15 um sonstige 

oder fremde Rechnungslegungsverlautbarungen.912 Trotzdem können die darin ent-

haltenen Vorschriften eine entscheidungsnützliche Bilanzierung fördern. Bei den 

nun diskutierten Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsfragen werden deshalb auch die 

Bilanzierungslösungen des IFRIC 3 und des IDW RS HFA 15 betrachtet, sofern sie 

von den einschlägigen IFRS abweichende Regelungen enthalten. 

2.1.1. Ansatz und Ausweis 

Emissionsrechte sind zum Zeitpunkt der Kontogutschrift aktivierungspflichtig, da 

sie die Vermögenswertkriterien erfüllen913 und eine entscheidungsrelevante Infor-

mation darstellen. Sie geben dem Abschlussadressaten Aufschluss über das vorhan-

dene Vermögen. Sie sind deshalb im Abschluss anzusetzen. 

Für den Ausweis besteht die Möglichkeit, sämtliche Emissionsrechte als immateriel-

le Vermögenswerte im kurzfristig gebundenen Vermögen zu erfassen oder nach der 

an das Handelsrecht angelehnten Methode ihrem Verwendungszweck nach in die 

Posten immaterielle Vermögenswerte und Vorräte zu trennen. Diesbezüglich sollte 

eine Vereinheitlichung angestrebt werden. Im Vergleich zur kompletten Erfassung 

sämtlicher Emissionsrechte in einem Posten, offeriert eine Trennung in Emissions-
                                                 
910  Vgl. Kapitel C.2. 
911  Vgl. Kapitel C.2.2.1. 
912  Vgl. Lorson/Toebe (2008), S. 500. 
913  Vgl. Petersen/Bansbach/Dornbach (2012), S. 158; Lorson/Toebe (2008), S. 500; Kapitel 

C.2.2.2. 
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rechte, die für die Produktion benötigt werden, und in Emissionsrechte, die für Han-

delszwecke gehalten werden, für den Abschlussadressaten entscheidungsnützlichere 

Informationen, weil dadurch die tatsächlichen Verhältnisse in der Vermögenslage 

besser widergespiegelt werden. Dadurch ist es möglich zu erkennen, wie viele Rech-

te im Rahmen der Produktion analog eines Mitteleinsatzes voraussichtlich ver-

braucht werden und wie viele Rechte für Handelsaktivitäten frei sind. Darüber hin-

aus lässt dieses Vorgehen die vom Bilanzierenden verfolgten Geschäftsmodelle 

(Produktion bzw. Handel) erkennen.914 Eine solche Ausweistrennung ist im IFRS 

Abschluss möglich, weil Emissionsrechte für die laufende Produktion auch den An-

satzkriterien für Vorräte entsprechen. Gemäß IAS 2.6 (c) kann für produktionsbezo-

gene Emissionsrechte eine Analogie zu Verbrauchsgütern gezogen werden. Durch 

den Ausstoß von CO2 im Rahmen der Produktion (z.B. Strom in einem Kohlekraft-

werk) ist das herstellende Unternehmen zur Einlösung bzw. zum Verbrauch von 

Emissionszertifikaten verpflichtet. 

Um die Entscheidungsnützlichkeit weiter zu steigern, sollten, zusätzlich zur Aus-

weistrennung der Emissionsrechte ihrem Bestimmungszweck nach, für die Posten 

sonstige kurzfristige immaterielle Vermögenswerte und Vorräte im Anhang die je-

weiligen Buchwerte und die Anzahl der gehaltenen Emissionsrechte angegeben so-

wie sämtliche betroffenen Positionen der Gesamtergebnisrechnung aufgeschlüsselt 

werden. Derartige Informationen sind derzeit nicht erforderlich, obwohl eine lü-

ckenlose Berichterstattung über sämtliche wesentlichen Werte für den Abschlussad-

ressaten von maßgeblicher Bedeutung für dessen Entscheidungsfindung ist.  

2.1.2. Erstbewertung 

Bei der Erstbewertung bestehen keine abschlusspolitischen Instrumente, wenn die 

Emissionsrechte entgeltlich angeschafft werden. Sie sind mit den für ihren Erwerb 

nötigen Ausgaben zu Anschaffungskosten zu bewerten. Andere Alternativen kom-

men aus Sicht der Entscheidungsnützlichkeit nicht in Frage, weil zu diesem Zeit-

punkt die Anschaffungskosten dem aktuellen Zeitwert entsprechen. Im Erwerbszeit-

punkt stellen die Anschaffungskosten deshalb sowohl die relevantesten als auch die 

glaubwürdigsten Informationen dar.  

                                                 
914  Im Rahmen eines Forschungsprojektes beschäftigt sich EFRAG mit der Rolle von Geschäfts-

modellen auf die Finanzberichterstattung. Nach derzeitigem Forschungsstand spricht sich 
EFRAG für eine nach Geschäftsmodellen ausgerichtete Bilanzierung aus. Vgl. EFRAG (2013), 
Tz. 15ff.  



190 

Anders verhält es sich bei von staatlicher Seite unentgeltlich zugeteilten Emissions-

zertifikaten, da dem Bilanzierenden nach IAS 20 dann das Wahlrecht zwischen der 

Erinnerungswertmethode und dem Government Grant Approach zusteht. Aus Ent-

scheidungsnützlichkeitsgesichtspunkten wird dafür plädiert, dieses Wahlrecht abzu-

schaffen. Die Analyse der ausgewählten Konzernabschlüsse hat darüber hinaus ein 

teilweises Fehlen der geforderten Angaben über den Umfang von staatlicher Seite 

unentgeltlich empfangener Zuwendungen in der Bilanzierungspraxis ergeben. 

Dem Government Grant Approach wird durch die Bewertung zum Zeitwert eine 

entscheidungsnützlichere Darstellung des bilanziellen Vermögens zugesprochen, 

weil die tatsächliche Höhe der vom Staat unentgeltlich zugeteilten Vermögenswerte 

aufgedeckt und somit die Relevanz der enthaltenen Informationen erhöht wird.915

Werden unentgeltlich zugeteilte Emissionsrechte für die Produktion benötigt, muss 

auf das dann entstehende ‚ökonomische Nullsummenspiel‘ hingewiesen werden.916

Effektiv werden weder die Vermögens- noch die Finanz oder Ertragslage beein-

flusst. In diesem Zusammenhang wird teilweise sogar gänzlich die Eigenschaft sol-

cher Emissionsrechte als Vermögenswert im Sinne des Rahmenkonzepts mangels 

zukünftigen ökonomischen Nutzens angezweifelt.917 Aus diesem Grund sollten un-

entgeltlich zugeteilte Emissionsrechte, die für die eigene Produktion benötigt wer-

den, zum Erinnerungswert bilanziert werden, wobei der mengenmäßige Umfang der 

von staatlicher Seite unentgeltlich zugeteilten Emissionsrechte im Anhang analog 

des IAS 20.39 (b) angegeben werden sollte.  

Für unentgeltlich zugeteilte Emissionsrechte, die nicht für die Produktion benötigt 

werden und zu Handelszwecken dienen, ist der Government Grant Approach zu 

empfehlen, weil hier ein tatsächlicher ökonomischer Vorteil für das Unternehmen 

generiert wird. Es handelt sich dabei um eine für den Abschlussadressaten relevante 

Information, da die Zeitwertbewertung die Höhe der unentgeltlich zugeteilten Rech-

te aufdeckt und Aufschluss über den durch Verkauf möglichen Ertrag daraus gibt. 

Darüber hinaus besteht für Emissionsrechte ein aktiver Markt, durch den die Zeit-

werte glaubwürdig ermittelt werden können. Der Government Grant Approach hat 

die Bildung eines entsprechenden Passivpostens zur Folge. Im Anhang sollte zusätz-

                                                 
915  Vgl. ähnlich Lorson/Toebe (2008), S. 510. 
916  Vgl. Wulf/Lange (2011), S. 487. 
917  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach (2006), S. 58. 
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lich analog zu den für die Produktion gehaltenen und unentgeltlich erworbenen 

Emissionsrechten über Umfang und betragsmäßige Höhe getrennt berichtet werden. 

2.1.3. Folgebewertung 

Die vorgeschlagene Klassifizierung in produktionsbezogene oder dem Handel zuge-

ordnete Emissionsrechte hat auch direkte Auswirkung auf die zur Verfügung ste-

henden Methoden der Folgebewertung.  

Für innerhalb der Vorräte erfasste Emissionsrechte sollte in Folgeperioden die Vor-

ratsbewertung gemäß IAS 2.9ff. angewendet werden, um keine Inkonsistenzen im 

Vergleich zu den restlichen Vorräten hervorzurufen. Somit entstehen erfolgswirk-

same Wertänderungen innerhalb der zu Produktionszwecken erworbenen Emissi-

onsrechten nur dann, wenn die Nettoveräußerungswerte, welche den Börsenpreisen 

der Zertifikate entsprechen, unter die betreffenden Buchwerte fallen.918 Eine Fair-

Value-Bewertung ist für das Vorratsvermögen nicht vorgesehen. Aufgrund der 

Kurzfristigkeit der zur Produktion in den Vorräten gehaltenen Emissionsrechten ist 

eine Zeitwertbewertung aus Entscheidungsnützlichkeitsgesichtspunkten nicht erfor-

derlich. 

Für die als kurzfristige immaterielle Vermögenswerte ausgewiesenen und für den 

Handel gehaltenen Emissionsrechte kommt entweder eine Folgebewertung nach 

dem Anschaffungskostenmodell oder dem Neubewertungsmodell in Frage. Obwohl 

in der Bilanzpraxis allgemein kaum von Bedeutung,919 eignet sich das Neubewer-

tungsmodell gerade bei Emissionsrechten des Handels besser für die Darstellung 

entscheidungsnützlicher Informationen. Durch die Zeitwertorientierung wird die 

Entwicklung des Vermögens im Vergleich zum Modell fortgeführter Anschaffungs-

kosten zutreffender dargestellt und die Bildung stiller Reserven verhindert. Dies 

erhöht die Relevanz der im Abschluss enthaltenen Informationen. Aufgrund des 

funktionierenden Marktes für Emissionsrechte ist darüber hinaus die Zeitwertermitt-

lung unkritisch und schränkt die Glaubwürdigkeit der enthaltenen Informationen 

nicht ein. 

                                                 
918  Zur Bilanzierung und Bewertung von Vorräten vgl. z.B. Bieg/Hossfeld/Kußmaul/Waschbusch, 

(2006a), S. 421-425; Kümpel (2006), S. 8. 
919  Vgl. Wulf/Lange (2011), S. 487; Hoffmann/Lüdenbach (2006), S. 61; Keitz (2005), S. 59. 
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In der Folgebewertung ist auch zu entscheiden, wie mit dem für unentgeltlich er-

worbene und zu Handelszwecken kategorisierten Emissionsrechten gebildeten Pas-

sivposten (Government Grant Approach) zu verfahren ist. Diesbezüglich schreibt 

IAS 20.26 eine Auflösung über die planmäßige Nutzungsdauer vor. Eine Nutzungs-

dauer liegt aber für diese Art Emissionsrechte nicht vor, weil sie gerade nicht für die 

Produktion benötigt werden. Aus diesem Grund sollte die Auflösung des Passivpos-

tens erst dann und in voller Höhe erfolgen, wenn die entsprechenden Emissionsrech-

te verkauft werden. Zum Zeitpunkt des Verkaufs wird der Gewinn realisiert und 

sollte demzufolge auch erst zu diesem Zeitpunkt als Ertrag vereinnahmt werden. 

Wie die Ausführungen zu Erst- und Folgebewertung gezeigt haben, hat die vorge-

schlagene Trennung der Emissionsrechte ihrem Bestimmungszweck nach weitrei-

chende Konsequenzen, die sich durch die unterschiedliche Bewertung auf die Ver-

mögensstruktur und -höhe niederschlagen. Insofern muss eine willkürfreie Kategori-

sierung sichergestellt werden. Gewährleisten lässt sich dies insbesondere dadurch, 

dass in den Vorräten nur so viele Emissionsrechte erfasst werden dürfen, wie vo-

raussichtlich während des Geschäftsjahres für den Schadstoffausstoß benötigt wer-

den. Hierbei entsteht ein Ermessensspielraum, dem jedoch keine größere schädliche 

Bedeutung beigemessen wird. Es wird davon ausgegangen, dass zum Zeitpunkt der 

Abschlusserstellung das korrespondierende Geschäftsjahr bereits abgelaufen ist und 

die Menge an emittierten Schadstoffen bereits verlässlich bestimmt werden kann. 

2.1.4. Abgangsbewertung 

Im Rahmen der Abgangsbewertung muss beantwortet werden, wie zum einen der 

Verkauf und wie zum anderen der Verbrauch von Emissionsrechten im Rahmen der 

schadstoffemittierenden Produktion zu erfassen ist. Nach der hier vorgeschlagenen 

Bilanzierung betrifft der Verkauf ausschließlich solche Emissionsrechte, die in der 

Handelskategorie als immaterielle Vermögenswerte erfasst sind. Die in den Vorrä-

ten gehaltenen Rechte dienen ausschließlich als für die Produktion nötiger Mittel-

einsatz.920

Abschlusspolitische Einflussnahme ist bei Verkäufen von Emissionsrechten grund-

sätzlich nicht möglich. Lediglich bei der Auflösung des im Rahmen des Government 

                                                 
920  Sofern ursprünglich zu Produktionszwecken gehaltene Emissionsrechte verkauft werden sollen, 

müssten diese zuerst umgegliedert und stille Reserven aufgedeckt werden. 
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Grant Approachs entstandenen Passivpostens bestehen bei den Bilanzierungsalter-

nativen Unterschiede, wenn der Verkaufspreis über dem Zeitwert zum Ausgabezeit-

punkt des unentgeltlich erhaltenen Emissionsrechts liegt. Gegenüber der Verteilung 

der Erträge über nachfolgende Perioden nach der IDW-Methode wird eine sofortige 

Erfolgsrealisation durch Auflösung des Passivpostens in voller Höhe bevorzugt, 

weil auch ökonomisch gesehen der Erfolg nur zum Zeitpunkt des Verkaufs entsteht. 

Im Zuge der Verpflichtung zur Einlösung von Emissionsrechten für die emittierten 

Schadstoffe ist die Notwendigkeit zur Rückstellungsbildung einhellig zu bejahen, 

weil durch die Abgabeverpflichtung zukünftige ökonomische Ressourcenabflüsse 

entstehen. Die Bilanzierung einer diesbezüglichen Rückstellung ist deshalb auch 

unter dem Gesichtspunkt der Entscheidungsnützlichkeit notwendig, weil sie eine für 

den Abschlussadressaten relevante Information darstellt. Gebildet werden sollte die 

Rückstellung sukzessive über den Produktionszeitraum entsprechend der emittierten 

Schadstoffe. In diesem Zusammenhang liegt das Wahlrecht zwischen der Brutto- 

oder Nettomethode vor. In den untersuchten Abschlüssen wird ausschließlich die 

Nettomethode angewendet. Diese wird auch im Rahmen des hier auszuarbeitenden 

Empfehlungskatalogs gegenüber der Bruttomethode bevorzugt. Da sich bei der Net-

tomethode auch Rückstellungswerte von Null ergeben können, wenn die gesamte 

Abgabeverpflichtung aus unentgeltlich erhaltenen Emissionsrechten getilgt werden 

kann, wird in der Literatur jedoch teilweise die Bruttomethode favorisiert, weil die 

Erfassung der Emissionsrechte und Rückstellungsbilanzierung getrennt behandelt 

werden sollte.921 Dagegen spricht, dass die in IAS 37.38 geforderte finanzielle Aus-

wirkung durch die Nettomethode zutreffender dargestellt wird und somit durch die 

Nettomethode IFRS-Konformität hergestellt wird. Effektiv werden sowohl die Li-

quidität als auch das Jahresergebnis nur mit den Ausgaben belastet, die für den Er-

werb für produktionsbedingte Emissionsrechte nötig sind. Über deren tatsächliche 

Höhe Informationen zu erhalten ist für den Abschlussleser relevant. Zusätzlich er-

geben sich bei der Bruttomethode Ergebnis- und Ausweisasymmetrien (accounting 

mismatch), weil im Rahmen dieses Empfehlungskataloges die entsprechenden 

Emissionsrechte unter den Vorräten bilanziert werden.922 Bei steigenden Marktprei-

                                                 
921  Vgl. z.B. Rogler/Lange/Straub (2009), S. 375. 
922  Bei steigenden Marktpreisen ist eine wertmäßige Anpassung der Vorräte nach oben unzulässig. 
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sen ergäbe sich dadurch eine ungleich höhere Rückstellung,923 was Inkonsistenzen 

hervorrufen würde. Für eine entscheidungsnützliche Abbildung der Rückstellung 

sind zusätzlich Angaben über Höhe und Anzahl der benötigten Emissionsrechte 

notwendig. Somit wird dem Abschlussadressat die Möglichkeit eröffnet, neben der 

tatsächlichen Belastung durch die abzugebenden Emissionsrechte auch bei der Net-

tomethode den kompletten Umfang benötigter Zertifikate nachzuvollziehen. Diese 

Empfehlung leitet sich auch aus den Erkenntnissen der Untersuchung der Konzern-

abschlüsse ab, weil Angaben zur Emissionsrechterückstellung bei den untersuchten 

Unternehmen nicht oder nur unzulänglich getätigt werden. 

2.2. Ergebniszusammenfassung des Empfehlungskataloges zur Bilanzie-
rung von Emissionsrechten 

In nachfolgender Abbildung werden die Empfehlungen zu einem Katalog über die 

Bilanzierung von Emissionsrechten im IFRS-Abschluss zusammengefasst: 

Ansatz

Ansatzzeitpunkt

Ausweis Emissionsrechte für die Produktion: Emissionrechte für den Handel:

Vorräte (IAS 2)
sonstige kurzfristige  immaterielle 

Vermögensw erte (IAS 38)

Erstbewertung Entgeltlich erw orben: Entgeltlich erw orben:

Anschaffungskosten Anschaffungskosten

Unentgeltlich erw orben: Unentgeltlich erw orben:

Erinnerungsw ertmethode 
(Anschaffungskosten = Null)

Government Grant Approach 
(Zeitw erte inkl. Passivposten)

Folgebew ertung Entgeltlich erw orben: Entgeltlich erw orben:

Vorratsbew ertung Neubew ertungsmodell (erfolgsneutral)

Unentgeltlich erw orben: Unentgeltlich erw orben:

Vorratsbew ertung
(Fortführung des Nullw erts)

Neubew ertungsmodell

Abgangsbewertung
Rückstellung in Höhe der tatsächlichen 
Abgabeverpflichtung (Nettomethode)

Verkauf im Rahmen des 
Neubew ertungsmodells, sofortige 

Auflösung des Passivpostens in voller 
Höhe

Anhangangaben

Empfehlungskatalog 

Ja

Kontogutschrif t

- Darstellung der Bilanzierungs- und Bew ertungsmethoden (IAS 1.117f.)
- Angabe der Höhe sämtlicher im Abschluss von Emissionsrechtebilanzierung 
   betroffener Posten
- Angabe der korrespondierenden Anzahl an Emissionszertif ikaten

Abbildung 18:  Empfehlungskatalog zur Bilanzierung von Emissionsrechten924

                                                 
923  Vgl. Hommel/Wolf (2005), S. 318f. 
924  Eigene Darstellung. 
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Der Empfehlungskatalog verdeutlicht, wie die aktuellen verschiedenen Bilanzie-

rungsalternativen und die zahlreichen abschlusspolitischen Instrumente zu einer 

einheitlichen und in der Entscheidungsnützlichkeit verbesserten Bilanzierung zu-

sammengeführt werden können. Die hier enthaltenen Ratschläge verstehen sich als 

eine Grundlage für eine neue Interpretation der Emissionsrechtebilanzierung als 

Ersatz für den zurückgezogenen IFRIC 3. Die Emissionsrechtebilanzierung wurde 

im Mai 2012 wieder als Forschungsprojekt vom IASB angesetzt.925  

                                                 
925  Vgl. IASB (2012), Emissions Trading Schemes (Research Project). 
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3. Rohstoffförderung - Extractive Activities

3.1. Entwicklung eines Empfehlungskataloges zur Bilanzierung der Roh-
stoffförderung

In der durchgeführten Untersuchung und Beurteilung des abschlusspolitischen Ge-

staltungsrahmens wurden entlang der Wertschöpfungsstufen der Rohstoffförderung 

erhebliche Einschränkungen der Entscheidungsnützlichkeit identifiziert.926 Zurück-

führen lässt sich dies zum einen auf das Fehlen einer alle Prozessphasen umfassen-

den Bilanzierungsregel, weil IFRS 6 nur einen Teilbereich des gesamten Extractive 

Activities abdeckt. Dem geschuldet muss auf den Stufen, wo IFRS 6 nicht anzuwen-

den ist, auf andere Standards zurückgegriffen werden. Zum anderen eröffnet auch 

IFRS 6 hinsichtlich der darin enthaltenen Bilanzierungs- und Bewertungsvorschrif-

ten umfangreiche abschlusspolitische Gestaltungsspielräume. Dies ist umso proble-

matischer, weil IFRS 6 auf relativ frühen Prozessphasen anzuwenden ist, in denen 

noch große Unsicherheiten im Hinblick auf zukünftige ökonomische Vorteile aus 

den Extractive Activities bestehen. Die damit verbundene Beurteilung der Risiken ist 

entscheidend für die Frage, ab welchem Zeitpunkt ein Nutzenzufluss wahrscheinlich 

ist und somit ein aktivierungsfähiger Vermögenswert vorliegt. Zusätzlich zeigt die 

Auswertung der Konzernabschlüsse erhebliche Unklarheiten und unterschiedliche 

Ausgestaltungen in den von den Unternehmen gemachten Angaben.927

Für die Bilanzierung von Extractive Activities wird entlang der Wertschöpfungsstu-

fen ein Empfehlungskatalog aus einer vom Verfasser selbständig entwickelten Ar-

gumentation erarbeitet. Unter möglichst weitgehender Beseitigung der abschlusspo-

litischen Instrumente sollen Ratschläge für eine entscheidungsnützliche Bilanzie-

rung erarbeitet werden. Enthalten sind darin auch die in 2010 veröffentlichten Vor-

schläge aus dem Diskussionspapier für eine Neufassung des IFRS 6. 

3.1.1. Erkundungsphase 

In der Erkundungsphase liegen nach den derzeit anzuwendenden Vorschriften ab-

schlusspolitische Instrumente nur in einem geringen Maße vor, weil sämtliche Aus-

gaben in der Regel mangels wahrscheinlicher zukünftiger wirtschaftlicher Vorteile 

nicht aktiviert werden dürfen.928 Zu diesem Ergebnis kommt auch das Diskussions-

                                                 
926  Vgl. Kapitel C.3. 
927  Vgl. Kapitel D.3. 
928  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 9; Kapitel C.3.2.1. 
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papier, wodurch sich hier keine Abweichungen zum bisherigen Vorgehen erge-

ben.929 Von diesem Aktivierungsverbot ausgenommen ist lediglich bereits auf dieser 

Stufe erworbenes Sachanlagevermögen, das aber im Gesamtkontext nur eine unter-

geordnete Rolle spielt.930

Der beschriebenen Bilanzierung soll auch für den Empfehlungskatalog gefolgt wer-

den. Der Erfolg der mit der Erkundungsphase im Zusammenhang stehenden Aktivi-

täten ist noch derart unsicher, dass nur sofortiges Erfassen als Aufwand ein rele-

vantes und glaubwürdiges Abschlussbild ergibt und entscheidungsnützlich ist. Eine 

hinreichende Sicherheit über zukünftige ökonomische Vorteile liegt noch nicht vor. 

Um den Abschlussadressaten zusätzlich eine Beurteilung des Umfangs der auf die-

ser Phase vorgenommenen Tätigkeiten zu ermöglichen, wird vorgeschlagen, die in 

den Abschlusspositionen enthaltenen Beträge, welche die Erkundungsphase betref-

fen, gesondert im Anhang anzugeben. In den in dieser Arbeit untersuchten Konzern-

abschlüssen wird dies bisher nicht gemacht.  

3.1.2. Erforschungs- und Bewertungsphase 

3.1.2.1. Ansatz und Ausweis 

Mit Erwerb von Explorationsrechten, welche immaterielle Vermögenswerte im Sin-

ne des IAS 38.8 darstellen, beginnt die Erforschungs- und Bewertungsphase. Die bei 

Ansatz vorliegenden abschlusspolitischen Instrumente eröffnen die Möglichkeit, auf 

diesen Prozessphasen anfallende Kosten komplett oder teilweise als Aufwand zu 

erfassen oder sogar vollumfänglich zu aktivieren. Diesbezüglich haben sich mehrere 

Methoden, wie die Zero- bzw. Full-Cost-Methode, die Successful-Efforts-

Methode und einige Mischformen (z.B. Area-of-Intersts-Methode), herausgebildet. 

Zusätzlich bringt das Diskussionspapier Extractive Activities eine neue, wie sich 

jedoch im Folgenden noch herausstellen wird, in der Sache bereits bekannte Bilan-

zierungsmethode ins Spiel. Bei den derzeit gültigen Regeln spielt es bei der Aus-

wahl der Methode aufgrund der Vorschriften des IFRS 6.7 keine Rolle, ob sie mit 

den sonst in der IFRS-Rechnungslegungswelt geltenden Richtlinien in Einklang 

gebracht werden kann.931 Für den hier zu entwickelnden Empfehlungskatalog wird 

diese Öffnungsklausel jedoch abgelehnt, weil dies eine Ungleichbehandlung und 

                                                 
929  Vgl. Wulf/Lange (2011a), S. 322; DP/2010/1, Rn. 3.29. 
930  Vgl. Kapitel C.3.2.1. 
931  Vgl. Hoffmann/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 9; Kapitel C.3.2.2.1. 
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wesentliche Erleichterung im Vergleich zu anderen Branchen darstellt.932 Die hier 

genannten Methoden werden deshalb nicht nur bezüglich ihrer Eignung unter Ent-

scheidungsnützlichkeitsgesichtspunkten diskutiert, sondern auch hinsichtlich der 

Vermögenswertdefinition geprüft. Dies wird auch als abstrakte Bilanzierungsfähig-

keit bezeichnet.933 Hierbei kommt für Extractive Activities insbesondere dem Defini-

tionskriterium des wahrscheinlichen zukünftigen Nutzenzuflusses zentrale Bedeu-

tung zu. 

Bei der Zero-Cost-Methode gelten sämtliche Kosten als Aufwand. Es ist nur dann 

wahrscheinlich, dass keine zukünftigen wirtschaftlichen Vorteile entstehen und so-

mit auch keine aktivierungspflichtigen Vermögenswerte vorliegen, wenn sämtliche 

Bemühungen auf der Erforschungs- und Bewertungsphase ins Leere laufen. Wesent-

licher Inhalt dieser Prozessphasen ist es aber, wichtige Kenntnisse, wie z.B. Lage 

und Umfang der vermuteten Rohstoffe, zu präzisieren und die ökonomische und 

technische Machbarkeit für die anschließende Förderung festzustellen. In diesem 

Zusammenhang stellen die getätigten Investitionen die Grundlage für künftige Nut-

zenzuflüsse dar. Aus diesem Grund negiert die Zero-Cost-Methode das Vorliegen 

eines Vermögenswertes und ist nicht entscheidungsnützlich. Werden keinerlei 

Kosten aktiviert, wird in der Bilanz nicht vollständig über die zukünftigen Erfolgs-

potentialträger berichtet. Durch den Verstoß der Zero-Cost-Methode gegen das 

Rahmenkonzept werden nicht konforme und zutreffend abgeleitete Informationen 

im Abschluss dargestellt. Als Zwischenergebnis ist demzufolge festzustellen, dass 

eine dem Rahmenkonzept entsprechende und entscheidungsnützliche Methode zum 

Bilanzansatz von Erforschungs- und Bewertungskosten auch zur Aktivierung von 

Vermögenswerten führen muss. 

Bei der Full-Cost-Methode werden alle Kosten als Vermögenswerte aktiviert. 

Demzufolge müssten alle auf der Erforschungs- und Bewertungsphase anfallenden 

Kosten auch unmittelbar zu wahrscheinlichen zukünftigen Nutzenzuflüssen führen. 

                                                 
932  Ähnliche Bilanzierungsprobleme bestehen auch bei anderen forschungsintensiven Branchen. 

Dort liegen aber durch die Trennung von Forschungs- und Entwicklungskosten und in diesem 
Zusammenhang stehenden Aktivierungsgrundsätzen weitaus strengere Regeln vor. Vgl. z.B. 
Wulf (2008), S. 35-40. 

933  Für eine zusammenfassende Darstellung der abstrakten Bilanzierungsfähigkeit vgl. Fischer, 
(2001), S. 68.  
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Davon ist aber nicht vollumfänglich auszugehen. Die Suche und Bewertung potenti-

eller Rohstoffvorkommen zeichnet sich dadurch aus, dass mitunter viele erfolglose 

Bemühungen nötig sind, um abbaubare Rohstoffe zu finden. Insofern erfüllen nicht 

alle Kosten die Kriterien eines Vermögenswertes. Zur Rechtfertigung der Full-Cost-

Methode wird dagegen argumentiert, dass insbesondere bei Extractive Activities alle 

Kosten unabhängig vom resultierenden Erfolg nötig sind, um abbaufähige Rohstoff-

reserven zu finden und somit aktiviert werden müssen.934 Hier ergeben sich jedoch 

Inkonsistenzen mit den Vorschriften zu Forschungs- und Entwicklungskosten in 

IAS 38. Forschungskosten sind mangels künftiger ökonomischer Vorteile nicht akti-

vierungsfähig.935 Zum Bilanzansatz kommt es erst, wenn umfangreiche Vorausset-

zungen kumulativ erfüllt sind.936 Zentrale Bedeutung kommt insbesondere der Dar-

legung der technischen Machbarkeit und dem Nachweis zukünftiger ökonomischer 

Vorteile zu. Dies festzustellen und erfolglose und erfolgreiche Aktivitäten zu tren-

nen, ist gerade Aufgabe der Erforschungs- und Bewertungsphase. Deshalb ist die 

Full-Cost-Methode für die IFRS-Bilanzierung nicht geeignet. Der Full-Cost-

Methode wird darüber hinaus teilweise eine Vereinbarkeit mit dem Matching Prin-

ciple937 zugesprochen.938 Dem wird jedoch nicht gefolgt, da tatsächlich Aufwand 

bereits in voller Höhe im Zugangsjahr entsteht und den erfolglosen Kostenbestand-

teilen in den Folgeperioden keine Erträge gegenüberstehen. Somit ergibt sich eine 

asymmetrische Erfolgswirksamkeit. Die Full-Cost-Methode ist zudem nicht ent-

scheidungsnützlich, da sie zu einem überhöhten Vermögensausweis führt. Die Ab-

schlussadressaten können dann die mit der Erforschungs- und Bewertungsphase 

verbundenen Risiken nicht adäquat einschätzen und ziehen fehlerhafte Rückschlüsse 

über die Lage des Unternehmens. Somit kommt es zu einer verzerrten Einschätzung 

der Höhe von zukünftigen Zahlungsmittelzuflüssen und den damit verbundenen 

Eintrittswahrscheinlichkeiten.  

                                                 
934  Vgl. zur nähren Darstellung der Argumentation überblicksmäßig Richter (2012), S. 82; 

Zülch/Willms (2005), S. 117. Die genannten Autoren folgen dieser Argumentation jedoch nicht. 
935  Vgl. IAS 38.54f. 
936  Dazu zählen die technische Machbarkeit, die beabsichtigte Vollendung, die Fähigkeit zur Nut-

zung als eigenständiger immaterieller Vermögenswert, die Darlegung ökonomischer Vorteile, 
die Verfügbarkeit der zur Durchführung nötigen Ressourcen sowie die zuverlässige Ermittlung 
der Kostenbestandteile durch ein geeignetes Kostenrechnungssystem. Vgl. IAS 38.57. 

937  Nach dem Matching Priciple bzw. Gegenüberstellungsprinzip entstehen Aufwendungen dann, 
wenn die damit in Verbindung stehenden Erträge realisiert werden. Vgl. Lüdenbach/Christian 
(2012), S. 8. 

938  Vgl. Richter (2012), S. 84; Willms (2006), S. 200. 
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Vor dem Hintergrund der Full-Cost-Methode sind auch die im Diskussionspapier

dargelegten Vorschläge zur Bilanzierung von Extractive Activities zu würdigen. 

Nach Vorstellung der für das Diskussionspapier verantwortlichen Projektgruppe soll 

es mit Erwerb der Explorationsrechte zu umfangreichen Aktivierungen kommen. 

Alle anfallenden Kosten sind – unabhängig vom Erfolg – zwar nicht als eigenstän-

dige Vermögenswerte aktivierungsfähig,939 wohl aber als Erhöhung des Wertansat-

zes der aktivierten Rechte.940 Diese Buchwerterhöhung wird damit begründet, dass 

jede zusätzlich gewonnene Information die Rechte wertvoller macht und das Auf-

finden von Rohstoffen bzw. das Möglichmachen einer Förderung wahrscheinlicher 

wird. Erst in der Ausbeutungsphase sind diese Kosten von den Rechten zu trennen, 

weil dann Vorräte vorliegen, die den Grundsätzen des IAS 2 unterliegen.941 Dieses 

Vorgehen ähnelt im Ergebnis der Full-Cost-Methode und wird deshalb abge-

lehnt.942

Eine weitere Möglichkeit zur Lösung der Ansatzfrage in der Erforschungs- und Be-

wertungsphase stellt die Successful-Efforts-Methode dar. Hier werden nur diejeni-

gen Kosten aktiviert, welche im Zusammenhang mit einem erfolgreichen Rohstoff-

fund stehen; erfolglose Bemühungen gehen dagegen aufwandswirksam in die Ge-

samtergebnisrechnung ein. Somit erfüllt diese Methode die Vermögenswertkrite-

rien des aktuellen Rahmenkonzeptes und ist entscheidungsnützlich, weil hier nur 

diejenigen Kosten aktiviert werden, welche auch mit wahrscheinlichen zukünftigen 

Nutzenzuflüssen verbunden sind. Eine Ungleichbehandlung im Vergleich zu ande-

ren, nicht die Erforschungs- und Bewertungsphase betreffenden Vermögenswerten 

wird durch sie vermieden. Die Successful-Efforts-Methode erfüllt am zutreffendsten 

das Kriterium der Relevanz. Es sind alle für den Abschlussadressaten erforderlichen 

Informationen enthalten, weil sowohl das bilanzielle Vermögen als auch die er-

tragswirksamen Beträge zutreffend dargestellt werden. Somit ist auch das Matching 

Principle erfüllt. Darüber hinaus vermittelt die Successful-Efforts-Methode ein den 

tatsächlichen Gegebenheiten entsprechendes Bild über zukünftige Risiken und 

Chancen, weil es erfolglose und erfolgreiche Bemühungen der Erforschungs- und 

Bewertungsphase trennt. Dies ermöglicht es dem Abschlussadressaten, für sein In-
                                                 
939  Vgl. DP/2010/1, Rn. 3.27. 
940  Vgl. DP/2010/1, Rn. 3.33-35. 
941  Vgl. DP/2010/1, Rn. 3.27. 
942  Vgl. Wulf/Lange (2011a), S. 322. 
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vestitionskalkül zutreffend künftige Zahlungsmittelzuflüsse und damit zusammen-

hängende Eintrittswahrscheinlichkeiten zu beurteilen. Neben der Relevanz wird 

deshalb auch die Glaubwürdigkeit der im Abschluss enthaltenen Informationen ge-

steigert.  

In der Umsetzung der Successful-Efforts-Methode werden weitere bilanzielle Frage-

stellungen aufgeworfen. Es dauert mitunter mehrere Jahre bis endgültig über den 

Erfolg durchgeführter Maßnahmen und damit in Verbindung stehender Kosten geur-

teilt werden kann. Insofern tritt an dazwischenliegenden Abschlussstichtagen das 

Problem auf, erfolglos und erfolgreich angefallene Kosten trennscharf abgrenzen zu 

können. Zur Lösung dieses Problems werden drei verschiedene Bilanzierungsva-

rianten diskutiert:943

Die erste Variante sieht vor, zunächst sämtliche Kosten zu aktivieren. Erst nach 

endgültiger Feststellung der Erfolglosigkeit werden die entsprechenden Beträge er-

folgswirksam abgeschrieben. Dieses Vorgehen wird bei den untersuchten Unter-

nehmen angewendet.944 Hier kommt es vorübergehend zu einer Aktivierung von 

Beträgen, die nicht durch die Vermögenswertkriterien des Rahmenkonzeptes ge-

deckt sind. Dadurch bestehen bis zur Erfolgsfeststellung die gleichen Nachteile aus 

Entscheidungsnützlichkeitsgesichtspunkten wie bei der Full-Cost-Methode und der 

im Diskussionspapier vorgeschlagenen Methode. Zusätzlich eröffnet diese Bilanzie-

rungsvariante nicht unerheblichen abschlusspolitischen Spielraum, weil die endgül-

tige Entscheidung über den Erfolg der angefallenen Kosten dem Abschlussersteller 

obliegt. Es ist hier insbesondere möglich, den Zeitpunkt der Abschreibung erfolglos 

angefallener Kosten zu beeinflussen und dadurch die Höhe des bilanziellen Vermö-

gens und die Jahresergebnisse über die Perioden hinweg zu verzerren. Dies hat ins-

besondere negativen Einfluss auf die Glaubwürdigkeit. Aus den genannten Gründen 

wird diese Bilanzierungsvariante abgelehnt.  

Die zweite Variante beschreibt genau den umgekehrten Fall. Zunächst gehen sämt-

liche Kosten als Aufwand in die Gesamtergebnisrechnung ein und erst nach Erfolgs-

feststellung kann die Aktivierung der entsprechenden Beträge vorgenommen wer-

den. Dies ist dann der Fall, wenn es wahrscheinlich ist, dass aus den angefallenen 

Kosten zukünftige wirtschaftliche Vorteile entstehen. Eine solche nachträgliche Ak-

                                                 
943  Für eine ausführliche Übersicht und Zusammenfassung der drei Varianten vgl. Richter (2012), 

S.88-92. 
944  Vgl. Kapitel D.3.1.1.2. 
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tivierung ist aber für analoge Sachverhalte in den IFRS nicht vorgesehen. IAS 38.65 

i.V.m. 38.71 untersagt ausdrücklich die Nachaktivierung von ursprünglich als Auf-

wand erfassten Kosten. Nachträgliche, nicht periodengerechte Erträge sollen ver-

mieden werden. Ebenso besteht analog zur ersten Variante weitreichendes Potential, 

Abschlusspolitik über den Zeitpunkt der Erfolgsbeurteilung zu betreiben. Somit 

wird auch die zweite Variante für den Empfehlungskatalog abgelehnt. 

Im Gegensatz zu den ersten beiden Varianten ist die dritte Variante mit den IFRS 

vereinbar. Bei ihr werden sämtliche Kosten bis Erfolgsfeststellung als Aufwand in 

der Gesamtergebnisrechnung erfasst und erst alle danach angefallenen Kosten akti-

viert.945 Dies entspricht den nach IAS 38 geltenden Vorschriften zur Trennung zwi-

schen Forschungs- und Entwicklungskosten und der damit verbundenen Aktivie-

rungsfähigkeit. Abschlusspolitisches Potential besteht auch hier. Es besteht die 

Möglichkeit, auf den Zeitpunkt der Erfolgsfeststellung und somit die Aktivierung 

von Kosten bilanzpolitisch einzuwirken. Im Gegensatz zu den beiden anderen Vari-

anten besteht jedoch nicht mehr die Möglichkeit, Vergangenes zu beeinflussen. Der 

abschlusspolitische Gestaltungsrahmen ist somit geringer.946 Aus diesem Grund 

wird diese Methode für den Empfehlungskatalog vorgeschlagen.  

Für den Bilanzansatz kommt somit als entscheidungsnützliche und mit der IFRS-

Rechnungslegungswelt vereinbare Bilanzierungsmethode allein die Successful-

Efforts-Methode in Betracht. Sämtliche anderen Bilanzierungsvarianten sind abzu-

lehnen. Dies betrifft auch weitere in der Bilanzpraxis vorliegende Mischformen, 

wie die Area-of-Intersts-Methode, welche eine Mischung aus Full-Cost- und Suc-

cessful-Efforts-Accounting darstellt. Derartige Mischformen werden jedoch mit 

Blick auf die Vermögenswertdefinition abgelehnt, weil durch die zumindest teil-

weise Orientierung an der Full-Cost-Methode Beträge aktiviert werden, die nicht im 

direkten Zusammenhang mit erfolgreichen Rohstofffunden stehen.  

Für den Ausweis des in die Bilanz aufzunehmenden Vermögens der Erforschungs- 

und Bewertungsphase stehen keine expliziten abschlusspolitischen Instrumente zur 

                                                 
945  Nachdem die technische Machbarkeit und die ökonomische Sinnhaftigkeit der Rohstoffförde-

rung festgestellt wurde, werden insbesondere die ausschlaggebenden Voraussetzungen des IAS 
38.57 erfüllt. 

946  So auch Richter (2012), S. 91. 
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Verfügung.947 Im Regelfall handelt es sich um langfristige immaterielle Vermö-

genswerte. Ein derartiger Ausweis wurde während der Auswertung der Konzernab-

schlüsse festgestellt.948 Für den Empfehlungskatalog wird die bereits jetzt durch 

IFRS 6.23 geregelte, gesonderte Darstellung sämtlicher Beträge, welche die Erfor-

schungs- und Bewertungsphasen betreffen, als sinnvoll erachtet. Durch diese im 

Anhang vorzunehmende Separierung von den restlichen Beträgen des Abschlusses 

wird es dem Abschlussleser insbesondere ermöglicht, den Umfang der Erfor-

schungs- und Bewertungstätigkeiten sowie die damit im Zusammenhang stehenden 

Risiken und Chancen besser beurteilen zu können.  

3.1.2.2. Erstbewertung 

Die für die Erstbewertung geltenden Regelungen des IAS 6.7 werden abgelehnt, da 

sie Inkonsistenzen zu den IFRS aufweisen und nicht entscheidungsnützlich sind. 

Insofern sollten die Vermögenswerte der Erforschungs- und Bewertungsphase zu 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten bewertet werden. Dies bedeutet ein Weg-

fallen des abschlusspolitischen Instruments auch echte Gemeinkosten zu aktivie-

ren.949 Aktivierbar sind nur die direkt zurechenbaren Einzelkosten inklusive der un-

echten Gemeinkosten.950  

3.1.2.3. Folgebewertung 

Für die Folgebewertung der aus der Erforschungs- und Bewertungsphase gewon-

nenen Vermögenswerte besteht das Wahlrecht zwischen der Neubewertungsmetho-

de und dem Modell fortgeführter Anschaffungs- oder Herstellungskosten.951 Dem 

entgegengesetzt wird im Diskussionspapier Extractive Activities vorgeschlagen, 

zukünftig ausschließlich das Anschaffungs- oder Herstellungskostenmodell vorzu-

schreiben.952 Im Sinne einer entscheidungsnützlichen Bilanzierung ist grundsätzlich 

das Neubewertungsmodell vorzuziehen, da dann der Wertansatz in der Bilanz dem 

aus der Zukunft abgeleiteten Wert des vermuteten Rohstoffvorkommens entspricht 

und dies die für den Abschlussadressaten relevante Information darstellt. Werte zu 

                                                 
947  Vgl. Kapitel C.3.2.2.1. 
948  Vgl. Kapitel D.3.1.1.2. 
949  Echte Gemeinkosten sind nach IAS 38.66 nicht Teil der Anschaffungs- oder Herstellungskos-

ten. Vgl. Hoffmann (2012b), § 13 Tz. 72. 
950  Vgl. IAS 38.65-67. 
951  Vgl. IAS 6.12 inklusive Rückgriff auf die entsprechenden Standards IAS 38 und IAS 16. 
952  Vgl. DP/2010/1, Rn. 4.85. 
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fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten sind vergangenheitsbasier-

te Daten und geben lediglich Aufschluss über die bis zum Abschlussstichtag ange-

fallenen aktivierbaren Kosten. Informationen über Höhe und Wahrscheinlichkeit 

zukünftiger Nutzenzuflüsse enthalten sie nicht. Nach Auffassung der Verfasser des 

Diskussionspapiers wird dieser Informationsvorteil durch weit größere Nachteile 

einer zeitwertorientierten Bewertung überkompensiert.953 In diesem Zusammenhang 

sind insbesondere die negativen Auswirkungen einer Zeitwertbewertung auf die 

Glaubwürdigkeit aufzuführen, da in der Erforschungs- und Bewertungsphase so-

wohl die mengenmäßige Höhe förderbarer Rohstoffe als auch der Zeitpunkt der 

Förderfähigkeit sehr unsicher sind. Ebenso schwer einschätzbar ist die Entwicklung 

der Preise, die für die geförderten Rohstoffe erreicht werden können. Ein weiterer 

Grund zur Ablehnung des Neubewertungsmodells ist das Nichtvorhandensein eines 

aktiven Marktes für die Vermögenswerte der Erforschungs- und Bewertungspha-

se.954 Diese sind im Regelfall immaterieller Natur und stark auf das entsprechende 

Explorationsprojekt bezogen. Nach IAS 38.75 ist das Vorhandensein eines aktiven 

Marktes für die Anwendung des Neubewertungsmodells bei immateriellen Vermö-

genswerten Voraussetzung. Gleichwohl wird für den Empfehlungskatalog, welcher 

sich auf das Bereitstellen entscheidungsnützlicher Informationen konzentriert, eine 

zeitwertorientierte Bewertung als erforderlich erachtet. Aus diesem Grund wird dem 

Vorschlag aus dem Diskussionspapier gefolgt, die Zeitwertbewertung in den An-

hang zu verlagern.955 Entgegen einer direkten bilanziellen Berücksichtigung hat dies 

den Vorteil, nicht nur eine singuläre Größe als Ergebnis in der Bilanz aufzunehmen. 

Vielmehr ist zu empfehlen, im Anhang eine Bandbreite möglicher Zeitwerte jeweils 

erweitert um die wesentlichen Bewertungsgrundlagen, wie geschätzte erreichbare 

Rohstoffmengen, geschätzte Preise sowie zugrunde gelegte Eintrittswahrscheinlich-

keiten, darzustellen. Dadurch wird dem Abschlussleser zum einen ermöglicht, die 

getroffenen Einschätzungen des bilanzierenden Unternehmens zu beurteilen und 

zum anderen Alternativszenarien in sein Bewertungskalkül einfließen zu lassen. Da 

in der Bilanzpraxis ohnehin bereits das Modell fortgeführter Anschaffungskosten 

angewendet wird, ist auch im Vergleich zur derzeitigen Bilanzierung keine Verän-

derung der bilanziellen Bewertungsmethoden erforderlich und Konsistenz zu den 

                                                 
953  Vgl. DP/2010/1, Rn. 4.83. 
954  Vgl. Hoffman/Lüdenbach (2012), § 42 Tz. 18; Zülch/Wilms (2005), S. 119. 
955  Vgl. DP/2010/1, Rn. 4.45f.; Wulf/Lange (2011a), S. 323; Fischer (2010a), S. 142. 
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übrigen langfristigen Vermögenswerten hergestellt. Es entstehen jedoch Mehranga-

ben im Anhang, welche im Rahmen des Kosten-/ Nutzenpostulats gewürdigt werden 

müssen. M.E. ergeben sich durch im Anhang dargestellte Zeitwerte erhebliche In-

formationsvorteile für die Abschlussadressaten, die die Kosten der Informationsbe-

reitstellung überkompensieren. Nicht schädlich sind derartige Angaben auch aus 

wettbewerbstheoretischer Sicht. Ziel dieser Angaben ist es, eine Beurteilung über 

den Erfolg von Extractive Activities zu ermöglichen und nicht detaillierte wettbe-

werbsrelevante Unternehmensdaten, wie Produktionsverfahren, offenzulegen.  

Vermögenswerte der Erforschungs- und Bewertungsphase sind planmäßig abzu-

schreiben.956 Diesbezüglich ergeben sich regelmäßig abschlusspolitische Maßnah-

men über die Bestimmung des Nutzungsbeginns, die Nutzungsdauer sowie die an-

zuwendende Abschreibungsmethode. Schwierigkeiten im Rahmen der Bestimmung 

der Abschreibungen treten insbesondere bei den immateriellen Vermögenswerten, 

wie Suchbohrungen, technischen und wirtschaftlichen Studien etc., auf. Weder 

IFRS 6 noch das Diskussionspapier enthalten explizite Regeln zu den Abschreibun-

gen des Erforschungs- und Bewertungsvermögens. Deshalb sollen die nachfolgen-

den Ausführungen die Regeln für die Besonderheiten der Rohstoffexploration und  

-evaluation näher konkretisieren.  

Ein sofortiger Abschreibungsbeginn wäre grundsätzlich denkbar, da die aus den 

vorliegenden Phasen gewonnenen Vermögenswerte insbesondere als Grundlage für 

die weiteren Phasen dienen und somit deren Nutzung bereits innerhalb der Erfor-

schungs- und Bewertungsphase beginnt. In der Bilanzpraxis wurde der Abschrei-

bungsbeginn beim Übergang auf die Entwicklungsphase festgestellt.957 Dagegen 

muss jedoch eingewendet werden, dass sich hier erhebliches abschlusspolitisches 

Potential eröffnet, da insbesondere die Nutzungsdauer und der Nutzungsverlauf 

noch weitestgehend im Verborgenen liegen und somit vollkommen im Ermessen des 

bilanzierenden Unternehmens. Aus diesem Grund wird es als entscheidungsnützlich 

erachtet, dass die Abschreibung auf Explorations- und Evaluationsvermögen erst 

mit Produktionsbeginn, d.h. nach der Entwicklungsphase und sobald die erste 

Rohstoffeinheit zum Verkauf gefördert wird, beginnt.958 Dies entspricht auch IAS 

                                                 
956  Vgl. Richter (2012), S. 103; Kapitel C.3.2.2.3. 
957  Vgl. Kapitel D.3.1.1. 
958  So auch Richter (2012), S. 104f.  
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38.97, nach dem die planmäßige Abschreibung mit der Betriebsbereitschaft zusam-

menfallen muss.959 In der Regel ist davon auszugehen, dass der Zeitpunkt der Be-

triebsbereitschaft und der Produktionsbeginn zusammenfallen. Da dieser Zeitpunkt 

eindeutig feststellbar ist und somit das aufgezeigte abschlusspolitische Instrument 

entschärft werden kann, steigt die Relevanz und Glaubwürdigkeit der im Abschluss 

enthaltenen Informationen.  

Die Rohstoffförderung weist das Spezifikum auf, dass selbst zu Produktionsbeginn 

die vorhandenen und förderfähigen Rohstoffvorkommen nicht abschließend beur-

teilt werden können und somit die Dauer der Rohstoffausbeutung eine vom Ab-

schlussersteller vorzunehmende Schätzgröße darstellen muss. Dies birgt immer die 

Gefahr abschlusspolitischen Wirkens. Deshalb ist die Nachvollziehbarkeit vorge-

nommener Schätzungen umso wichtiger. Im Anhang werden Nutzungsdauern an-

gegeben. Aussagekräftige Schlüsse ließen sich daraus aber nicht ziehen, weil die 

Nutzungsdauern zum einen hoch aggregiert und zum anderen in weiten Bandbreiten 

angegeben wurden. Für eine entscheidungsnützliche Bilanzierung muss jedoch so-

wohl Dauer als auch Umfang der zukünftigen abschreibungsbedingten Erfolgsbelas-

tungen erkennbar sein. Deshalb ist es ratsam die Angabepflicht von Nutzungsdauern 

stärker zu konkretisieren. Erfolgen kann dies z.B. durch eine Aufschlüsselung nach 

den jeweiligen Gebieten der Rohstoffförderungen. 

Neben Abschreibungsbeginn und Abschreibungsdauer hat der Bilanzierende auch 

über die Abschreibungsmethode zu entscheiden. Die relevante Abschreibungsme-

thode hat dabei die dem erwarteten Aufwand aus dem Verbrauch der wirtschaftli-

chen Vorteile der Vermögenswerte in der Zukunft zu entsprechen.960 Bei den imma-

teriellen Vermögenswerten der Erforschungs- und Bewertungsphase, bei denen der 

Abschreibungsverlauf nur schwer vorhergesagt werden kann, ist deshalb fraglich, 

welche Methode sachgerecht ist. Da die betreffenden Vermögenswerte Grundlage 

für die nachfolgenden Phasen sind und der Abschreibungsbeginn auf den Produkti-

onsanfang fällt, erscheint eine produktions- bzw. leistungsbedingte Abschreibung 

am relevantesten. Es muss jedoch beachtet werden, dass die leistungsabhängige Ab-

schreibung hinreichende Kenntnisse über die Gesamtkapazität, also über das vor-

handene zur Produktion bestimmte Gesamtrohstoffvorkommen, erfordert. Hierüber 

kann aber insbesondere am Anfang der Produktion noch keine gesicherte Aussage 

                                                 
959  Vgl. Pellens/Füllbier/Gassen/Sellhorn (2011), S. 321. 
960  Vgl. IAS 38.97. 
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getroffen werden. Der produktionsabhängige Verlauf der Abschreibung ist deshalb 

nicht verlässlich bestimmbar, was Einschränkungen der Glaubwürdigkeit mit sich 

bringt. Somit wird für den Empfehlungskatalog, der Vorschrift des IAS 38.97 fol-

gend, bei Unkenntnis über den Abschreibungsverlauf der Einfachheit halber die 

lineare Abschreibung vorgeschlagen.  

Für Vermögenswerte der Erforschungs- und Bewertungsphase enthält IFRS 6 einige 

von IAS 36 abweichende und vereinfachende Regeln zu außerplanmäßigen Ab-

schreibungen. Auch das Diskussionspapier richtet sich ähnlich wie IFRS 6.20 nach 

speziellen auf die Exploration und Evaluation zugeschnittenen technischen und 

wirtschaftlichen Umständen, die Wertminderungen indizieren. 961 Begründet wird 

dies durch die Besonderheiten dieser Prozessphasen, denen IAS 36 nicht gerecht 

werden würde.962 Dieser Sonderweg in IFRS 6 und im Diskussionspapier ist im Zu-

sammenhang mit den speziellen Ansatzvorschriften zu sehen, die es ermöglichen, 

Kosten zu aktivieren, welche nicht den Vermögenswertkriterien entsprechen.963 Un-

ter den Ausführungen zum Bilanzansatz wurde bereits gezeigt, dass die Successful-

Efforts-Methode zur Aktivierung von Vermögenswerten im Sinne des Frameworks 

und der einschlägigen Standards führt. Ein Sonderweg für die Werthaltigkeitsbeur-

teilung wird nicht als erforderlich erachtet. Vielmehr sollten auch hier die gleichen 

Regelungen wie bei allen anderen Vermögenswerten angelegt werden, was zur An-

wendung des IAS 36 führt. Dieser umfasst im Gegensatz zu IFRS 6 insbesondere 

auch die Notwendigkeit, Werthaltigkeitsfragen jährlich zu prüfen sowie gegebenen-

falls einen Werthaltigkeitstest und außerplanmäßige Abschreibungen vorzunehmen. 

Dabei sollten die Vorschriften des IAS 36 um zusätzliche Anhangangaben erweitert 

werden, um das getätigte Ermessen bei der Werthaltigkeitsbeurteilung nachvoll-

ziehbar zu machen. Neben der Angabe über die absolute Höhe der außerplanmäßi-

gen Abschreibungen wird für eine entscheidungsnützlichere Bilanzierung empfoh-

len, auch die Gründe der Wertminderung sowie die wesentlichen Bewertungspara-

meter und Zukunftsannahmen offenzulegen. Dadurch wird dem Abschlussleser Ein-

blick in die Ermittlung der entsprechenden Nettoveräußerungs- bzw. Nutzungswerte 

gewährt. 

                                                 
961  Vgl. DP/2010/1, Rn. 4.45ff. 
962  Vgl. DP/2010/1, Rn. 4.73 i.V.m. 4.66ff. 
963  Vgl. EFRAG (2010), S. 8. 
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3.1.2.4. Abgangsbewertung 

Zur Abgangsbewertung kommt es insbesondere, wenn die Erforschungs- und Be-

wertungsphase erfolgreich beendet wurde und ein Übergang auf die nächsten Pro-

zessphasen bevorsteht.964 Wird den in den vorgegangenen Kapiteln dargelegten 

Empfehlungen gefolgt, entfällt die Problematik zur Inkonsistenz zwischen unter 

IFRS 6 aktivierten, jedoch nicht den eigentlichen Kriterien entsprechenden Vermö-

genswerten. IFRS-Konformität ist somit gegeben. Weitere Ausführungen werden 

deshalb als nicht erforderlich erachtet. 

3.1.3. Entwicklungs- und Ausbeutungsphase 

3.1.3.1. Ansatz und Ausweis 

In Ansatz und Ausweis der Entwicklungs- und Ausbeutungsphase wurde kein we-

sentlicher Raum für eine Entscheidungsnützlichkeit einschränkende Abschlusspoli-

tik identifiziert.965 Für den Empfehlungskatalog werden somit grundsätzlich keine 

Veränderungen zu den derzeitigen Regelungen als erforderlich erachtet. Demnach 

richtet sich die Bilanzierung in der Entwicklungsphase, auf der die zur Rohstoffför-

derung nötige Infrastruktur errichtet wird, nach den Vorschriften für das Sachanla-

gevermögen gemäß IAS 16 und in der Ausbeutungsphase, in der die eigentliche 

Rohstoffgewinnung erfolgt, nach den Vorschriften für Vorräte gemäß IAS 2. Etwa-

ig anfallender Aufwand ist in den entsprechenden Aufwandsarten in der Gesamter-

gebnisrechnung zu erfassen. Ein derartiges Vorgehen ist grundsätzlich auch im Dis-

kussionspapier vorgesehen. 

Um dem Abschlussleser im Vergleich zu den vorgelagerten Prozessstufen erkennt-

lich zu machen, in welchem Umfang Kosten der Entwicklungsphase aktiviert wur-

den, sollten innerhalb der Posten des Anlagevermögens die entsprechenden Beträge 

im Anhang gesondert angegeben werden. Diese zusätzliche Angabe steigert die Ent-

scheidungsnützlichkeit, da Abschlüsse dadurch zum einen vergleichbarer werden 

und zum anderen aus dem Umfang der Kosten der Entwicklungsphase Rückschlüsse 

auf potentielle Nutzenzuflüsse aus der sich anschließenden Ausbeutungsphase gezo-

gen werden können. 

                                                 
964  Vgl. ähnlich Riese (2009), § 42 Tz. 47; Kapitel C.3.2.2.4. 
965  Vgl. Kapitel C.3.2.3.1. 
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3.1.3.2. Erstbewertung 

Die Bilanzierung von auf der Entwicklungsphase errichtetem Sachanlagevermögen 

richtet sich nach IAS 16. Es gelten die Anschaffungs- oder Herstellungskosten.966

Hierzu liegen bereits genügend tief detaillierte und entscheidungsnützliche Rege-

lungen innerhalb der IFRS vor, sodass dieses Konzept auch für den Empfehlungska-

talog übernommen wird.  

Es ist jedoch das Branchenspezifikum eines Wahlrechts über die Aktivierung er-

folglos errichteter Entwicklungsanlagen zu beachten.967 Dieses Wahlrecht tritt 

immer dann auf, wenn erfolglose Bohrungen/Grabungen innerhalb eines zusam-

menhängenden Fördergebietes anfallen und im Rahmen des nach IFRS zulässigen 

Komponentenansatzes zu einem zusammengehörigen Vermögenswert aggregiert 

werden bzw. erfolglos erstellte Förderanlagen als gewöhnlicher Ausschuss dekla-

riert werden und somit aktiviert werden dürfen. Ein derartiges Vorgehen wird im 

Hinblick auf eine entscheidungsnützliche Bilanzierung abgelehnt. Erfolglos errichte-

te Anlagen tragen nicht dazu bei, zukünftige ökonomische Vorteile zu generieren 

und erfüllen nicht die Kriterien eines Vermögenswertes. Durch eine Aktivierung 

wird der Erfolg des Jahres ihrer Entstehung entlastet und die zukünftigen Perioden 

durch die vorzunehmende Abschreibung fälschlicherweise belastet. Somit verzerrt 

sich das Bild der eigentlichen Ergebnisentwicklung über die Perioden. Dies ist nicht 

entscheidungsnützlich. 

Weitere abschlusspolitische Möglichkeiten resultieren aus der Anwendung des 

Komponentenansatzes. Es ergeben sich zum einen ein Ermessensspielraum bei der 

Unterteilung eines komplexen Vermögenswertes in Komponenten und zum anderen 

ein Ermessensspielraum bei der Verteilung der dazugehörigen Gesamtkosten. Auf-

grund der Komplexität der Anlagen ist sachverhaltsindividuelles Ermessen durch 

den Abschlussersteller unvermeidlich. Dieser gestalterische Freiraum ist nötig, um 

die Vielzahl der vorhandenen Bewertungsparameter bilanziell bestmöglich abbilden 

zu können. Eine entscheidungsnützliche Bilanzierung hat zur Aufgabe, das vorge-

nommene Ermessen nachvollziehbar zu machen. Die derzeitigen Regeln, wie auch 

durch die Auswertung der Jahresabschlüsse der untersuchten Unternehmen gezeigt 

wurde, lassen dies nur unzureichend zu. Deshalb wird vorgeschlagen, an dieser Stel-

                                                 
966  Vgl. Kapitel C.3.2.3.2. 
967  Vgl. IAS 16.15; Kapitel C.3.2.3.2. 
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le die das reine Zahlenwerk begleitenden Anhangangaben zu erweitern. Dies sollte 

durch eine um die jeweiligen Beträge ergänzte Aufschlüsselung der Komponenten 

sowie durch verbale Erläuterungen der Ermittlungsmethoden erfolgen. Darüber hin-

aus ist es ratsam, für jede Komponente die vorhandene Restnutzungsdauer anzuge-

ben. 

In der Ausbeutungsphase richtet sich die Erstbewertung nach den für Vorräte an-

zuwendenden Herstellungskosten unter Anwendung eines produktionsbezogenen 

Vollkostenansatzes.968 Auch in diesem Punkt wird grundsätzlich kein Änderungs-

bedarf gesehen und diese Regelungen werden somit auch für den Empfehlungskata-

log aufgegriffen. Erweitert werden sollten die Vorschriften in den Punkten, in denen 

abschlusspolitische Maßnahmen identifiziert wurden. Dies betrifft die Teile der Her-

stellungskosten, die besonders ermessenbehaftet sind, wie die Ermittlung der pro-

duktionsbezogenen Gemeinkosten und die Ermittlung der für Bewertungszwecke 

notwendigen Normalkapazität. Die Auswertung der Jahresabschlüsse der untersuch-

ten Unternehmen hat hier ebenfalls die Nichterkennbarkeit dieser Instrumente ver-

deutlicht.969 Die Ermittlung der Herstellungskosten ist wesentlich durch die Zah-

len aus der internen Kostenrechnung geprägt970 und sollte aufgrund der Komplexität 

nicht durch starre Regeln eingeengt werden. Für die Abschlussadressaten sind in 

diesem Fall m.E. erläuternde Anhangangaben für Investitionsentscheidungen 

nützlich. Aus diesem Grund wird empfohlen, im Anhang die Erläuterung der Vor-

ratsbewertung konkreter auszugestalten. In diesem Zusammenhang sind betragsmä-

ßige Angaben über die zugerechneten Einzel- sowie Gemeinkosten bezogen auf die 

Menge an geförderten Rohstoffen, detaillierte Angaben zur Ermittlung und zur Un-

terteilung der produktionsbezogenen und nicht produktionsbezogenen Gemeinkos-

ten und Angaben zur Bestimmung der Normalkapazität sinnvoll. Im letzteren Fall 

kann zur Abschätzung etwaiger einbezogener Leerkosten auch die tatsächlich er-

reichte Kapazität angegeben werden. Die hier vorgeschlagenen zusätzlichen Anga-

ben dürfen aber nicht zu Nachteilen für das bilanzierende Unternehmen gegenüber 

anderen Unternehmen führen. Diese entstehen, wenn Konkurrenzunternehmen aus 

ihnen wesentliche wettbewerbsrelevante Informationen ziehen können. Ausdrück-

                                                 
968  Vgl. Wohlgemuth (2007), S. 303; Kapitel C.3.2.3.2. 
969  Vgl. Kapitel D.3.1.1.3. 
970  Vgl. Wohlgemuth (2007), S. 307. 
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lich nicht in den Anhang sollten deshalb Informationen zu speziellen Produktions-

verfahren oder Ähnlichem aufgenommen werden. Die vorgeschlagenen Empfehlun-

gen dienen zur Erhöhung der Transparenz des Abschlusses für die typisierten Ab-

schlussadressaten. 

In der Ausbeutungsphase kann es zudem zur Entstehung von Kuppelprodukten

kommen.971 Sofern das entstehende Nebenprodukt nicht unbedeutend ist und die 

Herstellungskosten nicht eindeutig aufgeteilt werden können, eröffnet sich Ermes-

sensspielraum über die Aufteilung der Herstellungskosten. Die Behandlung von 

Kuppelprodukten löst zudem keine erläuternden Angaben im Anhang aus und die 

Analyse der fünf untersuchten Unternehmen ergab hierzu auch keine neuen Er-

kenntnisse. Es wird empfohlen, für den Abschlussleser im Anhang nachvollziehbar 

und somit entscheidungsnützlich zu machen, nach welcher Methode und unter wel-

chen wesentlichen Annahmen die Herstellungskosten für Kuppelprodukte ermittelt 

werden. 

Bei der Entstehung von Kuppelprodukten in der Rohstoffindustrie ergibt sich wei-

terhin bei Tagebauminen die Besonderheit, dass zu beseitigende Abraum ebenfalls 

mit Erzen durchsetzt sein kann und dieser zur Gewinnung von Erzen weiterverarbei-

tet wird (sogenannte Stripping Activities). Vom IFRS Interpretations Committee

wurde diesbezüglich am 19. Oktober 2011 eine Interpretation (IFRIC 20) zur bilan-

ziellen Behandlung veröffentlicht.972 Demnach ist vorgesehen, die bei den Abraum-

aktivitäten anfallenden Kosten als Vorräte gemäß IAS 2 anzusetzen973 bzw. als 

Stripping Activity Assets im Anlagevermögen zu aktivieren, sofern sich durch die 

Abraumaktivitäten ein wahrscheinlicher zukünftiger ökonomischer Nutzenzufluss 

ergibt,974 wenn diejenigen Teile des Erzvorkommens identifiziert werden können, 

die den Zugang zu den eigentlich zu fördernden Rohstoffen verbessern975 und die 

entsprechenden Abraumkosten verlässlich bestimmt werden können.976 Die Strip-

ping Activity Assets werden dabei bereits vorhandenen Vermögenswerten, wie den 

                                                 
971  Oft liegen Erdöl und Erdgas an gleichen Lagerstätten oder der im Bergbau zu beseitigende Ab-

raum enthält Eisenerze. 
972  IFIRC 20 kann frühestens auf Geschäftsjahre nach dem 1. Januar 2012 angewendet werden. 

Verpflichtend ist die Anwendung ab dem 1. Januar 2013. Für ein kurze Zusammenfassung von 
IFRIC 20 vgl. Fischer (2012), S. 26f. 

973  Vgl. IFRIC 20.8 i. V. m. IFRIC 20.13. 
974  Vgl. IFRIC 20.9(a).  
975  Vgl. IFRIC 20.9(b). 
976  Vgl. IFRIC 20.9(c). 
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Abbaurechten, zugeordnet und stellen keinen eigenständigen Vermögenswert dar.977

Die in IFIRC 20 vorgesehenen Regelungen werden auch für den Empfehlungskata-

log übernommen. Im Gegensatz zu IFRS 6 und den Vorschlägen aus dem Diskussi-

onspapier Extractive Activities kommt es zu einer Aktivierung von Abraumbeseiti-

gungskosten insbesondere nur dann, wenn sich daraus wahrscheinliche Nutzenzu-

flüsse in der Zukunft ergeben. Dies entspricht einer entscheidungsnützlichen Bilan-

zierung. Für deren weitere Bewertung wird zudem an bereits bestehende Standards, 

wie IAS 38, angeknüpft. Darüber hinaus trägt IFRIC 20 mit seinen Auslegungsvor-

schriften zur Vereinheitlichung der Bilanzierung bei den unterschiedlichen Unter-

nehmen bei. 

3.1.3.3. Folgebewertung 

Für die in der Entwicklungsphase errichteten Sachanlagen besteht das Wahlrecht 

zwischen fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten und dem Neube-

wertungsmodell.978 Entgegen IAS 38 ist bei Sachanlagen das Vorhandensein eines 

aktiven Marktes keine Voraussetzung zur Anwendung der Neubewertungsmetho-

de.979 Dies ist darin zu begründen, dass es bei immateriellen Vermögenswerten un-

gleich schwieriger sein kann, belastbare Zeitwerte zu ermitteln, als bei Sachanlagen. 

Um Konsistenz zu der Folgebewertung auf früheren Prozessphasen herzustellen, 

werden die fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten präferiert. Auch 

wenn die Informationen aus dem Neubewertungsmodell relevanter erscheinen, so 

übersteigen die Kosten aus den regelmäßig vorzunehmenden Neubewertungen m.E. 

deren Nutzen. Ebenso ist das Anschaffungs- oder Herstellungskostenmodell mit 

einer höheren Glaubwürdigkeit verbunden, da Neubewertungen in hohem Maße 

ermessenbehaftet sind.  

Die Anlagen der Entwicklungsphase sind weiterhin bezüglich ihrer Werthaltigkeit

zu prüfen. Von Werthaltigkeitsproblemen kann insbesondere dann ausgegangen 

werden, wenn die Entwicklungseinrichtungen erfolglos errichtet wurden und keine 

Rohstoffe durch sie gefördert werden können.980

                                                 
977  Vgl. IFRIC 20.10. Insofern richtet sich deren Bewertung in der Folge nach den Bewertungsvor-

schriften der zugeordneten Vermögenswerte. Vgl. IFIRC 20.11. 
978  Da es sich im Wesentlichen um Sachanlagevermögen handelt, kommt IAS 16 zur Anwendung.  
979  Nach IAS 16.33 wird dann der aktuelle Marktpreis geschätzt. 
980  Die hier auftretenden Fragen wurden bereits an obiger Stelle diskutiert. Vgl. Kapitel E.3.1.3.2. 
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In der Folge sind die während der Ausbeutungsphase gewonnen Vorräte gegebe-

nenfalls auf ihren Marktwert abzuschreiben.981 Für diese liegen regelmäßig aktive 

Märkte vor. Da an dieser Stelle keine wesentlichen abschlusspolitischen Instrumente 

identifiziert wurden, werden für den Empfehlungskatalog keine weiteren Ergänzun-

gen oder Änderungen in Erwägung gezogen.  

Abschlusspolitische Instrumente bestehen jedoch bei der Festlegung der Methode 

und der Nutzungsdauern der in der Ausbeutungsphase beginnenden planmäßigen 

Abschreibungen der errichteten Förderanlagen. Die für planmäßige Abschreibun-

gen entwickelten Empfehlungen auf der Erforschungs- und Bewertungsphase kön-

nen auch an dieser Stelle aufgegriffen werden.982

3.1.3.4. Abgangsbewertung 

Da es in der Entwicklungsphase in der Regel nicht zu einem Abgang von Vermö-

genswerten kommt,983 wird für die Ausarbeitung des Empfehlungskataloges auf 

weitere Ausführungen verzichtet.  

In der Ausbeutungsphase kommt es zum einen zum Abgang der gewonnenen Roh-

stoffe durch Verkauf oder Einsatz als Betriebsmittel und zum anderen zum Abgang 

der Sachanlagen und immateriellen Vermögenswerte, wenn deren Nutzungsdauer 

beendet ist.984 Die Notwendigkeit für Empfehlungen über die bestehende Bilanzie-

rung hinaus wird an dieser Stelle als nicht notwendig erachtet. Zu für diese Arbeit 

diskussionsbedürftigen Punkten, die in Empfehlungen münden, kommt es insbeson-

dere dann, wenn Rückbau- oder Widerherstellungsverpflichtungen bestehen. Diese 

werden in den anschließenden Kapiteln zu den energiespezifischen Rückstellungen 

gesondert diskutiert.985   

                                                 
981  Vgl. IAS 2.9 ff.; S. 421-425; Kümpel (2006), S. 8. Kapitel C.3.2.3.3. 
982  Vgl. Kapitel E.3.1.2.3. 
983  Vgl. Kapitel C.3.2.3.4. 
984  Vgl. Kapitel C.3.2.3.4. 
985  Vgl. Kapitel E.4. 
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3.2. Ergebniszusammenfassung des Empfehlungskataloges zur Bilanzie-
rung der Rohstoffförderung

Die im Vorangegangenen erarbeiten Empfehlungen für die Bilanzierung von 

Extractive Activities werden in der nächsten Abbildung als Empfehlungskatalog 

zusammengefasst. Dieser stellt eine Grundlage für die Neuentwicklung des sich 

aktuell in Überarbeitung befindlichen IFRS 6 dar und umfasst im Gegensatz zu den 

bisherigen Regelungen ein alle Prozessstufen übergreifendes Bilanzierungskonzept. 

Dabei sei abschließend darauf hingewiesen, dass der Anwendungsbereich der Rege-

lungen nicht nur auf rohstofffördernde Industrien im engeren Sinne beschränkt wer-

den sollte. Im Gegensatz zu IFRS 6 ist im Diskussionspapier angedacht, den An-

wendungsbereich auf nicht regenerative natürliche Rohstoffvorkommen zu be-

schränken.986 Ausdrücklich ausgenommen sollen in Zukunft Unternehmen mit tech-

nisch ähnlichen Projekten sein, wie z.B. die Gewinnung von Mineralien aus Meer-

wasser.987 Im Sinne einer branchenübergreifenden Vereinheitlichung der Bilanzie-

rung bei analogen Aktivitäten und Geschäftsvorfällen sollte dieser Vorschlag nicht 

übernommen werden.988   

                                                 
986  Vgl. DP/2010/1, Tz. 1.2. 
987  Vgl. DP/2010/1, Tz. 1.4. 
988  Im Diskussionspapier wird angemerkt, dass die vorgeschlagenen Regelungen auch richtungs-

weisend für die ausdrücklich ausgeschlossenen Projekte sein können. Vgl. DP/2010/1, Tz. 1.6. 
Insofern ist es nicht verständlich, warum der Anwendungsbereich derartig eingeschränkt wer-
den soll. 
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4. Energieerzeugungsspezifische Rückstellungen 

4.1. Entwicklung eines Empfehlungskataloges zur Bilanzierung energieer-
zeugungsspezifischer Rückstellungen 

Rückstellungen sind durch Unsicherheit gekennzeichnet und erfordern deshalb Er-

messen durch den Abschlussersteller. Aktuell befinden sich die derzeit gültigen Re-

gelungen zur Rückstellungsbilanzierung in Diskussion. Bereits 2005 wurde ein Ex-

posure Draft (ED IAS 37) zur Veränderung und Neufassung von IAS 37 veröffent-

licht.990 Aufgrund mehrfacher Kritik wurde dieser nochmals mit dem Ziel, die Zwei-

felsfragen der Rückstellungsbilanzierung zu lösen, überarbeitet.991 Ziele des überar-

beiteten und 2010 veröffentlichen Exposure Drafts (ED/2010/1) sind insbesondere 

die Ansatzvorschriften zu reformieren sowie die Bewertungsregeln zu konkretisie-

ren.992 Änderungen zu 2005 haben sich insbesondere im Bereich der Bewertung 

ergeben. Die Vorschläge des ED/2010/1 werden in den folgenden Kapiteln detail-

liert dargestellt. 

Die folgende Ausarbeitung eines Empfehlungskataloges für die energieerzeugungs-

spezifische Rückstellungsbilanzierung greift neben den erarbeiteten Erkenntnissen 

auch momentan vorgeschlagene Änderungen auf und entwickelt ein Bilanzierungs-

konzept unter Berücksichtigung der Entscheidungsnützlichkeit. 

4.1.1. Ansatz und Ausweis 

Zur Ausarbeitung des Empfehlungskatalogs werden die Ansatzkriterien993 für eine 

Rückstellung einzeln aufgegriffen. 

Das Außenverpflichtungs- und Vergangenheitsprinzip ist m.E. als entschei-

dungsnützlich und abschlusspolitikmindernd zu sehen. Um ein tatsächliches Bild der 

Vermögens- und Ertragslage zu generieren, müssen risikobehaftete Sachverhalte im 

Abschluss aufgenommen werden, um relevante Informationen darzustellen. Ein zu 

positiv wirkender Abschluss führt zu Vertrauensverlusten der Abschlussadressaten 

in die Informationen, was eine Einschränkung der Glaubwürdigkeit bedeuten würde. 

Dies darf aber nicht bedeuten, dass sämtliche Risiken in die Bilanz aufgenommen 

werden und das Abschlussbild ins Negative verzerrt wird. Insbesondere sind deshalb 
                                                 
990  Vgl. IASB (2005), ED IAS 37. 
991  Vgl. IASB (2010a), ED/2010/1. 
992  Vgl. IASB (2010a), ED/2010/1, S.4. Darüber hinaus ist ein weiteres Ziel bestehende Differen-

zen zwischen US-GAAP und IFRS zu überwinden. 
993  Vgl. IAS 37.14; Kapitel C.4.2.1. 
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sämtliche Innenverpflichtungen (z.B. intern geplante Kraftwerksrevisionen usw.) als 

Rückstellungsgrund abzulehnen, da hier keine von außen durchsetzbare Verpflich-

tung vorliegt und die Rückstellungsbilanzierung dann zu einer abschlusspolitisch 

motivierten Beeinflussung der Periodenergebnisse und Vermögenslage geradezu 

einlädt. Ebenso verhält es sich mit Verpflichtungen, die zwar gegenüber Dritten 

vorliegen, jedoch nicht aus der Vergangenheit, sondern aus zukünftigen Ereignissen 

resultieren. Die theoretische Möglichkeit eines atomaren Unfalls darf etwa nicht 

dazu führen, bereits im Vorfeld umfangreiche Rückstellungen zu bilden.994 Zum 

einen weil dies gegen das Vergangenheitsprinzip spricht und zum anderen auch ge-

gen das Kriterium der Wahrscheinlichkeit.  

Um Abschlusspolitik einzudämmen ist es zudem ratsam, das Theorem der Unent-

ziehbarkeit995 einer Verpflichtung zu stärken und nur für diejenigen Sachverhalte 

aus Alt- und Neulasten eine Rückstellung zuzulassen, für die eine Verpflichtung 

unausweichlich besteht. Dies sollte insbesondere auch für faktische Verpflichtungen 

nach IAS 37.10 gelten, die durch Kommunikation oder Verhalten eines Unterneh-

mens bei Dritten hervorgerufen werden.996 Zu groß ist in diesen Fällen die Gefahr, 

abschlusspolitisch motiviert, Erwartungen bei Dritten hervorzurufen und realiter 

nicht zu erfüllen. Die im Exposure Draft vorgeschlagenen Verschärfungen beim 

Rückstellungsansatz von faktischen Verpflichtungen sind zu begrüßen. Demnach 

reicht das Hervorrufen einer gerechtfertigten Erwartung gegenüber Dritten als An-

satzgrund nicht mehr aus.997 Eine Rückstellung kann nur gebildet werden, wenn sich 

konkrete Vertragspartner nach vernünftigem Ermessen darauf verlassen können, 

dass das bilanzierende Unternehmen seine Verpflichtungen erfüllen wird.998

Im Sinne des Vermögenslastprinzips kommt es zum Rückstellungsansatz nur, 

wenn aus der rückstellungsfähigen Verpflichtung ein wahrscheinlicher Vermö-

gensabfluss resultiert. Auch für den Empfehlungskatlog wird an diesem Prinzip 

festgehalten, da eine Verpflichtung alleine, ohne resultierenden Abfluss von Ver-

mögenswerten, keine direkte bilanzielle Auswirkung hat und deshalb nicht in den 

Abschluss aufgenommen werden sollte. 

                                                 
994  Wohl aber sollte eine entsprechende Risikovorsorge getroffen werden. Dies ist momentan durch 

die atomrechtliche Deckungsvorsorge gemäß AtDeckV gewährleistet. 
995  Vgl. Wulf (2012), S. 80; Kapitel C.4.2.1. 
996  Vgl. Kapitel C.4.2.1. 
997  Vgl. ED IAS 37.10 (b); Wohlgemuth (2007), S. 290.
998  Vgl. ED IAS 37.10 (b). 



218 

Dagegen muss das Wahrscheinlichkeitsprinzip näher beleuchtet werden, da es 

durch die Schätzung der Wahrscheinlichkeit des zukünftigen Nutzenabflusses re-

gelmäßig zu Ermessensentscheidungen kommt und sich somit erhebliches ab-

schlusspolitisches Potential eröffnet. Dies wurde auch vom IASB erkannt. Die aktu-

ellen Vorschläge zur Überarbeitung von IAS 37 sehen deshalb vor, zum Ansatzzeit-

punkt das Wahrscheinlichkeitskriterium gänzlich zu streichen und somit alle ent-

sprechenden Verpflichtungen, unabhängig davon, ob ihre Eintrittswahrscheinlich-

keit größer oder kleiner fünfzig Prozent beträgt, anzusetzen.999 Begründet wird dies 

mit dem Ziel, Kongruenz zu anderen IFRS herstellen zu wollen, bei denen die 

Wahrscheinlichkeit kein Ansatzkriterium darstellt.1000 Bei der Rückstellungsbilan-

zierung muss jedoch immer über Wahrscheinlichkeiten geurteilt werden. Nach den 

aktuellen Vorstellungen des IASB wird diese Beurteilung auf die Bewertungsphase 

verlagert.1001 Das Streichen des Wahrscheinlichkeitskriteriums zum Ansatzzeitpunkt 

darf deshalb nicht darüber hinwegtäuschen, dass hierdurch das Problem ermessens-

bedingter Abschlusspolitik durch Rückstellungen gelöst werden kann. Darüber hin-

aus wird in diesem Vorgehen ein Bruch mit dem Rahmenkonzept sowie eine ver-

minderte Entscheidungsnützlichkeit gesehen.1002 Begründet wird dies dadurch, dass 

durch eine Streichung des Wahrscheinlichkeitskriteriums auch Verpflichtungen an-

gesetzt werden, deren Eintritt äußerst unwahrscheinlich ist.1003 Dieser Argumentati-

on wird für den Empfehlungskatalog nicht gefolgt. Ein Verstoß gegen das Rahmen-

konzept sowie gegen die Entscheidungsnützlichkeit wird nicht gesehen, da das 

Wahrscheinlichkeitskriterium nicht gestrichen wird, sondern in die Rückstellungs-

bewertung einfließt. Es werden Relevanz und Glaubwürdigkeit gefördert, da 

dadurch sämtliche bestehenden finanziellen Risiken aus bestehenden Verpflichtun-

gen in den Abschluss aufgenommen werden und die Gefahr einer zu optimistischen 

Bilanzierung gebannt wird. Zur Folge hat dies aber auch, dass im Vergleich zur der-

zeitigen Regelung des IAS 37 mehr Verpflichtungen anzusetzen sind; diese sind 

                                                 
999  Vgl. ED IAS 37.13 i. V. m. IASB (2010b), S. 3. 
1000  Vgl. Fischer (2010), S. 53. 
1001  Vgl. Fischer (2010), S. 53; Wohlgemuth (2007), S. 288f.; Kühne/Nerlich (2005), S. 1839. 
1002  Vgl. EFRAG (2010a), Appendix 1, Tz. 6. 
1003  Vgl. EFRAG (2010a), Appendix 1, Tz. 6f. 



219 

jedoch mit ihren Eintrittswahrscheinlichkeiten gewichtet.1004 Es wird empfohlen, die 

vorgeschlagenen Änderungen des IASB zu übernehmen. 

Darüber hinaus ist für den Rückstellungsansatz das Prinzip der verlässlichen 

Schätzung zu erfüllen. Es ist eine Eigenart von Rückstellungen, dass der zukünftige 

Ressourcenabfluss unsicher ist und deshalb geschätzt werden muss. Schätzungen 

können entweder durch den Bilanzierenden selbst erfolgen bzw. werden bei beson-

ders komplexen Sachverhalten, wie bei den Verpflichtungen aus dem Betrieb eines 

Kernkraftwerks, regelmäßig durch Gutachter vorgenommen.1005 Es wird deshalb 

angenommen, dass der Rückstellungsansatz für die in dieser Arbeit diskutierten 

Rückstellungen nicht am vorliegenden Kriterium scheitert. Ohnehin wird, sofern 

eine Rückstellung noch nicht verlässlich genug geschätzt werden kann, eine Angabe 

im Anhang notwendig. Dadurch erhält der Abschlussleser auch in diesen Fällen 

Auskunft über drohende, jedoch noch nicht konkret bewertbare Verpflichtungen und 

kann diese Information in seine Entscheidung einfließen lassen. Im Rahmen dieses 

Empfehlungskatalogs werden keine Änderungen vorgeschlagen. Das Prinzip der 

verlässlichen Schätzung soll auch nach den Vorschlägen des Exposure Drafts beibe-

halten werden.1006

Auf Ausweisebene von Rückstellungen wurden keine wesentlichen abschlusspoliti-

schen Instrumente festgestellt. Ein Änderungsbedarf zu den bisherigen Vorschriften 

wird deshalb nicht gesehen.  

                                                 
1004  Im nachfolgenden Kapitel zur Erstbewertung von Rückstellungen sind darum die Änderungs-

vorschläge des IASB nochmals aufzugreifen und zu beurteilen. Vgl. Kapitel E.4.1.2. 
1005  Die umfangreiche Einbeziehung von Gutachtern bei besonders komplexen Rückstellungen 

wurde bei der Auswertung der Jahresabschlüsse unter Kapitel D.4. festgestellt. 
1006  Vgl. ED IAS 37.27f. Anpassungen durch die erneute Überarbeitung aus ED/2010/1 wurden 

nicht festgestellt. 
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4.1.2. Erstbewertung 

Die Gegenbuchung bei der Rückstellungsbildung erfolgt grundsätzlich aufwands-

wirksam über die Gesamtergebnisrechnung.1007 Neulasten aus Rekultivierungs-, 

Wiederherstellungs- und Stilllegungsverpflichtungen für errichtete Sachanlagen 

werden jedoch zunächst ergebnisunwirksam in die Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten des korrespondierenden Sachanlagevermögens aufgenommen.1008 Dies-

bezüglich werden auch andere Erfassungssystematiken, wie die unmittelbar und in 

voller Höhe sofort ergebniswirksame Erfassung oder die über den Planungszeitraum 

ergebniswirksame Ansammlungsmethode vorgeschlagen. Die derzeit gültige Me-

thode ist aus Entscheidungsnützlichkeitsgesichtspunkten den beiden alternativen 

Varianten vorzuziehen, da dadurch zum Zeitpunkt der Erstbewertung die gesamte 

Höhe der für die Verpflichtung nötigen Beträge erfasst wird. Eine planmäßige Ver-

teilung über die Nutzungsdauer ist relevanter, weil der Erfolg mindernde Anteil der 

sich aus den Verpflichtungen ergebenden Belastungen periodengerecht verteilt. Eine 

sofort und in voller Höhe aufwandswirksame Erfassung würde das Ergebnis des 

Erstjahres in großem Umfang belasten und hätte in den Folgejahren keine Auswir-

kungen mehr auf die Gesamtergebnisrechnung. Dies verzerrt das Bild der Erfolgsla-

ge über den Zeitverlauf, da der Umfang an Rekultivierungen und ähnlicher Ver-

pflichtungen erst im Zeitablauf zunimmt bzw. auf die Gesamtlebensdauer der Sach-

anlagen zu beziehen ist. Der Gesamtumfang der bestehenden Verpflichtung sollte 

vom Abschlussleser bereits im Erstjahr in voller Höhe erkennbar sein, da diese In-

formation entscheidungsrelevant ist. Insofern ist auch die ratierliche Ansammlung 

ohne Einbezug in die Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzulehnen. Dies gilt 

insbesondere auch deshalb, weil die Rekultivierungs-, Stilllegungs- oder Wiederher-

stellungsverpflichtung als eine zwingende Voraussetzung für den Anlagenbetrieb zu 

sehen ist und somit unmittelbar Auswirkung auf die Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten hat. Um die Höhe der unter den Sachanlagen aktivierten Verpflichtun-

gen für den Abschlussleser transparent zu gestalten, wird empfohlen, diesen Teil als 

Davon-Vermerk unter den Sachanlagen im Abschluss anzugeben. Nur so erhält der 

Abschlussadressat Informationen darüber, wie sich die aktivierten Beträge aus den 

eigentlichen Gegenständen des Sachanlagevermögens sowie aus den korrespondie-

                                                 
1007  Vgl. Kapitel C.4.2.2. 
1008  Vgl. Kapitel C.4.2.2. 
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renden Rückstellungsbeträgen zusammensetzen. Nach Auswertung der fünf unter-

suchten Unternehmen ist dies bereits Bilanzierungspraxis.1009

Ein Sonderfall ergibt sich in diesem Zusammenhang, wenn Rekultivierungsver-

pflichtungen an Grundstücken ratierlich und direkt aufwandswirksam angesam-

melt werden müssen.1010 Eine unmittelbare Erfassung in voller Höhe ist nicht sach-

gerecht, weil der Umfang der nötigen Rekultivierungen regelmäßig erst im Zeitab-

lauf zunimmt (z.B. voranschreitende Grabungen im Bergbau). Im Rahmen des Emp-

fehlungskataloges sind somit keine Änderungen aufzunehmen. Abschlusspolitischer 

Gestaltungsspielraum wurde hier jedoch im Zusammenhang mit der Wahl der An-

sammlungsmethode identifiziert. Es ist ratsam eine Ansammlungsmethode zu wäh-

len, die die tatsächlichen Belastungen innerhalb einer Berichtsperiode widerspiegelt. 

Nur daraus ergibt sich ein entscheidungsnützliches Bild des Abschlusses. Aus die-

sem Grund hat sich die Ansammlungsmethode nach dem Umfang der vorzuneh-

menden Rekultivierungen zu richten.  

Ein weiterer Sonderfall bei der Erfassung energiespezifischer Rückstellungen ergibt 

sich bei Entsorgungsverpflichtungen von Produktionsabfällen während der 

Stromproduktion.1011 Es wurde das faktische Wahlrecht zwischen direkter Auf-

wandserfassung und Aktivierung unter den Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

in den Vorräten identifiziert. Präferiert für den Empfehlungskatalog wird die Akti-

vierung unter den Vorräten. Hieraus ergibt sich eine bilanztheoretische Konsistenz 

zum Einbezug der Rekultivierungs-, Wiederherstellungs- und Stilllegungsverpflich-

tungen in die Anschaffungs- oder Herstellungskosten von Sachanlagen. Zur Bewer-

tung der Vorräte sind alle Kosten einzubeziehen, „die angefallen sind, um die Vorrä-

te an ihren derzeitigen Ort und in ihren derzeitigen Zustand zu versetzten.“1012 Da-

runter können auch die Kosten für die Entsorgung während der Stromproduktion 

verbrauchter Vorräte subsumiert werden. Sie stehen in unmittelbaren Zusammen-

hang mit ihrer Anschaffung. Der Aufwand ergibt sich durch diese Methode im 

Rahmen des Vorräteeinsatzes bei der Stromproduktion. Insofern ergibt sich eine 

periodengerecht verteilte Aufwandsglättung, was die Entscheidungsnützlichkeit 

steigert. 

                                                 
1009  Vgl. Kapitel D.4. 
1010  Vgl. Kapitel C.4.2.2. 
1011  Vgl. Kapitel C.4.2.2. 
1012  IAS 2.10. 
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Die eigentliche Rückstellungsbewertung von Alt- und Neulasten fußt auf einem 

Barwertkalkül, bei dem zur Ermittlung des Erfüllungsbetrags regelmäßig die best-

mögliche bzw. wahrscheinlichste Schätzung inklusive einer Berücksichtigung etwa-

iger zukünftiger Einflussgrößen herangezogen wird; dies eröffnet erhebliches bi-

lanzpolitisches Potential.1013 Es ist ratsam, die Rückstellungsbewertung stärker zu 

objektivieren. Mit dem überarbeiteten Exposure Draft bringt das IASB nun ein neu-

es Bewertungskonzept ein. Maßgeblich für die Erstbewertung soll dabei derjenige 

Betrag sein, der am Abschlussstichtag vernünftigerweise zum Ausgleich der vor-

handenen Verpflichtung zu zahlen wäre.1014 Konkretisiert wird dieser Leitgedanke 

dadurch, dass zur Erstbewertung einer Schuld jeweils der niedrigste aus folgenden 

Werten zugrunde gelegt werden soll:1015

• Der zum Ausgleich der Verpflichtung nötige Barwert der Ressourcen. Die 

Ermittlung erfolgt dabei mittels eines Erwartungswertkonzeptes inklusive 

der Berücksichtigung zukünftiger Einflussgrößen;1016

• Der Betrag, den das bilanzierende Unternehmen zur Aufhebung der Ver-

pflichtung zahlen würde;1017

• Der Betrag, den das bilanzierende Unternehmen einem Dritten zur Über-

nahme der Verpflichtung bezahlen würde.1018

Der vorgeschlagenen Konzentration auf den niedrigsten Wert liegt die Annahme 

eines unmittelbar gewinnmaximierenden bzw. aufwandminimierenden Unterneh-

mens zu Grunde. Obwohl in der Kommentierung dazu teilweise angeführt wird, 

dass Unternehmen auch aufgrund mittelbarer Gründe (z.B. Prestige, Öffentlich-

keitswirkung usw.) ihre Entscheidungen treffen und somit auch höhere Beträge ak-

zeptieren können,1019 bleibt m.E. die unmittelbare Gewinnmaximierung die einzig 

nachvollziehbare und somit entscheidungsrelevante und glaubwürdige Annahme. 

Darüber hinaus würde ein Aufweichen des Kriteriums des niedrigsten Wertes mit 

der Möglichkeit zu mehr bilanzpolitischer Einflussnahme durch den Abschlusser-

                                                 
1013  Vgl. Kapitel C.4.2.2. 
1014  Vgl. ED/2010/1, Rz. 36A. 
1015  Vgl. ED/2010/1, Rz. 36B. 
1016  Vgl. ED/2010/1, Rz. 36B (a) i. V. m. Appendix B sowie Rz. B12f. 
1017  Vgl. ED/2010/1, Rz. 36B (b). 
1018  Vgl. ED/2010/1, Rz. 36B (c). 
1019  Vgl. stellvertretend EFRAG (2010a), Tz. 20. 
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steller einhergehen. Für den Empfehlungskatalog werden deshalb die aktuellen Vor-

schläge des IASB übernommen. 

Da energieerzeugungsspezifische Rückstellungssachverhalte in der Regel äußerst 

komplex sowie im hohen Maße unternehmensindividuell sind, wird eine Wertermitt-

lung für die beiden zuletzt genannten Beträge oft scheitern. Die umfangreichen 

Rückbauverpflichtungen von Kraftwerken sowie die sich aus dem Betrieb eines 

Kernkraftwerks ergebenen Verpflichtungen sind nur schwer auf Dritte übertragbar. 

Als verpflichtungsübernehmender Dritter kommt, wenn überhaupt, der Staat in Fra-

ge, wodurch eine Übertragung des Risikos unwahrscheinlich scheint. Somit münden 

die in dieser Arbeit angesprochenen Sachverhalte nach den neuen Vorschlägen des 

Exposure Drafts in der erwartungswertgestützten Barwertermittlung.1020 Das 

Ergebnis dieser Ermittlung spiegelt dabei die diskontierten und mit ihren Eintritts-

wahrscheinlichkeiten gewichteten möglichen Ressourcenabflüsse wider.1021  

Ein nicht von der Hand zu weisender Vorteil des Erwartungswertes ist es, dass im 

Vergleich zum Prinzip der besten Schätzung sämtliche ermittelten Ergebnisse im 

Bewertungskalkül berücksichtigt werden. Dies bedeutet die Transformation der ver-

schiedenen möglichen Ausprägungen in eine singuläre Größe. Darüber hinaus fasst 

der Erwartungswert die einzelnen Risiken zu einer einzigen Risikoposition zusam-

men. Die beste Schätzung dagegen berücksichtigt nur eine singuläre Ausprägung als 

Ergebnis und ist stark ermessenbehaftet. Ein Zusammenfassen verschiedener Risi-

koszenarien zu einem Ergebnis wird als weniger ermessenbehaftet beurteilt, da das 

bilanziell erfasste Ergebnis über die Eintrittswahrscheinlichkeiten geglättet wird. 

Insofern wird die Glaubwürdigkeit gesteigert. Weiterhin wird eine erwartungswert-

gestützte Erstbewertung insbesondere bei komplexen Sachverhalten mit vielen un-

terschiedlich verteilten Ausprägungen und Wahrscheinlichkeiten als die relevantere 

Information erachtet. Dieser Schluss muss insbesondere gezogen werden, da der 

kategorisierte Investor in seine Investitionsentscheidung erwartete Zahlungsmittel-

zuflüsse (d.h. einen Erwartungswert) einbezieht. Es wird empfohlen, auch Ver-

pflichtungen mit geringen Eintrittswahrscheinlichkeiten in der Bilanz anzusetzen. 

Eine Gefahr zu hoher Werte besteht nicht, weil aufgrund geringerer Eintrittswahr-

scheinlichkeiten auch wertmäßig geringere Rückstellungsbeträge resultieren. Die 
                                                 
1020  Sofern sowohl der Betrag zur Aufhebung der Verpflichtung als auch zum Übertrag der Ver-

pflichtung auf einen Dritten nicht bestimmt werden kann, muss die Barwertermittlung im Sinne 
des ED/2010/1 Rz. 36B (a) herangezogen werden. Vgl. ED/2010/1, Rz. 36C. 

1021  Vgl. ED/2010/1, Appendix B1. 
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Erwartungswertkonzeption kann darüber hinaus auch als mit dem Rahmenkonzept 

vereinbar gesehen werden. Eine Schuld liegt insbesondere dann vor, wenn es zu 

einem erwarteten (expected) Ressourcenabfluss kommt.1022

Nachteile von Erwartungswerten werden jedoch insbesondere dann deutlich, 

wenn mit geringer Wahrscheinlichkeit ein extremes Ereignis einhergeht, da dann die 

Ergebnisse aus dem Erwartungswert ein verzerrtes Bild wiedergeben und keine ent-

scheidungsnützlichen Informationen resultieren.1023 Obwohl die Erwartungswert-

konzeption des aktuellen Exposure Drafts grundsätzlich befürwortet wird, ist des-

halb die alleinige Konzentration auf dieses eine Modell abzulehnen. Es wird vorge-

schlagen, die Erstbewertung, sofern keine objektiven Werte bereits vorliegen, in 

zwei Schritten vorzunehmen. Sofern die Ermittlung der einzelnen Ausprägungen 

und Eintrittswahrscheinlichkeiten bereits ein singuläres Ereignis als „höchstwahr-

scheinlich“ klassifizieren, ist es ratsam, die beste Schätzung als singuläre Ausprä-

gung anzuwenden. Neben einer höheren Entscheidungsnützlichkeit hat dieses Vor-

gehen auch eine Komplexitätsreduktion in der Bilanzierung zur Folge. Zur Quantifi-

zierung des vorgeschlagenen Begriffs „höchstwahrscheinlich“ ist es m.E. sinnvoll, 

sich an der US-amerikanischen Rechnungslegung zu orientieren. Im Gegensatz zu 

den IFRS sind dort weit höhere Eintrittswahrscheinlichkeiten für den Rückstel-

lungsansatz vorgesehen. Nach SFAS 5 kommt es zur Passivierung nur, wenn eine 

Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme von mindestens 80 % vorliegt;1024 empiri-

sche Untersuchungen über die Bilanzierungspraxis US-amerikanischer Unterneh-

men haben Mindesteintrittswahrscheinlichkeiten von 70 % und mehr festgestellt.1025

Es wird vorgeschlagen, diese bereits in der US-amerikanischen Bilanzierungspraxis 

herausgebildete Quantifizierung (70 %) an dieser Stelle zu übernehmen. 

Die vorgeschlagenen Änderungen zur Bewertung des Erfüllungsbetrages fußen so-

mit auf einem zweistufigen System. Sofern ein singuläres Ereignis bereits mit einer 

Eintrittswahrscheinlichkeit von mindestens 70 % verbunden ist, kommt das Prinzip 

                                                 
1022  Vgl. F.4.4 (b). 
1023  Zur Veranschaulichung dient folgendes Beispiel: Ein Unternehmen rechnet mit einer Eintritts-

wahrscheinlichkeit von 90% mit einem Ressourcenabfluss von 100 und mit 10% mit einem 
Ressourcenabfluss von 1.000.000. Der sich daraus ergebende Erwartungswert von 100.090 
ergibt ein verzerrtes und unbrauchbares Ergebnis. Beispiel im Wesentlichen entnommen aus: 
EFRAG (2010a), Tz. 25f. 

1024  Vgl. Kaiser (2008), S. 69; Böcking (1998), S. 39.
1025  Vgl. Kaiser (2008), S. 69 (m. w. N.); Harrison/Tomassini (1989), S. 646. 
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der besten Schätzung zum Tragen. In allen anderen Fällen ist auf die Erwartungs-

wertmethode zurückzugreifen. 

Die eben dargelegten Erläuterungen sollen nicht über die immer noch bestehenden 

weitreichenden Ermessensspielräume seitens des Abschlusserstellers hinwegtäu-

schen. Die getroffenen Annahmen, die einzelnen Ausprägungen und die verbunde-

nen Eintrittswahrscheinlichkeiten sollten deshalb dem Abschlussleser im Anhang 

nachvollziehbar in betragsmäßigen Angaben dargelegt werden. Dies kann z.B. durch 

das Darlegen von verschiedenen Szenarien erfolgen. Nur so wird den Adressaten die 

Chance gegeben, das Ermessen der Bilanzierenden nachvollziehen zu können. 

Die Barwertermittlung bei langfristigen Rückstellungen bedingt eine Diskontie-

rung über die Laufzeit. Analog der bereits bestehenden Regelungen ist für den Dis-

kontierungszinssatz auch im Rahmen des aktuellen Exposure Draft ein aktueller 

Marktzins erweitert um eine verpflichtungsspezifische Risikoadjustierung zu ermit-

teln.1026 Dies ist ermessenbehaftet und führt zu abschlusspolitischer Einflussmög-

lichkeit.1027 Um dieses abschlusspolitische Instrument zu beseitigen, wäre es denk-

bar, dass auch für die IFRS anwendenden Unternehmen zentrale Diskontierungs-

zinssätze, analog zu den für die nationale Rechnungslegung emittierten, herausge-

geben werden. Ein derartiges Vorgehen wird jedoch abgelehnt, da dies insbesondere 

die unternehmens- und sachverhaltsindividuelle nötige Risikoadjustierung faktisch 

abschafft. Diese ist aber nötig, um relevante Informationen zu generieren. Insofern 

sollte die Regelung in ihrer jetzigen Form beibehalten werden. Gleichwohl muss 

auch in diesem Punkt für den Abschlussleser Transparenz vorherrschen. Deshalb 

sollten die aktuell festgestellten Anhangangaben zu den Diskontierungszinssätzen 

derart erweitert werden, dass auch die Quelle bzw. Höhe der Basiszinssätze und die 

Höhe sowie die Annahmen für die Risikoadjustierung differenziert für die jeweili-

gen Rückstellungsklassen im Anhang angegeben werden. In den Abschlüssen der 

fünf ausgewerteten Unternehmen sind derartige Angaben nicht enthalten.1028 Eine 

weitere Angabe, die die Beziehung zwischen Erfüllungsbeträgen und Diskontierung 

gut darstellt, ist eine betragsmäßige Zusammenstellung des zukünftigen Verlaufs der 

                                                 
1026  Vgl. ED/2010/1, Rz. B14. 
1027  Vgl. Kapitel C.4.2.2. 
1028  Vgl. Kapitel D.4. 
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Rückstellungen. Eine ähnliche Angabe befindet sich bereits jetzt in den untersuchten 

Abschlüssen von Vattenfall.1029

Neben der Risikoadjustierung im Diskontierungszinssatz wird im Exposure Draft

weiterhin die Notwendigkeit eines pauschalen Risikozuschlages auf die erwarteten 

Ressourcenabflüsse gesehen, um eine Unterbewertung der zu Rückstellungen füh-

renden Verpflichtungen zu vermeiden.1030 Dieses Vorgehen wird als nicht notwen-

dig erachtet.1031 Bei der Ermittlung des Diskontierungszinssatzes werden bereits 

sachverhaltsindividuelle Risiken mitberücksichtigt. Neben der Unklarheit, ob ein 

derartiger pauschaler Risikozuschlag objektiv und ermessensfrei überhaupt zu ermit-

teln ist, birgt dies auch die Gefahr, weniger entscheidungsnützlichere, aber dafür 

vorsichtigere Informationen zu publizieren. Vorsicht und Gläubigerschutz steht je-

doch nicht im Zentrum dieses Empfehlungskataloges. 

4.1.3. Folge- und Abgangsbewertung 

Sofern die im Rahmen der Erstbewertung festgesetzten Parameter für energieerzeu-

gungsspezifische Rückstellungen nicht verändert werden müssen, wird für den Emp-

fehlungskatalog die bisherige Bilanzierung des planmäßigen Rückstellungsver-

laufs als sachgerecht erachtet. Die Rückstellungen sind demnach aufzuzinsen und 

bestimmungsgemäß zu verbrauchen. Aufgrund der vorgeschlagenen Änderungen 

zum Ansatz1032 kommt der erneuten Wahrscheinlichkeitsbestimmung nicht mehr die 

Bedeutung zu, über den Ansatz an sich entscheiden zu können.  

Schwieriger wird es, wenn sich im Zeitablauf Abweichungen von den bisherigen 

Annahmen und Schätzungen ergeben, weil dann die ermessenbehafteten Schät-

zungen der zukünftigen Ereignisse wieder neu überdacht werden müssen. Auch ge-

mäß dem Exposure Draft müssen zu jedem Bilanzstichtag die einzelnen Parameter 

überprüft und gegebenenfalls angepasst werden,1033 was in einer umfangreichen 

Neubewertung münden kann.1034 Dies ist auch aus dem Blickwinkel der Entschei-

dungsnützlichkeit erforderlich. Informationen sind nur dann entscheidungsnützlich, 

                                                 
1029  Vgl. Kapitel D.4.1. 
1030  Vgl. ED/2010/1, Rz. B15ff. 
1031  So auch EFRAG (2010a), Tz. 35-37. 
1032  Vgl. Kapitel E.4.1.1. 
1033  Vgl. ED/2010/1, Rz. B18f. 
1034  Vgl. Fischer (2010), S. 54. 
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wenn sie aktuell sind und an geänderte Erkenntnisse und Rahmenbedingungen an-

gepasst werden. Auch hier ist das Ermessen des Abschlusserstellers nicht auszu-

schalten, da nur er unternehmens- und sachverhaltsindividuell veränderte Rahmen-

bedingungen beurteilen kann. Es wird empfohlen, die neue Beurteilung sowie die 

Gründe für Bewertungsänderungen im Anhang für den Abschlussleser nachvoll-

ziehbar darzustellen. Dies betrifft zum einen Änderungen bei den zukünftigen ge-

schätzten Ressourcenabflüssen sowie der damit verbundenen Eintrittswahrschein-

lichkeiten und zum anderen auch Änderungen des Diskontsatzes. Die Analyse der 

ausgewählten Unternehmen hat ergeben, dass diese Informationen nicht oder nur 

unzureichend enthalten sind.1035

4.2. Ergebniszusammenfassung des Empfehlungskataloges zur Bilanzie-
rung energieerzeugungsspezifischer Rückstellungen 

Die folgende abschließende Abbildung gibt einen Überblick über die Vorschläge 

des ausgearbeiteten Empfehlungskatalogs. Dieser stellt einen Vorschlag dar, die 

Rückstellungsbilanzierung weniger anfällig für Abschlusspolitik und entschei-

dungsnützlicher zu machen. Unter Berücksichtigung der aktuellen Bilanzierung so-

wie der zurzeit diskutierten möglichen Änderungen kann dieser auch als Vorschlag 

für die Reformierung von IAS 37 gesehen werden.  

                                                 
1035  Vgl. Kapitel D.4. 
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Ja: Wahrscheinlichste Schätzung Nein: Erw artungsw ertbildung

Risikofreier Zins (z.B. Euribor) unter Berücksichtigung einer individuellen Risikoadjustierung

Abgangsbewertung

Erstbewertung

Die Bew ertung erfolgt zu dem Betrag der vernünftiger Weise zum Ausgleich der Verpflichtung zu zahlen w äre.

Grundsätzlich direkte aufw andsw irksame Erfassung außer bei:

- Rekultivierungs-/ Stilllegungs- und Wiederherstellungsverpflichtungen: Erfassung in den    
   AHK im SAV
- Rekultivierungsverpflichtungen von Grundstücken: aufw andsw irksame Ansammlungsmethode
- Entsorgunsverpflichtungen in der Stromproduktion: Erfassung in den AHK der Vorräte 

Bestimmung der Erfüllungsbeträge:

- Vermögenslastprinzip
- Prinzip der verlässlichen Schätzung
(Entfall des Wahrscheinlichkeitsprinzips)

Ausw eis getrennt nach Fristigkeit unter den Schulden

Bestimmungsgemäßer Verbrauch bzw . Auflösung, sofern Rückstellungsgrund entfällt

Empfehlungskatalog 

Sofern kein niedrigerer objektiver Wert (Übernahme der Verpflichtung durch Dritte) bestimmbar Durchführung 
folgender Bew ertungsbeurteilung:

=> Prüfung, ob ein zukünftiger Ressourcenabfluss mit einer Mindesteintrittswahrscheinlichkeit von 
     70% verbunden ist:

Bestimmung des Diskontierungszinssatzes:

Folgebewertung
Grundsätzlich planmäßige Aufzinsung langfristiger Rückstellungen

Jährliche Prüfung und ggf. grundlegende Neubew ertung unter Rückgriff  auf die Vorschriften der Erstbew ertung

Buchungssystematik:

Konkretisierende Kriterien:
- Außenverpflichtungsprinzip im Zusammenhang mit einem starken Unentziehbarkeitstheorem

Ansatz und Ausweis

Rückstellungen sind Schulden, die bezüglich Höhe und/oder Fälligkeit unsicher sind.

- Vergangenheitsprinzip

Anhangangaben

Neben Angabe der Bilanzierungs- und Bew ertungsmethoden (IAS 1.117f.) und den Angaben des IAS 37.84ff. 
folgende zusätzliche Erw eiterungen:

- Angabe w esentlicher Annahmen bei der Bew ertung
- Betragsmäßige Angabe w esentlicher Ausprägungen und Eintrittsw ahrscheinlichkeiten
- Quelle und Höhe des risikolosen Basiszins für die Diskontierung
- Angabe w esentlicher Annahmen für die beim Diskontsatz vorgenommene Risikoadjustierung
- Angabe w esentlicher Gründe für Bew ertungsänderungen 

AHK: Anschaffungs- oder Herstellungskosten; ggf.: gegebenenfalls; SAV: Sachanlagevermögen

Abbildung 20:  Empfehlungskatalog zur Bilanzierung energieerzeugungsspe-
zifischer Rückstellungen1036  

                                                 
1036  Eigene Darstellung. 
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F. Ergebniszusammenfassung und Ausblick 

1. Ergebniszusammenfassung 

Die vorliegende Arbeit beschäftigte sich basierend auf dem Eigner-Manager-

Konflikt mit den Problemen bezüglich der Entscheidungsnützlichkeit der externen 

Rechnungslegung, die sich aus abschlusspolitischen Gestaltungspotentialen ergeben. 

Die Problemstellung wurde dabei insbesondere auf zwei Bereiche konzentriert. 

Zum einen wurde die internationale Rechnungslegung IFRS beleuchtet. Ziel der 

IFRS ist es, entscheidungsnützliche Informationen bereitzustellen. Die Eignung der 

IFRS zur Erreichung dieses Ziels muss jedoch teilweise angezweifelt werden. Die 

IFRS sind prinzipienbasiert und eröffnen bei der Abbildung der komplexen Unter-

nehmensrealität Ermessensspielräume. Darüber hinaus liegen auch Wahlrechte und 

noch nicht abschließend geregelte Sachverhalte vor. Die sich in diesen Bereichen 

auftuenden Gestaltungspotentiale lassen sich für Abschlusspolitik nutzen. 

Zum anderen erfolgte eine Konzentration auf energieerzeugungsspezifische Bilan-

zierungssachverhalte, da vor dem Hintergrund des Eigner-Manager-Konflikts die 

Energiewirtschaft besonders betrachtenswert ist. Während in der Vergangenheit die 

Energieversorgung nahezu ausschließlich in staatlicher Hand war, treten in dieser 

Branche private Investoren erst seit den Liberalisierungs- und Privatisierungswellen 

gegen Ende der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts auf. Die Notwendigkeit einer 

für den Kapitalmarkt entscheidungsnützlichen Rechnungslegung ist noch relativ 

neu. Untersucht wurden in diesem Zusammenhang folgende praxisrelevante und 

abschlusspolitisch anfällige Themenschwerpunkte: 

• Bilanzierung von Emissionsrechten 

• Bilanzierung in der Rohstoffförderung (Extractive Activities) 

• Bilanzierung von energieerzeugungsspezifischen Rückstellungen 

In dieser Arbeit wurde der Forschungsfrage nachgegangen, inwiefern abschlusspo-

litische Einflussmöglichkeiten innerhalb der IFRS die Vermittlung entscheidungs-

nützlicher Informationen bei den energieerzeugungsspezifischen Bilanzierungssach-

verhalten einschränken. Es war zudem Ziel, aus den Erkenntnissen einen Empfeh-

lungskatalog für eine entscheidungsnützlichere Bilanzierung abzuleiten. Der hierfür 
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gewählte Gang der Untersuchungen sowie die daraus gewonnenen Ergebnisse wer-

den im Folgenden skizzierend zusammengefasst. 

In Kapitel B wurde zunächst unter Rückgriff auf die Definition des Kapitalmarkts 

und der Kapitalmarktteilnehmer der Adressatenkreis für diese Arbeit festgelegt. Es 

handelt sich dabei um einen durchschnittlichen, einschlägig fachkundigen und ratio-

nalen Eigenkapitalgeber, der nutzenmaximierend Investitionsentscheidungen trifft. 

Außerdem wurde mittels der Prinzipal-Agenten-Theorie gezeigt, dass die externe 

Rechnungslegung für den typisierten Adressaten als eine Quelle entscheidungsnütz-

licher Informationen dient, sofern sie relevante und glaubwürdige Informationen 

bereithält. Als Zwischenfazit konnte festgehalten werden, dass die internationale 

Rechnungslegung IFRS von ihrer Grundkonzeption und ihrer Zielsetzung als ent-

scheidungsnützliche externe Rechnungslegung geeignet ist. Da jedoch die IFRS-

Abschlüsse durch den Agenten selbst aufgestellt werden, erwächst aufgrund der 

zwischen Prinzipal und Agent ungleich verteilten Informationen die Gefahr zur be-

wussten Beeinflussung der enthaltenen Abschlussdaten im Sinne des Agenten mit-

tels Abschlusspolitik. 

Nach einer Strukturierung abschlusspolitischer Ziele wurden im Weiteren die In-

strumente sachverhaltsabbildender Abschlusspolitik dargestellt.1037 Die zur Verfü-

gung stehenden bilanzpolitischen Instrumente ergeben sich aus formeller und mate-

rieller Sachverhaltsabbildung, welche die Entscheidungsnützlichkeit einschränken. 

Als Grundlage für den nachfolgenden Verlauf der Arbeit schloss Kapitel B mit der 

Entwicklung einer Beurteilungssystematik abschlusspolitischer Instrumente. Basie-

rend auf den Kriterien 

• Wirkung auf zentrale Abschlussgrößen, 

• Erkennbarkeit, 

• Bindung, 

• Aufschiebbarkeit und 

• Teilbarkeit 

                                                 
1037  Sachverhaltsgestaltende Abschlusspolitik wurde für diese Arbeit ausgeschlossen, da die konkre-

te Ausgestaltung von Rechnungslegungsnormen eines expliziten Untersuchungsgegenstandes 
Gegenstand dieser Arbeit war. Es wurden die abschlusspolitischen Möglichkeiten zum Zeit-
punkt der Abschlusserstellung untersucht, d.h. nachdem eine Sachverhaltsgestaltung nicht mehr 
möglich ist. 
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kann mit dieser Systematik eine Aussage über den Grad der Einschränkung der Ent-

scheidungsnützlichkeit durch ein abschlusspolitisches Instrument getroffen werden. 

Kapitel C identifizierte die genannten energiespezifischen Bilanzierungssachverhal-

te der Wertschöpfungsstufe Erzeugung. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit ergab 

sich die Auswahl der untersuchten Sachverhalte aus deren hoher Praxisrelevanz so-

wie aus dem hohen Potential sachverhaltsabbildender Abschlusspolitik. 

Die Würdigung dieser Sachverhalte erfolgte zunächst durch das Herausarbeiten der 

einzelnen abschlusspolitischen Instrumente in Ausweis und Ansatz sowie in der 

Erst-, Folge- und Abgangsbewertung. Dabei wurden auf allen Stufen umfangreiche 

bilanzpolitische Instrumente identifiziert. Die Anwendung der Untersuchungssyste-

matik förderte folgende Ergebnisse zu Tage: 

• Bei der Bilanzierung von Emissionsrechten wurden insgesamt sechs die 

Entscheidungsnützlichkeit unterschiedlich einschränkende abschlusspoliti-

sche Instrumente identifiziert. 

• Bei der Bilanzierung in der Rohstoffförderung wurden in der Erkun-

dungsphase keine wesentlichen abschlusspolitischen Instrumente identifi-

ziert. Dagegen liegen auf Höhe der Erforschungs- und Bewertungsphase 

zehn und bei der Entwicklungs- und Ausbeutungsphase zwölf die Entschei-

dungsnützlichkeit unterschiedlich einschränkende abschlusspolitische In-

strumente vor. 

• Bei der Bilanzierung energieerzeugungsspezifischer Rückstellungen

wurden zehn die Entscheidungsnützlichkeit unterschiedlich einschränkende 

abschlusspolitische Instrumente identifiziert. 

In Kapitel D wurden die zuvor literaturgestützt erarbeiteten Ergebnisse mit der ak-

tuellen Bilanzpraxis überprüft. Dazu wurden exemplarisch die Konzernabschlüsse 

der Geschäftsjahre 2009 bis 2011 der fünf größten in Deutschland vertretenen Ener-

gieversorgungsunternehmen ausgewertet. Untersuchungsziel war hier zum einen zu 

eruieren, wie die energieerzeugungsspezifischen Sachverhalte bilanziell abgebildet 

und die abschlusspolitischen Instrumente ausgeübt wurden. Zum anderen wurde 

auch die Entscheidungsnützlichkeit der publizierten Abschlüsse beurteilt. Die Ana-

lyse und der Vergleich der Abschlüsse führten zu dem Schluss, dass bei keinem Un-

ternehmen in allen drei untersuchten Bilanzierungssachverhalten eine entschei-
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dungsnützliche Berichterstattung vorliegt. Die Ergebnisse stehen weitestgehend im 

Einklang mit den bereits gemäß der Untersuchungssystematik der Rechnungsle-

gungsvorschriften identifizierten Einschränkungen der Entscheidungsnützlichkeit. 

Bei den Emissionsrechten geben zwar die Erläuterungen zu den Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden einen guten Einblick, es mangelt jedoch vor allem an be-

tragsmäßigen Angaben. Darüber hinaus werden die einzelnen Wahlrechte zwischen 

den Unternehmen unterschiedlich ausgeübt. 

In der Rohstoffförderung werden auf Höhe der Erforschungs- und Bewertungspha-

se abschlusspolitische Instrumente ähnlich ausgeübt. Insbesondere sind jedoch die 

unklare Trennung im Bilanzausweis sowie eine fehlende Trennschärfe zu den ande-

ren Phasen zu bemängeln. Diese ist besonders wichtig, da entlang der einzelnen 

Prozessphasen die mit der Rohstoffförderung verbundenen Unsicherheiten immer 

geringer werden und sich hieraus eine wesentliche Information über zukünftige Ri-

siken generieren lässt. In der Entwicklungs- und Ausbeutungsphase müssen vor al-

lem die Nichterkennbarkeit wesentlicher bilanzpolitischer Instrumente, unscharfe 

Angaben zu den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie fehlende Betrags-

angaben festgehalten werden. 

Bei den energieerzeugungsspezifischen Rückstellungen ist hauptsächlich die 

schwere Nachvollziehbarkeit von wesentlichen Ansatz- und Bewertungsermessens-

spielräumen zu erwähnen. Dies spiegelt sich in für die Entscheidungsnützlichkeit 

nur unzulänglichen Anhangangaben wider. 

Basierend auf den Ergebnissen aus den vorangegangenen Untersuchungen wurden 

in Kapitel E Kataloge für eine entscheidungsnützlichere Bilanzierung der einzelnen 

Sachverhalte entwickelt, die folgende wesentliche Empfehlungen enthalten. 

Emissionsrechte sollten hinsichtlich ihres Verwendungszwecks getrennt und inner-

halb der Vorräte oder sonstiger kurzfristiger immaterieller Vermögenswerte ausge-

wiesen werden. Für die Erstbewertung wurde empfohlen, die unter den Vorräten 

erfassten Emissionsrechte zu Anschaffungskosten bei entgeltlich erworbenen und 

bei unentgeltlich erworbenen nach der Erinnerungswertmethode zu erfassen. Für die 

Folgebewertung wurde aufgrund der Konsistenz zu den übrigen Vorräten, die Vor-

ratsbewertung vorgeschlagen. Die als immaterielle Vermögenswerte erfassten Emis-

sionsrechte sollten nach dem Neubewertungsmodell sowie unter Anwendung des 

Government Grant Approachs bewertet werden. Für die Bewertung der als Rück-
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stellung zu erfassenden Abgabeverpflichtung wurde die Nettomethode als ratsam 

erachtet. Darüber hinaus wurde es als sinnvoll beurteilt, die Anhangangaben um 

eine Darstellung der betragsmäßigen Beeinflussung der einzelnen Abschlusspositio-

nen zu erweitern. 

Die Bilanzierung der Rohstoffförderung macht zunächst ein alle Prozessphasen 

abdeckendes Regelwerk erforderlich. In der Erkundungsphase sollten die anfallen-

den Kosten im Wesentlichen Aufwand darstellen. Für die Erforschungs- und Bewer-

tungsphase wurden ein Ausweis unter den langfristigen immateriellen Vermögens-

werten und eine Bewertung nach der Successfull-Efforts-Methode sowie nach fort-

geführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten als entscheidungsnützlich beur-

teilt. Die aktivierten Vermögenswerte sollten ab Nutzungsbeginn planmäßig abge-

schrieben werden sowie jährlich einem Werthaltigkeitstest nach den Grundsätzen 

des IAS 36 unterzogen werden. Für die in der Entwicklungsphase aktivierten Sach-

anlagen wurde die Anwendung des Modells fortgeführter Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten unter Berücksichtigung planmäßiger sowie gegebenenfalls außer-

planmäßiger Abschreibungen nach IAS 36 und für die in der Ausbeutungsphase 

gewonnenen Rohstoffe das Herstellungskostenmodell unter Berücksichtigung der 

Vorratsbewertung nach IAS 2 vorgeschlagen. Darüber hinaus mündeten die Emp-

fehlungen in erweiterte Anhangangaben. Dies umfasste insbesondere erläuternde 

sowie betragsmäßig konkretisierende Angaben zur Abgrenzung der Prozessphasen 

sowie der getroffenen Einschätzungen zur Werthaltigkeit der aktivierten Vermö-

genswerte. 

Für energieerzeugungsspezifische Rückstellungen wurden folgende Ansatzkrite-

rien als entscheidungsnützlich aufgezeigt: 

• Außenverpflichtungsprinzip im Zusammenhang mit einem starken Unent-

ziehbarkeitstheorem, 

• Vergangenheitsprinzip, 

• Vermögenslastprinzip, 

• Prinzip der verlässlichen Schätzung. 

Für die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme wurde eine Verla-

gerung auf die Erstbewertung präferiert. Diesbezüglich wurde ein zweistufiges Be-

wertungssystem erarbeitet. Sofern ein Ressourcenabfluss mit einer Mindesteintritts-

wahrscheinlichkeit von 70 % verbunden ist, sollte die wahrscheinlichste Schätzung 

angesetzt sowie bei allen übrigen Rückstellungen ein Erwartungswert gebildet wer-
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den. Für die Barwertermittlung wurde ein risikofreier Zins unter Berücksichtigung 

individueller Risikozuschläge vorgeschlagen. Sämtliche Rückstellungen sollten 

grundsätzlich aufwandswirksam erfasst werden. Als Ausnahmen dazu wurden Re-

kultivierungs-, Stilllegungs- und Wiederherstellungsverpflichtungen an Sachanla-

gen, welche in die entsprechenden Anschaffungs- oder Herstellungskosten einbezo-

gen werden sollten sowie Rekultivierungsverpflichtungen an Grundstücken, die 

aufwandswirksam angesammelt werden sollten, identifiziert. Darüber hinaus wurde 

es als sinnvoll erachtet, Entsorgungsverpflichtungen in der Stromproduktion unter 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten der korrespondierenden Vorräte zu erfassen. 

In der Folgebewertung sollten Rückstellungen planmäßig aufgezinst, verbraucht 

bzw. aufgelöst oder gegebenenfalls grundsätzlich neubewertet werden, sofern hierzu 

Anlass besteht. Aufgrund der starken ermessenbehafteten Natur von Rückstellungen 

wurden diverse erweiternde Anhangangaben als sinnvoll erachtet, die Ermessens-

entscheidungen entscheidungsnützlicher nachvollziehen lassen.  

Die hier enthaltenen Ratschläge verstehen sich dabei als Diskussionsgrundlage für 

neu zu entwickelnde Standards oder Interpretationen.  



235 

2. Ausblick 

Die in dieser Arbeit gewonnenen Erkenntnisse und Ergebnisse bieten umfangreiche 

Anknüpfungspunkte für weitere Forschungstätigkeiten.  

Einerseits wird voraussichtlich der Anwendungsbereich der IFRS in der Ener-

giewirtschaft weiter ausgeweitet werden. Im Zuge der Energiewende und der damit 

verbundenen nötigen Investitionen scheint es wahrscheinlich, dass sich auch ur-

sprünglich rein kommunale Unternehmen dem Kapitalmarkt öffnen werden. Bereits 

heute erstellt und veröffentlicht z.B. die Stadtwerke Hannover AG einen Konzern-

abschluss nach IFRS und emittiert frei handelbare Genussscheine zur Finanzierung 

ihrer Investitionsvorhaben.1038 Insofern werden die IFRS und die Notwendigkeit 

einer für Investoren entscheidungsnützlichen Rechnungslegung in der Energiewirt-

schaft weiter an Bedeutung gewinnen. 

Andererseits befinden sich aktuell sowohl IFRS 6, welcher die Rohstoffförderung 

zum Thema hat, als auch IAS 37, welcher sich mit der Rückstellungsbilanzierung 

beschäftigt, in Überarbeitung. Hierzu wurden in jüngster Vergangenheit bereits ein 

Diskussionspapier bzw. ein Exposure Draft veröffentlicht, die in zwei neunen 

Standards münden sollen. Ebenso hat das IASB nach dem Rückzug von IFRIC 3 

auch die Bilanzierung von Emissionsrechten wieder als Forschungsprojekt ange-

setzt.1039 Es scheint deshalb unabdingbar im Sinne einer entscheidungsnützlichen 

Bilanzierung, die Diskussion zu diesen Themen fortzuführen. 

Ein besonderes Augenmerk wird dabei auf die Weiterentwicklung des Rahmen-

konzepts des IASB zu legen sein. Am 18. Juli 2013 wurde ein Diskussionspapier 

über weitere Änderungen im Conceptual Framework veröffentlicht.1040 Dieses be-

schäftigt sich unter anderem auch mit der Definition, dem Ansatz und der Bewer-

tung von Vermögenswerten und Schulden. Nach den Vorstellungen des IASB soll in 

Zukunft der Fokus der Ansatzkriterien für Vermögenswerte und Schulden nicht 

mehr direkt von wahrscheinlichen zukünftigen ökonomischen Nutzenzu- und ab-

flüssen abhängen.1041 Ins Zentrum sollen ökonomische Ressourcen rücken, die 

Rechte oder andere Wertquellen darstellen und dazu geeignet sind, ökonomischen 

                                                 
1038  Vgl. Stadtwerke Hannover AG (2013), Wertpapiere. 
1039  Vgl. IASB (2012), Emissions Trading Schemes (Research Project). 
1040  Vgl. IASB (2013), DP/2013/1. 
1041  Vgl. DP/2013/1, S. 7f. 
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Nutzen zu- oder abfließen zu lassen.1042 Dies bedeutet einen umfangreicheren Bi-

lanzansatz als bisher. Darüber hinaus ist angedacht, die Bewertung von Vermö-

genswerten stärker an den zukünftig generierbaren cash flows und die Bewertung 

von Schulden am erwarteten Erfüllungsbetrag zu orientieren.1043 Vor diesem Hinter-

grund wird zu prüfen sein, ob die vom IASB vorgeschlagenen Änderungen ent-

scheidungsnützlich sind. Dies kann unter anderem anhand empirischer Studien zur 

Wertrelevanz erfolgen.  

                                                 
1042  Vgl. DP/2013/1, S. 7. 
1043  Vgl. DP/2013/1, S. 11. 
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